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Die Grenzen meiner Sprache ...

"Die Grenzen meiner Sprache

sind die Grenzen meiner Welt."

(Ludwig Wittgenstein)

Ein jeder ist der Sprache teilhaftig, soweit sie sich in den Archiven
des täglichen und perspektivischen Gebrauchs sammelt, strukturiert und
ablagert. Dennoch besteht ihre vorrangigste Eigenschaft und Funktion
wohl eher darin, niemals Besitz, Eigentum oder Vermögen werden zu
können.

Der Wunsch des Menschen nach wechselseitiger oder einseitiger
Verfügungsgewalt als Hilfsmittel oder Werkzeug in seinen Händen oder
gar in seinem Munde, um damit seine Interessen zu verfolgen, ist so
alt wie die doch äußerst beschränkte Reichweite eben dieses Ansinnens.
Nicht grundlos ist die Kultur der Werkzeuge und Hilfsmittel, also auch
die der Sprache, hoch innovativ und wird bestimmt durch ihre
fortschreitende Entwicklung. Soviel zu Ludwig Wittgenstein und seinem
Bekenntnis zur Unzulänglichkeit seines sprachlichen Vermögens als
Einsicht in die Grenzen ihrer Fassungs- und Entfaltungsmöglichkeiten.

Wenn also der Knüppel, wie uns die Volksweisheit verrät, beim Hund
liegt, warum sollte ich gerade auf diesen fixiert bleiben, um ihn im
Zweifelsfalle zu bezwingen? Die Grenzen der Sprache, also der Kehrwert
ihres Besitzes, bleiben am Ende dieser Betrachtungen deshalb ebenso
ungeklärt wie die Chance, sie zu besitzen oder sich ihrer unabweislich
zu bedienen. Auch die Fragefertigkeit, als ein Bestandteil
sprachlichen Vermögens erwiesen, wird in Anbetracht entgrenzender
Unwahrscheinlichkeiten dann auf ihre Gegenstandslosigkeit reduziert.

Jedes jedoch von Besitz- und Verfügungsstreben emanzipierte
Verständnis und der Folge ungetriebener Mühe nicht im Wege stehen zu
müssen, hebt die Beseitigung solcher Hindernisse in den Horizont der
Erreichbarkeit.

Fraglos allerdings müssen gerade diese Hindernisse zum Zwecke ihrer
Überwindung zuvor in ihrer ganzen Vollständigkeit und
Widersprüchlichkeit aufgerichtet und bis zur Erschöpfung verbraucht
werden. Nicht erst nach Wittgenstein muß dieser Preis sich
überstülpender Erkenntnisse neben den Schleifen andauernder
Wiederholung dennoch vollständig entrichtet werden, wollte man sich
denn ihrer Fesselgewalt endlich und gültig wirksam entledigen können.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Mai 2018
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ATOM/163: Halbwertzeit - selbst der Abbruch würde dauern ... (Umweltinstitut München e.V.)


Umweltinstitut München - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Forsa-Umfrage in Nordrhein-Westfalen: 

Zwei Drittel gegen Brennelement-Exporte und für Stilllegung der Atomfabriken



Eine breite Mehrheit der nordrhein-westfälischen Bevölkerung spricht
sich für einen Lieferstopp deutscher Brennelemente an ausländische
Atomreaktoren aus. Darüber hinaus befürworten ebenso viele Menschen die
Stilllegung der Atomfabriken in Gronau und Lingen. Das ist das Ergebnis
einer aktuellen repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
forsa im Auftrag des Umweltinstituts.

In einer repräsentativen Studie hatte forsa 1.075 Menschen in
Nordrhein-Westfalen befragt. 67 Prozent der Bürgerinnen und Bürger
befürworten einen Lieferstopp von Brennelementen ins Ausland. 68 Prozent
sprechen sich für die komplette Stilllegung der zwei Atomfabriken in
Deutschland aus.

"Die deutschen Atomfabriken Gronau und Lingen beliefern unter anderem
die hochgefährlichen Risikoreaktoren Tihange und Doel in Belgien. Es
gibt in Nordrhein-Westfalen einen breiten Rückhalt dafür, die
Brennelement-Lieferungen an solche Reaktoren zu stoppen und die
Uranfabriken in Deutschland zu schließen. Dies ist ein klares Signal an
Ministerpräsident Armin Laschet, nun endlich wirkungsvoll auf die
Stilllegung der belgischen Pannenmeiler hinzuwirken", so Dr. Philip
Bedall, Referent für Energie- und Atompolitik beim Umweltinstitut
München zu den Ergebnissen der aktuellen forsa-Umfrage.

"Um das Risiko eines verheerenden Reaktorunfalls in Belgien zu bändigen,
braucht es einen sofortigen Exportstopp für die deutschen Atomfabriken.
Es liegt in der Hand von Bundesumweltministerin Svenja Schulze, künftige
Liefergenehmigungen zu verweigern", so Bedall. "Konsequent im Sinne des
deutschen Atomausstiegs wäre zudem die zeitnahe Stilllegung der
Atomfabriken. Auch diese Maßnahme, die erst in mehreren Jahren Wirkung
entfalten würde, muss bereits heute eingeleitet werden."

Die neue Bundesregierung will laut Koalitionsvertrag "[...] verhindern,
dass Kernbrennstoffe aus deutscher Produktion in Anlagen im Ausland,
deren Sicherheit aus deutscher Sicht zweifelhaft ist, zum Einsatz
kommen". Sie will dazu "prüfen, auf welchem Wege wir dieses Ziel
rechtssicher erreichen".

Ein Rechtsgutachten im Auftrag der Ärzte-Organisation IPPNW zeigt, dass
ein sofortiges Export-Verbot rechtssicher möglich ist. Zugleich
unterstützen Gutachten im Auftrag des Bundesumweltministeriums die
Einschätzung, dass auch die Stilllegung der Atomfabriken "mit hoher
Wahrscheinlichkeit"rechtssicher möglich wäre - in Einklang mit dem
Verfassungsrecht, mit dem Völkerrecht und mit dem Europarecht.


Anmerkung:
[1] https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf

Weitere Informationen und Quellenangabe:

Repräsentative forsa-Umfrage in Niedersachsen im Auftrag des
Umweltinstituts

http://www.umweltinstitut.org/fileadmin/Mediapool/Downloads/01_Themen/01_Radioaktivitaet/Atomfabriken/36275_q8363_text_Niedersachsen.pdf

Pressemitteilung zu den Ergebnissen einer themengleichen Forsa-Umfrage in
Nordrhein-Westfalen

http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-details/aspresse/129/forsa-umfrage-in-nordrhein-westfalen-zwei-drittel-gegen-brennelement-exporte-und-fuer-stilllegung-d.html

Hintergrundinformationen zu den Atomfabriken und Brennstoff-Exporten
(inkl. Gutachten von IPPNW und BMU)

https://www.umweltinstitut.org/mitmach-aktionen/lieferstopp-fuer-risikoreaktoren.html?activeTab=1

 * 

Quelle:

Umweltinstitut München e.V.

Landwehrstr. 64a, 80336 München

Telefon: (089) 30 77 49-0, Fax: (089) 30 77 49-20

E-Mail: info@umweltinstitut.org

Internet: www.umweltinstitut.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 
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KOHLEALARM/434: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg zum Umstieg deuten ... (Fossil Free Aachen )


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 20. Mai 2018

Braunkohledinosaurier geriert sich an der RWTH Aachen als
Zukunftsprophet 



Am 23. und 24. Mai 2018 findet an der RWTH Aachen AIMS das Aachen
International Mining Symposium statt. Das Motto "Mines of the Future"
(Bergwerke der Zukunft) hat dabei durchaus seine Berechtigung. Es gilt
z.B. über die Nachnutzung alter Steinkohlebergwerke oder über
umweltverträgliche Erzgewinnung nachzudenken. Jedoch tritt unter dem
zukunftsweisenden Leitsatz auch eines der vergangenheitsorientiertesten
Energieunternehmen als Sponsor auf: Der Klimakiller RWE, der das
Rheinische Braunkohlerevier ausbeutet und die Kohle gleich vor Ort
verbrennt - das zerstört nicht nur das Weltklima sondern belastet auch
die Luft in der Region mit Feinstaub, Quecksilber und anderen Giften.

Anstatt die Konferenz zur Neuorientierung und Alternativensuche zu
nutzen, hält RWE an der Braunkohle fest und fabuliert von angeblich
sauberen neuen Kraftwerken. Der Konzern will die Nutzung der nach
CO2-Ausstoß pro erzeugter Kilowattstunde klimaschädlichsten Art der
Stromerzeugung noch weit in die Zukunft verlängern, sogar mit
Kraftwerksneubauten. Nach den üblichen Regeln der Abschreibung bedeutet
das, diese Stromerzeugungsart bis weit in die zweite Hälfte des
Jahrhunderts zu verfolgen. "Hier verschließt ein Konzern ganz fest die
Augen vor dem unausweichlichen Kohleausstieg", sagt Lea Heuser,
Sprecherin von Fossil Free Aachen. "Es gibt keine saubere
Kohleverstromung und unsere einzige Chance auf eine Abmilderung des
Klimachaos sind die erneuerbaren Energien."

Auf der Homepage der Konferenz [1] schreibt der Stromkonzern
dazu freimütig: "Mittelfristig liegt der Fokus auf der Weiterentwicklung
des Kraftwerksportfolios, insbesondere durch die Optimierung bestehender
Anlagen und durch gezielte Neubauten. Dazu gehören die Verlängerung der
wirtschaftlichen Nutzungsdauer bestehender Anlagen durch
Sanierungsmaßnahmen und Effizienzsteigerungen sowie gezielte
Kraftwerkserneuerungen". Außerdem heißt es, RWE könne als "großer
deutscher Stromerzeuger [...] weitgehend auf die eigene Rohstoffbasis
zurückgreifen". Mit der "eigenen Rohstoffbasis" können aber
ausschließlich die rheinischen Braunkohle-Tagebaue gemeint sein, die RWE
gehören. Braunkohle stellt mit 36,7% der Stromerzeugung den mit Abstand
größten Posten im "Energiemix" von RWE dar, gefolgt von Erdgas (26,7%),
Atomenergie (15,0%) und Steinkohle (14,5%). Von den Brennstoffen muss
lediglich die Braunkohle nicht importiert werden. - Erneuerbare Energien
firmieren bei RWE unter "ferner liefen" (5,6%). (Zahlen von 2017,
Quelle: de.statista.com)

Die RWTH Aachen schreibt sich "Thinking the Future" (die Zukunft denken)
auf die Fahnen. Statt rückwärtsgewandte Energiekonzerne als Sponsoren zu
gewinnen, täte die renommierte, technische Hochschule deutlich besser
daran, alternative Stromerzeugung und -speicherung zu erforschen und zu
lehren. Fossil Free Aachen bekräftigt daher anlässlich der
AIMS-Konferenz seine Forderung nach einem möglichst baldigen und
vollständigen Kohleausstieg Deutschlands und einer Neuausrichtung von
Forschung und Lehre an der RWTH Aachen. "Die Ingenieurinnen und
Ingenieure von morgen haben ein Recht darauf, zu lernen, wie sie die
Zukunft in ihre eigenen Hände nehmen können", betont Heuser.

Fossil Free Aachen unterstützt daher den Aufruf zu einer
Protestkundgebung auf dem Aachener Markt. Am Mittwoch, dem 23.05.18 um
18:30 Uhr, kurz bevor sich die Konferenzteilnehmenden in der Nähe zum
gemeinsamen Abendessen treffen, will die Initiative die Öffentlichkeit
über die ewig gestrigen Pläne der RWE AG informieren und ihren
Widerspruch zum Ausdruck bringen.


Anmerkung:

[1] http://www.aims.rwth-aachen.de/rwe-power-ag/

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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KOHLEALARM/433: Klimakampf und Kohlefront - zu spät für Seen und Grundwasser ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 17.05.2018

Wassereinleitung in tagebaubeeinflusste Seen löst nur geringe Teile des
Problems



Cottbus, 17.05.2018. Zu den am Donnerstag in Cottbus vorgestellten
Maßnahmen zur Stützung der durch den Tagebau Jänschwalde geschädigten Seen
bei Guben gibt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA die folgende
erste Bewertung ab:

"Es ist höchste Zeit, dass die Bergbehörde LBGR erste Konsequenzen aus der
Schädigung der Seen zieht, das hätte bereits vor Jahren passieren müssen.

Während die Grundwasserabsenkung des Tagebaues noch in diesem Jahr durch
Inbetriebnahme weiterer Pumpen noch weiter verschärft werden soll, soll die
Einleitung in die Seen frühestens in einem Jahr beginnen und erst in drei
Jahren der Zielwasserstand erreicht sein. Aus unserer Sicht ist jede
weitere Verschlechterung unzulässig und ein Fortschreiten des Tagebaues
nach Norden zu stoppen.

Die Wiederherstellung der Seewasserstände von 2010 reicht aus unserer Sicht
nicht aus, weil schon vor 2010 Einflüsse des Bergbaus am Absinken der Seen
beteiligt waren.

Der Grundwasserentzug durch den Tagebau schädigt zudem nicht nur die Seen,
sondern auch andere Lebensräume und verursacht Bergschäden. Auch diese
Wirkungen reichen zwangsläufig weiter als bisher zugegeben. Sie zu
verhindern gibt es offenbar kein Konzept."

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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SPRACHE/973: Förderung für Sonderforschungsbereich zur Informationsdichte in der Sprache (idw)


Universität des Saarlandes - 18.05.2018

Weitere elf Millionen Euro für DFG-Sonderforschungsbereich zur
Informationsdichte in der Sprache



Die Sprache bietet ein breites Spektrum an Ausdrucksmöglichkeiten für die
Kommunikation. So kann ein und derselbe Sachverhalt entweder kurz und
knapp oder ausführlich dargestellt werden. In der Regel versucht man, die
in einer Äußerung enthaltene Informationsmenge so zu dosieren, dass der
Gesprächspartner nicht überlastet wird, sich aber auch nicht langweilt.
Die Informationsdichte von sprachlichen Äußerungen hängt aber von vielen
Faktoren ab, die Saarbrücker Linguisten in einem Sonderforschungsbereich
untersuchen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert das
interdisziplinäre Projekt jetzt weitere vier Jahre mit rund elf Millionen
Euro. Davon werden vor allem Doktoranden finanziert.

"In wissenschaftlichen Publikationen werden viele Fachbegriffe und
Abkürzungen verwendet, die dann nur die Experten auf diesem Gebiet
verstehen. Physiker und Informatiker etwa nutzen einen recht
unterschiedlichen Jargon", sagt Elke Teich, Professorin für Englische
Sprach- und Übersetzungswissenschaft der Universität des Saarlandes. Sie
ist Sprecherin des Sonderforschungsbereichs zur Informationsdichte und
beschäftigt sich seit langem mit der Wissenschaftssprache. Ihr fiel dabei
auf, dass es zahlreiche linguistische Analysen zu verschiedenen Textsorten
gibt, jedoch kaum eine Studie zu der Frage, wie hoch die
Informationsdichte in einem Text oder einer Äußerung ist - oder sein
sollte, damit Fachkommunikation gut funktioniert.

"Wir wollen jetzt zum Beispiel untersuchen, wie Kinder mit neuen
Informationen umgehen und wie sie Begriffe verarbeiten, die sie vorher
noch nicht gehört haben", erläutert Elke Teich. Als Erwachsener könne man
aufgrund seines Hintergrundwissens vorhersagen, wie ein Satz vermutlich
endet. Kinder müssten hierbei kreativer werden, um neue Wörter in den
passenden Kontext einzubauen. "Wir werden in Versuchsreihen die Hirnströme
von Kindern messen, um herauszufinden, welche Gehirnareale sie bei der
Sprachverarbeitung nutzen. Damit wollen wir unter anderem neue Verfahren
entwickeln, mit denen man den Sprachstand von Kindern ermitteln kann",
erklärt Elke Teich. Hierbei werden die Linguisten mit Psychologen der
Saar-Uni zusammenarbeiten.

In einem weiteren Teilprojekt des Sonderforschungsbereiches geht es um die
Frage, wie man in einer virtuellen Welt, etwa einem Computerspiel,
visuelle Informationen in gesprochene Sprache übertragen kann. "Wenn wir
einem anderen Menschen erklären, wie er in einem Bahnhof das passende
Gleis findet, haben wir den Weg genau im Kopf. Für einen Computer ist es
schwierig, räumliche Informationen aus einer 3-D-Welt automatisch in einen
gesprochenen Text umzusetzen", erläutert die Sprachforscherin. Die
Erkenntnisse aus dieser Grundlagenforschung sollen dabei helfen, die
maschinelle Verarbeitung von Sprache zu verbessern. Daher sind auch
mehrere Professoren für Computerlinguistik und Sprachtechnologie von der
Saar-Uni an dem Forschungsverbund beteiligt.

Mehrere Doktorarbeiten werden sich zudem dem Thema Mehrsprachigkeit
widmen. So wollen Phonetiker und Sprachtechnologen untersuchen, wie
schnell Mensch und Computer eine Fremdsprache lernen können, wenn sie
schon eine andere Sprache aus der gleichen Sprachfamilie beherrschen. "Wer
zum Beispiel Bulgarisch sprechen kann, wird auch schnell Russisch lernen.
Dafür ist es wichtig, die grundlegenden Prinzipien einer Sprache zu
verstehen, um damit zum Beispiel die maschinelle Übersetzung zu
verbessern", unterstreicht Elke Teich. Die von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geförderten Sonderforschungsbereiche (SFB) sind auf
mehrere Jahre angelegt und haben zum Ziel, dass Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler über die Grenzen ihrer jeweiligen Fächer und Fakultäten
hinweg im Rahmen eines wissenschaftlich exzellenten Forschungsprogramms
zusammenarbeiten.

Am Saarbrücker Sonderforschungsbereich sind Linguisten der Angewandten
Sprachwissenschaft, Germanistik und Slavistik beteiligt, darunter die
Professorin Elke Teich als Sprecherin sowie die Professoren Ingo Reich,
Augustin Speyer und Tania Avgustinova. Aus Psycholinguistik und
Computerlinguistik wirken die Professoren Matthew Crocker, Dietrich
Klakow, Bernd Möbius, Alexander Koller und Josef van Genabith mit. Von
Seiten der Fachrichtung Psychologie tragen die Professoren Jutta Kray und
Axel Mecklinger zum Forschungsprojekt bei, aus der Informatik die
Professoren Vera Demberg und Jörg Hoffmann. Als Nachwuchsprojektleiter
sind Bistra Andreeva, Harm Brouwer, Heiner Drenhaus, Raphael Rubino,
Stefan Thater und Maria Staudte vertreten. Die Professorinnen Nivedita
Mani (Göttingen) und Stefanie Dipper (Bochum) verstärken das Saarbrücker
Team. Der 2014 eingerichtete Sonderforschungsbereich wird jetzt über
weitere vier Jahre mit rund elf Millionen Euro gefördert werden. Davon
sollen rund 30 Doktoranden und Nachwuchsforscher finanziert werden. In der
Fördersumme enthalten ist eine 22-prozentige Programmpauschale für
indirekte Kosten.


Weitere Informationen:

www.uni-saarland.de/lst

www.mmci.uni-saarland.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Friederike Meyer zu Tittingdorf, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4959: Bielefeld - "Englisch kompakt für Alltag und Beruf", 10 Termine ab 28.5.


Englisch kompakt für Alltag und Beruf



Bielefeld (bi). Am Montag, 28. Mai, startet in der Volkshochschule im
Ravensberger Park ein Intensivkurs Englisch für Teilnehmer mit
Grundkenntnissen auf der Niveaustufe A2. Zehn Kursabende, jeweils
montags und mittwochs von 18.15 bis 19.45 Uhr, bieten die Möglichkeit,
in einer Kleingruppe mit maximal neun Personen frühere Kenntnisse
aufzufrischen und vorhandene Ausdrucksmöglichkeiten zu erweitern.

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51
68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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BUCHBESPRECHUNG/152: Bernd Sikora, Balanceakte (Episoden) (Horst Möller)


Bernd Sikora

Balanceakte

Ein Leben zwischen Kunst, Architektur und Politik

von Horst Möller, 22. Mai 2018



Auf Kurs bleiben im Wechsel der Zeiten

Bernd Sikora, der aus dem erzgebirgischen Oelsnitz stammende, in
Leipzig beheimatete Architekt und Designer, erinnert sich im Rückblick
auf achtundsiebzig Lebensjahre an den sonntäglichen Besuch bei Familie
Wolf am 30. März 1969. Deprimiert habe er das in den 1930er Jahren von
Hermann Henselmann im Bauhausstil (mit Walmdach zwar) errichtete Haus
in der Fontanestraße in Kleinmachnow verlassen und erst Tage später
begriffen, "warum Christa Wolf die Flucht meiner Eltern nach dem
Westen offenbar ablehnte und für mich als Zurückgebliebenen zu meiner
großen Enttäuschung kein Wort der Anteilnahme oder einen Ratschlag
fand. Es ging um das Bekenntnis zum Sozialismus." Nun, in Der
geteilte Himmel ist der Zweifellast der Zeit erhebliches Gewicht
beigemessen: "Die Luft ist schwer von Bekenntnissen, als hänge jetzt
vieles davon ab, daß aus dem Innersten der Menschen Wahrheit an den
Tag kommt." Und dann weiter: "Woher sollten in diesem Land auch die
ganzen ehrlichen Leute kommen?" Die Sikoras hatten ihre sächsische
Heimat verlassen, als der mühsam über die Notjahre gebrachte
Kohlehandel verstaatlicht werden sollte. In Franken versuchten sie
einen Neuanfang. Der Sohn der Familie hatte gerade in Leipzig sein
Architekturstudium begonnen. Auf dem eingeschlagenen Weg wollte er
vorankommen, selbstbestimmt, auf eigenen Füßen stehen. Nach allem
anderen war ihm da zumute als nach unausgereiften Bekenntnissen.

So wortreich diese "Geschichtensammlung" ist und einzelne Episoden
eher beiläufig daherkommen - Tristesse wird da nicht ausgebreitet.
Sobald dem frisch gebackenen Architekten bewusst geworden war, dass
sein Metier nur arg eingeschränkte gestalterische Möglichkeiten
gestattete, sattelte er kurz entschlossen um und ließ sich an der
Hochschule für Grafik und Buchkunst in der Grafikklasse Prof. Wolfgang
Mattheuers zum Designer ausbilden. Es handelt sich eigentlich um eine
Petitesse, die ihm erwähnenswert ist, weil das neue Tätigkeitsfeld
seinen Intentionen besser entsprach. Im Umland Leipzigs waren der
Braunkohleförderung zahlreiche Siedlungen zum Opfer gefallen. Ein mit
viel Grün durchwirkter Ort wie Eythra, jetzt ein Neu-Atlantis, hatte
den Dreißigjährigen Krieg, Napoleon und auch den 2. Weltkrieg
überstanden. Die Einwohner mussten weichen und erhielten in den
Neubauklötzen Leipzig-Grünaus eine neue Unterkunft, durchaus
komfortabel, zumindest für diese Jahre. Aber fanden sie dort auch ein
Zuhause? Ohne behördlichen Auftrag, aus eigenem Antrieb heraus, hatte
sich Bernd Sikora gemeinsam mit einer Grafikerin aufgemacht, das graue
Äußere einer Trafostation zu verzieren. Dieser Farbtupfer verströmte
gewiss nur sehr entfernt den Charme der Fassadenmalerei wie im dafür
berühmten Calvi dell'Umbria, brachte den Beiden aber immerhin von
Anwohnenden den Titel "unsere Künstler" ein. Während im einstigen
"Schlammhausen" Gummistiefel die passendste Fußbekleidung waren, trug
im Februar 2017 die niederländische Königin dort bei ihrem
Erkundungsausflug (um Verlaufsformen von Integration zu ergründen)
übrigens silberne Schuhe mit Pfennigabsätzen.

Ausführlich würdigt Bernd Sikora den Leipziger Kunsthistoriker Dr.
Peter Guth (1953-2004), seinen langjährigen Partner. Über ihn war zu
lesen: "ein cooler, intellektueller Mann, dem ,dämliche
Betroffenheitsgesten' eigentlich nicht liegen" (Der Spiegel
10.8.1992). Er war 1992 in der besonders aufgeheizten Atmosphäre der
Saalestadt Halle von irgendwelchen Evaluierern zunächst seines
Lehramtes an der Burg Giebichenstein enthoben und nach
Studentenprotesten dann wiedereingesetzt worden - welch seltener Fall!
Sikora schreibt über ihn bar jeglicher Coolness. Auch sonst lässt er
mitempfinden, was ihm Erfüllung und Freude oder aber Ärger und Zorn
bereitet hat: z. B. die vormals endlosen Mühen zur Durchsetzung seiner
Buchprojekte, dann später das Gelingen von Schlüsselwerken zu
Architektur- und Stadtgeschichte Leipzigs, speziell zum renommierten
Waldstraßenviertel, sowie zur Landesgeschichte Sachsens. Es spricht
für Souveränität und Weite des Horizonts - zu ermessen an der
Personage unterschiedlichster Couleur mit über 500 Einträgen im
Personenverzeichnis -, dass sich Bernd Sikora die Verbindung zur
heimatlichen Provinz erhalten hat, was letztlich dazu führte, dass er
für seine Geburtsstadt einen Aussichtsturm entwarf, der auf der Halde
des Deutschlandschachtes, eines ehemaligen Steinkohlenbergwerks,
errichtet wurde. Mit Genugtuung zitiert er die Worte, mit denen der
ehemalige Bergmann am 21. November 2000 bei der Einweihung dieses
frivolen Fingers dem Architekten dankte: "Mit dem Turm haben sie den
Kumpels und mir die Heimat wiedergegeben." Vom 36 Meter hohen
Rundblick auf 487 m über NHN ergaben sich - symbolträchtig - nun auch
Rückblicke. Im August 2003 fährt Bernd Sikora erstmals die kurze
Strecke ins Tschechische, nach Kovářská. Im dortigen Heimatmuseum
findet er den "Schwarzen Montag über dem Erzgebirge" dokumentiert. Am
11. September 1944 waren bei einer Luftschlacht am Fichtelberg 33
viermotorige amerikanische Bomber, sogenannte "fliegende Festungen",
von 50 bis 70 deutschen Jagdflugzeugen attackiert worden. Der
vierjährige Bernd, genau zu diesem Zeitpunkt in der Umgebung von
Oberwiesenthal unterwegs, war mit seiner Mutter Leonore Sikora (ihr
sind die Erinnerungen gewidmet) wie durch ein Wunder den aus dem im
Niedrigflug herandonnernden Monster abgegebenen Gewehr-Salven des
feindlichen - seiner Wahrnehmung nach grienenden - Fliegers entkommen.
Der Schrecken saß tief. Brutaler noch hatte sich ein weiteres
schreckliches Ereignis eingebrannt. Am 21. April 1945 hatte der Panzer
eines amerikanischen Spähtrupps vorm elterlichen Haus haltgemacht, was
Hirnverbrannte aus der Nachbarschaft wegen angeblichen Fraternisierens
zum Denunzieren veranlasste. Im darauffolgenden "Blutsonntag" waren
mehrere Mitglieder der Familie umgekommen. Was Bernd Sikora hier aus
längst versunkenen Kindheitstagen nach oben fördert, ist lange Jahre
gemeinhin nicht des Erinnerns für notwendig befunden gewesen, ganz
offensichtlich zu viele Jahre lang. - Die einst vergeblich im Hause
Wolf erhoffte Anteilnahme würde bei einem neuerlichen Besuch ganz
sicherlich nicht ausbleiben.

Bernd Sikora

Balanceakte.

Ein Leben zwischen Kunst, Architektur und Politik

Mitteldeutscher Verlag, Halle (Saale) 2018

639 S.

30.- Euro

 * 

Quelle:

© 2018 by Horst Möller, Leipzig

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TAGUNG/087: Berlin - Amerikanische Gegen/Öffentlichkeiten, 24. bis 27. Mai 2018


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Öffentlichkeit und Gegenöffentlichkeiten: Tagung der Deutschen
Gesellschaft für Amerikastudien

mit zwei öffentlichen Veranstaltungen am 26. und 27. Mai 2018



Die 65. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Amerikastudien
findet vom 24. bis 27. Mai 2018 am John-F.-Kennedy-Institut der Freien
Universität Berlin statt. Im Rahmen der Fachtagung zum Thema "American
Counter/Publics" (Amerikanische Gegen/Öffentlichkeiten) können
Interessierte zwei öffentliche Veranstaltungen besuchen: Die
Podiumsdiskussion "Zwischen Fake News und Fact Checking: Die
Transformation des öffentlichen Raumes" findet am Sonnabend, den 26.
Mai 2018 um 18.15 Uhr statt. Die US-amerikanische Autorin Claudia
Rankine hält am Sonntag, den 27. Mai um 11.30 Uhr einen Vortrag über
die Kategorie "Race" in der zeitgenössischen US-amerikanischen Kunst.

Thema der Podiumsdiskussion ist die Gefährdung des öffentlichen
Raumes, die Untergrabung des Vertrauens in Politik und Medien sowie
die Bedrohung der Demokratie durch Fake News und sogenannte
alternative Fakten. Auf dem Podium diskutieren Expertinnen und
Experten über die Funktionsfähigkeit von Demokratien und über mögliche
Strategien, mit denen das Vertrauen in Medien gestärkt werden kann. Es
diskutieren in deutscher Sprache: Dr. Hanan Badr vom Institut für
Publizistik- und Kommunikationswissenschaft der Freien Universität
Berlin, die Amerikanistinnen PD Dr. Ingrid Gessner von der Universität
Regensburg, Prof. Dr. Anke Ortlepp von der Universität Kassel sowie
Alexandra Schuler, stellvertretende Redaktionsleiterin der Bildagentur
picture alliance/dpa. Das Gespräch moderiert Prof. Dr. Christian
Lammert vom John-F.-Kennedy-Institut der Freien Universität.

In ihrem Vortrag "The Racial Imaginary in Contemporary American Art"
beschäftigt sich die US-amerikanische Autorin Claudia Rankine mit
gegenwärtigen Erscheinungsformen ethnischer Identität. Die Tochter
eines jamaikanischen Einwandererpaares kam 1970 als Siebenjährige in
die USA. Seit den 1990er Jahren zählt Claudia Rankine zu den
bedeutendsten US-Lyrikerinnen. Sie war als Dozentin am kalifornischen
Pomona College tätig und ist seit 2016 Professorin für Poetik an der
Yale University. Claudia Rankines Buch "Citizen: An American Lyric"
(in Deutschland unter dem Titel "Citizen" erschienen) über Formen
rassistischer Aggression im Alltag war ein mehrfach prämierter
Bestseller in den USA und wurde unter anderem mit dem National Book
Critics Circle Award ausgezeichnet. Im Anschluss an den Vortrag
signiert die Autorin Bücher.

Zeit und Ort

Podiumsdiskussion: Sonnabend, den 26. Mai 2018, 18.15 bis 19.45 Uhr

Vortrag von Claudia Rankine: Sonntag, den 27. Mai 2018, 11.30 bis
13.00 Uhr

Seminaris CampusHotel, Takustraße 39, 14195 Berlin, U-Bhf. Dahlem-Dorf
(U3)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.jfki.fu-berlin.de/en/v/dgfa2018/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, Kerrin Zielke, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/239: Bielefeld - Begegnung der Kulturen für Familien im Historischen Museum am 25.5.2018


Buntes Leben in Bielefeld



Bielefeld (bi). In Bielefeld sind Menschen aus unterschiedlichen
Nationalitäten und Kulturen zuhause. Im Historischen Museum können
Familien mit Kindern von sechs bis zehn Jahren am Freitag, 25. Mai,
einige Kulturen mit ihren Lieblingsgerichten, Begrüßungssitten und
typischen Kinderspielen kennenlernen. Die Veranstaltung um 15 Uhr
kostet sechs Euro für Kinder und vier Euro für Erwachsene. Anmeldung
unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/279: Jahresversammlung fordert Einhaltung menschenrechtlicher Standards in der Asylpolitik


Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. Mai 2018

Jahresversammlung: Amnesty fordert Einhaltung menschenrechtlicher
Standards in der Asylpolitik und kritisiert das bayrische
Polizeiaufgabengesetz

Rund 500 Delegierte der deutschen Sektion der weltweit größten
Menschenrechtsorganisation fordern im niedersächsischen Papenburg ein Ende
der Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär geschützte Menschen.
Zudem kritisieren sie aktuelle und geplante Polizeigesetze als
menschenrechtlich bedenklich.



PAPENBURG, 21.05.2018 - Amnesty International hat bei seiner
Jahresversammlung den bevorstehenden 70. Jahrestag der Verabschiedung der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte gefeiert. Die Delegierten
diskutierten unter anderem die aktuelle Asylpolitik der Bundesregierung und
Änderungen von Polizeigesetzen.

"Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist nicht nur die Grundlage
unserer Arbeit bei Amnesty, sondern sie ist auch die Grundlage für ein
friedliches und sicheres Zusammenleben", sagt Gabriele Stein,
Vorstandssprecherin von Amnesty International in Deutschland. "In diesem
Jahr, in dem die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 70 Jahre alt wird,
ist es notwendig, dass Deutschland demonstriert, wie ein Land, wie eine
Gesellschaft von einer auf Menschenrechten basierenden Politik profitieren
kann."

Amnesty fordert den deutschen Bundestag dazu auf, die Aussetzung des
Familiennachzugs zu subsidiär geschützten Personen zu beenden. Das Ziel
muss sein, wieder zu der ursprünglich am 1. August 2015 eingeführten
Regelung zurückzukehren: Diese sah vor, den Familiennachzug für subsidiär
Schutzberechtigte unter den gleichen Bedingungen zu gewähren wie den
Familiennachzug für Menschen mit Flüchtlingsschutz.

Die Jahresversammlung fordert die Bundesregierung weiterhin dazu auf, die
im Koalitionsvertrag vereinbarte unabhängige Asylverfahrensberatung
umzusetzen. Die Beratung darf nicht nur Organisationen überlassen werden,
die von staatlichen Stellen ausgewählt werden, sondern muss auch allen
anderen Initiativen und Organisationen erlaubt sein, die wie Amnesty
Asylberatung auf Grundlage der Kriterien des Rechtsdienstleistungsgesetzes
durchführen.

Amnesty International in Deutschland betrachtet mit großer Sorge die
aktuelle Diskussion um neue Polizeigesetze. Das betrifft besonders das
gerade verabschiedete bayrische Polizeiaufgabengesetz. Amnesty kritisiert
das Gesetz, da es an vielen Stellen menschenrechtliche Grundsätze
einschränkt und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verletzt: zum
Beispiel durch die Nutzung unbestimmter Begriffe wie "drohender Gefahr"
oder niedrigere Hürden für den Einsatz militärischer Waffen wie
Handgranaten, Sprenggeschosse oder Maschinengewehre. Amnesty fordert die
Bundesländer und die Länderparlamente auf, bei der Novellierung ihrer
Polizeigesetze die Einhaltung menschenrechtlicher Standards und
rechtsstaatlicher Prinzipien sicherzustellen.

Eine ausführliche Analyse des bayrischen Polizeiaufgabengesetzes finden Sie
auf bit.ly/AmnestyDeutschlandPolizeiaufgabengesetzBayern.

Während der Jahresversammlung haben die Amnesty-Mitglieder den
bevorstehenden 70. Jahrestag der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte am 10. Dezember 1948 mit einem Demonstrationszug
gefeiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/766: China - Merkel soll in Peking Verschlechterung der Menschenrechtslage ansprechen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Bundeskanzlerin reist nach China (24./25.5.): Ausbau von
Wirtschaft und Handel fördert Menschenrechte nicht - Freiheit für Liu
Xia und verfolgte Uiguren und Kasachen



Göttingen, den 22. Mai 2018 - Die Bundeskanzlerin soll bei ihrer
China-Reise auch die massive Verschlechterung der Menschenrechtslage
in der Volksrepublik ansprechen. Das hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) von Angela Merkel gefordert. "Mehr Handel mit
China hat nicht geholfen, dass Menschenrechte in der Volksrepublik
mehr respektiert werden. Trotz wirtschaftlicher Öffnung jagt China
unter Staatspräsident Xi Jinping in Sachen Menschenrechten von einem
Negativrekord zum nächsten", heißt es in dem Schreiben des
GfbV-Direktors Ulrich Delius an die Kanzlerin. Darin bat die GfbV
Merkel auch, sich für die freie Ausreise der Dichterin Liu Xia und
für die Freilassung des zu lebenslanger Haft verurteilten uigurischen
Menschenrechtlers Ilham Tohti einzusetzen. Außerdem kritisierte die
Menschenrechtsorganisation nachdrücklich den Missbrauch der
chinesischen Hightech-Industrie zur Sicherung der absoluten Kontrolle
der Bevölkerung und zur Unterdrückung demokratischer Freiheitsrechte.
Merkel wird am Donnerstag in Peking erwartet.

China entferne sich immer weiter von seinem Anspruch,
Rechtsstaatlichkeit zu fördern, schrieb Delius. So missachte der
chinesische Sicherheitsapparat in der Nationalitätenregion Xinjiang
systematisch seine eigenen Gesetze, indem tausende Uiguren und
Kasachen in illegalen Umerziehungszentren auf unbestimmte Zeit und
ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten würden. "Ein Staat, der seine
eigenen Gesetze systematisch ignoriert und verletzt, schafft weder
Vertrauen bei ausländischen Investoren noch wird er seinem
Weltmacht-Anspruch gerecht", betonte der Menschenrechtler. "Ohne
Rechtssicherheit gibt es keine nachhaltige Entwicklung in China,
sondern nur die Willkürherrschaft von Funktionären der
Kommunistischen Partei."

Diese Willkürherrschaft werde besonders am Schicksal der Dichterin
Liu Xia deutlich. Die schwerkranke Witwe des kurz nach seiner
Freilassung im Juli 2017 verstorbenen Friedensnobelpreisträgers Liu
Xiaobo wird gezielt in den Wahnsinn und Selbstmord getrieben. Sie
steht seit acht Jahren unter Hausarrest. Beharrlich weigert sich
Chinas Regierung, sie endlich nach Deutschland ausreisen zu lassen.

Nicht besser ist die Lage des zu lebenslanger Haft verurteilten
uigurischen Wirtschaftsprofessors Ilham Tohti. Sein einziges
Verbrechen war es, sich friedlich für die Verständigung zwischen der
Han-Mehrheitsbevölkerung und Uiguren eingesetzt zu haben.
Systematisch wird der Inhaftierte am Kontakt mit seiner Familie
gehindert. "China setzt in Xinjiang auf absolute Kontrolle und
Eskalation der Spannungen. Die Verfolgung von Uiguren allein aufgrund
ihrer ethnischen Abstammung wird immer mehr verstärkt und neuerdings
auch auf die in der Region lebenden Kasachen ausgeweitet", berichtete
Delius der Kanzlerin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/067: Fritz-Bauer-Preis der Humanistischen Union für Hans-Christian Ströbele (HU)


Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 21. Mai 2018

Vorbild einer aufrechten, friedlichen und freiheitsorientierten
Politik

Fritz-Bauer-Preis der Humanistischen Union für Hans-Christian
Ströbele



"Gesetze sind nicht auf Pergament, sondern

auf empfindliche Menschenhaut geschrieben."

(Fritz Bauer)

Die Humanistische Union (HU) verleiht ihren diesjährigen Fritz-Bauer-Preis
an den Rechtsanwalt, den Mitbegründer von Alternativer Linken und
Tageszeitung (taz) sowie langjährigen Bundestagsabgeordneten Hans-Christian
Ströbele. Mit der Auszeichnung würdigt sie das anwaltliche wie politische
Lebenswerk Ströbeles. Wie kaum ein anderer steht Hans-Christian Ströbele
für eine Politik, die die Kontrollrechte des Parlaments gegenüber der
Regierung ernst nimmt, die sich für die Stärkung rechtsstaatlicher
Standards einsetzt und friedenspolitische wie grundrechtliche Werte auch
gegen öffentliche Stimmungslagen und parteipolitische Räson verteidigt.

Der Vorsitzende der Humanistischen Union, Werner Koep-Kerstin, begründet
die Entscheidung: "Mit seiner Unbeirrbarkeit und Hartnäckigkeit in der
Aufklärung politischer Misstände, sowie der ihm eigenen Mischung aus
politischer Überzeugung, profunder Sachkenntnis und sachlich-freundlichem
Auftreten hat er sich auch in Regierungskreisen und unter seinen
politischen Gegnern viel Respekt und Anerkennung eingehandelt. 
Hans-Christian Ströbele ist längst zum Symbol einer unbestechlichen, für die
Vielfalt, die Meinungs- und Versammlungsfreiheit einstehenden Politik
geworden."

Mit dem Fritz-Bauer-Preis würdigt die Humanistische Union herausragende
Verdienste um die Humanisierung, Liberalisierung und Demokratisierung des
Rechtswesens. Der ideelle Preis wird im Gedenken an Dr. Fritz Bauer, den
1968 verstorbenen hessischen Generalstaatsanwalt und Mitbegründer der
Humanistischen Union verliehen. Er hat nicht nur maßgeblich zur
juristischen Verfolgung und Aufarbeitung der nationalsozialistischen
Verbrechen beigetragen, sondern wichtige Impulse für die Modernisierung des
Strafrechts und die Humanisierung des Strafvollzugs gegeben. Der nach ihm
benannte Preis wurde von der Humanistischen Union im Juli 1968, zwei Wochen
nach dem Tod Fritz Bauers, gestiftet. Zu den bisherigen Preisträgern
gehörten u.a. Gustav Heinemann (1970), Peggy Parnass (1980), Günter Grass
(1997), Regine Hildebrandt (2000), Burkhard Hirsch (2006) und Edward J.
Snowden (2014).

Die Preisverleihung findet am Samstag, den 9. Juni 2018 ab 19 Uhr im Studio
1 des Kunstquartiers Bethanien (Mariannenplatz 2) in Berlin-Kreuzberg
statt. Die Laudatio wird der frühere Mitstreiter aus dem Sozialistischen
Anwaltsbüro Klaus Eschen halten. Für die musikalische Begleitung sorgt
Muzet Royal. Freund*innen wie Weggefährten Hans-Christian Ströbeles sind
herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.



Informationen zum Fritz-Bauer-Preis der Humanistischen Union: 

http://humanistische-union.de/shortcuts/fbp

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de
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ATTAC/1906: Netzwerk Gerechter Welthandel - EU-Japan-Abkommen so nicht ratifizieren


Netzwerk Gerechter Welthandel

Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

 Offener Brief an die Bundestagsabgeordneten: JEFTA so nicht
ratifizieren! 



Anlässlich des heutigen EU-Handelsministerrats ruft das Netzwerk
Gerechter Welthandel alle Abgeordneten des Deutschen Bundestags dazu
auf, das EU-Japan-Handelsabkommen (JEFTA) vor der Ratifizierung
sorgfältig zu prüfen und die Bundesregierung dazu aufzufordern, das
Abkommen in seiner jetzigen Form abzulehnen. Die Handels- und
Wirtschaftsminister der EU-Mitgliedstaaten wollen heute über das
Abkommen beraten und es bereits beim nächsten Treffen am 26. Juni
beschließen.

JEFTA ist das bislang größte Handelsabkommen, das die EU verhandelt hat.
Es beinhaltet Regeln, die den politischen Handlungsspielraum der EU und
der EU-Mitgliedsstaaten massiv einschränken. Die EU-Kommission stufte
JEFTA als ein "EU only" Abkommen ein; Bundestag und Bundesrat dürfen
nach dieser Lesart nicht über das Abkommen abstimmen. Dennoch müssen die
nationalen Parlamente in den Ratifizierungsprozess zumindest einbezogen
werden.

Weitere Informationen unter:

www.gerechter-welthandel.org

 * 

22. Mai 2018

JEFTA so nicht ratifizieren!

Offener Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages




Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben drücken wir unsere tiefe Besorgnis über den Inhalt
und das beschleunigte Ratifizierungsverfahren des
EU-Japan-Handelsabkommens aus, das bereits am 26. Juni 2018 im Rat der
EU beschlossen werden soll. Wir rufen die Abgeordneten des Deutschen
Bundestages dazu auf, JEFTA sorgfältig zu prüfen und von der
Bundesregierung die Ablehnung des Abkommens in seiner jetzigen Form zu
fordern.

JEFTA ist das bislang größte Handelsabkommen, das die EU verhandelt hat.
Es wurde fünf Jahre lang im Geheimen verhandelt und würde ein Viertel
des weltweiten Bruttoinlandsproduktes umfassen.

JEFTA beinhaltet Regeln, die den politischen Handlungsspielraum der EU
und der EU- Mitgliedsstaaten massiv einschränken. Die EU-Kommission
stufte JEFTA als ein "EU only" Abkommen vor; Bundestag und Bundesrat
dürfen nach dieser Lesart nicht über das Abkommen abstimmen. Dennoch
müssen die nationalen Parlamente in den Ratifizierungsprozess zumindest
einbezogen werden.

Dies sind unsere grundlegenden Bedenken:

• Obwohl die Intransparenz bei den Verhandlungen zu den
Handelsabkommen mit den USA (TTIP) und mit Kanada (CETA) deutlich
kritisiert wurde, führte die EU-Kommission die Verhandlungen mit Japan
unter Ausschluss der Öffentlichkeit.

• Durch die vorgesehene "Rendezvous-Klausel" im JEFTA-Artikel 8.81 zum
freien Datenverkehr könnten Bestimmungen des Abkommens nach
Ratifizierung verändert werden. Ob bei solchen Veränderungen Parlamente
mit einbezogen werden, ist unklar. Das ist in Anbetracht des
Datenschutzskandals rund um Facebook und Cambridge Analytica besonders
besorgniserregend.

• Das JEFTA-Kapitel 18 zur regulatorischen Kooperation könnte dazu
führen, dass künftig Lobbyisten Gesetzesentwürfe zur Kommentierung
vorgelegt bekommen, bevor ein gewähltes Parlament diese Entwürfe
überhaupt zu Gesicht bekommt. Diese Vorgehensweise wirkt wie ein Filter,
der die Spielräume demokratischer Politik massiv einschränken kann -
denn auf diesem Wege können politische Projekte, die die Inhalte von
JEFTA berühren, schon gestoppt werden, bevor die Öffentlichkeit davon
erfährt.

• JEFTA schafft zehn Sonderausschüsse (Artikel 22.3) zwischen
Regulierungsbehörden der EU und Japans zu Angelegenheiten, die nationale
Kompetenzen berühren: öffentliches Beschaffungswesen, Landwirtschaft,
Lebensmittelsicherheit, Dienstleistungen, Investitionen, E-Commerce etc.
Weitere Ausschüsse können eingerichtet werden, nachdem das Abkommen in
Kraft getreten ist. Es gibt keine Garantie in dem Text, dass nationale
Parlamente involviert sein werden.

• JEFTA nutzt ein Negativlisten-Konzept für Dienstleistungen: was dort
nicht auftaucht, ist automatisch für den freien Markt geöffnet. Diese
Methode beschränkt die Möglichkeiten von Regierungen stark, öffentliche
Dienstleistungen einzuführen, auszuweiten und zu schützen sowie
gescheiterte Privatisierungen umzukehren.

• JEFTA würde es der EU und ihren Mitgliedsstaaten erschweren,
japanische Lebensmittel- und Futtermittelimporte zu kontrollieren,
obwohl es bereits dokumentierte Fälle von illegalen Importen
gentechnisch veränderter Organismen in Futtermitteln aus Japan gibt.
Weltweit ist Japan das Land mit den meisten zugelassenen gentechnisch
veränderten Pflanzen, sowohl in Lebens- als auch in Futtermitteln.

• Das Kapitel 16 zu Handel und nachhaltiger Entwicklung ist schwächer
als das im CETA-Abkommen mit Kanada. Wie in allen EU-Handelsabkommen
fehlen auch im JEFTA- Nachhaltigkeitskapitel ein
Durchsetzungsmechanismus sowie Sanktionsmöglichkeiten - obwohl Japan
zwei der acht ILO Kernarbeitsnormen nicht ratifiziert hat. Zudem enthält
der Artikel über Wälder nur schwache Verpflichtungen - obwohl Japan ein
großer Holzexporteur ist und als einziges G7-Land keine
Rechtsvorschriften zur Verhinderung der Einfuhr illegal eingeschlagenes
Holzes hat. Bei den Themen Waldschutz und Biologische Vielfalt ist
selbst die schwache Verpflichtung zur Kooperation, die in CETA enthalten
ist, entfallen.

• JEFTA enthält keine Vorrangstellung für den Klimaschutz: Klima- und
Umweltschutzmaßnahmen sind nur dann zulässig, wenn sie keine
Handelsbeschränkung oder ungerechtfertigte Diskriminierung der anderen
Vertragspartei darstellen.

• Das in der EU fest verankerte Vorsorgeprinzip ist im Abkommen nicht
ausreichend verankert.

• Hinter verschlossenen Türen verhandeln die EU und Japan parallel zum
Handelsabkommen noch ein Investitionsschutzabkommen, in dem einseitige
Konzernklagerechte für ausländische Investoren verankert werden sollen.

Das bisher größte Handelsabkommen der EU erfordert eine viel
umfassendere Überprüfung, als es momentan bekommt. Deshalb fordern wir
Sie als Abgeordnete des Deutschen Bundestages dazu auf, eine kritische
öffentliche Debatte in den Parlamenten und darüber hinaus anzustoßen,
bevor es zu spät ist.

Für Rückfragen oder Angebote zu einem persönlichen Gespräch stehen wir
Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen,

der Koordinierungskreis des Netzwerks Gerechter Welthandel


Der Koordinierungskreis des Netzwerks Gerechter Welthandel besteht
aus den folgenden Organisationen: Attac Deutschland, Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB),
Deutscher Kulturrat, Forum Umwelt und Entwicklung, Greenpeace
Deutschland, Mehr Demokratie, Naturfreunde Deutschland, PowerShift,
Netzwerk Solidarische Landwirtschaft.

Das Netzwerk Gerechter Welthandel ist im April 2017 aus dem
Zusammenschluss des zivilgesellschaftlichen Bündnisses "TTIP
unfairhandelbar? mit dem Trägerkreis der bundesweiten Großdemonstration
"CETA & TTIP stoppen! Für einen gerechten Welthandel!? entstanden.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSICHTEN/8284: Und morgen, den 23 Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 23.05.2018 bis zum 24.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8284 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein und wolkenlos

findet 's Jean im Garten,

dort liegt er im grünen Moos,

auf die Nacht zu warten.
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FRÜHGESCHICHTE/126: Fenster in die Vergangenheit


Universität Wien - 17.05.2018

Fenster in die Vergangenheit:

WissenschafterInnen analysieren uralte menschliche DNA aus Südostasien



Neueste Analysen ganzer Genome uralter menschlicher DNA aus Südostasien
haben gezeigt, dass es im Laufe der letzten 50.000 Jahre mindestens drei
große Migrationsströme in diese Region gab. Ein internationales Team unter
der Leitung von ForscherInnen der Harvard Medical School und der
Universität Wien um den Anthropologen Ron Pinhasi extrahierte die DNA aus
den sterblichen Überresten von 18 Personen, die vor ungefähr 1.700 bis
4.100 Jahren im heutigen Vietnam, Thailand, Myanmar und Kambodscha lebten.
Ihre Ergebnisse wurden nun in Science veröffentlicht.

Die Forschungsgruppe fand heraus, dass bereits vor 45.000 Jahren die
ersten Menschen in die Region immigrierten und zu Jägern und Sammlern
wurden. In der Jungsteinzeit vor rund 4.500 Jahren gab es einen starken
Zustrom von Menschen aus China, die landwirtschaftliche Praktiken nach
Südostasien brachten und sich unter die dort ansässigen Jäger und Sammler
mischten.

Die neue Publikation beleuchtet einen weiteren wichtigen Aspekt in der
Geschichte der weltweiten Bevölkerungsdynamik. Sie schließt damit an
zahlreiche europäische Studien zu uralter DNA sowie zunehmenden
Forschungsaktivitäten im Nahen Osten, Zentralasien, den pazifischen Inseln
und Afrika an. "Wir haben heutzutage die Möglichkeit, einen sehr wichtigen
Teil der Welt anhand von Analysen uralter DNA zu erforschen", so Mark
Lipson, Postdoc-Fellow im Labor von David Reich an der Harvard Medical
School und Erstautor dieser Studie. "Es öffnet ein Fenster zur genetischen
Herkunft der Menschen, die in der Vergangenheit dort lebten und derer, die
noch heute dort leben".

Heutige Menschen mit diesem Erbgut sprechen zumeist austroasiatische
Sprachen. Die WissenschafterInnen schließen daraus, dass die aus dem
Norden zugewanderten Bauern frühe VertreterInnen der austroasiatischen
Sprachgruppe waren. "Diese Studie lässt uns auf ein komplexes
Zusammenspiel zwischen Archäologie, Genetik und Sprache schließen, was für
das Verständnis der Geschichte der südostasiatischen Bevölkerung von
entscheidender Bedeutung ist", erklärt Ron Pinhasi als Co-Autor der Studie
von der Universität Wien.

Die Untersuchung zeigt, dass nachfolgende Migrationswellen aus China
während des Bronzezeitalters ankamen - vor rund 3.200 Jahren in Myanmar,
vor 2.000 Jahren in Vietnam und innerhalb der letzten 1.000 Jahre in
Thailand. Diese Zuströme brachten Abstammungen in die Region, die heute
mit verschiedensten Sprachgruppen assoziiert werden.

Die Identifikation von drei Bevölkerungsgruppen - Jäger und Sammler, erste
Bauern und MigrantInnen des Bronzezeitalters - spiegelt ein Muster wider,
das europäische Studien zu uralter DNA bereits zuvor entdeckt hatten, aber
mit zumindest einem wesentlichen Unterschied: Ein Großteil der
Abstammungsvielfalt in Europa hat mit der Zeit und der Vermischung der
Populationen abgenommen, während es bei südostasiatischen Populationen
nach wie vor wesentlich mehr Variation gibt.

"Noch heute leben Menschen in der Region, die quasi direkte Nachfahren der
drei ursprünglichen Bevölkerungsgruppen sind, darunter auch Personen mit
Vorfahren unter den Jägern und Sammlern, die heute in Thailand und
Malaysia, sowie auf den Philippinen und den Andamanen leben", erklärt
David Reich, Professor für Genetik an der Harvard Medical School und
Co-Autor der Studie. "Im Vergleich dazu kann in Europa heute niemand
behaupten, mehr als nur einen Bruchteil von europäischen Jägern und
Sammlern abzustammen."

Reich stellt die Hypothese auf, dass sich diese hohe Vielfalt in
Südostasien nur dadurch erklären lässt, dass Bauern in Europa sehr viel
später angekommen sind - vor rund 4.500 Jahren im Vergleich zu zuvor
vermuteten 8.000 Jahren. Den Populationen blieb somit weniger Zeit, um
sich zu vermischen, und die genetische Vielfalt ist daher noch stärker
vorhanden.


Publikation in "Science"

Ancient genomes document multiple waves of migration in Southeast Asian
prehistory.

Mark Lipson, Olivia Cheronet, Swapan Mallick, Nadin Rohland,
Marc Oxenham, Michael Pietrusewsky, Thomas Oliver Pryce, Anna Willis,
Hirofumi Matsumura, Hallie Buckley, Kate Domett, Nguyen Giang Hai,
Trinh Hoang Hiep, Aung Aung Kyaw, Tin Tin Win, Baptiste Pradier,
Nasreen Broomandkhoshbacht, Francesca Candilio, Piya Changmai, Daniel
Fernandes, Matthew Ferry, Beatriz Gamarra, Eadaoin Harney, Jatupol
Kampuansai, Wibhu Kutanan, Megan Michel, Mario Novak, Jonas Oppenheimer,
Kendra Sirak, Kristin Stewardson, Zhao Zhang, Pavel Flegontov, Ron
Pinhasi, David Reich,

In: Science

Doi: http://science.sciencemag.org/lookup/doi/10.1126/science.aat3188


Offen für Neues.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/406: Universität Zürich - Der Reformator Heinrich Bullinger, bis 24.06.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Zürich

Ein Blitz beeinflusst den Nachrichtenaustausch in der Reformation

Ausstellungsdauer: 17. Mai - 24. Juni 2018



Der Zürcher Reformator Heinrich Bullinger korrespondierte in ganze
Europa, seine Briefe dokumentierten die Geschichte und Kultur während
der Reformation. Eine Ausstellung an der Universität Zürich samt
Publikation und Rahmenprogramm zeigt, welchen Einfluss Zwinglis
Nachfolger auf die damalige Deutung von Ereignissen hatte.

Am 7. Mai 1572 entlädt sich - nach Jahren extremer Wetterlagen und
Ernteausfällen - auch noch der Himmel über Zürich und ein Blitz
schlägt ins Grossmünster ein, das Epizentrum der Zürcher Reformation.
Was heute als Naturphänomen verstanden wird, war in Zeiten
konfessioneller Richtungskämpfe als Zeichen Gottes interpretiert
worden. Erste Gerüchte machten die Runde, die im Blitzschlag einen
göttlichen Fingerzeig gegen die Zürcher Kirchenoberen sahen. Heinrich
Bulliger, Zwinglis Nachfolger als Reformator, erkannte die Gefahr von
Fehlinterpretationen und verschickte Briefe, in denen er das Ereignis
relativierte. Seine sachlichen Schilderungen schrieb er auf ein
separates Blatt, das von Hand kopiert und weitergereicht werden
konnte. So griff Bullinger möglichen Falschmeldungen vor und wahrte
die Deutungshoheit über den "göttlichen" Blitzschlag.

Bullinger als Chronist seiner Zeit

Dieses Ereignis ist nur ein Beispiel der umfangreichen Korrespondenz
des Reformators, Humanisten und Historikers Heinrich Bullinger
(1504-1575). 12'000 Briefwechsel in über 50 Jahre mit Geistlichen,
Königen und Fürsten, mit Händlern und Studenten schilderten
theologische Auseinandersetzungen, politische Ereignisse, die
wirtschaftliche Lage oder Wetterereignisse. Dank dieses europaweiten
Korrespondentennetzes waren Bullinger und Zürich Zentrum eines gut
informierten Nachrichtensystems.

"Hätte Heinrich Bullinger heute gelebt, hätte er wohl Social Media
genutzt", sagt Gabriele Siegert, Prorektorin der Universität Zürich
anlässlich der Ausstellung "Florian Germann: Die Stral / Nachrichten
von Heinrich Bullinger" im Hauptgebäude der UZH. Die Universität
Zürich unterstützt im Rahmen der 500-Jahr-Feierlichkeiten zur Zürcher
Reformation diese künstlerische Auseinandersetzung mit der
wissenschaftlichen Aufarbeitung der Bullinger-Briefe. Für die von
ZH-REFORMATION.CH geförderte Ausstellung hat der Schweizer Künstler
Florian Germann eigens Werke geschaffen, die historische Aspekte
kreativ umsetzen. Teile der Korrespondenz von Heinrich Bullinger
liegen in der umfangreich bebilderten Publikation "Nüwe Zyttungen" zum
Mitnehmen auf. Sie gibt den Ausstellungsbesuchern einen spannenden
Einblick in verschiedene Themen zur Reformationszeit und zeugt vom
Brief als wichtiges Nachrichtenmedium. Weiter befasst sich eine
Veranstaltungsreihe mit der Apokalyptik und den Briefen Bullingers.

Versuchsanordnung mit verschiedenen Kapiteln

Florian Germann nimmt das Naturereignis des Blitzschlags - "die Stral"
bedeutet auf Frühneuhochdeutsch "Blitz" - auf und zeigt fünf einzelne
Skulpturen, die zusammen eine begehbare Rauminstallation ergeben. Sein
Interesse gilt den energetischen Prozessen und den physischen,
sozialen und narrativen Kräften, die freigesetzt werden und die
Menschen beeinflussen. "Germann reiht seine Objekte, eine Mischung aus
physikalischem Instrument und modernistischer Skulptur, zu einer Art
Versuchsanordnung in verschiedenen Kapiteln aneinander. Es entstehen
inhaltliche Bezüge zum damaligen Ereignis des Blitzeinschlags. Der
Künstler interessiert sich in der Installation für die heutigen
Auswirkungen der Klimaveränderung auf Kommunikation, Gesellschaft und
den Glauben", fasst Luca Beeler, der Kurator der Ausstellung zusammen.

Zürcher Geschichte und Kultur digital erschliessen

"Bullingers Briefe können heute als Zeugnis für die Geschichte und
Kultur Zürichs und ganz Europas in der Frühen Neuzeit genutzt werden",
erklärt Peter Opitz, Professor für Kirchen- und Dogmengeschichte. An
dem von ihm geleiteten Institut für Schweizerische
Reformationsgeschichte der UZH wurden bisher etwa 3'000 auf Lateinisch
und Frühneuhochdeutsch verfasste Briefe ediert. Dazu mussten viele
unterschiedliche Handschriften entziffert sowie die Briefe
geschichtlich eingeordnet und erläutert werden. Zusammenfassungen
sollen den Zugang erleichtern. Die Arbeit ist noch lange nicht
abgeschlossen. "Geplant ist zudem, diesen historischen Schatz Zürichs
digital zu veröffentlichen und einer internationalen Forschergemeinde
verfügbar zu machen", so Opitz.

Publikation zur Ausstellung: Zürich ist Zentrum des Nachrichtenaustausches

Die Publikation "Nüwe Zyttungen" erlaubt Einblicke in ein aktives
reformatorisches Nachrichtennetzwerk und gibt Aufschluss über die
Kommunikationsstrategien Heinrich Bullingers. Mit seinem europaweiten
Korrespondenznetzwerk schuf er über die Jahre ein umfassendes
Nachrichtensystem und machte Zürich zu einem Zentrum des
Nachrichtenaustausches. Handschriftliche Nachrichten gingen nicht nur
von einem Absender zu einem Empfänger und endeten dort. Sie wurden
abgeschrieben, herumgereicht, weiterversandt oder in Chroniken
gesammelt. Herausgeber: Luca Beeler, Gina Bucher, Andreas Koller,
Verlag Scheidegger & Spiess)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Bullinger-Ausstellung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, Melanie Nyfeler, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/432: Saarbrücken - Zwischen Hunger und Überfluss - Ernährung in der Antike, 24.-26.05.018


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Zwischen Hunger und Überfluss: Tagung über Ernährung in der
Antike



Antiker Kannibalismus: Was ist Mythos, was historisch belegt? Welche
Rolle spielte das Essen in Religion und Kult? Welche soziale Bedeutung
hatte die Nahrungsaufnahme? Eine Tagung in Saarbrücken rückt die
antike Ernährungsgeschichte ins Blickfeld. Unter dem Titel "Zwischen
Hunger und Überfluss. Antike Diskurse über die Ernährung" beleuchten
Althistoriker der Universität der Großregion und der Universität
Potsdam vom 24. bis 26. Mai auf dem Saarbrücker Campus das Essen aus
politischer, sozialer und religiöser Perspektive. In Vorträgen und
Diskussionen gehen die Wissenschaftler Themen wie Fasten,
Lebensmittelknappheit und dem griechisch-römischen Bankett auf den
Grund.

24. bis 26. Mai, Graduate Center (Gebäude C9.3) auf dem Campus der
Universität des Saarlandes in Saarbrücken. Interessierte sind zu allen
Vorträgen herzlich willkommen.

Programm unter: 

http://www.uni-saarland.de/fak3/fr39/materialien/TagungMai2018.pdf

Essen in der Antike: Vor dem geistigen Auge entstehen sogleich Bilder
luxuriöser römischer Gelage, bei denen Flamingozungen, Kraniche und
eisgekühlter Wein gereicht wurden. "Bei antiken Festmählern sehen die
meisten Menschen Szenen der großen Sandalenfilme Hollywoods aus den
50er und 60er Jahren vor sich: Peter Ustinov, als Kaiser Nero in bunte
Gewänder gehüllt, isst von opulent angerichteten Silberplatten,
während Harfenspieler und Dichter ihn unterhalten", sagt Dr. Timo
Klär. Der Althistoriker und Wissenschaftler am Institut für alte
Geschichte der Universität des Saarlandes organisiert gemeinsam mit
Forschern der Universität Potsdam eine Tagung über Ernährung in der
Antike auf dem Saarbrücker Campus.

"Tatsächlich herrscht gerade über das antike Gastmahl unter Forschern
große Uneinigkeit. Man diskutiert über die Ausstattung der
Bankettsäle, die Platzordnungen, die eingeladenen Gäste, das
Unterhaltungsprogramm bis hin zu den Speisen. Mit Letzterem ist der
Aspekt des demonstrativen Konsums verbunden, der sich gerade beim
Gastmahl immer wieder konkret zeigt", erläutert Timo Klär.

Doch solch Überfluss war nur einer kleinen Elite vorbehalten. Hunger
war in der antiken Welt allgegenwärtig. Dass genug zu essen da war,
bestimmte den Alltag der Menschen - und war Chefsache: Nicht umsonst
stand und fiel die Beliebtheit römischer Kaiser mit Brot und Spielen.
"Es war nie sicher, ob die nächste Ernte ausreicht", erklärt Professor
Heinrich Schlange-Schöningen, Lehrstuhl-Inhaber am Institut für Alte
Geschichte. Hungersnöte führten zu Unruhen und Revolten. "Deshalb
brachten die Römer auf Schiffen Getreide aus Ägypten nach Rom", sagt
er.

Lebensmittelknappheit, Essen als sozialer Marker sowie Speisen im
religiösen Kontext sind daher weitere Forschungsthemen, mit welchen
die Wissenschaftler sich bei der Tagung befassen. "In den letzten
Jahren ist das Interesse der Altertumswissenschaften an dem
Themengebiet Ernährung stetig angestiegen. Wir betrachten bei der
Tagung den antiken Mittelmeerraum von der griechischen Archaik bis in
die römische Spätantike", erklärt Timo Klär.

Auch die Lebensmittelversorgung der einfachen Bevölkerung werden die
Forscher thematisieren. Hier überrascht so manches Detail: "So wurde
Opferfleisch, also Fleisch aus rituellen Schlachtungen, welches die
Menschen den Göttern opferten, durchaus später über die Fleischmärkte
unter der Bevölkerung verteilt. Zwischen kultischen Handlungen und der
konkreten Versorgung besteht also eine unerwartete Verbindung",
erläutert Klär. Hieraus ergeben sich weitere offene Fragen: Waren für
Konsumenten Opferfleisch und Fleisch aus normaler Schlachtung
überhaupt zu unterscheiden? Beeinflusste der Unterschied die
Kaufentscheidung? "Von den Antworten hängt unsere Position in der
andauernden Forschungsdiskussion ab, ob nicht jede Schlachtung
rituellen Charakter hatte oder ob Fleisch auf dem Markt seine
religiöse Konnotation verlor", erklärt der Althistoriker. Auch
Randbereiche der Themengebiete Ernährung und Nahrungsmittelversorgung
werden die Forscher beleuchten. "Diese weisen auf gesellschaftliche
Grundeinstellungen hin. Das gilt besonders für Speisetabus oder das
gezielte Durchbrechen von Speiseverboten in Krisenzeiten", sagt Timo
Klär.

Das Institut für Alte Geschichte der Universität des Saarlandes
veranstaltet die Tagung gemeinsam mit dem Lehrstuhl für Geschichte des
Altertums der Universität Potsdam.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-saarland.de/fak3/fr39/materialien/TagungMai2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Claudia Ehrlich, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/431: Trier - Internationaler Karl-Marx-Kongress in Trier, 23.-25.05.2019


idw - Pressemitteilung: Universität Trier

Internationaler Karl-Marx-Kongress in Trier



Der internationale Kongress "Karl Marx 1818 - 2018. Konstellationen,
Transformationen, Perspektiven", der vom 23. bis 25. Mai in der
Promotionsaula, an der Universität und in der TUFA stattfindet, ist
die größte Veranstaltung, die die Universität Trier zum Programm des
Karl-Marx-Jubiläumsjahres beiträgt.

Der vom Historiker Professor Dr. Christian Jansen und dem Soziologen
Professor Dr. Martin Endreß organisierte Kongress bündelt den
kritischen wissenschaftlichen Blick auf Karl Marx und stellt dessen
Werk und Wirkung in historischer und systematischer Weise zur
Diskussion. In neun thematischen Sektionen, einer großen
Eröffnungs- und einer Abschlussveranstaltung sowie zwei Abendvorträgen
unternehmen die Forschenden eine Bestandsaufnahme, wie weit die
Rezeption und Weiterentwicklung von Marx? Denken "nach dem Marxismus"
gediehen ist.

Weit über 100 Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen erörtern, in
welcher Form Marx' Werk heute erschlossen ist und wie Marx' Denken
heute in unterschiedlichen Kontexten wahrgenommen wird, welches
Erschließungspotential diesem für gegenwärtige gesellschaftliche
Problemlagen zukommt und welche Bedeutung sein vielschichtiges Werk
heute sowie zukünftig haben kann.

Für Marx-Interessierte bietet der Internationale Marx-Kongress zwei
öffentliche Abendvorträge, die kostenlos und ohne Anmeldung zugänglich
sind sowie eine Podiumsdiskussion, für die eine Anmeldung erforderlich
ist:

Öffentliche Abendvorträge

"When would Capitalism end? Marx's changing view of history"

von Gareth Stedman Jones (GB)

moderiert von Jürgen Kocka (Freie Universität Berlin)

Mittwoch, 23. Mai 2018 um 19 Uhr

Promotionsaula des Bischöflichen Priesterseminars

Jesuitenstraße 13, 54290 Trier

"Dialektik der Demokratie. Zur widersprüchlichen Dynamik sozialer Berechtigung"

von Stephan Lessenich (LMU München)

moderiert von Martin Endreß (Universität Trier)

Donnerstag, 24. Mai 2018 um 19 Uhr

Universität Trier, Campus 1� Audimax

Universitätsring 15, 54296 Trier

Podiumsdiskussion

"Karl Marx 1818 - 2018. Konstellationen, Transformationen, Perspektiven"

mit Heinz Bude (Universität Kassel), Malte Faber (Universität
Heidelberg), Stephan Lessenich (LMU München), Lutz Raphael
(Universität Trier)

moderiert von Martin Endreß und Christian Jansen, Universität Trier

Freitag, 25. Mai um 11.30 bis 13.30 Uhr

Tuchfabrik, Wechselstraße 4, 54290 Trier

Der Kongress "Karl Marx 1818 - 2018. Konstellationen,
Transformationen, Perspektiven" der Universität Trier wird von der
Karl Marx 2018 -Ausstellungsgesellschaft mbH (KAMAG), dem Verein der
Freunde und Förderer des Jubiläumsprogramms Karl Marx, der Fritz
Thyssen Stiftung für Wissenschaftsförderung und der Friedrich-Ebert-Stiftung gefördert.

Anmeldung

Die öffentlichen Abendvorträge werden kostenfrei angeboten und es ist
keine Anmeldung nötig. Für die Podiumsdiskussion sowie die Teilnahme
am gesamten Kongress sind eine Anmeldung und die Entrichtung einer
Tagungsgebühr von 20 Euro (Studierende 10 Euro) erforderlich. Inklusiv
in der Tagungsgebühr ist das Nahverkehrsticket der VRT sowie Getränke
und Snacks in den Pausen.

Die Anmeldung zum Kongress ist aktuell entweder online unter
karlmarxkongress.uni-trier.de oder ganztägig vor Ort im Kongressbüro
am Mittwoch, 23. Mai am Eingang der Promotionsaula des Bischöflichen
Priesterseminars und am Donnerstag, den 24. Mai in der Universität
Trier, Campus 1, E-Gebäude, Raum E 044 möglich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, Peter Kuntz, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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TREFF/656: Kassel - Führung durch das Stadtarchiv am 28. Mai 2018


Führung durch das Stadtarchiv Kassel 



Das Stadtarchiv bietet am Montag, 28. Mai, von 16 Uhr bis 17.30 Uhr
eine kostenlose Führung durch seine Räumlichkeiten in der
Wildemannsgasse 1 an. Die Teilnehmer bekommen anhand von ausgewählten
Archivalien einen Einblick in Kassels Stadtgeschichte.

Archive sind "Gedächtnisinstitutionen", in denen Wissen gesammelt,
bewahrt und für die Zukunft weitergegeben wird. Durch die
Bereitstellung ihrer Überlieferungen, gewährleisten Archive einen
Zugang zu Informationen für all jene Bürgerinnen und Bürger, die sich
über vergangene Ereignisse ihr eigenes Urteil bilden möchten. Das
Stadtarchiv Kassel bietet jeden Monat kostenlose Führungen durch seine
öffentlichen und nichtöffentlichen Räumlichkeiten im Kasseler Marstall
an und möchte den historisch interessierten Besucherinnen und
Besuchern Einblicke in Bereiche ermöglichen, die der Öffentlichkeit
sonst verschlossen bleiben. Anhand von ausgewählten Originalquellen
zur Kasseler Stadtgeschichte werden nicht nur die vielfältigen
Bestände vorgestellt, sondern auch die Aufgaben und Funktionen eines
kommunalen Archivs aufgezeigt und wie Benutzerinnen und Benutzer
Informationen und Antworten auf bestimmte Fragen finden können.

Da die Plätze begrenzt sind ist eine schriftliche oder telefonische
Anmeldung notwendig. Anmelden können sich Interessierte per E-Mail an
stadtarchiv@kassel.de oder telefonisch unter 0561 787 4050.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/655: Kassel - Museumsführung "Stadtentwicklung der Gründerjahre" am 27.5.2018


Führung "Stadtentwicklung der Gründerjahre" im Stadtmuseum



"hier und draußen: Stadtentwicklung der Gründerjahre" lautet der Titel
einer Führung mit der Museumsführer Albert Walch am Sonntag, 27. Mai,
14 Uhr, im Stadtmuseum und zu Orten in der Innenstadt.

Nach dem Sieg über Frankreich und der Gründung des zweiten deutschen
Reiches 1871 entstand ein bedeutender Wirtschaftsraum auf einer
einheitlichen liberalen Grundlage unter preußischer Führung. Zusammen
mit den Reparationszahlungen Frankreichs wurde eine unglaubliche
wirtschaftliche Dynamik angestoßen, die die Lebensverhältnisse der
Menschen ebenso veränderte wie das Bild vieler Städte.

In dieser Zeit, die man als "Gründerjahre" bezeichnet, begann auch für
Kassel eine rasante städtebauliche Entwicklung. Verbunden mit dieser
Phase, deren Zeugnisse wir heute im Grundsatz noch vorfinden, sind
Namen von Industriellen wie Henschel, Salzmann, Gottschalk und von den
Stadtentwicklern wie Aschrott und Hugo Schneider.

Museumsführer Albert Walch zeigt Ihnen bei diesem Rundgang Exponate in
der Sonder- und Dauerausstellung des Stadtmuseums, aber auch in der
Stadt werden einige exponierte Gebäude aus der Preußenzeit besucht.
Der Eintritt beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die Teilnahme an
der Führung ist kostenfrei.

Eine Anmeldung ist notwendig, da die Teilnehmerzahl an der Führung
begrenzt ist. Verbindlich anmelden können sich Interessierte unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/731: Augsburg - Jüdische Kulturgeschichte, 6., 13. und 25. Juni 2018


Universität Augsburg

Von Geniza-Fragmenten über Hochzeitssteine bis zu Videospielen

Als Gastprofessor für Jüdische Kulturgeschichte an der
Philologisch-Historischen Fakultät wendet sich der Potsdamer Judaist
Prof. Dr. Nathanael Riemer Fakultät wendet sich der Potsdamer Judaist
in drei Vorträgen am 6., 13. und 25. Juni 2018 an die interessierte
Öffentlichkeit.



Augsburg/KPP - Nach deren erstmaliger Besetzung im Sommer 2017 mit
Prof. Dr. Miriam Zadoff - inzwischen Direktorin des
NS-Dokumentationszentrums München - ist in diesem Semester Prof. Dr.
Nathanael Riemer vom Institut für Jüdische Studien und
Religionswissenschaft der Universität Potsdam Inhaber der
Gastprofessur für Jüdische Kulturgeschichte an der
Philologisch-Historischen Fakultät der Universität Augsburg. In zwei
Vorträgen an der Universität und in einem weiteren im Jüdischen
Kulturmuseum Augsburg-Schwaben richtet sich Riemer über den Kreis der
Studentinnen und Studenten hinaus an die interessierte Öffentlichkeit.

Nathanael Riemer lehrt am Institut für Jüdische Studien und
Religionswissenschaft der Universität Potsdam Jüdische Studien mit dem
Schwerpunkt Interreligiöse t der Universität Potsdam Jüdische Studien
mit dem Schwerpunkt Interreligiöse Begegnungen. Nach dem 2003
abgeschlossenen Studium für Judaistik/Jüdischen Studien, Germanistik,
Geschichte und Philosophie in Tübingen, Köln, Jerusalem und Potsdam
verzeichnet sein Werdegang neben seiner Forschungs- und Lehrtätigkeit
an der Universität Potsdam zahlreiche internationale Gastdozenturen
und Fellowships u. a. in China, Israel, Russland, der Schweiz und in
den USA.

In der Forschung widmet sich Riemer insbesondere den Themen "Religions-
und Kulturgeschichte des Judentums und Christentums", "Interreligiöser
Dialog", Religiöse Gegenwartskulturen", "Populäre Kulturen" und
"Materielle Kulturen". Demenentsprechend befassen sich auch die
Seminare und Workshops, die er den Studentinnen und Studenten der
Augsburger Geisteswissenschaften in diesem Sommersemester anbietet z.
B. mit dem Komplex "Judentum und Kunst" oder mit "Materiellen Kulturen
des Judentums im (süd)deutschen Raum".

Mit dem ersten seiner drei öffentlichen Vorträge (Details siehe unten)
wird Riemer zugleich den vom 6. bis zum 8. Juni stattfindenden
Workshop "Emanzipation und Religion" eröffnen. Es handelt sich dabei
um den Auftaktworkshop der von Prof. Dr. Bettina Bannasch (Neuere
Deutsche Literaturwissenschaft) op der von Prof. Dr. Bettina Bannasch
(Neuere Deutsche Literaturwissenschaft) initiierten und geleiteten
Augsburger Arbeitsgruppe "Emanzipation nach der Emanzipation. Jüdische
Literatur, Philosophie und Geschichte von 1900 bis heute".

Die drei öffentlichen Vorträge (Eintritt jeweils frei):

Mittwoch, 6. Juni 2018, 18.30 Uhr

Universität Augsburg, Phil.-Hist. Fakultät, Universitätsstraße 10
(Gebäude
D), Raum 2122

Säkularisierungs- und Wiederentdeckungsprozesse in der jüdischen
Kultur des 19. und 20. Jahrhunderts am Beispiel süddeutscher Genizot

Die europäisch-jüdische Kultur des 19. und 20. Jahrhunderts wird von
unterschiedlichen Diskursen, Brüchen und Impulsen bestimmt. Einerseits
ist eine zunehmende Säkularisierung zu beobachten, andererseits sind
immer wieder Phasen der Rezeption und Überformung jüdischer
Traditionsbestände festzustellen, die durch die Umgebungskultur
mitbeeinflusst werden. Riemer setzt sich in diesem Vortrag mit den
Säkularisierungs- und Wiederentdeckungsprozessen innerhalb der
jüdischen Kultur des 19. Jahrhunderts auseinander ngsprozessen
innerhalb der jüdischen Kultur des 19. Jahrhunderts auseinander und
richtet dabei besonderes Augenmerk auf Repositorien für "heilige"
Dinge, die auf den Dachböden zahlreicher Synagogen des
deutschsprachigen Raumes entstanden.

Mittwoch, 13. Juni 2018, 19.30 Uhr

Jüdisches Kulturmuseum Augsburg-Schwaben, Halderstraße 6-8, 86150
Augsburg

"Scherben bringen Glück" - Wofür man im süddeutschen Judentum einen
Hochzeitsstein benötigt(e)

Hochzeiten sind freudige Ereignisse, die mit vielen Hoffnungen auf das
ungestörte Glück des jungen Paares verbunden werden. Daher verwundert
es wenig, dass die Menschen vergangener Epochen einige Anstrengungen
unternahmen, um Braut und Bräutigam vor Ungemach zu bewahren. Im
süddeutschen Judentum entwickelte sich aus dem Wunsch, das Brautpaar
vor bösen Mächten zu schützen, der Brauch ein Glas gegen
Hochzeitsteine zu werfen, die in Mauern und Türbögen von Synagogen
eingelassen waren. Riemer stellt sowohl die Entwicklung des Brauches
als auch die ästhetische Ausgestaltung erhaltener und abgegangener
Huppasteine einem größeren Publikum vor.

Montag, 25. Juni 2018, 18.00 Uhr

Universität Augsburg, Institut für Informatik (Gebäude N),
Universitätsstraße 6a, Raum 2045

Mit den Göttern zocken. Religionen in Videospielen

Religionen und Videospiele? Bei dieser Konjunktion von Phänomenen
schütteln viele Menschen entrüstet den Kopf und heben abwehrend die
Hände. Riemer verlässt die ausgetretenen Pfade der reziproken
Vorbehalte und rückt die intensive Rezeption von religiösen Motiven
durch Gameentwickler in den Mittelpunkt. Er skizziert darüber hinaus
die wesentlichen Rahmenbedingungen der Spieleindustrie und widmet sich
der Überlegung, ob Videogames als Kulturgut in die Didaktik einbezogen
werden können.

 * 

Quelle:

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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FUNGI/009: Quorneiweiß - sind Pilze wirklich Pflanzen ... (SB)


Irgendwann in den 1960er Jahren, als die Weltbevölkerung in einem
rasanten Tempo anwuchs, sorgte man sich, dass es nicht mehr für alle
genügend zu essen geben könnte. Dabei schien die Versorgung mit
Fleisch, insbesondere mit dem für eine gesunde Ernährung wichtigem
tierischen Eiweiß, als unsicher. Wissenschaftler starteten mehrere
Forschungsprogramme, um Ersatz für Fleisch zu schaffen und um andere
als die herkömmlichen Nahrungsquellen ausfindig zu machen. Dabei zog
man auch die Möglichkeit in Betracht, das begehrte Eiweiß mit Hilfe
von chemischen Prozessen aus Schlachtabfällen heraus zu filtern. Auch
wurde die Tauglichkeit von Algen als gesundes Nahrungsmittel geprüft
und selbst das Verarbeiten oder sogar das Verspeisen von Insekten
wurde in Betracht gezogen. Eine Firma in England forschte lange Zeit
daran, geeignete Bakterien oder Pilze zu finden, die sich als
Fleischersatz zubereiten und in großen Mengen herstellen ließen. Über
3.000 verschiedene Organismen wurden dort auf ihre Eignung hin getestet
und schließlich wurde man fündig. Ein Pilz blieb am Ende als "Sieger"
übrig. Er besaß alle Eigenschaften, die für eine
Lebensmittelproduktion von Vorteil sind. Diesem Pilz fehlten Hut und
Stil, er hatte überhaupt keine Ähnlichkeit mit den Waldpilzen oder den
Champignons auf unserm Teller, denn es handelte sich um einen
Schimmelpilz.




Ein Schimmelpilz zum Essen?

Schimmelpilz? Im ersten Moment fallen einem die schimmeligen Flecken
ein, die besonders in feuchten Räumen, wie dem Bad, der Küche oder dem
Keller vorkommen können. Schimmel hat einen schlechten Ruf, gilt als
schädlich und sollte schleunigst beseitigt werden. Und nun kommt der
Vorschlag, aus Schimmelpilzen Nahrung herzustellen! Das scheint doch
etwas merkwürdig.

Nun, die Sache ist ganz einfach. Nicht alle Schimmelpilze sind
schädlich, aber sie heißen alle so, die "guten" wie die "schlechten",
weil sie gleichermaßen aufgebaut sind. Sie bestehen aus einem Geflecht
vieler Pilzfäden, den sogenannten Hyphen. Das gesamte Geflecht
nennt man "Myzel". Dieses Myzel ist reich an Proteinen (Eiweißen), die
als "Mykoproteine" (Pilz-Eiweiße) bezeichnet werden.

Der Pilz, der ausgewählt wurde, heißt Fusarium venenatum. Bis aus ihm
ein Nahrungsmittel hergestellt werden konnte, bedurfte es allerdings
einer weiteren intensiven Forschung. In einer Reihe vieler
verschiedener Tests musste einwandfrei festgestellt werden, dass diese
besondere Pilzart nicht schädlich ist, denn die meisten Schimmelpilze
können gefährliche Gifte (Toxine) produzieren. Es ist also von
höchster Wichtigkeit, dass Fusarium venenatum völlig harmlos ist und
keinerlei Toxine herstellt.

Ein langer und aufwendiger Entwicklungsweg war erforderlich. Und so
dauerte es bis zum Jahr 1985 bis dieser Schimmelpilz als Nahrung
zugelassen, produziert und verkauft werden konnte. Sein Name war viel
zu lang und ungewohnt, um sich bei den Kunden einzuprägen. So erhielt
er den Markennamen "Quorn".


Wie aus dem Schimmelpilz ein Nahrungsmittel wird

Um große Mengen Quorn zu erzeugen, muss erst einmal die Grundmasse
hergestellt werden. Das heißt, es musste zunächst einmal ein Verfahren
entwickelt werden, um den proteinreichen (eiweißreichen) Schimmelpilz
in großem Umfang zu züchten. Das sieht etwa so aus:
In 40 Meter hohe keimfreie Behälter wird ein Gemisch aus Wasser und
Glukose (ein bestimmter Zucker) gegeben und noch eine extra
"Starterkultur", die den Pilz zum Wachsen anregt. Das geschieht bei
einer steten Temperatur von 28 - 30°C. Der Schimmelpilz ernährt sich von
der Glukose und wächst, so dass es innerhalb von ca. 5 Stunden zu
einer Verdopplung seiner anfänglichen Masse kommen kann. Die
Nährlösung in den hohen Behältern wird zudem mit Stickstoff und
Sauerstoff angereichert, auch werden Vitamine und Mineralien
hinzugegeben. Auf diese Weise entstehen für den Pilz optimale
Wachstumsbedingungen und gleichsam wird damit der Nährwert des
Endprodukts Quorn erhöht.

Doch bevor die in diesem Verfahren gewonnene Pilzeiweißmasse zu Quorn
weiter verarbeitet werden kann, muss sie unbedingt kurz erhitzt
werden, um jegliche Möglichkeit einer unter Umständen schädlichen
Wirkung zu zerstören. Wenn nun danach aus der Quornmasse
beispielsweise Bratwürste geformt werden sollen, muss noch ein
Bindemittel zugefügt werden. Oft wird Hühnereiweiß und Weizenmehl in
die Masse gerührt, was sie geschmeidig und gut formbar werden lässt.
Um den Geschmack zu verbessern, wird als Würzmittel gern Hefeextrakt
genommen. Sicherlich gibt es mittlerweile eine Menge neuer Rezepturen,
die dem Quorn eine bestimmte Geschmacksnote geben.




[image: Auf einem Teller liegen drei länglich geformte Quornstücke - Foto: 2009, by Jan Ainali [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], from Wikimedia Commons]

Quorn-Produkt: gebraten, aufgetaut und als Rohform

Foto: 2009, by Jan Ainali [CC BY 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], from Wikimedia Commons






Quorn statt Fleisch?

Ob Quorn wirklich Fleisch vollständig ersetzen kann, hängt wohl unter
anderem auch von den einzelnen Menschen und deren Stoffwechsel ab.
Einige sind erst nach dem Verzehr von Fleisch richtig satt und
zufrieden, andere mögen ganz einfach weder Wurst- noch Fleischwaren.
Betrachtet man die Ernährungslage der Weltbevölkerung, sind große
Unterschiede in der Nahrungsaufnahme zu erkennen. In den nördlichen
Ländern werden hauptsächlich Fische gegessen, wie auch Robben- und
Walfleisch verspeist. Das hat einen einfachen Grund, denn weit oben im
Norden ist es zu kalt und zu dunkel, um in großen Mengen Obst,
Getreide und Gemüse anzubauen. Das gilt auch für andere Regionen
dieser Erde, beispielsweise wird in der Mongolei überwiegend Fleisch
verzehrt. Es gibt noch eine ganze Reihe anderer Beispiele, die zeigen,
dass Menschen in bestimmten Gegenden dieser Erde kaum andere
Möglichkeiten haben, außer sich überwiegend von tierischen Produkten
zu ernähren. Das können Rinder, Schafe, Ziegen, Heuschrecken, Würmer
und Insekten oder die verschiedensten Meerestiere sein.
In wieder anderen Gebieten zählen hauptsächlich Käse und Milchprodukte zu den
Hauptmahlzeiten. Die Menschen passen sich in ihren
Ernährungsgewohnheiten den geographischen Gegebenheiten an, in denen
sie leben.

Dort wo ein Überangebot an Nahrung vorhanden ist, wie in
den Industrienationen, könnte man ohne weiteres seinen Fleischkonsum
einschränken, denn es sind ausreichend andere Lebensmittel im Angebot,
so dass man keine Mangelerscheinungen erleiden würde. Hier bietet sich
Quorn selbstverständlich als Fleisch-Alternative an. Fraglich bleibt
allerdings, ob es tatsächlich zur Sicherung der Welternährungslage
beitragen kann.


Quorn bekommt Gesellschaft

Wissenschaftler gehen davon aus, dass auch aus anderen Pilzen Produkte
als Fleischersatz erzeugt werden können. Sie experimentieren mit
echten Speisepilzen, die die Grundlage bilden sollen, denn sie sind
nahrhaft, gesund und sättigend. Favorit ist dabei der
Austern-Seitling, der ein kräftiges Aroma hat und eine festere Struktur.




[image: Trichterförmige Pilze mit hellem Stiel und braunem Hut - Grafik: &copy 2017 by Schattenblick]

Austern-Seitling

Grafik: &copy 2017 by Schattenblick




Der Pilz wird aber nicht als Ganzes verarbeitet, sondern nur seine
fadenförmigen Zellen, die für seine typische Beschaffenheit
verantwortlich sind. Auch hier findet ein ganz spezielles Verfahren
Anwendung. Dabei spielt wie bei dem Schimmelpilz eine bestimmte
Nährlösung mit Fruchtzucker eine Rolle und noch eine Reihe anderer
Verfahrensschritte. Das Wesentliche bei der Vermehrung von Pilzeiweiß
bleibt die besondere Nährlösung, die den Pilzen als Nahrung dient.

Aus der entstandenen Pilzeiweißmasse wurde in ersten Versuchen die
Mortadella-Wurst gefertigt. Die Verwendung von echten Speisepilzen als
Grundlage für das Pilzeiweiß hat den Vorteil, dass die Endprodukte
vegan sein können, denn es muss kein Bindemittel in Form von
Hühnereiweiß hinzugefügt werden. Ausgeklammert wird bei dieser
Herstellungsart allerdings die Frage, ob es sich bei Pilzen nicht doch
um Tiere handelt. Wie dem auch sei, es ist anzunehmen, dass den
Pilzwesen in naher Zukunft noch eine Menge abverlangt wird.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.simplyscience.ch/teens-liesnach-archiv/articles/quorn-ein-schimmelpilz-als-fleischersatz.html

http://www.daserste.de/information/wissen-kultur/w-wie-wissen/pilzprodukte-100.html

https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/ernaehrung-der-zukunft-heuschrecken-zum-fruestueck/11210186.html
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FERIEN/898: Hanau - Nur noch wenige Plätze bei den Ferienspielen 2018!


Stadt Hanau

Nur noch wenige Plätze bei den Ferienspielen 2018!

Anmeldeschluss für "Magic of Summer" am 31. Mai



Unter dem diesjährigen Motto "Magic of Summer" werden bereits zum 16.
Mal die Hanauer Ferienspiele für 6 bis 11-Jährige sowie das
Sommer-Camp für 12- bis 16-Jährige vom Verein Kaleidoskop e. V. im
Auftrag der Stadt durchgeführt. Die Anmeldephase für die diesjährigen
Hanauer Ferienspiele und das Sommer Camp endet offiziell am 31. Mai.
Aufgrund der hohen Anfrage und der wenigen Restplätze, wird darum
gebeten, die Anmeldungen zeitnahvorzunehmen.

Die erste Phase der Ferienspiele für die Gruppe der 6- bis
11-jährigen, vom 2. bis 13. Juli, findet an den Standorten
Herbert-Dröse-Stadion in Wilhelmsbad und der Lindenauschule in
Großauheim statt. Für den dritten Standort fiel die Wahl in diesem
Jahr aus organisatorischen Gründen auf die Robinsonschule und die
Elisabeth-Schmitz-Schule in Wolfgang. Für einen Bustransfer aus
Klein-Auheim nach Wolfgang wird gesorgt. In der zweiten Phase vom 16.
bis 27. Juli bleiben das Herbert-Dröse-Stadion und die Lindenauschule
als Standorte, hinzu kommt als dritter Standort die Eppsteinschule in
Steinheim.

Das Sommer-Camp für die 12 bis 16-jährigen findet in zwei Phasen von
je zwei Wochen, vom 2. bis 13. Juli sowie vom 16. bis 27. Juli jeweils
im Jugendbildungs- und Kulturzentrum (JuBiKuz) Hans Böckler in der
Hanauer Innenstadt statt. Die zweite Phase ist jedoch bereits
ausgebucht.

Die Betreuungszeit ist 8 bis 16 Uhr, jeweils Montag bis Freitag. Jedes
Kind aus Hanau darf an einer Phase (2 Wochen) teilnehmen. Die
Teilnahmegebühr beträgt 95 Euro pro Kind und Ferienspielphase und
schließt Betreuung, Verpflegung, Versicherung, Eintrittspreise sowie
Spiel- und Bastelmaterial ein. Ermäßigungen sind gegen Vorlage
aktueller Einkommensnachweise möglich.

Kinder und Jugendliche mit körperlicher und geistiger Beeinträchtigung
können - wie gewohnt - an allen Standorten teilnehmen. Bezüglich
Details über die Finanzierung von zusätzlichen Betreuungskräften sowie
dem Transfer zum Standort und zurück, informiert Kaleidoskop e. V.

Für Kinder und Jugendliche, die außerhalb der Brüder-Grimm-Stadt
wohnen, ist Voraussetzung für die Anmeldung, dass die Familie oder
Alleinerziehende einen Bezug zu Hanau hat: Beispielsweise dass ein
Elternteil in der Stadt Hanau beschäftigt ist, Sohn oder Tochter in
der Brüder-Grimm-Stadt zur Schule geht oder einen der örtlichen
Sportvereine besucht. Für auswärtige Kinder beträgt die
Teilnahmegebühr 190 Euro. Im Angebot enthalten ist außer der Betreuung
und allen pädagogischen Kosten (Eintritte, Material, etc.) auch die
Verpflegung. Diese besteht aus einem Frühstück (auf Wunsch), warmem
Mittagessen, einem Nachmittagssnack sowie Getränke über den ganzen
Tag.

Ein informativer Elternabend findet am 7. Juni 2018 um 18 Uhr in der
Mensa der Karl-Rehbein Schule statt. Der Elternabend richtet sich vor
allem an die Eltern, deren Kinder zum ersten Mal an unserem Angebot
teilnehmen - natürlich sind auch alle anderen Eltern herzlich
eingeladen. Gerne können sie auch ihre Kinder mitbringen, da für die
Betreuung gesorgt wird.

Es gibt zwei Möglichkeiten, sich anzumelden: online auf
www.ferienspiele-hanau.de, oder telefonisch immer donnerstags von 10
bis 16 Uhr bei Kaleidoskop e. V. unter Tel.: 069/95909017.
Informationen gibt es auch im Stadtladen im Rathaus, in den
Stadtteilläden und im Lamboyladen im Nachbarschaftshaus Lamboy
Tümpelgarten

Für Rückfragen steht Thomas Boeuf im Jugendbildungs- und Kulturzentrum
(06181/18006-25, thomas.boeuf@hanau.de) zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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SPORT UND SPIEL/227: Braunschweig - Konsolenspielenachmittag in der Stadtbibliothek am 25.5.


Stadt Braunschweig

Konsolenspielenachmittag in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zur Veranstaltung "Spiel & Spaß rund um die Konsole"
lädt die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Freitag, 25.
Mai, von 14 bis 17 Uhr, Kinder und Jugendliche ab acht Jahren ein. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer können ihre Sportlichkeit testen,
Geschicklichkeit beweisen oder einfach nur denken und knobeln.
Verschiedene Spiele und Konsolen stehen zum Ausprobieren und
Kennenlernen bereit. Die Aktion wird von spielkundigen und
spielfreudigen Mitarbeitern der Stadtbibliothek betreut, so dass auch
jederzeit Fragen rund um die Spiele beantwortet werden können. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470
6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/367: "Die Liebe verdrängt die Gewalt" - Motive des Friedens in der Kunst (idw)


Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster - 18.05.2018

"Die Liebe verdrängt die Gewalt"

• Kunsthistorikerin Eva-Bettina Krems über langlebige Motive des
Friedens in der Kunst von der Antike bis heute

• Taube, Regenbogen oder der Sieg der Liebe: Künstler greifen auf
immer wiederkehrende Motive zurück -Kriegsschrecken als wirkmächtiges
Argument für den Frieden

• International ausgewiesene Forscher werden kommende Woche zur
Friedens-Tagung des Exzellenzclusters erwartet

• Öffentliche Vorträge

• Teil der Ausstellung "Frieden" an fünf Orten in Münster



Künstler haben von der Antike bis heute laut Wissenschaftlern immer wieder
auf dieselben Symbole und Metaphern zur Darstellung des Friedens
zurückgegriffen. "Taube oder Regenbogen, Kuss oder Umarmung, Friedensmahl,
Kriegsschrecken oder der Sieg der Liebe über die Gewalt: Künstlerische
Darstellungen des Friedens haben lange Traditionslinien", sagt die
Kunsthistorikerin Prof. Dr. Eva-Bettina Krems vom Exzellenzcluster
"Religion und Politik" der Universität Münster, die darüber kommende Woche
mit internationalen Forschern auf der Tagung "FRIEDEN. Theorien, Bilder
und Strategien von der Antike bis heute" des Forschungsverbundes in
Münster spricht. "Schon das antike Theater zeigt, wie die Liebe die Gewalt
verdrängt. Dieses Friedensmotiv wiederholt sich in der Kunst der
Frühneuzeit genauso wie in Medienmotiven der Moderne." In der griechischen
Komödie "Lysistrata" etwa zwingen Frauen aus Athen und Sparta ihre
Ehemänner durch sexuelle Verweigerung zum Frieden. "In der römischen
Mythologie bewegt die Liebesgöttin Venus den Kriegsgott Mars mit ihren
Verführungskünsten dazu, die Waffen abzulegen - bis ins 19. Jahrhundert
ein beliebtes Motiv der Friedensdarstellung", so Prof. Krems. "'Make Love,
Not War' hieß es in den 1960er Jahren im Protest gegen den Vietnamkrieg.
John Lennon und Yoko Ono griffen das in ihren "Bett-Happenings" auf.
Seither prägt das Motto 'Make Love, Not War' Friedenskampagnen weltweit."

Die Tagung ist Teil des Ausstellungsprojektes "Frieden. Von der Antike bis
heute" an fünf Orten in Münster. Im LWL-Museum für Kunst und Kultur zeugen
Werke namhafter Künstler wie Peter Paul Rubens, Eugène Delacroix, Wilhelm
Lehmbruck, Käthe Kollwitz und Otto Dix von künstlerischen Strategien, das
Ideal einer aggressionsfreien Welt zu vermitteln. Idee und Konzept der
Ausstellung entstanden aufgrund langjähriger Untersuchungen am
Exzellenzcluster zum Frieden.

Grausame Kriegsschrecken

"Häufig zeigten Künstler die grausamen Schrecken des Krieges, um das Ideal
des Friedens zu beschwören", so die Kunsthistorikerin. Diese bis heute
anhaltende Tradition lässt sich eindrücklich in den Werken des flämischen
Malers Peter Paul Rubens (1577-1640) erkennen: "Rubens war gelegentlich
Unterhändler bei Friedensverhandlungen und kommentierte im Dreißigjährigen
Krieg, wie viele andere Künstler der vormodernen Epochen, laufende
Verhandlungen im Bild und überhöhte erzielte Friedensschlüsse triumphal",
so Krems. "Die realpolitischen Verhältnisse und die Kriegswirklichkeit
konnten den Optimismus allerdings dämpfen: In den 1630er Jahren führte
Rubens in seinen Werken die verheerende Wirkung des Krieges und den
Pessimismus dieser Jahre vor Augen." Die Ölskizze "Allegorie auf den
Krieg" zeigt eine Frau, die am Rande einer Schlacht inmitten von Toten auf
dem Boden sitzt und am Krieg zu verzweifeln scheint.

In der Kunstgeschichte führte der Weg von Rubens über Francisco de Goyas
Grafiken "Desastres de la guerra" (1810-1814) letztlich zu den drastischen
Darstellungen der Kriegsgräuel von Otto Dix (1891-1969) im Angesicht der
Zerstörung im Ersten Weltkrieg. "Auch ohne genaue Kenntnis der jeweiligen
Zeitumstände, in denen die Künstler ihre Werke schufen, beeindruckt der
politische und damit auch anklagende Bezug dieser Werke." Die
künstlerischen Bemühungen um einen Frieden erreichen ihre größtmögliche
Wirkmacht über die Darstellung der verheerenden Folgen des Krieges. "Eine
häufige Aussage frühneuzeitlicher Darstellungen ist auch die
Zerbrechlichkeit des Friedens", fügt die Kunsthistorikerin an. In dem
bekannten Gemälde "Mars und Venus" des italienischen Malers Paolo Veronese
aus den 1570er Jahren sehen der römische Kriegsgott und die Liebesgöttin
zunächst aus wie ein harmonisches Liebespaar. "Doch die Verbindung von
Mars und Venus ist äußerst fragil und das Pferd des Kriegsgottes wird nur
mit Mühe von einem Cupido, einem kleinen Engel, zurückgedrängt."

Für die meisten allegorischen Darstellungen des Friedens liefern antike
Mythen oder die Bibel die Bildvorlage: Spätere Epochen verstärkten ihre
Aussage, indem verschiedene Allegorien verkettet wurden, im Mittelalter
und in der Frühneuzeit häufig Frieden und Gerechtigkeit - Pax und
Justitia. Der italienische Maler Battista Dossi schuf im 16. Jahrhundert
für den Herzog von Ferrara fast lebensgroße Porträts von Pax und Justitia.
Die Figur des Friedens hält in einer Hand eine Fackel zum Verbrennen von
Waffen, ihre andere Hand umfasst ein Füllhorn mit Früchten, blühenden
Zweigen und Getreideähren. "In dieser Zeit galt Pax ohne Justitia als
ungerechter Frieden, lediglich als momentane Waffenruhe", so Prof. Krems.
Insofern zeigen die Gemälde die komplementären Leitbilder der damaligen
Staats- und Regierungskunst.

Päpste und ihre Inszenierung des Friedens

Auch Papst Gregor XIII. ließ sich zusammen mit Allegorien von Frieden und
Gerechtigkeit abbilden, die ihn als Friedensfürst auswiesen, obwohl er im
Jahr 1572 das Massaker an den Hugenotten in der Bartholomäus-Nacht
gutgeheißen hatte. "Dass die Allegorien von Pax und Justitia die
autoritäre Staatslenkung legitimierten, erschien im Kontext der
Gegenreformation schlüssig, denn in dieser Zeit zweifelte man, ob
Friedensschlüsse über Konfessionsgrenzen möglich wären", so Prof. Krems,
die auf der Tagung des Exzellenzclusters über die mediale Inszenierung des
Friedens durch die Päpste im 16. und 17. Jahrhundert spricht.

"An den Beispielen des Regenbogens und der Taube lässt sich verfolgen", so
Prof. Krems, "wie langlebig Friedenssymbole sind, zugleich aber von
Künstlern im Laufe der Jahrhunderte immer wieder mit neuem Sinn gefüllt
werden." Die Taube mit einem Olivenzweig im Schnabel kündigt Noah im Alten
Testament das Ende der Sintflut an, während der Regenbogen den neuen Bund
zwischen Gott und Menschen symbolisiert. "Als der deutsche Künstler Otto
Piene in den späten 1960ern in seinen spektakulären 'Sky Art'-Events
aufblasbare Regenbögen in den Himmeln über Moskau, New York, Rom und Paris
aufsteigen ließ, ging es ihm nicht mehr um die christliche Semantik dieses
Zeichens, sondern um das längst säkularisierte Bild des Regenbogens als
Symbol für weltumspannenden Frieden", so Prof. Krems. In der Ausstellung
im LWL-Museum für Kunst und Kultur sind Siebdrucke von Otto Piene mit dem
Titel "Pax", Frieden, zu sehen, die an die 'Sky Art'-Events erinnern. "Die
Popularisierung der Kunst wie auch der Friedensbewegung trugen dazu bei,
dass Symbole wie die Taube oder der Regenbogen semantisch weiter reduziert
und als Symbole besser lesbar wurden", führt die Kunsthistorikerin aus.
 (asc/sca/vvm)


Tagung "FRIEDEN. Theorien, Bilder und Strategien von der Antike bis heute"
International ausgewiesene Forscherinnen und Forscher widmen sich auf der
öffentlichen Tagung des Exzellenzclusters vom 22. bis 25. Mai 2018 in
Münster in 21 Vorträgen der Frage, warum Menschen zu allen Zeiten den
Frieden wünschten, seine Bewahrung auf Dauer aber nie gelang. Anhand
vieler historischer Beispiele der europäischen Geschichte befassen sie
sich mit Strategien, Verhaltensmustern und Verfahren, mit denen sich
Menschen von der Antike bis heute um Herstellung und Wahrung des Friedens
bemühten. Sie richten das Augenmerk darauf, wie viele der Bilder, Rituale
und Strategien zeitüberdauernd Geltungskraft behielten. Zugleich zeigen
sie zeittypische Veränderungen und ihre Ursachen auf. Alle Vorträge finden
im Auditorium des LWL-Museums für Kunst und Kultur, Domplatz 10, in
Münster statt.

Kunsthistorikerin Prof. Dr. Eva-Bettina Krems veranstaltet die Tagung
gemeinsam mit dem Mittelalter-Historiker Prof. Dr. Gerd Althoff, der
Philologin Prof. Dr. Christel Meier-Staubach und dem Zeithistoriker Prof.
Dr. Hans-Ulrich Thamer vom Exzellenzcluster. Sie ist Teil der Ausstellung
"Frieden. Von der Antike bis heute", die die Themen in einer Vielzahl von
Exponaten an fünf Orten in der Stadt des Westfälischen Friedens vom 28.
April bis 2. September 2018 präsentiert. (asc/vvm)


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/audioundvideo/video/die_liebe_verdraeng_die_gewalt.html

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2018/mai/PM_Die_Liebe_verdraengt_die_Gewalt.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der

Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, Viola van Melis, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9451: Mönchengladbach - Rheydter Kunstsprossen "Virtual is Real" ab 2. Juni 2018


Rheydter Kunstsprossen # 18 Virtual is Real mit Quartierscafé

Vernissage der "Rheydter Kunstsprossen #18 Virtual is Real" +
Quartierscafé, Samstag, 2. Juni, 11-13 Uhr, Quartiersbüro Rheydt



Unter dem Titel "Virtual is Real" stellen Schüler und Schülerinnen des
Gymnasiums am Geroweiher ihre Werke rund um das Thema Virtuelle Welten
aus. Die Ausstellungseröffnung der "Rheydter Kunstsprossen" findet am
Samstag, 2. Juni 2018, zwischen 11 und 13 Uhr im Quartiersbüro Rheydt
(Friedrich-Ebert-Straße 53-55, 41236 Mönchengladbach) statt.

In der nachmittäglichen AG unternehmen Schüler und Schülerinnen des
Gymnasiums am Geroweiher künstlerische Expeditionen in Virtuelle
Welten. Unter der Leitung von Kulturpädagogin Heike Kox lassen sie
sich inspirieren von ihrem medialen Alltag, bauen und gestalten zum
Thema Neue Medien, Games und mehr. Mit kreativer Neugier versuchen sie
virtuelle Erlebnisse in künstlerische Produkte umzusetzen. Ob
Fotografie, Malerei oder Schauspiel - alles ist erlaubt! Ein Teil der
erstandenen Werke wird im Juni dann zu sehen sein.

Einmal im Monat lädt das Quartiersbüro in Rheydt junge Künstler mit
einer Ausstellung zu sich ein. Das Konzept hierzu nennt sich "Rheydter
Kunstsprossen" und richtet sich an Jugendliche und junge Erwachsene im
Alter zwischen 16 und 25 Jahren. Ab dem 1. Samstag im Monat können die
Werke dann jeweils vier Wochen lang zu den Öffnungszeiten des
Quartiersbüros betrachtet werden. Parallel zur Ausstellungseröffnung
sind alle Bürgerinnen und Bürger herzlich zum Quartierscafé
eingeladen, sich hier auszutauschen oder mit einem Anliegen an das
Team des Quartiersbüros zu wenden. Alle, die Interesse daran haben,
selbst auszustellen, können sich gerne unter:
quartiersmanagement@skm-ry.de an das Team des Quartiersbüros wenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9450: Bonn - "Lichtstrahlen der Aufklärung" bis zum 31. Januar 2019


Ausstellung "Lichtstrahlen der Aufklärung" im Beethoven-Haus
Bonn



BONN - Das Beethoven-Haus hat die Bilder- und Büchersammlung der
Lese-und Erholungsgesellschaft Bonn erworben. Anschaulich wird die
Bedeutung der "Lese" für Beethoven und seine Zeitgenossen in der neu
gestarteten Sonderausstellung "Lichtstrahlen der Aufklärung". Zu sehen
ist die Schau bis Donnerstag, 31. Januar 2019, in der Bonngasse 24 bis
26.

Bereits seit 1969 befinden sich sieben Portraits von wichtigen
Bezugspersonen des jungen Beethoven aus der Sammlung der Bonner
Lese-und Erholungsgesellschaft von 1787 in der Obhut des
Beethoven-Hauses. Die komplette Bilder- und Büchersammlung der "Lese"
konnte das Beethoven-Haus aktuell mit Unterstützung des Ministeriums
für Kultur und Wissenschaften des Landes NRW, der Kulturstiftung der
Länder, der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien
sowie mit Hilfe eines privaten Förderers übernehmen.

Die Sammlung besteht aus 30 Ölgemälden, vorwiegend Portraits, von
bedeutendem kulturhistorischem Wert. Dazu gehören zudem 20 Graphiken
des 18. Jahrhunderts, einige historische Fotos sowie die Bibliothek,
zu der zahlreiche Bücher zählen, die bereits in der Frühzeit der
"Lese" angeschafft wurden.

In Kooperation mit der Lese-Gesellschaft präsentiert das 
Beethoven-Haus in der Sonderausstellung die "Lese"-Sammlung, Altbestände 
des Beethoven-Hauses sowie Leihgaben der Universitäts- und
Landesbibliothek Bonn. Die Schau beleuchtet die Gesellschaft als Hort
der Aufklärung und ihren prägenden Einfluss auf den jungen Beethoven.
Weitere Themen sind die Menschenwürde, die Pressefreiheit, Literatur
in Bonn, der "Lese"-Besuch von Joseph Haydn und die Bonner
Universität. Ko-kuratiert wurde die Schau von Alexander Wolfshohl,
Archivar der Lese-Gesellschaft.

Die Lese-Gesellschaften

Zwischen 1770 und 1830 waren Lese-Gesellschaften überall in Europa zu
finden. Ihre Mitglieder verpflichteten sich auf gemeinsame
Wertvorstellungen. Ihr Ziel war die Vervollkommnung des Einzelnen und
der Gesellschaft. Erreicht werden sollte dies durch religiöse Toleranz
und die Gleichwertigkeit der Stände. Führende Köpfe waren Lehrer,
Kollegen in der Hofkapelle und Freunde Beethovens.
Als aber 1790 Kaiser Joseph II., der ältere Bruder von Kurfürst Max
Franz, dem Protektor der "Lese", starb, erteilte die Gesellschaft dem
19-jährigen Beethoven den Auftrag, eine Kantate auf dessen Tod zu
komponieren, was zu seinem bis dahin bedeutendsten Werk führte.
Weitere Informationen zur Sonderausstellung "Lichtstrahlen der
Aufklärung" gibt es unter www.beethoven.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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FÜHRUNG/948: Leer - Rundgang durch die Ausstellung "Menschenbilder" am 27.5.2018


Führung durch die Ausstellung "Menschenbilder" im Kunsthaus
Leer



Am Sonntag, den 27. Mai, bietet sich um 15 Uhr die Gelegenheit, an
einer öffentlichen Führung durch die Ausstellung "Menschenbilder.
Siegfried Kunstreich und Zeitgenossen" im Kunsthaus Leer teilzunehmen.

Siegfried Kunstreich (1908 - 1998) zählt zu den bekanntesten, um die
Jahrhundertwende geborenen ostfriesischen Künstlern. Die Gestaltung
des Menschen stellt neben der Darstellung der ostfriesischen
Landschaft einen wichtigen Schwerpunkt in seinem Schaffen dar. Zu
sehen sind Porträts der Familie, von Kollegen und fremden Personen,
darunter auch eindrucksvolle Kinderbilder, sowie Selbstbildnisse. Den
Arbeiten Kunstreichs zur Seite gestellt finden sich Bildnisse sowie
figürliche Szenen von Künstlerinnen und Künstlern, die sich in
Ostfriesland etwa zeitgleich mit dem Thema der menschlichen
Darstellung befassten. Die Ausstellung führt so verschiedene
künstlerische Perspektiven vor Augen, die von realitätsnahen Porträts
bis hin zu verallgemeinernden menschlichen Zuständen im Bildnis
reichen.

"Menschenbilder. Siegfried Kunstreich und Zeitgenossen" kann noch bis
zum 27. Mai dienstags bis donnerstags sowie sonntags von 14 bis 17 Uhr
besucht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TREFF/675: Jena - Artist Talk mit der Leipziger Künstlerin Luise Schröder, 24.05.2018


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Artist Talk mit der Leipziger Künstlerin Luise Schröder

Öffentlicher Gesprächsabend zum Botho Graef-Kunstpreis 2018 am 24.
Mai, 19 Uhr, in der Villa Rosenthal in Jena



Die Medienkünstlerin Luise Schröder spricht am Donnerstag, dem 24.
Mai, 19 Uhr in der Reihe "Artist Talks" zum Botho Graef-Kunstpreis
2018 über ihre Arbeit. Ihr Talkpartner ist Robert Sorg,
Kunsthistoriker, Kulturmanager, Bibliothekar und Vorsitzender des
Jenaer Kunstvereins.

Luise Schröder gehört zu den neun Künstlerinnen und Künstlern, die zum
Botho Graef-Preis-Wettbewerb 2018 eingeladen wurden. Unter dem Titel
"Das verschwundene Bildnis" soll an seinen Wirkungsorten ein
dezentrales Denkmal für den Jenaer Rechtswissenschaftler, Rektor der
Universität und Vater der Thüringer Landesverfassung Eduard Rosenthal
(1853-1926) entstehen.

Luise Schröder arbeitet ortsbezogen und vielfach im öffentlichen Raum.
Zuletzt war sie an der Gruppenausstellung "Luther und die Avantgarde"
in Wittenberg mit ihrer Intervention "Die vergessene Mobilisierung"
(2017) beteiligt, die an einen fiktiven feministischen Generalstreik
am 4. Mai 1987 erinnerte.

Formen der Erinnerung, Vergegenwärtigung und Bewältigung

Aus der Gegenwart heraus beschäftigt sich Luise Schröder mit Aspekten
und Fragen der Konstruktion bzw. Rekonstruktion von Geschichte und
Erinnerung. Im Zentrum ihres Interesses stehen dabei nicht die
Ereignisse selbst, sondern vor allem die Formen der Erinnerung,
Vergegenwärtigung und Bewältigung.

Am ehemaligen Standort eines Konzentrationslagers in Flößberg/Beucha
im Landkreis Leipzig schuf Luise Schröder 2014 die Arbeit
"verGEGENWÄRTIGEN". Dafür wurden in der Umgebung lebensgroße
Bild-Tafeln der Bewohnerinnen und Bewohner von Flößberg und Beucha
aufgestellt, die auf den heute fast unsichtbar gewordenen Standort des
Lagers im Wald zeigen.

Im zu Flößberg gehörenden Waldstück befand sich von November 1944 bis
April 1945 eins von insgesamt sieben Außenlagern des
Konzentrationslagers Buchenwald, die im Auftrag der Leipziger
Rüstungsfirma Hugo-Schneider-Aktiengesellschaft errichtet wurden.
Insgesamt 1.904 Menschen haben das Außenlager durchlaufen, mindestens
235 von ihnen kamen ums Leben. Ab März 1945 wurden die Toten in
Massengräbern im Flößberger Wald vergraben.

Neben dem Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg setzte sich
Luise Schröder auch mit anderen historischen Phänomenen wie der
israelischen Kibbuzbewegung, der Völkerschlacht bei Leipzig und der
Friedlichen Revolution in Leipzig auseinander.

Die Künstlerin

Luise Schröder, geboren 1982 in Potsdam, studierte
Literaturwissenschaften und Kunstgeschichte in Berlin sowie Fotografie
und Medienkunst an der Hochschule für Grafik und Buchkunst. Neben
Einzelausstellungen war sie unter anderem 2012 an der 7. Berlin
Biennale im KW Institute for Contemporary Art beteiligt. Sie erhielt
eine Reihe von Preisen und Auszeichnungen, so 2012 den C/O Talents
Award und arbeitete 2016 für drei Monate in der Villa Aurora in Los
Angeles. Jüngst erhielt sie ein von der Bundesregierung vergebenes
Auslandsstipendium in der Cité Internationale des Arts Paris.

Den Botho Graef-Kunstpreis lobt die Stadt Jena seit 1992 alle drei
Jahre aus. 2018 findet er in Zusammenarbeit mit der
Friedrich-Schiller-Universität Jena statt. Angestrebt wird eine
künstlerische Arbeit, die Eduard Rosenthal würdigt und zugleich sein
aus der Universitätssammlung von Professorenporträts verschwundenes
Bild als Leerstelle markiert.

Termin Artist Talk mit Luise Schröder:

Donnerstag, 24. Mai, 19 Uhr, Villa Rosenthal, Mälzerstr. 11. Der
Eintritt ist frei.

http://www.eduard-rosenthal.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Angelika Bohn, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/752: HSH Nordbank wird verkauft


Gegenwind Nr. 356 - Mai 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

HSH Nordbank wird verkauft

Hamburg und Schleswig-Holstein wollen Kapitel abschließen

von Reinhard Pohl



Eine Milliarde Euro Verkaufserlös klingt nach einem guten Geschäft.
Hamburg und Schleswig-Holstein sind Besitzer, aber keineswegs stolze
Besitzer einer Bank, der HSH Nordbank. Das waren früher mal zwei ganz
normale Landesbanken. Sie wurden fusioniert, auch als Schritt zum
Nordstaat, und die neue Bank expandierte anschließend. Und
expandierte. Und expandierte. Was bleibt, ist ein Verlust von mehreren
Milliarden Euro, fünf bis acht Milliarden für jedes Bundesland.

Landesbanken hatten früher hauptsächlich die Funktion, eine Art
"Dachorganisation" der örtlichen Sparkassen zu sein. Sie gehörten dem
Land, manchmal auch den Kreisen und den örtlichen Sparkassen. Sie
sollten Kredite an größere Firmen geben, wenn die örtlichen Sparkassen
dazu zu klein waren, und Dienstleistungen für die Sparkassen
organisieren, zum Beispiel Auslandsüberweisungen.

Das haben die Landesbanken von Hamburg und Schleswig-Holstein auch
lange Zeit gemacht. Das Problem begann 1999 und vor allem 2003.

Lissabon-Verträge: Die EU ist neoliberal

2007 wurde der EU-Grundlagenvertrag, eine Art Verfassung der Union,
abgeschlossen. Danach gilt in der EU das Prinzip des freien
Wettbewerbs. Staaten dürfen nur unter ganz bestimmten Bedingungen
Firmen subventionieren und damit im Wettbewerb bevorzugen, das gilt
auch für die eigenen Firmen.

Das galt vorher auch schon. Die Lissabon-Verträge haben daraus nur ein
Verfassungsprinzip gemacht. Und schon vorher, und zwar im Dezember
1999, reichte die Europäische Bankenvereinigung bei der Kommission in
Brüssel eine Beschwerde ein: Die Sparkassen, von Gemeinden in
Deutschland betrieben, würden ebenso wie die Landesbanken den
Wettbewerb verzerren. Grund: Die Gewährträgerhaftung.

Gewährsträger der Sparkassen und Landesbanken sind die
Gebietskörperschaften. Das bedeutet, dass Länder und Gemeinden für die
eigenen Sparkassen bürgen - wenn diese sich Geld am Kapitalmarkt
leihen, bekamen sie die günstigsten Zinsbedingungen, weil es kein
Risiko gab. Die Kommission sah das ähnlich, deshalb gab die
Bundesregierung nach: 2002 sagte sie zu, die öffentlich-rechtliche
Gewährträgerhaftung für die Landesbanken bis 2005 abzuschaffen. In
dieser Situation fusionierten die Landesbanken von Schleswig-Holstein
und Hamburg zur HSH Nordbank.

HSH Nordbank startet durch

Die HSH Nordbank sah in der Vereinbarung zwischen Bundesregierung und
EU-Kommission etwas anderes, als gemeint war. Sie sah nicht das
Auslaufen der Gewährträgerhaftung als Kern, sondern die Übergangszeit
bis 2005: Alle Kredite, die sie bis dahin aufnahm, würden noch von der
Haftung der Länder abgedeckt.

Innerhalb kurzer Zeit versuchte die HSH Nordbank jetzt, so viele
Kredite wie möglich aufzunehmen und das Geld entweder an Unternehmen
zu verleihen oder "Papiere" damit zu kaufen. Sie finanzierte jetzt vor
allem Neubauten von Schiffen und Flugzeugen, Windparks, aber auch
Fonds und Papiere, mit denen Eigenheime in den USA finanziert wurden,
und auch Papiere, deren Sinn sie nicht verstanden. Später gaben
führende Banker der HSH Nordbank zu, sie hätten damals Papiere
gekauft, deren Beschreibung mehrere Hundert Seiten umfasste, die sie
nicht verstanden und aus Zeitgründen auch nicht lesen konnten.

Ende 2005, als die Gewährsträgerhaftung auslief, bürgten die beiden
Bundesländer für rund 165 Milliarden Euro, also ein Mehrfaches der
beiden Landeshaushalte. Führende Politikerinnen und Politiker saßen im
Aufsichtsrat der Bank. Dort war ihnen versprochen worden, dass es
nicht nur kein Risiko gibt - die Bank würde an den Krediten wunderbar
verdienen, so dass das Grundkapital der Bank mit 15 Prozent verzinst
werden könnte. Beide Bundesländer erhofften sich daraus hohe
Einnahmen; zusätzlich zu den Steuern und den Zuschüssen aus dem
Länderfinanzausgleich.

Böses Erwachen 2008

Das böse Erwachen kam 2008. Durch die Bankenpleite in den USA gingen
viele Kredite verloren. Der Welthandel ging stark zurück, mit großen
Auswirkungen auf die Frachtraten bei Schiffen - und inzwischen war die
HSH Nordbank der weltweit größte Schiffsfinanzierer geworden.
Innerhalb von kurzer Zeit wurde das gesamte Eigenkapital der Bank
aufgebraucht, die beiden Bundesländer mussten drei Milliarden Euro
leihen und bei der Bank einzahlen. Außerdem beschlossen beide
Bundesländer, für 10 Milliarden Euro zu bürgen, um damit die Pleite
der Bank abzuwenden.

Für die Rettung entschieden sich die beiden Länder, weil sie nach wie
vor als (ehemalige) Gewährsträger für Kredite hafteten. Von den damals
165 Milliarden waren jetzt noch 65 Milliarden Euro übrig, für die
beide Länder bürgten. Da schien eine Abwicklung der Bank, das wäre
damals eine Möglichkeit gewesen, zu riskant.

Danach schien sich die Bank wieder zu erholen. Einige Kredite wurden
insolventen Reedern erlassen, andere kamen zurück, die Bank
verzichtete auf drei Milliarden Euro aus der Bürgschaft. Doch 2015 sah
es wieder schlechter aus, die Bank musste die Bürgschaft der Länder
wieder auf zehn Milliarden Euro aufstocken. Dies machte die
EU-Kommission nicht mehr mit: Sie erlaubte die Beihilfe der Länder nur
unter der Bedingungen, dass sie die Bank danach entweder auflösen oder
verkaufen. Als Frist wurde Ende Februar 2018 gesetzt.

Die Länder entschieden sich dafür, die Bank nach Möglichkeit zu
verkaufen. In den zwei Jahren bis zum Fristablauf wurde deshalb eine
Holding gegründet, die beiden Bundesländern gehört, und dort wurde die
Bank in eine "gute Bank" mit einigermaßen sicheren Krediten und eine
"schlechte Bank" mit den Krediten unterteilt, die wohl nicht mehr
zurückkommen. Diese Kredite sollten und sollen nach Möglichkeit an
Spekulanten verkauft werden. Zum Teil übernahmen die Länder selbst die
Kreditverträge, ihnen "gehören" jetzt ein paar Schiffe als Sicherheit.

Ein Windpark in Italien, auch von der HSH Nordbank finanziert, ist
zwar auch offiziell die Sicherheit für den Kredit. Allerdings nur
theoretisch: Da der Windpark vermutlich der Mafia gehört, die auch den
Kredit bekommen hat, wurde er vom italienischen Staat beschlagnahmt.
Die HSH Nordbank hat zeitweise wirklich zu schnell Geld umgeschlagen
und hatte viel Pech mit ihren Kunden und Kontakten.

Die Summen, für die die beiden Gewährsträger hafteten, reduzierten
sich in diesen Jahren weiter. 2014 waren es noch 20,8 Milliarden Euro,
2015 dann 12,4 Milliarden Euro, 2016 schließlich noch 2,6 Milliarden
Euro. Insofern war diese Summe mit der Einleitung der
Verkaufsverhandlungen überschaubar geworden.

Verkauf

Der Verkaufsprozess war zweigeteilt: Es gab erst ein
Interessenbekundungsverfahren, danach mussten die Interessierten ein
Angebot machen. Das ist relativ kompliziert, denn die möglichen Käufer
werden von der Bankenaufsicht und von der EU-Kommission auch daraufhin
untersucht, ob sie überhaupt eine Großbank führen können und dürfen.

Den Zuschlag bekam schließlich Angebot von "Cerberus" und "Flowers"
über rund eine Milliarde Euro. Cerberus gehören auch Anteile an der
Commerzbank und der Deutschen Bank, und Flowers hatte bisher schon
einen Anteil von 5,1 Prozent an der HSH Nordbank, den Flowers früher
der West-LB abgekauft hatte, als die in Probleme geriet und letztlich
aufgelöst wurde.

Die HSH Nordbank ist auch nicht mehr das, was sie noch 2008 war.
Damals war es eine Bank mit einem Umsatz von 208 Milliarden Euro im
Jahr und 5.000 Beschäftigten; zum Jahresbeginn 2018 ging es noch um
einen Jahresumsatz von 76 Milliarden Euro, es gibt zur Zeit noch
1.900 Angestellte in Kiel und Hamburg.

Der neue Besitzer hat keine Auflagen erhalten, das schien den beiden
Bundesländern zu riskant - fürchteten sie doch, die Bank könnten
vielleicht überhaupt keinen neuen Besitzer finden. Die neuen
Eigentümer werden vermutlich den Standort Kiel, den sie nicht
brauchen, zügig auflösen und auch das Personal entsprechend
reduzieren.

Was sie mit der Bank vorhaben, ist nicht klar, sie sagen es nicht. Sie
behalten aber die Bürgschaften von 10 Milliarden Euro von
Schleswig-Holstein und Hamburg, die gehören zur gekauften Bank dazu.
Falls Kredite nicht zurückgezahlt werden, sind sie fällig.

Zustimmen müssen noch die Parlamente in Kiel und Hamburg. Allerdings
gilt die Zustimmung als sicher, insbesondere weil man vor der
Auflösung noch mehr Angst hat als vor dem Verkauf. Die ersten
Milliarden-Verluste haben die Finanzministerin und der Finanzsenator
auch schon in die Haushalte für 2018 reingeschrieben. Dadurch sind die
Schulden von Schleswig-Holstein auf rund 30 Milliarden Euro, die
Hamburgs auf rund 33 Milliarden Euro gestiegen.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1763: Europäisches Treffen der Solidarität


graswurzelrevolution Nr. 429, Mai 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Europäisches Treffen der Solidarität

von Peter Nowak



Viel wird darüber geklagt, dass es mit der transnationalen
Kooperation in der Linken selbst auf europäischer Ebene nicht so recht
klappt. Wo ist denn die europäische Gewerkschaft, die auch
Arbeitskämpfe im EU-Raum gemeinsam führt?


Die europäischen Zusammenschlüsse der Reformlinken kommen über
ein Zweckbündnis im EU-Parlament nicht hinaus. Gemeinsame Kämpfe
werden von dort nicht initiiert.

Doch in der außerparlamentarischen Linken gibt es Bestrebungen einer
transnationalen Kooperation. So trafen sich am 17. und 18. März in
Köln Linke aus ganz Europa zum Erfahrungsaustauch. Anlass war der
Kampf gegen Repression. Deshalb wurde das Datum auch um den 18. März,
den Internationalen Kampftag der politischen Gefangenen, gelegt. Das
Ende des Treffens war eine zweistündige Kundgebung vor der JVA
Köln-Ossendorf, auf der die Gefangenen direkt angesprochen wurden. Der
Anlass des Treffens liegt in der Solidarität mit einer Gefangenen, die
allerdings seit einigen Wochen nicht mehr in Ossendorf, sondern in
Wittlich inhaftiert ist.

In der Einladung heißt es: "2017 wurde in Aachen eine Genossin aus
Barcelona zu siebeneinhalb Jahren Knast verurteilt und sitzt derzeit
in Köln. Bei der kollektiven, sich über Europa erstreckenden
Solidaritätsarbeit wurde immer wieder festgestellt, dass es ein
starkes Bedürfnis auf allen Seiten gibt, mehr voneinander zu erfahren
und sich zusammen solidarisch mit den von Repression Getroffenen zu
zeigen. Daraus entwickelte sich die Idee, das Wochenende um den Tag
der Gefangenen am 18.03.2018 zu gemeinsamen Aktivitäten in Köln zu
nutzen."


Solidarität mit Lisa

Bei der Gefangenen handelt es sich um Lisa, eine Anarchistin, die von
der Justiz des Bankraubs beschuldigt wurde. Sofort nach ihrer
Verhaftung gab es eine transnationale Solidaritätskampagne, die vor
allem von libertären Kreisen getragen wurde. In vielen europäischen
Ländern fanden vor und nach der Verurteilung von Lisa
Solidaritätsaktionen statt, von der Störung einer Veranstaltung des
deutschen Konsulats in Barcelona bis zum Aufhängen von Transparenten.
Am 21. Dezember 2017 gab es einen Internationalen Solidaritätstag mit
Lisa. Dass darüber selbst in linken Kreisen wenig bekannt wurde, mag
auch daran liegen, dass die Gefangene nicht als Opfer von staatlicher
Repression, sondern als Anarchistin dargestellt wurde, die auch den
Knast zum Kampfterrain macht. Die Frage, ob sie die ihr vorgeworfenen
Taten verübt hat oder nicht, spielt für die Organisator_innen keine
Rolle. In einer Erklärung heißt es: "Eine Strafe auferlegt zu
bekommen, bedeutet nicht, dass die inhaftierte Person 'nur' dem
Gefängnissystem ausgeliefert ist. Der politische und justizielle
Staatsapparat ermittelt, überwacht, analysiert weiter und entscheidet
über das Schicksal der Gefangenen. Vor allen wenn die Gefangene nicht
auf ihren Knien vor Gericht um Gnade gebeten hat (...). Die
Möglichkeiten, mit denen das Justizsystem demonstrieren kann, dass sie
mit ihr noch nicht fertig sind, sind zahlreich. Die Verweigerung mit
der Polizei zu kooperieren, gilt als Schuldbeweis und kann dazu
genutzt werden, die Ermittlungen auf unbestimmte Zeit
aufrechtzuerhalten. Das Schweigen und die Würde gegenüber den
Vollstreckenden und ihren Vorwürfen wird als Verschleierung des
Verbrechens betrachtet und kann neue Ermittlungen herbeiführen." Eine
solche offensive Strategie gegen die Justiz und den Gefängnisapparat
ist heute in Deutschland selten. Doch noch in den 1980er und 1990er
Jahren war ein solch offensives Agieren von Gefangenen und Angeklagten
durchaus in größeren Teilen der außerparlamentarischen Linken üblich.
Das hat dann dazu geführt, dass häufig Gerichtssäle von der Polizei
geräumt wurden, weil der politische Kampf auch im Gerichtssaal
ausgetragen wurde.


Nicht die Repression, sondern die kriminalisierte Politik
stand im Mittelpunkt

Das hatte auch zur Folge, dass viele Medien nicht darum herum kamen,
sich auch mit den poltischen Intentionen der Gefangenen und ihrer
Unterstützer_innen zu beschäftigen. Nicht die Repression, sondern die
Politik, die kriminalisiert werden sollte, stand im Mittelpunkt. Das
stärkte die Bewegung der Unterstützer_innen. Denn das Starren auf
Repression lähmt in der Regel, während der Fokus auf den politischen
Zielen, die kriminalisiert werden, eher mobilisiert. Der Kongress am
17. und 18. März in Köln war der Versuch, diese Politik zu diskutieren
und sich besser zu vernetzen. Die unterschiedliche Politik der
Repression und Zerstreuung widerständischer Kerne und Netzwerke in den
unterschiedlichen Ländern stand im Zentrum vieler Diskussionen.

Positiv zu vermerken ist, dass dieses Internationale Treffen seinem
Anspruch gerecht geworden ist. Gerade in Deutschland ist es oft so,
dass auf Treffen mit dem Adjektiv international dann doch die
deutschsprachigen Regionen im Mittelpunkt stehen. Das war in Köln
anders. Dort standen die Berichte der Genoss_innen u.a. aus Italien,
Griechenland und Belarus im Mittelpunkt.

Aus den osteuropäischen Ländern waren nur wenige Genoss_innen
anwesend, die ihren Lebensmittelpunkt wegen der Repression oft
mittlerweile in Deutschland haben. Interessant zu erfahren war, dass
in Belarus die anarchistische Bewegung eine wichtige Rolle in der
dortigen Opposition gegen den autoritären Langzeitherrscher
Lukaschenko spielt.


Gegen das sächsische Polizeigesetz

Die Teilnehmer_innen aus Deutschland waren in der Regel Zuhörer_innen
oder berichteten über ihre Erfahrungen mit Knast und Repression. Mit
einer Ausnahme. Genoss_innen aus Dresden informierten über das
geplante sächsische Polizeigesetz, das mehr Kameras, Überwachung und
Kontrolle bedeutet. Die Details dieses Gesetzes werden erst in den
nächsten Monaten bekannt. Doch hier dürfte nach dem Vorbild von Bayern
ein weiterer Versuch erfolgen, staatliche Ausforschungen, die heute
bereits in einer gesetzlichen Grauzone vollzogen werden, zu
legalisieren. Hier blieb die Frage offen, wie die erklärten
Gegner_innen von jedem Staat mit einer reformistischen Linken umgehen,
die ebenfalls Kritik an dem geplanten sächsischen Polizeigesetz
angemeldet hat. Ist es möglich, im Widerstand gegen dieses spezifische
Projekt zu kooperieren? Diese Frage kam auch auf, als es um die
Einschätzung der Gefangenengewerkschaft GG/BO ging, die es in den
letzten drei Jahren geschafft hat, in vielen Gefängnissen
Unterstützer_innen für konkrete Reformen zu gewinnen. Es gab bei
einigen Teilnehmer_innen den Hinweis, dass die Gefangenengewerkschaft
klar reformistische Ziele formuliert, aber in den Knästen einen Raum
der Solidarität öffnet. Schließlich dominieren in den Knästen
Konkurrenz und Entsolidarisierung, das ist drinnen nicht anders als
draußen. Wenn Hunderte Gefangene sich in einer Gefangenengewerkschaft
für konkrete Forderungen organisieren, ist das unterstützenswert.


Soziale Kämpfe und Widerstand

Was für die Situation in den Knästen richtig ist, hat auch draußen
Gültigkeit. Daher war es erfreulich, dass sich die erste
Diskussionsrunde am Samstagmorgen der Frage widmete, ob und wie die
Linke die sozialen Kämpfe wahrnimmt. Mit Linke ist hier das
außerparlamentarische und libertäre Spektrum gemeint, das sich in Köln
versammelt hat. Nicht nur in Belarus ist die libertäre Linke Teil des
sozialen Protests. Griechische Genoss_innen berichteten über den
langjährigen Widerstand gegen die Goldmine auf der Halbinsel, der seit
Jahren zum Kristallisationspunkt von Widerstand in Griechenland und
darüber hinaus geworden ist. Seit Jahren sind dort Aktivist_innen
massiver Repression ausgesetzt. Das hat sich auch unter der
Tsipras-Regierung nicht geändert, die in der Opposition noch zu den
Gegner_innen des Minenprojekts gehörte, bis sie zur Regierungslinken
wurde. Die griechischen Genoss_innen waren auch ehrlich genug, um
deutlich zu machen, dass auch in den Reihen der antiautoritären und
undogmatischen Linken der Tsipras-Regierung die Möglichkeit gegeben
wurde, zu zeigen, ob sie zumindest einen Teil ihrer Versprechungen
umsetzt. In den ersten Wochen nach dem Regierungsantritt schien es so,
als würden einige Reformen umgesetzt. Es sind auch viele der
antiautoritären Linken gegen das Austeritätsdiktat der von Deutschland
dominierten EU auf die Straße gegangen. Nachdem Tsipras kapituliert
hatte, wurde er auch innenpolitisch ein Sozialdemokrat, der mit linken
Sprüchen rechte Politik umsetzt. Damit hat er die Theorien der
außerparlamentarischen und anarchistischen Linken bestätigt, dass eine
grundsätzliche Veränderung nicht in den Parlamenten und in den
Regierungspalästen umgesetzt werden kann.

Eine Lehre, die die Regierungslinken dieser Welt trotz aller
Erfahrungen nicht ziehen wollen, weil sie sich dann selber in Frage
stellen müssten. Das wäre eigentlich eine gute Grundlage für das
Wachsen einer außerparlamentarischen Linken, die Veränderungen auf der
Straße und nicht im Parlament erkämpfen will. Voraussetzung wäre dann
aber, den sozialen Kämpfen auch den Kämpfen von Lohnabhängigen mehr
Solidarität und Beachtung zu schenken. Nur ein Beispiel. Der
jahrelange Kampfzyklus der Logistikarbeiter_innen in Norditalien, den
Bärbel Schönafinger von labournet.tv mit dem Dokumentarfilm "Die Angst
wegschmeißen" bekannt gemacht hat, war bei den italienischen
Genoss_innen auf der Konferenz kein Thema. Dabei hat der Arbeitskampf
nichts mit Protestritualen etablierter Gewerkschaften zu tun. Die
überwiegend migrantischen Logistikarbeiter_innen blockierten die
Zufahrten zu Logistikzentren, es kam zu Räumungen durch die Polizei.
Unterstützt werden sie von der kleinen linken Basisgewerkschaft Si
Cobas. Wenn solche Kämpfe, die es in vielen Ländern gibt, Teil der
Praxis der antiautoritären Linken würden, hätte sie die Chance, eine
gesellschaftliche Gegenmacht zu entwickeln.

Zu wünschen wäre es. Denn in einer Zeit, wo von einer Regierungslinken
niemand mehr etwas erwartet, wäre es eine Alternative gegen politische
Apathie und Rechtsruck. Dann könnte auch das Kölner Treffen als
Austausch grenzüberschreitender Realität eine Fortsetzung finden.
Wichtig ist dabei nicht das Treffen sondern der gesellschaftliche
Prozess in den Basiskämpfen der einzelnen Länder.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 429, Mai 2018, S. 23

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2256: Rudi Dutschke und die Achtundsechziger


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Rudi Dutschke und die Achtundsechziger

"Der sozialistischen Bewegung das Unterscheidungsvermögen
wiedergewinnen"

von Paul B. Kleiser



Es gibt wenige Namen und Gesichter, die mit der Bewegung von 1968
in Theorie und Praxis so eng verbunden sind wie die von Rudi
Dutschke.


Aufgrund der Hetze der Springerpresse und anderer rechter
Medien, die im Klima des Kalten Krieges besonders in Westberlin auf
fruchtbaren Boden fiel, wurde er am Gründonnerstag 1968 Opfer eines
Mordanschlags. Der Täter Josef Bachmann schoss Dutschke mit drei
Kugeln nieder.

Der Münchner Journalist Ulrich Chaussy verfasste mit Die drei Leben
des Rudi Dutschke bereits 1983, vier Jahre nach dessen Tod, die
erste umfassende Biografie Dutschkes. Damals waren ihm die Archive des
Verfassungsschutzes und der DDR noch verschlossen. Das hat sich
inzwischen geändert, so dass Chaussy pünktlich zum Jahrestag eine
überarbeitete und erweiterte Neuauflage seines Buches vorlegen konnte,
das zudem mit etwa 50 Bildern illustriert wurde.(*) Kaum jemand hat
sich hierzulande so lange und so gründlich mit Leben und Werk des
herausragenden Studentenführers und "Achtundsechzigers"
auseinandergesetzt.

Als Autor von Oktoberfest - ein Attentat hat sich Chaussy auch
intensiv mit der rechtsextremen Szene und dem geringen
Ermittlungseifer des Staates beschäftigt. Er betont, dass die
Achtundsechziger und Rudi Dutschke "die Menschenfeindlichkeit und die
Gefahr sträflich unterschätzten, die sich damals in alt- und
neofaschistischen Gruppierungen wie der NPD zusammenbraute". Offenbar
hatten die Behörden kein sonderliches Interesse, die Herkunft der von
Bachmann verwendeten Pistole zu eruieren. Sonst wären sie auf
Nazistrukturen in Niedersachsen und auf den Waffenlieferanten Wolfgang
Sachse gestoßen. Dieser gehörte zum Netzwerk des Altnazis Paul Otte,
der Kampfgruppen gründen und die NSDAP wiederaufbauen wollte, weil ihm
die NPD zu lasch war. An den regelmäßigen Schießübungen der Gruppe
waren auch Polizisten beteiligt; außerdem gab es (ähnlich wie später
beim NSU) Verbindungen zum Verfassungsschutz.


Der 1940 geborene Dutschke war das vierte Kind von Elsbeth und
Alfred Dutschke aus Luckenwalde. Der wegen des Krieges und
anschließender Gefangenschaft abwesende Vater war ihm lange fremd; die
strenge und fromme Mutter galt als die Respektsperson der Familie. Die
Angst vor dem Krieg prägte die Familie. Während des Arbeiteraufstands
vom 17. Juni 1953 wurde den Kindern eingeschärft, nach der Schule
sofort nach Hause zu kommen und ja nicht in Gruppen stehen zu bleiben.

Dutschke wurde zwar Mitglied der FDJ, engagierte sich jedoch vor allem
in der evangelischen Jungen Gemeinde. Früh schon fielen seine präzisen
und geschliffenen Wortbeiträge auf. Außerdem trieb er reichlich Sport.
Seine Erfahrungen mit den Schrecken des Krieges brachten ihn dazu,
nach dem Abitur die "freiwillige Verpflichtung" zum "Ehrendienst bei
der Nationalen Volksarmee" (NVA) abzulehnen: "Meine Mutter hat vier
Söhne nicht für den Krieg geboren. Wir hassen den Krieg und wollen den
Frieden."

Aufgrund der Verweigerung des Wehrdienstes konnte er nicht studieren
und machte eine Lehre als Industriekaufmann, die er mit Bestnote
abschloss. Doch wieder wurde die Vergabe der Studienplätze an den
Dienst in der NVA geknüpft. Daher ging Dutschke nach Westberlin und
machte dort, um studieren zu können, das "Westabitur" nach. Die Welle
von Enteignungen bei mittelständischen Betrieben führte zum
Anschwellen des Flüchtlingsstroms in den Westen, sodass die DDR am 13.
August 1961 damit begann, Westberlin einzumauern.

Statt Sportjournalismus studierte er nun an der FU Geschichte und
Soziologie. Die Reaktion der Adenauer-Zeit mit ihrem harschen
Antikommunismus, der Verdrängung der braunen Vergangenheit und dem
Mief von tausend Jahren hatte nicht nur die Stadt, sondern auch die
Universität fest im Griff. Erste kritische Stimmen hinterfragten die
Rolle der Ordinarien und der Burschenschaften und Corps. Die Berliner
Zelle der in München gegründeten "Subversiven Aktion" um Dutschke und
Bernd Rabehl verfasste ein Flugblatt, in dem die Geschichte der
Burschenschaften und ihr Nationalismus karikiert wurden. Das
SDS-Mitglied Reinhard Strecker erstellte ein umfangreiches Archiv
ehemaliger Nazis, die in der BRD wieder in Amt und Würden gekommen
waren. Auf ihn ging auch die spätere Ausstellung "Ungesühnte
Nazijustiz" zurück.


Zunächst wollte Dutschke sich - aufgrund seiner DDR-Erfahrungen
- nicht mit marxistischen Klassikern befassen, doch spätestens seit
1963 ist eine sorgfältige und intensive Beschäftigung mit Marx,
Luxemburg und anderen Klassikern bezeugt. Kurz danach dürfte er mit
Menschen der "Subversiven Aktion" in Kontakt gekommen sein, deren
wichtigste Köpfe Dieter Kunzelmann und Frank Böckelmann waren. Sie
führten im Geiste der Situationistischen Internationale eine Reihe von
Happenings gegen die "repressive Konsumgesellschaft" durch. Im Mai
1964 wurden in einigen Städten, so in München, Tübingen und Stuttgart,
Plakate verklebt, auf denen stand: "Mit dieser Welt gibt es keine
Verständigung. Wir gehören ihr nur in dem Maße an, wie wir uns gegen
sie auflehnen."

In der Zeitschrift Anschlag beschäftigte sich Dutschke mit dem
Realsozialismus und den Folgen des Stalinismus und kam zum Schluss:
"Es gibt noch keinen Sozialismus auf der Erde; der Sozialismus ist
weiterhin eine reale Kategorie des Noch-nicht-Seins, der durch den
Kampf der revolutionären Kräfte im Weltmaßstab in die
gesellschaftliche Wirklichkeit gebracht werden muss." Chaussy
schreibt: "Dutschke wollte der sozialistischen Bewegung verloren
gegangenes Unterscheidungsvermögen wieder zurückgewinnen, unter
anderem durch die Rückbesinnung auf die Geschichte der russischen
Revolution." Dazu studierte er auch intensiv Trotzkis Buch
Verratene Revolution. Bei einem Besuch in Moskau sprach er die
stalinistischen Verbrechen an, woraufhin der Professor der Uni Moskau
seine Ansichten als "typisch trotzkistisch" geißelte. Außerdem meldete
er dort seine Zweifel an der "sozialistischen Moral" an, die jeden
technischen Fortschritt feiere, ohne auf die konkreten
Arbeitsbedingungen zu achten.

Gleich vielen damaligen Linken hatte auch Dutschke große Sympathien
für die Kulturrevolution in China, die als aktives Eingreifen der
Massen gegen die Herrschaft der Bürokratie wahrgenommen wurde. Im
Dezember 1966 gab es eine Diskussionsveranstaltung über die "Große
Proletarische Kulturrevolution" und die Roten Garden. Laut Chaussy war
es vor allem Ernest Mandel, der Dutschke davon überzeugte, dass es
sich bei den Ereignissen in China um einen brutalen Machtkampf
innerhalb der herrschenden Bürokratie handelte, wobei die Mao-Fraktion
sich zur Ausschaltung ihrer Gegner an die Roten Garden wandte.


Ein weiteres Thema, das für die Studentenbewegung entscheidende
Bedeutung erlangen sollte und bis heute nachwirkt, war die Lage der
Dritten Welt und die Kolonialrevolution. Auf Drängen Dutschkes trat
die Subversive Aktion um die Jahreswende 1964/65 dem SDS bei, wobei
sie keinerlei Illusionen in dessen reformistischen Charakter hatte. Im
Dezember 1964 besuchte der kongolesische Präsident Moïse Tschombé,
einer der Initiatoren des Sturzes und der Ermordung von Lumumba, dem
ersten Präsidenten des Kongo nach dessen Unabhängigkeit 1960, die BRD
und Westberlin. Er wurde auch vom Regierenden Bürgermeister Willy
Brandt empfangen. Teile des SDS mit Dutschke organisierten eine
illegale Demonstration gegen den "Mörder Tschombé", zu der sich viele
junge Menschen einfanden. Sie erhielt in der internationalen Presse
ein erhebliches Echo.

Der SDS-Genosse Traugott König arbeitete damals an einer Übersetzung
des Buches Die Verdammten der Erde von Frantz Fanon. Aufgrund
der Kämpfe gegen den Kolonialismus kam er zum Schluss, für diese
Länder gebe es nur die Alternative Unterwerfung oder Revolution. Das
galt insbesondere für das durch das Schah-Regime und seinen
mörderischen Geheimdienst Savak gemarterte iranische Volk. Der Mord an
Benno Ohnesorg am 2. Juni 1967 anlässlich des Schahbesuchs wurde von
der Bewegung vor diesem Hintergrund gesehen.


Im Frühjahr 1965 startete US-Präsident Johnson die "Operation
Rolling Thunder", die Bombardierung Nordvietnams. Die zumeist aus den
Bombenschächten der Flugzeuge gefilmten Bilder flimmerten allabendlich
über eine schnell zunehmende Zahl von TV-Geräten. Niemals zuvor war
man bei einem Krieg "so nah dran" und doch in Sicherheit. Die
SDS-Genossen Peter Gäng und Jürgen Horlemann gründeten einen
Arbeitskreis über die Hintergründe des Vietnamkriegs. Sie stellten
dar, dass es nicht um den Kampf des "freien Westens gegen den
Bolschewismus" ging, sondern um die nationale Unabhängigkeit eines
kolonisierten Landes.

Der Vietnamkrieg und die Unterstützung der Konterrevolution in
Lateinamerika (Einmarsch in die Dominikanische Republik 1965,
Bekämpfung der Guerilla-Gruppen, Tod Che Guevaras 1967) veränderten
- nicht zuletzt aufgrund der Berichte seiner späteren Frau Gretchen
Klotz, die aus den USA stammte - Dutschkes positives Bild der USA als
Befreier vom Faschismus hin zu dem einer brutalen imperialistischen
Macht, die die Menschenrechte mit Füßen tritt. Doch übersah er nicht,
dass es auch in den USA eine breite Bewegung für die Bürgerrechte und
gegen den Vietnamkrieg gab. Viele Einberufene verweigerten den
Kriegseinsatz, verstümmelten sich oder flohen ins Ausland. Kulturell
orientierte man sich ohnehin stark an den USA; nicht zufällig trug
Godards Film von 1966 den Untertitel "Die Kinder von Marx und Coca
Cola".

Dutschke ließ seine internationalen Kontakte, z.B. zum italienischen
Verleger Feltrinelli, spielen, der durch die Veröffentlichung von
Boris Pasternaks Roman Doktor Schiwago reich geworden war, um
für eine internationale Beteiligung am geplanten Vietnam-Kongress in
Westberlin zu werben und für die Finanzierung zu sorgen. Der Kongress
im Februar 1968 wurde mit 5.000 Teilnehmenden zu einem großen Erfolg
und Höhepunkt der Bewegung.

(*) Ulrich Chaussy: Rudi Dutschke. Die Biographie. München:
Droemer, 2018. 528 S., 26,99 Euro.
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FESTIVAL/393: 28. Prix Jeunesse International vom 25. bis 30. Mai 2018 in München (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

28. PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL

Strong Children - Strong Stories - Strong Festival



Vom 25. bis zum 30. Mai 2018 trifft sich die Welt des Kinderfernsehens
zum 28. "PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL" beim Bayerischen Rundfunk in
München. Beim weltweit größten und traditionsreichsten Kinder- und
Jugendfernsehfestival diskutieren alle zwei Jahre rund 550 Experten
aus über 65 Ländern Qualitätsstandards im Kinderfernsehen. Eine Woche
lang schauen sie gemeinsam Kinderprogramme, diskutieren deren Stärken
und Schwächen und zeichnen am Schluss die besten Formate mit den
begehrten "PRIX JEUNESSE Trophäen" aus.

Rund 400 Kinder- und Jugendsendungen aus 60 Ländern wurden zum
diesjährigen Wettbewerb eingereicht. Eine internationale Jury wählte
aus allen Einreichungen 95 Produktionen für das Finale aus. In sechs
Hauptkategorien treten die Sendungen gegeneinander an: unterteilt nach
fiktionalen oder non-fiktionalen Formaten und dem Alter der
Zielgruppe. Deutschland ist mit insgesamt neun Produktionen im Finale,
darunter mit dem "Leben- und Sterben-Check" mit Checker Tobi,
produziert im Auftrag des BR.

Das Thema des diesjährigen Festivals lautet "Strong Stories for Strong
Children - Resilience and Storytelling". Resilienz - die Fähigkeit,
schwierige Situationen gut zu überstehen und Krisen zu meistern - ist
eines der neuen Zauberwörter in der Psychologie. Insbesondere bei
Kindern kann diese Stärke gezielt gefördert werden, vor allem in der
direkten Begegnung, aber auch durch medial vermittelte Geschichten.
Mit ihnen können Kinder ihre eigenen Stärken erkennen, lernen mit
schwierigen Situation umzugehen und hoffnungsvoll in die Zukunft zu
blicken. In diversen Informationseinheiten werden die
Festivalteilnehmer neueste Forschungsergebnisse zu diesem Thema
erfahren.

Neben den Preisen in den Hauptkategorien werden diverse Sonderpreise
vergeben. Eine deutsche Kinderjury, bestehend aus über 500 Münchner
Kindern, verleiht zwei "Goldene Elefanten" für die aus ihrer Sicht
besten Programme für 7- bis 10-Jährige. Sonderpreise werden außerdem
von UNICEF und UNESCO verliehen, für Produktionen, die den Rechten von
Kindern Gehör verschaffen und interkulturelles Verständnis fördern.
Ein "Gender Equity Prize" geht an eine Sendung, die Geschlechterrollen
innovativ darstellt. Mit dem "Interactivity Prize" wird eine App oder
Webseite ausgezeichnet, die die digitale Erweiterung eines
TV-Programms oder einer Serie darstellt. Die Gewinner werden nicht
hinter verschlossenen Türen gewählt: Jeder akkreditierte Teilnehmer
ist herzlich dazu eingeladen, sich an der Abstimmung über die
Siegerproduktionen zu beteiligen.

Die Preisverleihung des PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL findet am 30. Mai
2018 im Münchner Löwenbräukeller statt (Beginn 20.00 Uhr).

 * 
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GEWERKSCHAFT/201: Warnstreiks in Tageszeitungen gehen weiter (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
22. Mai 2018

Warnstreiks
in Tageszeitungen gehen weiter - Ziel: Reallohnsteigerungen



Berlin - In der Tarifauseinandersetzung für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten in Deutschland gehen
die Streiks weiter: Bereits über das Pfingstwochenende legten erste
Redaktionen in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen die Arbeit
nieder, heute werden die Streiks dann erneut deutlich ausgeweitet. In
Bielefeld, Unna und Kiel finden Kundgebungen statt: "Die Kolleginnen
und Kollegen kämpfen für eine Reallohnsteigerung. Sie wollen sich
nicht länger von der allgemeinen Gehaltsentwicklung abhängen lassen.
Sie erwarten von ihren Verlagshäusern Wertschätzung ihrer
journalistischen Arbeit und vor allem attraktivere Bedingungen für
die Jungen. In den bisherigen Verhandlungsrunden war davon seitens
der Verleger noch nichts zu spüren, daher wird nun wieder mit
weiteren Streiks ein starkes Zeichen gesetzt", kündigte der
Verhandlungsführer der Deutschen Journalistinnen- und
Journalisten-Union (dju) in ver.di, Matthias von Fintel, an.

Nachdem die Verhandlungen über einen neuen Gehaltstarifvertrag am 26.
April 2018 ohne Ergebnis und neuen Termin unterbrochen worden seien,
komme es nun auf ein solches Zeichen an, so von Fintel weiter. Mit
dem Bundesverband Deutscher Tageszeitungsverlage (BDZV) sei für den
4. Juni mittlerweile ein Termin für die sechste Verhandlungsrunde
gefunden worden: "Wir brauchen endlich ein vorzeigbares Ergebnis. Es
ist nicht vermittelbar, dass die Verleger, nach den Tarifergebnissen
im öffentlichen Dienst und in anderen Bereichen der Privatwirtschaft,
den Zeitungsjournalistinnen und -journalisten nicht mal die Inflation
ausgleichende Gehaltssteigerungen anbieten - Reallohnsteigerungen
müssen her. In den Redaktionen wird engagiert an der Zukunft der
Medienhäuser gearbeitet, es wird für alle neuen Vertriebswege
produziert - und zwar wegen des Arbeitsplatzabbaus der vergangenen
Jahre und der verschlafenen Entwicklung neuer Angebote im Internet
unter schwierigen Bedingungen und unter hohem Druck. Das muss endlich
angemessen honoriert werden, und vor allem ist es wichtig, den
journalistischen Nachwuchs zu halten. Die Jungen sind die Zukunft",
machte von Fintel deutlich.

Bereits in der fünften Verhandlungsrunde hatten junge Redakteurinnen
und Redakteure aus dem gesamten Bundesgebiet den BDZV-Vertretern ein
Manifest überreicht, in dem sie vor der Gefahr warnen, dass die gut
ausgebildeten jungen Journalistinnen und Journalisten in
Pressestellen und in die Werbung abwandern, wenn die Bedingungen in
den Tageszeitungsredaktionen nicht stimmten: "Wir sind in den
Journalismus gegangen, weil wir an ihn glauben und dafür arbeiten
wollen, dass er eine Zukunft hat. Man könnte sagen, es ist
Leidenschaft. Nur: Irgendwann reicht auch die größte Leidenschaft
nicht mehr aus. Wenn wir keine Jobsicherheit haben, wenn wir keine
Freiräume für eigene Ideen bekommen, wenn wir von Sparrunden bedroht
sind und vor allem: Wenn unsere Arbeit nicht wertgeschätzt wird, auch
in Form von Geld, dann gehen wir", heißt es in dem Manifest, das im
Internet unter http://t1p.de/cny2 zu finden ist.

Die dju in ver.di fordert für angestellte und freie
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten 4,5 Prozent mehr Geld,
für Berufseinsteiger aber mindestens 200 Euro mehr pro Monat.

 * 
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DOKUMENTATION/1484: WDR - Solingen 25 Jahre nach dem Brandanschlag, 23.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Und dann waren sie weg" 

Solingen 25 Jahre nach dem Brandanschlag

Ein Film von Christina Zühlke

Mittwoch, 23.05.2018, 22.55 - 23.40 Uhr, WDR Fernsehen



"Es waren Menschen, wie Du und ich. Mit Träumen und Hoffnungen und
dann waren sie einfach weg", kopfschüttelnd steht die Solinger
Abiturientin Dilan Kaplan vor der Baulücke in der unteren
Wernerstraße. Dort, wo vor 25 Jahren das Haus der Familie Genc brannte
und fünf Mädchen und Frauen ums Leben kamen. Dilan kommt gerade von
einem Interview, das sie mit zwei anderen Schülerinnen führen durfte.
Die Gesprächspartnerin: Mevlüde Genc, die Großmutter und Mutter der
verbrannten Mädchen.

Dilan Kaplan sitzt im Jugend-Stadtrat, der nach dem Anschlag gegründet
wurde. Sie war damals noch gar nicht geboren. Aber in Solingen hat man
die Nacht auf den 29. Mai 1993 nicht vergessen. Auch das Nichts, die
Baulücke mit den fünf Kastanienbäumen, ist ein Mahnmal für die wohl
bis heute folgenschwerste rassistische Tat in der Geschichte der
Bundesrepublik.

Solingen wurde zum Symbol für Fremdenhass und militante
Ausländerfeindlichkeit. Die vier Jugendlichen, die die Tür des Hauses
mit Brandbeschleunigern bewarfen, wurden verurteilt und leben heute
mit einer neuen Identität irgendwo in Deutschland. Familie Genc ist in
Solingen geblieben.

"Ich habe Frau Genc damals versprochen, dass ich alles dafür tue, dass
die Opfer nie vergessen werden", sagt Heinz Siering. Er leitete die
Jugendhilfewerkstatt. Ihm grauste davor, dass auch einer "seiner"
Jugendlichen sich von den Neonazis hätte anstiften lassen können. Er
baute gemeinsam mit anderen ein Mahnmal. Das einzige Mahnmal, das es
in Solingen zum Brandanschlag gibt. Gepflegt wird es bis heute von den
Jugendlichen der Jugendhilfewerkstatt. Der heutige Leiter, Winfried
Borowski, versucht Jahr für Jahr Jugendliche gegen Propaganda und
Populismus zu immunisieren. "Die haben so wenig Schulbildung, die
kennen zum Teil Auschwitz nicht." Umso mehr ärgert es ihn, dass die
Politiker heute wieder ähnlich reden wie vor 25 Jahren. 1993 hieß es
"Das Boot ist voll". Auch heute, sagt Borowski, gibt es sie wieder,
die "Einflüsterer, wie ich sie nenne. Die geistigen Brandstifter."

Der Film zeichnet die Entwicklung der Nacht, zeigt die Erinnerungen
von Opfern und Helfern. Aber, er bleibt nicht nur in der
Vergangenheit, sondern geht auch ins heute. Dilan steht für ein
anderes Solingen. Einerseits ist sie politisch engagiert, macht
Abitur, wird bald studieren. "Aber wenn ich durch die Stadt gehe,
werde ich immer noch komisch angeschaut", sagt sie und zupft an ihrem
Kopftuch. "Dabei ist das doch nur ein Stück Stoff".

 * 
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DOKUMENTATION/1483: BR - "Ein moderner Mann" von Eva Mulvad, 23.5.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Ein moderner Mann

DOX - Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 23. Mai 2018, 22.00 - 22.45 Uhr



Charlie Siem ist Soloviolinist, Anfang 30, hochbegabt, schön und
stammt aus einer Milliardärs-Familie. Das Leben meint es gut mit ihm,
aber Charlie scheint dennoch nie zufrieden zu sein. Mit Feingefühl
zeichnet die dänische Regisseurin Eva Mulvad das vielschichtige
Porträt eines jungen Mannes auf der Suche nach Perfektion - erstmals
im BR Fernsehen zu sehen am Mittwoch, 23. Mai 2018 auf dem Sendeplatz
"DoX - Der Dokumentarfilm im BR" und nach Ausstrahlung sieben Tage in
der BR Mediathek unter www.br.de/mediathek

Siem hat weltweit Fans und neben seiner Karriere auf den Konzertbühnen
der Welt auch noch Erfolg als Model für Hugo Boss, Armani und Co.
Getrieben von den eigenen hohen Ansprüchen pendelt der Soloviolinist
Charlie Siem zwischen ausverkauften Konzerten und seinen Häusern in
Monte Carlo, London und Florenz. Dabei beschäftigen ihn existenzielle
Fragen: Wofür lohnt es sich zu leben, wenn es nach außen scheint als
habe man schon alles? Wie werde ich erfolgreich und glücklich? Wie
gelingt es, einem übermenschlichen Erwartungsdruck standzuhalten, der
teils von außen und teils nur aus ihm selbst heraus auf ihm lastet?
Die mehrfach ausgezeichnete dänische Filmemacherin Eva Mulvad gibt
Einblick in eine Welt der Reichen und Schönen, die den meisten
verborgen bleibt, und zeigt Charlie Siems Leben zwischen
Konzertauftritten, Mode-Shootings und einsamen Hotelaufenthalten.

"Eva Mulvads Film berührt, weil er sich so virtuos zwischen der
glatten Fassade und dem empfindsamen Musiker hin und her bewegt. Über
allem steht die Frage: Wird Charlie Siem auf Dauer das Image des
perfekten Model-Geigers aufrechterhalten können? Sein Perfektionswille
fasziniert, ist aber mitunter auch surreal." (BR-Klassik, Ulrich
Möller-Arnsberg, 9. Mai 2017)

 * 
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REPORTAGE/499: WDR - Ungleichland. Chancen, 23.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"UNGLEICHLAND - Chancen"

Ein Film von Julia Friedrichs, Fabienne Hurst,

Andreas Spinrath und Michael Schmitt

23.05.2018, 22.10 - 22.55 Uhr | WDR Fernsehen



Eine Spendensammel-Party in Berlin: roter Teppich, glitzernde
Abendroben, Blitzlichtgewitter. Mittendrin der millionenschwere
Bauunternehmer Christoph Gröner, eng geschnittener Anzug, gewinnendes
Lächeln. Als Mitveranstalter der Gala geht er von Tisch zu Tisch, um
die Gäste zu überzeugen, bei der Auktion spendabel zu sein. Denn je
mehr die Luxus-Uhr in der Versteigerung bringt, desto mehr Geld ist
da, um einem Kinderheim einen neuen Bolzplatz oder ein paar extra
Nachhilfestunden zu bezahlen.

Gröner gehört zu den reichsten Menschen des Landes - sein Unternehmen
sei mittlerweile eine Milliarde Euro wert, so erzählt er in
"UNGLEICHLAND - REICHTUM", dem ersten Teil der dreiteiligen Serie zur
Ungleichheit in Deutschland. Sieben Monate hat Christoph Gröner sich
mit der Kamera begleiten lassen - in Vorstandssitzungen, auf
Baustellen, privat - und beim Einsatz für den guten Zweck.

Gröner weiß, dass einer wie er in Deutschland die absolute Ausnahme
ist. Er hat sich als Kind von zwei Lehrern ganz nach oben gearbeitet.
Er glaubt, dass in Deutschland viele Kinder ohne faire Chance
aufwachsen. "Hier haben wir ein Totalversagen auf ganzer Linie", sagt
er. "Erst Eltern, die es nicht schnaggeln und nichts auf die Reihe
bringen. Und zweitens, eine Bildungspolitik, die dann die Türen weit
aufmacht für das Chaos, das wir heute erleben." Gröner will da
eingreifen, wo staatliche Institutionen versagen. Deshalb setzt er auf
Charity. Aber kann das die Ungleichheit lindern? Und ist das richtig
so?

In wenigen Industriestaaten hängt die Frage, wer aufsteigt, so sehr
von der Herkunft ab wie in Deutschland. Normalerweise bleibt oben oben
und unten unten. Eine neue Studie zeigt: Arme und Reiche bleiben in
Deutschland immer mehr unter sich. Und selbst die Mitte - auch davon
erzählt der Film - fühlt sich angesichts unsicherer Zukunftschancen
immer mehr unter Druck.

Die Kamera begleitet Familie Clauß, bei der die drohende
Arbeitslosigkeit des Vaters das ganze zukünftige Leben ins Wanken
bringen könnte. Außerdem den Krankenpfleger Marcus Kostell aus Bochum,
der seinem Sohn ideale Chancen ermöglichen will und dafür an anderer
Stelle spart. Private Grundschulen boomen und ermöglichen Eltern, sich
den staatlich zugewiesenen Einzugsschulen zu entziehen. Und das obwohl
das Grundgesetz das Sortieren von Kindern nach dem Geldbeutel der
Eltern verbietet.

Was zählt also in Deutschland: Leistung - oder die Familie, in die man
geboren wird?

UNGLEICHLAND sucht Antworten, auch bei den weltweit führenden
Forschern und Datenanalysten, etwa dem Wirtschafts-Nobelpreisträger
Joseph Stiglitz, der Soziologin Jutta Allmendinger oder dem Ökonom Raj
Chetty, der an der Universität von Stanford ausgewertet hat, weshalb
nun auch die Mitte der Gesellschaft im Kampf um den Status der Kinder
aufrüstet.

Der Film ist der zweite Teil der dokumentarischen Serie UNGLEICHLAND.
In der darauffolgenden Woche geht die Reise durchs UNGLEICHLAND
weiter. Mit "UNGLEICHLAND - MACHT". Die Konzentration von Vermögen
nimmt zu. Wer im Land hat also die Macht - Politik oder Wirtschaft?

 * 
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TALK/330: ARD-alpha - Bildung im digitalen Zeitalter, 23.5.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

ARD-alpha BR:Dialog

Auftakt der neuen Sendereihe: Musik und Kunst

Mittwoch, 23. Mai 2018 um 21.00 Uhr



Als globaler Megatrend erfasst und verändert der digitale Wandel alle
Lebensbereiche: radikal, umfassend und schnell. Welche Rolle spielen
die Medien angesichts dieser Entwicklung? Wie können die öffentlich-
rechtlichen Medien ihren Bildungsauftrag heute zeitgemäß umsetzen? Das
erörtert eine hochkarätig besetzte Podiumsdiskussion unter dem Titel
"Der Auftrag: Bildung im digitalen Zeitalter" am Mittwoch, 23. Mai
2018 um 21.00 Uhr in ARD-alpha, Keynotes von Bayerns Kultusminister
Bernd Sibler und BR-Intendant Ulrich Wilhelm.

In dem von Andreas Bönte moderierten Gespräch, das am 8. Mai 2018
aufgezeichnet wurde, diskutieren die Medienexperten Klaudia Wick
(Deutsche Kinemathek Berlin), Sabine Frank (Google Deutschland), Prof.
Dr. Klaus Meier (Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt), Prof.
Dr. Hartmut Rosa (Friedrich-Schiller-Universität Jena) und
BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik über die Herausforderungen der
Digitalisierung für Politik, Gesellschaft und Medien.

Ist das Fernsehen zu einem "Restzeitmedium" geworden, das das Publikum
nicht genügend fordert? Wie hat sich der Bildungsauftrag der
öffentlich-rechtlichen Medien im digitalen Zeitalter verändert? Müssen
Bildungs- und Informationsauftrag stärker miteinander vernetzt werden?
Und wie müssen Formate gestaltet werden, um zu einer größeren
Medienkompetenz und einer fundierten Meinungsbildung des Publikums
beizutragen?

Warum der Bildungsauftrag der öffentlich-rechtlichen Medien als
Demokratieauftrag zu verstehen ist und welche Bedeutung Kooperationen
von Politik und Medien in der Bildungsarbeit haben können, beschreiben
Bernd Sibler, Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus,
und Ulrich Wilhelm, BR-Intendant und ARD-Vorsitzender, in einleitenden
Statements am Beispiel der Zusammenarbeit von Bayerischer
Staatsregierung und Bayerischem Rundfunk.

"Wer selber nichts weiß, der muss alles glauben", bringt der
bayerische Kultusminister Bernd Sibler die Gefahren der wachsenden
Informationsflut auf den Punkt. Die künftigen Aufgaben der
Bildungsarbeit sieht er in einer aktiven Gestaltung des digitalen
Wandels nach ethischen Maßstäben: "Unser Bildungsziel bleibt der
souveräne, freie, selbstbestimmte und verantwortungsvoll agierende
Mensch, der seine Fähigkeiten und seine innere Berufung entfalten
kann. Nicht die Technik, sondern der Mensch muss weiterhin im
Mittelpunkt stehen."

Für BR-Intendant Ulrich Wilhelm kommt es angesichts der veränderten
Medienrezeption in Zukunft vor allem auf einen Austausch mit dem
Publikum anstelle des klassischen "Sender-Empfänger-Prinzips" und auf
die Vermittlung von Medienkompetenz an: "Wir wollen Bildung vermitteln
und Wissenstransfer leisten. Und wir wollen eine Plattform bieten für
den gesellschaftlichen Diskurs." Damit leiste der
öffentlich-rechtliche Rundfunk im Rahmen seiner Möglichkeiten auch
einen Beitrag für das demokratische Miteinander und wirke dem
Auseinanderdriften der Gesellschaft im digitalen Zeitalter entgegen,
so Wilhelm.

Ausstrahlung am Mittwoch, 23. Mai 2018 um 21.00 Uhr in ARD-alpha,
anschließend in der neuen BR-Mediathek fünf Jahre lang abrufbar.


Zum Bildungskanal ARD-alpha

ARD-alpha ist der einzige Fernsehbildungskanal im deutschsprachigen
Raum. Vom 7. Januar 1998 bis 29. Juni 2014 lautete der Name des
Senders BR-alpha. Seit seiner Gründung vor 20 Jahren wird der
Bildungskanal unter der Federführung des Bayerischen Rundfunks
betrieben.

Der Sender versteht sich als multimedialer Bildungskanal: Viele
Formate werden daher unter www.ard-alpha.de von Online-Angeboten mit
zusätzlichen Informationen begleitet. Diese sollen künftig weiter
ausgebaut werden. Alle rechtlich verfügbaren Sendungen sind darüber
hinaus in der neuen Mediathek des Bayerischen Rundfunks abrufbar:
www.br.de/mediathek.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Mai 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk

Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1

80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01

Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

info@br.de

www.br.de
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FEATURE/1027: ARD radiofeature - Spekulation mit Bauland, 23.-27.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

"Spekulation mit Bauland - Ein Feature über ein lukratives
Geschäft"

von Rainer Schwochow

Eine Produktion des Hessischen Rundfunks für das ARD radiofeature
2018

SWR 2 | Mittwoch, 23. Mai 2018, 22:03 - 23.00 Uhr

BR 2 | Samstag, 26. Mai 2018, 13:05 - 14.00 Uhr

SR 2 KulturRadio | Samstag, 26. Mai 2018, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) | Samstag, 26. Mai 2018, 18:05 - 19.00 Uhr

WDR 5 | Sonntag, 27. Mai 2018, 11:05 - 12.00 Uhr

NDR Info | Sonntag, 27. Mai 2018, 11:05 - 12.00 Uhr

hr2-kultur | Sonntag, 27. Mai 2018, 18:04 - 19.00 Uhr



In deutschen Großstädten fehlt es an bezahlbarem Wohnraum. Die Mieten
steigen wie auch die Preise für Eigentumswohnungen und ein Ende ist
nicht in Sicht. Gebaut wird innerstädtisch derzeit zwar viel, doch das
Bauland reicht nicht aus, um den Bedarf zu decken. Ein Grund dafür
sind Spekulanten, die Baugrundstücke als Investitionsobjekt aufkaufen,
ohne darauf tatsächlich zu bauen. Innerhalb weniger Jahre lassen sich
so Gewinne von mehr als 100 Prozent erzielen. Fast ohne Risiko und
dazu völlig legal.

Dies hat dramatische soziale Folgen. Schon heute ist zentrales Wohnen
in Großstädten für Normalverdiener kaum noch bezahlbar. Wer sind diese
Spekulanten und was unternimmt die Politik gegen sie? Diesen Fragen
ist ARD-Autor Rainer Schwochow nachgegangen. "Spekulation mit Bauland -
 Ein Feature über ein lukratives Geschäft" heißt das neue ARD
radiofeature. Ab Mittwoch, 23. Mai 2018, ist es in sieben Wort- und
Kulturwellen der ARD zu hören.

Ob München, Frankfurt, Stuttgart, Hamburg oder Berlin - es ist egal,
wo man sein Investment tätigen will. Das Modell funktioniert überall.
Rechtlich haben die Städte bisher wenig Handhabe gegen die
Spekulanten. Es gibt jedoch erste Versuche des Gegensteuerns. So kauft
etwa die Stadt Ulm schon seit Jahren Bauland auf und veräußert dieses
nur unter strengen Auflagen an private Investoren. Einfach gesagt: Wer
Bauland kauft, muss auch darauf bauen.

Es gibt also Möglichkeiten und Ideen, gegen die Spekulation mit
Baugrund und Immobilien vorzugehen. Was es nicht gibt, ist die eine
große Idee, die alle Probleme löst.

Rainer Schwochow, geboren 1952 in Berlin, hat Theaterwissenschaften in
Leipzig studiert. Danach war er Dramaturg am Theater und beim
Kinderhörspiel im DDR-Rundfunk. Seit 1989 ist er freier Hörfunk- und
Sachbuchautor, vorwiegend für Radiofeatures für diverse ARD-Anstalten
und den Deutschlandfunk. Zusammen mit Heide Schwochow schrieb er das
Drehbuch für den Fernsehfilm "Bornholmer Straße" (ARD).

Redaktion: Dorothee Meyer-Kahrweg (HR)

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1696: Deutschlandfunk - Salzburger Stier 2018, 23.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2018

Eröffnungsabend mit Simone Solga

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 23. Mai 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Salzburger Stier, auch Kabarett Oscar genannt, ist der
renommierteste Kleinkunstpreis im deutschen Sprachraum. 1982 wurde er
zum ersten Mal vergeben, 15 Jahre wurde der Stier ausschließlich in
Salzburg verliehen, dann ging er auf Reisen und ist nun 2018 erstmals
in Halle an der Saale gelandet. Die Verleihung des Salzburger Stiers
besteht immer aus zwei Abenden, dem Eröffnungsabend und dem
Preisträgerabend. Den Eröffnungsabend bestreitet in diesem Jahr Simone
Solga, die selbst 2014 mit dem Salzburger Stier geehrt wurde. Die aus
Leipzig stammende Kabarettistin präsentiert ihr aktuelles Programm
"Das gibt Ärger".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2568: Deutschlandfunk Kultur - Der Fenstersturz in Prag und seine musikalischen Folgen, 23.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Prag, 23. Mai 1618: Als der große Krieg begann

Ein Fenstersturz und seine musikalischen Folgen

Von Georg Beck

Konzert

Mittwoch, 23. Mai 2018, 20.03 - 21.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Gefallen sind sie weich, die kaiserlichen Gesandten. Ein Misthaufen im
Burggraben verhindert das Schlimmste. Eigentlich, so der Plan der
Vertreter der böhmischen Stände, sollten 17 Meter reichen. Doch die
aus dem Hradschin fenestrierten Katholischen überleben - offenbar ein
Wunder! Die Gottesmutter Maria persönlich hat eingegriffen! So hätte
eigentlich alles gut ausgehen können. Und dann kommt alles anders. Der
Fenstersturz in Prag wird zum Auftakt eines 30-jährigen Krieges. Bis
heute rätseln Historiker darüber. Wie konnte es sein, dass sich ein
Konflikt zwischen böhmisch-protestantischen Ständen und
Landesherrschaft zu einem der größten Traumata auf deutschem Boden
entwickelt? Ein Krieg, der nichts unberührt lässt, kontaminiert auch
die Kunst, die Musik.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1569: Deutschlandfunk - Wahl mit Qual beim Zahnersatz, 24.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Brücke oder Implantat

Wahl mit Qual beim Zahnersatz

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 24. Mai 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Ein strahlendes Lächeln kommt immer an, erst recht mit einer Reihe
perfekter Zähne. Komfortabel, sicher, ästhetisch vollkommen: So
bewerben Zahnärzte und Kieferchirurgen Implantate statt einer Brücke,
um fehlende Zähne zu ersetzen. Implantate, bei denen Schrauben als
künstliche Zahnwurzeln in den Kiefernknochen gebohrt werden, sind
allerdings sehr teuer. Die Behandlung birgt einige gesundheitliche
Risiken, auch die finanziellen Folgekosten können happig sein. Denn
die Behandlung wird im Gegensatz zur Brücke nicht von den gesetzlichen
Krankenkassen übernommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/381: Heidelberg - Christian Bruhn, Werkstattgespräch und Filmvorführung, 27.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Werkstattgespräch und Filmvorführung mit erfolgreichem Schlagerkomponisten



Zu seinen größten Hits gehören "Marmor, Stein und Eisen bricht" oder
die Titelmusik zu der berühmten "Heidi"-Zeichentrickfilmserie der
1970er Jahre. Der Schlager-, Unterhaltungs- und Filmkomponist
Christian Bruhn ist am Sonntag, 27. Mai 2018, zu Gast an der
Universität Heidelberg. Auf Einladung des Promotionskollegs "Kunst,
Kultur und Märkte" wird der erfolgreiche Musikproduzent nachmittags in
einem Werkstattgespräch den Doktorandinnen und Doktoranden, aber auch
interessierten Gästen über seine vielfältigen Tätigkeiten berichten.
Am Abend zeigt das Karlstorkino den 2017 entstandenen Dokumentarfilm
"Meine Welt ist die Musik - Der Komponist Christian Bruhn". Die
Filmvorführung findet in Kooperation mit dem Institut für Europäische
Kunstgeschichte der Ruperto Carola statt.

Christian Bruhn wurde 1934 in Hamburg geboren und studierte an der
dortigen Musikhochschule Komposition und Klarinette. Als Komponist
nahm er in den folgenden Jahrzehnten eine prägende Rolle in der
deutschen Unterhaltungsbranche ein und wirkte auch als Musikproduzent.
Zwischen 1991 und 2009 war er als Aufsichtsratsvorsitzender der GEMA
und bis 2007 als Präsident der CISAC, der Dachorganisation der
Urheberrechtsgesellschaften, tätig. "Christian Bruhn hat es geschafft,
den Geist der Zeit zu erspüren, aufzugreifen und in Musik zu
verwandeln", so der am Promotionskolleg beteiligte Kunsthistoriker
Prof. Dr. Henry Keazor.

Das interdisziplinäre Promotionskolleg "Kunst, Kultur und Märkte.
Geschichte der europäischen Kulturwirtschaft vom 18. Jahrhundert bis
zur Gegenwart" ist am Zentrum für Europäische Geschichts- und
Kulturwissenschaften angesiedelt. Untersucht wird am Beispiel von
Kunst-, Musik- und Religionsmärkten die Verflechtung von Kultur und
Ökonomie in Europa. Dabei geht es zum Beispiel um historische
Erscheinungsformen der Kulturwirtschaft oder die Frage, wie sich
ökonomisches Handeln und religiöses sowie künstlerisch-kulturelles
Schaffen wechselseitig beeinflussen.

Das Werkstattgespräch mit Christian Bruhn findet im Hörsaal des
Musikwissenschaftlichen Seminars, Augustinergasse 7, statt und beginnt
um 15 Uhr. Die Vorführung des Dokumentarfilms im Karlstorkino beginnt
um 19 Uhr. Karten dafür sind über das Karlstorkino erhältlich. Im
Anschluss daran hat das Publikum Gelegenheit zum Austausch mit dem
Komponisten, der zudem ein kleines Konzert geben wird. An der
Veranstaltung nehmen auch die Regisseurin Marie Reich, der Produzent
Constantin Ried sowie der Filmwissenschaftler Nils Daniel Peiler teil.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1755: Bielefeld - Excel-Grundkurs für Frauen, 5 Termine ab 28. Mai 2018


Excel-Grundkurs für Frauen



Bielefeld (bi). Einen Einführungskurs für Frauen zum
Tabellenkalkulationsprogramm "Excel" bietet die Volkshochschule ab
Montag, 28. Mai, im Treffpunkt Alter (Caféwelt), Hauptstraße 134, an.
An fünf Terminen, jeweils montags von 18 bis 20.15 Uhr geht es um den
Aufbau und die Bearbeitung von Tabellen, die Benutzung des
Hilfesystems, das Arbeiten mit Funktionen und den Ausdruck von
Tabellen. Vorausgesetzt werden PC-Grundkenntnisse, gearbeitet wird mit
MS Excel 2010. Anmeldung und Information unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon (0521) 51 35 85.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ONKOLOGIE/1915: Dickdarmkrebs - Angriff an zwei Fronten (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 16.05.2018

Dickdarmkrebs - Angriff an zwei Fronten

LMU-Forscher zeigen, warum die bisherige Therapie beim Kolonkarzinom
verpufft, und schlagen einen neuen Therapieansatz vor.



Dickdarm-Krebs lässt sich im frühen Stadium operativ entfernen. Doch wenn
der Krebs bereits weiter fortgeschritten ist, müssen auch bestimmte
Signalwege in den Krebszellen blockiert werden, damit sich der Tumor nicht
weiter ausbreitet. Warum das bislang das Fortschreiten des Krebses nur um
wenige Monate verzögern kann, zeigt eine neue Studie, die ein Team am
Institut für Pathologie der LMU um Eva Marina Schmidt und Professor David
Horst (inzwischen Charité Berlin) soeben in der Fachzeitschrift Journal of
Experimental Medicine veröffentlicht hat. Demnach weicht der Tumor auf
einen anderen Zelltyp aus, sobald ein bestimmter Signalweg unterdrückt
wird.

Wie die LMU-Forscher zeigen, setzen sich die Tumoren beim Dickdarm-Krebs
aus zwei verschiedenen Zelltypen zusammen, die einander ersetzen können.
Die bisherige Therapie, bei der ein bestimmter Signalweg unterdrückt wird,
führt daher nur dazu, dass der andere Zelltyp des Tumors das Wachstum
übernimmt. Als neuen Therapieansatz schlagen die Forscher daher vor, die
Signalwege beider Zelltypen zugleich anzugreifen, um den Tumor zu stoppen.

Für die Studie wurden Proben von 300 Patienten untersucht. Zudem zeigte
sich im Mausmodell, dass das Wachstum des Tumors gestoppt werden konnte,
sobald die Signalwege beider Zelltypen blockiert wurden.


Publikation:

Schmidt et al: 

Targeting tumor cell plasticity by combined inhibition of NOT CH and MAPK signaling in colon cancer. 

In: JEM 2018

http://jem.rupress.org/content/early/2018/05/15/jem.20171455?PR

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, Luise Dirscherl, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3835: Struktur zellulärer Ventile eröffnet neue Therapieansätze (idw)


Universität Zürich - 16.05.2018

Struktur zellulärer Ventile eröffnet neue Therapieansätze



UZH-Biochemiker haben den detaillierten Aufbau eines volumenregulierten
Chloridkanals ermittelt. Dieses zelluläre Ventil wird aktiviert, um zu
verhindern, dass die Zellen bersten, wenn sie anschwellen. Das Protein
spielt auch eine wichtige Rolle in der Aufnahme von Chemotherapeutika und
der Freisetzung von Neurotransmittern bei einem Hirnschlag. Den
Chloridkanal gezielt zu regulieren, ist eine vielversprechende Strategie
für neue Therapien.

Die Zellen des menschlichen Körpers sind von Membranen umhüllt und stehen
mit ihrer Umgebung im osmotischen Gleichgewicht. Verringert sich die
Konzentration gelöster Teilchen in der Flüssigkeit, die die Zellen umgibt,
beginnen diese zu schwellen. Im Extremfall kann dies dazu führen, dass die
Zellen bersten. Um dies zu verhindern, aktivieren die Zellen
volumenregulierte Chloridkanäle (VRACs) der LRRC8-Protein-Familie. Nimmt
das Zellvolumen durch einströmendes Wasser zu, öffnen sich diese Ventile
in der Zellmembran. Negativ geladene Chloridionen und ungeladene Osmolyte
treten aus und die Zelle nimmt wieder ihren ursprünglichen Zustand ein.

Aufbau eines volumenregulierten Chloridkanals

Obwohl sie erst vor fünf Jahren entdeckt wurden, sind bereits einige
Eigenschaften dieser Zellventile bekannt: So steuern VRACs etwa die
Aufnahme von Zytostatika in der Krebstherapie oder verursachen die
unkontrollierte Ausschüttung von Neurotransmittern ins Gehirn als Folge
eines Schlaganfalls. Bisher unbekannt war hingegen ihre räumliche Struktur
und damit die Art und Weise, wie die Kanäle selektiv nur bestimmte
Substanzen durch die Membran schleusen. Forschende am Biochemischen
Institut der Universität Zürich haben dieses Rätsel nun gelöst. Das Team
unter der Leitung von UZH-Professor Raimund Dutzler präsentiert erstmals
die detaillierte molekulare Struktur eines VRACs, die mithilfe von
Kryo-Elektronenmikroskopie und Kristallstrukturanalyse bestimmt wurde. Zudem
analysierten sie die Funktionsweise des Ionenkanals mit
elektrophysiologischen Methoden.

Von der Form zur Funktion

Das VRAC-Eiweiss besteht aus sechs Untereinheiten. Angeordnet um eine
gemeinsame Achse bilden diese den Kanal. Das Protein, das in der
Zellmembran sitzt, enthält eine kleine Region, die nach aussen ragt, und
einen grossen Bereich, die sich im Zellinnern befindet. Dieser innere Teil
dürfte eine wichtige Rolle bei der Aktivierung des Kanals spielen. An der
Aussenseite der Membran begrenzt eine Verengung die Porengrösse des
Ionenkanals und fungiert als eine Art Filter. «In dieser Region besteht
das Protein aus positiv geladenen Aminosäuren, die negativ geladene
Chloridionen anziehen und durchschleusen. Grosse Teilchen jedoch werden
daran gehindert, die Zellhülle zu durchqueren», sagt Raimund Dutzler.

Therapieansätze bei Gehirnschwellungen und Krebs

Mit ihrer Arbeit schaffen die UZH-Forschenden die Grundlage, die
molekularen Mechanismen, mit denen Zellen ihr Volumen regulieren, besser
zu verstehen. «Dieses Wissen liefert wertvolle Ansätze, um neue
Medikamente zu entwickeln», betont Dutzler. Beispielsweise schwellen
Astrozyten im Gehirn bei cerebraler Ischämie oder einem Schlaganfall an,
wodurch der Neurotransmitter Glutamat ausgeschüttet wird - mit schädlichen
Folgen für die Betroffenen. Entsprechend dürften Substanzen, die den
Ionenkanal gezielt blockieren, zu neuen Behandlungsmöglichkeiten führen.
Eine andere Anwendung zeichnet sich in der Krebstherapie ab: Lässt sich
das Zellventil selektiv aktivieren, würde das die Aufnahme von Zytostatika
in die Krebszellen verbessern.


Literatur:

Dawid Deneka, Marta Sawicka, Andy K. M. Lam, Cristina Paulino, and Raimund
Dutzler. 

Structure of a volume-regulated anion channel of the LRRC8
family. 

Nature. May 16, 2018. DOI: 10.1038/s41586-018-0134-y

Projektfinanzierung

Das Projekt wurde mit Mitteln des Schweizerischen Nationalfonds zur
Förderung der wissenschaftlichen Forschung (SNF) unterstützt. Die
Kryo-EM-Daten wurden mit Elektronenmikroskopen des Zentrums für Mikroskopie und
Molekulare Bildgebung der UZH aufgenommen, die mit massgeblicher
Unterstützung der Mäxi-Siftung beschafft wurden. Die
Röntgenkristallographiedaten wurden am Schweizer Synchrotron des Paul
Scherrer Instituts gesammelt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/volumenregulierter-Chloridkanal.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, Kurt Bodenmüller, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/909: Arbeitsbedingungen von Hebammen verbessern (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 17. Mai 2018

Arbeitsbedingungen von Hebammen verbessern

Hebammenverband begrüßt aktuelle Vorschläge des Pflegebeauftragten



Der Pflegebeauftragte der Bundesregierung, Andres Westerfellhaus, hat
heute Hilfemaßnahmen für den Personalmangel bei Pflegekräften in
Deutschland vorgeschlagen. Der Deutsche Hebammenverband e. V.
(DHV)begrüßt seine Vorschläge. Hebammen als eine Berufsgruppe der
Pflege sollten aus Sicht des DHV bei den Maßnahmen mitgedacht werden.
Denn auch bei Hebammen fehlen zahlreiche Fachkräfte insbesondere in
den Kliniken. Ebenso nimmt auch bei Hebammen der Ausstieg aus dem
Beruf oder eine Teilzeittätigkeit aufgrund von Arbeitsüberlastung und
Erschöpfung zu. Anreize für eine Rückkehr in den Beruf und
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen sollten jetzt auch für
Hebammenumgesetzt werden.

Hebammen arbeiten am Limit, genauso wie alle Pflegeberufe in
Deutschland. Wir wünschen uns rasche Hilfe", so Ulrike
Geppert-Orthofer, Präsidentin des Deutschen Hebammenverbands. "Damit
Hebammen im Beruf bleiben, müssen ihre Arbeitsbedingungen
grundsätzlich verbessert werden", so Geppert-Orthofer. Maßnahmen wie
Prämien für Berufsrückkehrerinnen und Kliniken, die zusätzliches
Personal einstellen, sowie finanzieller Ausgleich für Erholungszeiten
wären eine schnelle Hilfe. Langfristig müssen sie aber mit neuen
Konzepten und einer nachhaltigen Verbesserung des Arbeitsumfeldes
einhergehen. Auch die Akademisierung des Hebammenberufs ist
unerlässlich für dessen Zukunft und den Erhalt einer qualitativ
hochwertigen Geburtshilfe in Deutschland.

Diese Maßnahmen sind notwendig, um dem Hebammenmangel in Deutschland
zu begegnen, damit jede Frau die Hebammenhilfe bekommen kann, die sie
möchte und die ihr gesetzlich zusteht. Die Wahlfreiheit des
Geburtsorts soll damit gesichertwerden. Damit soll dem Trend, dass
immer mehr Kreißsäle geschlossen werden, teils auch aufgrund von
Personalmangel, entgegengewirkt werden, damit Frauen keine weiten Wege
zum Kreißsaal in Kauf nehmen oder vor verschlossenen Kreißsaaltüren
stehen müssen.

Der Deutsche Hebammenverband e. V. ist Mitglied im Präsidium des
Deutschen Pflegerats.

 * 


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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MELDUNG/908: Unterkieferschiene - Methode oder Hilfsmittel? (Selbsthilfe)


BAG SELBSTHILFE e.V. - Pressemitteilung vom vom 17. Mai 2018

Unterkieferschiene - Methode oder Hilfsmittel?



Berlin, 17.05.2018. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat heute
den Antrag der Patientenvertretung zur Überprüfung der Methode
Unterkieferprotrusionsschiene (UPS) bei leichter bis mittelgradiger
obstruktiver Schlafapnoe bei Erwachsenen angenommen.

Bisher müssen Betroffene die Kosten einer
Unterkieferprotrusionsschiene (UPS) selbst zahlen, da sie weder eine
durch den G-BA positiv bewertete neue Methode noch im
Hilfsmittelverzeichnis gelistet ist. Ob es sich bei der UPS
tatsächlich um eine Methode und nicht um ein Hilfsmittel handelt,
hinterlässt allerdings Zweifel bei der Patientenvertretung. Neue
Methoden bedürfen eines Methodenbewertungsverfahrens durch den G-BA,
um als Leistung der gesetzlichen Krankenkasse aufgenommen zu werden.
Hilfsmittel dagegen werden auf Antrag des Herstellers beim
GKV-Spitzenverband im Hilfsmittelverzeichnis gelistet und können dann
unmittelbar erstattet werden. Die neuere Rechtsprechung des
Bundessozialgerichtes hat den Begriff der Methode so weit ausgedehnt,
dass viele Hilfsmittel zur Sicherung der Krankenbehandlung als Teil
einer Methode angesehen werden müssen. Damit haben sie vor einer
Erstattung erst ein dreijähriges Methodenbewertungsverfahren beim
Gemeinsamen Bundesausschuss zu durchlaufen. Betroffene müssen die
Hilfsmittel in dieser Zeit selbst bezahlen.

Das Schlafapnoe-Syndrom ist eine Schlafstörung mit Atmungsaussetzern,
die lebensbedrohliche Folgeerkrankungen nach sich ziehen kann.
Betroffene kämpfen im Alltag mit Müdigkeit bis hin zu unfreiwilligem
Einschlafen. In der Regel wird mit einer Atemmaske ein Überdruck
während des Schlafens erzeugt, welche die nächtlichen
Atmungsstillstände verhindert. Bei der leichten bis mittleren Form der
Schlafapnoe kann auch eine UPS Abhilfe schaffen. Die Betroffenen
tragen nachts eine Kunststoffschiene im Mund, die den Unterkiefer und
die Zunge weiter vorne hält. Die UPS wird auch bei Betroffenen
eingesetzt, die mit einer Schlafmaske nicht zurechtkommen.

Trotz der Zweifel bezüglich der Zuordnung Methode oder Hilfsmittel,
hat sich die Patientenvertretung dazu entschlossen, einen
Methodenbewertungsantrag zu stellen, um die Versorgung der Betroffenen
mit der UPS sicher zu stellen.

 * 

Quelle:

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung

und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Kirchfeldstraße 149, 40215 Düsseldorf

Telefon: 0211-31006-25, Fax.: 0211-31006-48

E-Mail: Beatrix.Boehm@bag-selbsthilfe.de

Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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DIABETES/2017: Studie zu Spätkomplikationen - Weniger Amputationen der unteren Extremität (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 17.05.2018

Spätkomplikationen: Weniger Amputationen der unteren Extremität bei
Menschen mit Diabetes



Eine Studie am Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) hat ergeben, dass zwischen
den Jahren 2008 bis 2012 in Deutschland rund zwei Drittel aller
Amputationen der unteren Extremität bei Menschen mit Diabetes vorgenommen
wurden. Erfreulicherweise ist dabei die Zahl der Amputationen bei Menschen
mit Diabetes im Laufe der Jahre zurückgegangen. Dies ist möglicherweise
auf vorbeugende und therapeutische Maßnahmen beim diabetischen Fußsyndrom
zurück zu führen.

Beim diabetischen Fußsyndrom kommt es infolge von diabetischen
Nervenschäden (diabetische Neuropathie) und/oder Gefäßschäden
(Angiopathie) zu schlecht heilenden Wunden im Bereich der Füße. Werden
diese Wunden zu spät bemerkt oder nicht ausreichend behandelt, kann dies
zu Entzündungen und zum Absterben von Gewebe führen. Dies kann im
schlimmsten Fall Bewegungseinschränkungen oder sogar Amputationen nach
sich ziehen. Betroffene mit einem diabetischen Fußsyndrom leiden in der
Folge unter einer erheblichen Einschränkung der Lebensqualität. Darüber
hinaus stellt dies auch für das Gesundheitssystem eine hohe Belastung dar.

Wie häufig Amputationen der unteren Extremität bei Personen mit Diabetes
in Deutschland auftraten - und wie sich diese Häufigkeit möglicherweise im
Laufe der Jahre verändert hat, hat ein Team von Wissenschaftler/Innen am
Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ), einem An-Institut der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, in Kooperation mit gesetzlichen Krankenkassen,
AOK, BARMER und Betriebskrankenkassen, klinischen Partnern und den
Universitäten Köln und Oldenburg, mittels Daten von 34 Millionen
gesetzlich Versicherten untersucht. Das entspricht mehr als 40 Prozent der
deutschen Gesamtbevölkerung. In ihrer Analyse haben die
Wissenschaftler/Innen unterschieden zwischen größeren Amputationen der
unteren Extremität, das heißt, solchen oberhalb des
Sprunggelenks (Major-Amputationen) und kleineren, das heißt durch oder unterhalb des
Sprunggelenks (Minor-Amputationen). Die Häufigkeit für Amputationen der
unteren Extremität wurde dabei für den Zeitraum von 2008 bis 2012 nicht
nur für Personen mit Diabetes, sondern auch für Personen ohne Diabetes
untersucht. Die Studie dazu wurde in der Zeitschrift "Clinical
Epidemiology " veröffentlicht.

Bei rund elf Prozent aller Versicherten in der Studie wurde Typ-1- oder
Typ-2-Diabetes diagnostiziert. Insgesamt musste von 2008 bis 2012 bei
108.208 Teilnehmern mindestens eine Amputation der unteren Extremität
vorgenommen werden. "Von diesen litten rund zwei Drittel an Diabetes",
erklärt Prof. Dr. Dr. Andrea Icks, Direktorin des Instituts für
Gesundheitsökonomie und Versorgungsforschung am DDZ. Im Durchschnitt waren
die Patienten zum Zeitpunkt ihrer ersten Amputation der unteren Extremität
73 Jahre alt. Deutlich sei das höhere Durchschnittsalter der Frauen (77
Jahren) im Vergleich zu den Männern (70 Jahre) gewesen, so Prof. Andrea
Icks weiter. Die Personen, die sich einer Amputation der unteren
Extremität unterziehen mussten, waren überwiegend männlich.

Bei Menschen mit Diabetes waren im Laufe der Jahre sowohl die Zahl der
größeren als auch die der kleineren Amputationen der unteren Extremität
rückläufig. So nahm die Häufigkeit dieser Amputationen bei Personen mit
Diabetes alters- und geschlechtsbereinigt jährlich um rund vier Prozent
ab. Dabei war dieser Rückgang bei Minor-Amputationen mit zwei Prozent pro
Jahr eher moderat, während mit neun Prozent pro Jahr ein deutlicher
Rückgang bei Major-Amputationen beobachtet wurde. Demgegenüber nahm bei
Versicherten, die keinen Diabetes hatten, nur die Zahl der größeren
Amputationen mit sechs Prozent pro Jahr ab, während bei kleineren
Amputationen diese Zahl um zwei Prozent pro Jahr zunahm. Die positive
Entwicklung bei Versicherten mit Diabetes sei möglicherweise auf eine
bessere Koordination der Versorgung von Menschen mit diabetischem
Fußsyndrom zurückzuführen, vermuten die Wissenschaftler/Innen am DDZ.


Originalpublikation: 

Claessen H, Narres, M., Haastert, B., Arend, W.,
Hoffmann, F., Morbach, S., Rümenapf, G., Kvitkina, T., Friedel, H.,
Günster, C., Schubert, I., Ullrich, W., Westerhoff, B., Wilk, A. & Icks

A. Lower-extremity amputations in people with and without diabetes in
Germany. 

Clinical Epidemiology 2018; 10:475-488.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://ddz.uni-duesseldorf.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum, Christina Becker, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1070: Gefürchtetes Aufweiten und Platzen der Aorta - Neue Gefäßprothese soll Herzpatienten besser schützen (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 17.05.2018

Gefürchtetes Aufweiten und Platzen der Aorta: Neue Gefäßprothese soll Herzpatienten besser schützen

Mediziner der Universitätsklinik München nutzen 3D-Druck-Technik für
passgenauere Prothese bei Aortenaneurysma / Dr. Rusche-Projektförderung
(60.000 Euro)



Im Zuge des Alterns oder aufgrund von Herz-Kreislauf-Erkrankungen
(Arteriosklerose, Bluthochdruck), der genetischen Veranlagung oder durch
Rauchen können sich Abschnitte an Arterien krankhaft aufweiten. Bei einer
krankhaften Erweiterung der Hauptschlagader (Aorta) oberhalb des
Zwerchfells (Brustaorta) auf einen Durchmesser von mehr als 50 % des
Normwerts spricht man von einem Aortenaneurysma, das spindel- oder
sackförmig aussehen kann und gefährlich ist. Unbehandelt können sich aus
Aneurysmen an der Aorta die höchst gefürchteten Dissektionen ("das Gefäß
platzt") entwickeln - auch heute ein Notfall, der häufig tödlich endet.
"Weil das erkrankte Gefäß ab einem bestimmten Durchmesser oder beim
Auftreten von Beschwerden mit einer Prothese versorgt werden muss, sind
auf diesem Gebiet Neuentwicklungen, die der Sicherheit und der
Verbesserung der Lebensqualität der Betroffenen dienen, besonders
wichtig", betont Prof. Dr. med. Hellmut Oelert, Vorsitzender des
Wissenschaftlichen Beirats der Deutschen Stiftung für Herzforschung (DSHF)
- von der Deutschen Herzstiftung 1988 gegründet (www.herzstiftung.de).
Während der Eingriff früher nur mit Hilfe einer offenen Operation möglich
war, lässt sich heute die Prothese in immer mehr Fällen katheterbasiert
(minimalinvasiv) einsetzen. Es treten etwa 15 Fälle eines Aortenaneurysmas
pro 100.000 Einwohner auf (Häufigkeitsgipfel im 6. und 7.
Lebensjahrzehnt). Männer sind etwa 2- bis 4-mal häufiger als Frauen
betroffen.

Neue Prothese passt sich noch besser an die Gefäßanatomie des Patienten an
Ein Forscherteam um den Herzchirurgen Dr. med. Nikolaus Thierfelder vom
Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität München, Campus Großhadern,
wird im Rahmen des mit rund 60.000 Euro geförderten Dr.
Rusche-Forschungsprojektes* ein Verfahren entwickeln und testen, um künstliche
Gefäßprothesen patienten-individuell herzustellen. "Unser Ziel ist es,
durch die verbesserte Passgenauigkeit der Prothese die Komplikationsrate
signifikant zu senken und gleichzeitig die Sicherheit für die Patienten zu
erhöhen", betont Dr. Thierfelder. Denn üblicherweise werden die Prothesen
in bestimmten vorgefertigten Größen zur Verfügung gestellt, die der
behandelnde Arzt nach Auswertung von Aufnahmen des erkrankten Gefäßes (z.
B. Computertomographie) auswählt. "Dabei kann es vorkommen, dass die
gewählte Prothese oft nicht ideal zur Anatomie des Patienten passt.
Studien konnten zeigen, dass viele Komplikationen nach der
Prothesenimplantation aus diesem Grund entstehen." Komplikationen seien z.
B. das Verrutschen der Prothese oder eine mangelnde Abdichtung an den
Prothesenenden, die oft einen zusätzlichen medizinischen Eingriff
erforderten. Als Grundlage zur patienten-individuellen Prothesenproduktion
dienen CT- oder MRT-Aufnahmen, die im Zuge der Diagnostik vor dem Eingriff
ohnehin gewonnen werden müssen.

Plastische 3D-Druck-Modell des erkrankten Gefäßes

In einem mehrstufigen Prozess, können aus den Aufnahmen mit Hilfe einer
spezialisierten Software anatomische Strukturen (z.B. das erkrankte Gefäß)
definiert und freigestellt werden. Die erkrankten Stellen des Gefäßes
werden ausgewählt, modifiziert und anschließend mit Hilfe eines
3D-Druckers als plastisches Modell hergestellt. Auf dieses Modell wird dann
mit einem elektronischen Spinnverfahren ("Elektrospinning") eine dünne,
faserige Polymerschicht aufgetragen. Die neu entwickelte
patientenspezifische Prothese wird nicht nur aus einem Kunststoffschlauch
wie bisherige Modelle, sondern auch aus einen form- und
stabilitätsgebenden Drahtskelett bestehen. Dieses wird in einem separaten
Prozess ebenfalls individuell geformt, um dann in den elektrogesponnenen
Schlauch eingearbeitet zu werden. "Mit dem neuen Verfahren wollen wir die
Prothesenherstellung im Vergleich zur bisherigen, manuellen
Produktionsmethode nicht nur individueller, sondern auch ökonomischer,
schneller und insbesondere sicherer machen", so Dr. Thierfelder.
*Titel: Entwicklung und automatisierte Herstellung von
patientenindividuellen endovaskulären Gefäßprothesen mittels additiver
Fertigung und Elektrospinning

Zur Hauptschlagader (Aorta)

Die Aorta hat die Aufgabe, das aus dem Herzen kommende sauerstoffreiche
Blut im Körper zu verteilen. So fließen etwa 200 Millionen Liter Blut im
Lauf eines Lebens aus dem Herzen in die Aorta und verteilen sich im
Körper, um Organe wie das Herz, das Gehirn, das Rückenmark, die Muskeln,
die Bauchorgane sowie Arme und Beine mit dem lebenswichtigen Sauerstoff zu
versorgen. Die Aorta entspringt direkt der linken Herzkammer und weist
beim gesunden Erwachsenen einen Durchmesser von etwa 2,5 bis 3,5 cm auf.
Sie hat die Form und den Verlauf eines Wanderstocks, der von rechts vorne
nach hinten links gedreht ist und nach unten entlang der Wirbelsäule
verläuft.

Dank der finanziellen Unterstützung durch Stifterinnen und Stifter,
Spender und Erblasser kann die Deutsche Stiftung für Herzforschung
(www.dshf.de) - von der Deutschen Herzstiftung e. V. 1988 gegründet -
Forschungsprojekte in einer Größenordnung finanzieren, die die Deutsche
Herzstiftung e. V. und die DSHF in der Herz-Kreislauf-Forschung
unverzichtbar machen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dshf.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65607

PM_Dr Rusche_DHS_DSHF_Aortenaneurysma_2018-05-17

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1069: Schutz vor akuter Nierenschädigung nach Herz-OPs (idw)


Klinikum der Universität München - 17.05.2018

Schutz vor akuter Nierenschädigung nach Herz-OPs



Herzchirurgische Eingriffe werden weltweit jährlich bei über einer Million
Patienten durchgeführt - mit steigender Tendenz. Multiple
Begleiterkrankungen und ein komplexes Krankheitsbild von Betroffenen
erhöhen die Gefahr für postoperative Komplikationen mit lebensbedrohlichen
Konsequenzen. Ein internationales Team unter Führung der Uniklinik RWTH
Aachen und des Klinikums der Universität München forscht an
Schutzmechanismen für die häufigste dieser Komplikationen, einer akuten
Nierenschädigung. Die zukunftsweisenden Ergebnisse wurden nun in dem
namhaften Journal Science Translational Medicine veröffentlicht.

Im vergangenen Jahrzehnt wurde ein stetiges Wachstum an herzchirurgischen
Eingriffen beobachtet. Vor dem Hintergrund einer zunehmend älter werdenden
Gesellschaft wird sich dieser Trend auch in Zukunft fortsetzen. Je
komplexer die Erkrankungen und Krankheitsbilder, desto größer ist dabei
die Komplikationsgefahr für Patienten. Im Gegensatz zu einfachen
herzchirurgischen Eingriffen, wie Bypass-Operationen, benötigen Patienten
mit komplexen Eingriffen oft eine verlängerte Operationsdauer und zeigen
im Anschluss eine systemische Entzündungsreaktion. Diese trägt in der
Folge zur Entstehung von Organdysfunktionen wie akute Nierenschädigung
oder auch Schlaganfällen bei und erfordert postoperative umfassende
intensivmedizinische Maßnahmen. Die anästhesiologische und
herzchirurgische Technik macht zwar laufend Fortschritte, dennoch zeigen
sich weiterhin lebensbedrohliche Komplikationen und Organdysfunktionen,
die zu einem verlängerten Aufenthalt der betreffenden Patienten auf der
Intensivstation führen können.

"Nach einer Operation wünscht sich jeder Patient die Genesung und nicht
eine Verschlimmerung seines Zustands. Das liegt natürlich auch den Ärzten
am Herzen. Wir suchen mit unserer Forschung daher nach Lösungen, wie das
Risiko von Komplikationen - in diesem Fall Schädigungen der Niere - nach
Herzoperationen vermindert werden kann", erklärt Priv.-Doz. Dr. med.
Christian Stoppe aus der Klinik für Operative Intensivmedizin an der
Uniklinik RWTH Aachen.

Den Fokus legt das Aachener Team um Dr. Stoppe, Prof. Dr. med. Gernot
Marx, der Leiter der Klinik, Luisa Averdunk und Priv.-Doz. Dr. med. Peter
Boor gemeinsam mit Wissenschaftlern des Klinikums der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) München und Kooperationspartnern aus Yale, Münster und
Dresden auf das Zytokin MIF (macrophage migration inhibitory factor), ein
immun- und stressregulierendes Protein. Zu dessen Funktionsweise erklärt
Prof. Dr. rer. nat. Jürgen Bernhagen, Leiter des Lehrstuhls für Vaskuläre
Biologie am Institut für Schlaganfall- und Demenzforschung des Klinikums
der LMU: "MIF ist eines der am längsten bekannten Zytokine überhaupt, doch
erst in jüngerer Zeit beginnt man seine wichtigen Funktionen im
Herz-Kreislaufsystem zu verstehen. In vorausgegangenen Studien konnte bereits
gezeigt werden, dass MIF das Herz vor Ischämie-Reperfusionsschäden
schützt. Seine Rolle bei der Entstehung von postoperativen
Nierenschädigungen blieb allerdings bislang unklar." Dr. Boor der Uniklinik RWTH
Aachen ergänzt: "Wir konnten nun zeigen, dass MIF bei experimentellen
Ischämie-Reperfusionsschäden eine nierenschützende Rolle einnimmt, und
zwar durch den Schutz von Nierentubuli."

Gestützt wird dies von der Beobachtung, dass hohe Blutkonzentrationen von
MIF bei herzchirurgischen Patienten mit einer geringeren Häufigkeit von
akuten Nierenschädigungen in Verbindung stehen. "Das Zytokin MIF ist also
besonders vorteilhaft, wenn es um die Vermeidung von Nierenschäden geht",
resümiert Dr. Stoppe. "Für perioperative Risikobehandlungen und
therapeutische Optionen eröffnen die von uns identifizierten
Schutzwirkungen von MIF neue Perspektiven", erläutert Prof. Bernhagen.

Der Artikel "The protective role of macrophage migration inhibitory factor
in acute kidney injury after cardiac surgery" ist am 16. Mai 2018 im
Journal Science Translational Medicine erschienen. Das Magazin gehört zur
international renommierten Zeitschriftengruppe Science. Science
Translational Medicine ist eines der wichtigsten Journals für
experimentelle und forschende Medizin.


Originalpublikation:

The protective role of macrophage migration inhibitory factor in acute
kidney injury after cardiac surgery

Christian Stoppe, Luisa Averdunk, Andreas Goetzenich, Josefine Soppert,
Arnaud Martier, Sandra Kraemer, Jil Vieten, Mark Coburn, Ana Kowark,
Bong-Song Kim, Gernot Marx, Steffen Rex, Akinobu Ochi, Lin Leng, Gilbert
Moeckel, Andreas Linkermann, Omar El Bounkari, Alexander Zarbock, Jürgen
Bernhagen, Sonja Djudjai, Richard Bucala, Peter Boor

DOI: https://doi.org/10.1126/scitranslmed.aan4886


Kurzportrait Prof. Jürgen Bernhagen

Im Zentrum der Forschung von Prof. Jürgen Bernhagen steht die Suche nach
einem besseren Verständnis von entzündlichen und kardiovaskulären
Erkrankungen. Nach Studium und Promotion in Tübingen und London und
Forschungsstationen in New York, Stuttgart und Aachen, wurde Prof.
Bernhagen Ende 2015 an die LMU nach München berufen, wo er den Lehrstuhl
für Vaskuläre Biologie am Institut für Schlaganfall- und Demenzforschung
(ISD) leitet und Mitglied im Sonderforschungsbereich SFB1123, in der
Munich Heart Alliance (MHA) und im SyNergy-Exzellenzcluster ist.

Als Biochemiker und Immunologe fokussiert Prof. Bernhagen seine
Forschungsarbeiten auf die zugrundeliegenden molekularen und zellulären
Mechanismen. Im Mittelpunkt stehen hier die sogenannten Zytokine und
Chemokine, zentrale Kommunikationsschaltstellen unserer Immunabwehr, aber
auch oft fehlregulierte Stellschrauben bei entzündlichen
Krankheitsprozessen, und die von diesen Molekülen gesteuerten Rezeptoren
und Signalwege. Sein Labor hat in diesem Zusammenhang wichtige
Zytokin-gesteuerte Mechanismen bei der Atherosklerose und anderen
inflammatorischen Krankheiten entdeckt. n dem Zytokin MIF forscht Prof.
Bernhagen seit bereits 25 Jahren und konnte zuletzt nachweisen, dass MIF
ein evolutionär konserviertes, atypisches und pro-entzündliches Chemokin
ist, das zugleich aber auch kritische schützende Wirkungen in bestimmten
Phasen beim Ischämie-/Reperfusionsschaden des Herzens hat. Entsprechend
liegt ein Schwerpunkt der Arbeiten am Lehrstuhl aktuell darauf, neue,
molekular-maßgeschneiderte und im Krankheitsverlauf
phasenspezifisch-einsetzbare pharmakologische MIF-Interventionsstrategien zu erarbeiten.
Die Aufklärung der Wirkmechanismen von MIF-Proteinen und anderen
atypischen Chemokinen könnte darüber hinaus für ein besseres Verständnis
weiterer kardiovaskulärer Erkrankungen, ischämischer Schlaganfall und
Autoimmunerkrankungen von Bedeutung sein.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München, Philipp Kressirer, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1735: Tigermücken sind noch auf dem Vormarsch (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 17.05.2018

Tigermücken sind noch auf dem Vormarsch



Die Einwanderung von Gelbfiebermücken und Tigermücken hat Tradition und
wird durch den globalen Wandel sowie den Waren- und Reiseverkehr
beschleunigt. "In den nächsten ein bis fünf Dekaden werden durch Vektoren
wie Mücken übertragene Infektionskrankheiten zunehmen", davon geht das
Team um Prof. Dr. Sven Klimpel an der Goethe-Universität und der
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung aus.




[image: Asiatische Tigermücke (Aedes albopictus) gefangen in Rovinj (Kroatien) - ©: Fotos von Dorian D. Dörge (Goethe-Universität)]

Asiatische Tigermücke (Aedes albopictus) gefangen in Rovinj (Kroatien).

©: Fotos von Dorian D. Dörge (Goethe-Universität)



FRANKFURT. Durch globalen Waren- und Reiseverkehr haben sich Stechmücken,
die gefährliche Infektionskrankheiten übertragen können, nahezu weltweit
verbreitet. Der Klimawandel begünstigt zusätzlich die Verbreitung Wärme
liebender Arten. Wissenschaftler der Goethe-Universität und der
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung haben nun die ökologischen
Nischen der Tiger- und der Gelbfiebermücke auf verschiedenen Kontinenten
verglichen. Das Ergebnis: "Aufgrund ihrer längeren Einwanderungsgeschichte
von 300 bis 400 Jahren füllt die Gelbfiebermücke ihre Nische in
nicht-heimischen Gebieten fast vollständig aus, während die Tigermücke mit einer
kurzen Einwanderungsgeschichte von 30 bis 40 Jahren noch nicht überall
dort angekommen ist, wo sie geeignete Umweltbedingungen hätte", sagt Prof.
Sven Klimpel.

Klimpel und sein Team gehen davon aus, dass in den nächsten ein bis fünf
Dekaden durch Vektoren übertragene Infektionskrankheiten zunehmen werden.
Vektoren übertragen Infektionskrankheiten auslösende Erreger von einem
Wirt auf einen anderen Organismus ohne dabei selbst zu erkranken. Viele
bekannte Vektorarten sind in tropischen und subtropischen Gebieten
heimisch. Wenn sie im neuen Verbreitungsgebiet Erreger vorfinden, weitet
sich das Risikogebiet für die Krankheiten, die sie übertragen, aus.

Zwei prominente Beispiele für Vektoren sind die asiatische Tigermücke
(Aedes albopictus) und die Gelbfiebermücke (Aedes aegypti). Die
Gelbfiebermücke gilt als Hauptvektor von Gelbfieber-Virus, Dengue-Virus,
Zika-Virus und einige andere Viruserkrankungen. Die Tigermücke kann
ebenfalls das Zika-Virus und das Dengue-Virus übertragen, aber auch
weitere Krankheitserreger wie das West-Nil-Virus oder das
Chikungunya-Virus. Diese beiden medizinisch relevanten Vektoren stehen im Fokus der
aktuellen Studie in "Scientific Reports".

Die ursprünglich in Afrika heimische Gelbfiebermücke begann sich schon vor
etwa 300 bis 400 Jahren weltweit auszubreiten - vermutlich durch die
Ausweitung von Zuckerrohrplantagen und den Sklavenhandel. Die Tigermücke,
die heute zu den 100 schlimmsten invasiven Arten gezählt wird, kommt
ursprünglich aus Süd- und Südostasien. In den letzten Jahrzehnten ist sie
vor allem durch Warentransporte und Reisetätigkeiten verschleppt worden.
Dabei spielten der Handel mit Autoreifen und der sogenannte Glücksbambus
(Dracaena spp.) eine wichtige Rolle. Auf dem Seeweg wurden dabei u.a.
Eier, Larven und Puppen der Tigermücke in teilweise mit Wasser gefüllten
gebrauchten Autoreifen oder den Wasserbehältern des Glücksbambus über
weite Strecken transportiert.

In ihrer Studie haben die Wissenschaftler die ökologischen Nischen beider
Arten untersucht, also die Gesamtheit der Umweltbedingungen, unter denen
eine Art vorkommen kann. Denn in den neuen Verbreitungsgebieten können
Stechmücken anderen Umweltbedingungen ausgesetzt sein als im
ursprünglichen Verbreitungsgebiet. Invasiven Stechmückenarten wird oft
nachgesagt, dass sie sich besonders gut und schnell an neue
Klimabedingungen anpassen können. Dafür fanden die Wissenschaftler jedoch
keine Hinweise. Beide Arten besitzen eine breite Nische. Sie können im
ursprünglichen Verbreitungsgebiet unter einer Vielzahl verschiedener
Umweltbedingungen vorkommen. Da in den neuen Verbreitungsgebieten ähnliche
klimatische Verhältnisse herrschen, lässt sich die weltweite Ausbreitung
deshalb nicht durch Anpassung erklären, wobei lokale Anpassungen und
genetische Merkmalsveränderungen nicht ausgeschlossen sind.

Einen Unterschied zwischen beiden Arten haben die Wissenschaftler dennoch
feststellen können, nämlich, dass Zeit eine wichtige Rolle bei der
Ausbreitung oder Invasion von Arten spielt. Mit ihrer längeren
Einwanderungsgeschichte füllt die Gelbfiebermücke ihre Nische in den
neuen, nicht-heimischen Verbreitungsgebieten bereits annähernd aus, das
heißt, sie kommt unter vielen Umweltbedingungen vor, die auch in ihrem
ursprünglichen Verbreitungsgebiet vorliegen.

Bei der Asiatischen Tigermücke sieht das hingegen anders aus. Sie kommt in
den neuen Verbreitungsgebieten (noch) nicht überall dort vor, wo für sie
geeignete Bedingungen herrschen. Daraus leiten die Forscher für die
Zukunft ein weiteres Ausbreitungspotential für diese Art ab. "Mittlerweile
ist die Asiatische Tigermücke in Südeuropa fast flächendeckend verbreitet
und wird sich aufgrund der breiten Nische auch in Nordeuropa unaufhaltsam
ausbreiten und etablieren. Und weitere exotische Mückenarten wie Aedes
japoniucs (Asiatische Buschmücke), Aedes koreicus oder Aedes atropalpus
werden folgen, respektive sind bereits in zentral Europa angekommen",
resümiert Klimpel.


Publikation:

Sarah Cunze, Judith Kochmann, Lisa K. Koch, Sven Klimpel: 

Niche
conservatism of Aedes albopictus and Aedes aegypti - two mosquito species
with different invasion histories, 

in Scientific Reports,

doi:10.1038/s41598-018-26092-2


Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.
Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der Universität
Mainz ist sie Partner der länderübergreifenden strategischen
Universitätsallianz Rhein-Main. 

Internet: www.uni-frankfurt.de

Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert. Mehr Informationen unter

www.senckenberg.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Dr. Anne Hardy, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/922: Heidelberg - Die lange Nacht der Medizin ... für alle medizinisch Interessierte am 25.05.2018


Universitätsklinikum Heidelberg - 17.05.2018

Schlaflos durch die Medizin

Insomnia Medicae - Eine Nacht voller Vorträge, Seminare, Workshops und
Charity am 25. Mai / Medizin-Studierende, solche, die es werden wollen,
und Medizin-Interessierte jeden Alters sind herzlich zum "Wachbleiben"
eingeladen



"Insomnia Medicae - die lange Nacht der Medizin" heißt eine neue
Veranstaltungsreihe, die von Medizin-Studierenden und jungen Ärzten am
Universitätsklinikum Heidelberg ins Leben gerufen wurde. Premiere ist am
Freitag, 25. Mai 2018, um 20 Uhr. Die Vorträge, Seminare und Workshops
finden in den Hörsälen, einem Seminar- und im Computerraum der
Medizinischen Universitätsklinik statt. Bis ca. 1 Uhr präsentieren Ärzte
und Wissenschaftler einen bunten Strauß medizinischer Themen. Dabei geht
es ausdrücklich nicht um trockene Statistik und Leitlinien. Vielmehr - so
lassen die Organisatoren um Urologe Cem Aksoy wissen - geben die
humoristisch gestalteten Vorträge Einblicke in das medizinische
Kuriositäten-Kabinett, die garantiert in keinem Lehrbuch zu finden sind.
So versprechen Vortragstitel wie "50 Shades of Gray - Eine fesselnde
Einführung in die Radiologie", "Pimp my brain - Ritalin! - Gar nicht ohne
bis besser mit" oder "Evolution eleven" bei Bier und Brezeln ebenso
sachlich fundierte wie unterhaltsame Einführungen in die klinische Praxis
und Forschung.

Besondere Angebote für Studierende sind die Seminare von 21 bis 23 Uhr im
CIP-Pool. Hier gibt es eine Einführung in die professionelle Recherche und
Literaturverwaltung sowie wissenschaftliches Arbeiten. Zur gleichen Zeit
finden Hands-on-Workshops im Seminarraum statt, bei denen man sich unter
Anleitung in Schlüsselloch-Chirurgie und Gummibärchen-OP versuchen kann.
Die Erlöse einer Tombola kommen verschiedenen gemeinnützigen
Organisationen zugute, die mit Infoständen vertreten sind.

Das neue Veranstaltungsformat richtet sich an alle medizinisch Interessierte, vorbelastet oder neu dabei, jung und alt. 

Der Eintritt ist frei.

Zusätzliche Informationen gibt es bei Facebook unter

www.facebook.com/insomnia.Medicae

Programm:

https://app.box.com/s/znqgqb1t1uwutrpefolfzfnb2yv7zr9z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Heidelberg, Julia Bird, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4889: Warner Music Klassik News - 18. Mai 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 18. Mai 2018



Das Beste von Vivaldi bis Wagner

Würde man die allergrößten Opernstars in einer einzigen Gala
auftreten lassen und dann dieses Event mitschneiden: Es käme eine
Zusammenstellung wie diese heraus. Maria Callas trifft auf Plácido
Domingo, Rolando Villazón auf José Carreras, Joyce DiDonato auf
Thomas Hampson. Das Programm reicht von Vivaldi über Mozart, Rossini,
Bizet, Verdi und Puccini bis Gounod, Delibes und Wagner - und bietet
so auf knapp achtzig Minuten einen ebenso einzigarten und
verzaubernden Streifzug durch die bedeutendsten Jahrhunderte der
Operngeschichte.

Selbstverständlich sind die Stars jeweils mit den Rollen vertreten,
mit denen sie international für Furore sorgten, die jeder Kenner
sofort mit ihnen verbindet: So etwa Plácido Domingo als Cavaradossi
in Puccinis Tosca, Rolando Villazón glänzt mit Verdis Ohrwurm La
donna è mobile, die Koloratursopranistin Diana Damrau (unter anderem)
als stimmgewaltige Königin der Nacht aus der Zauberflöte. Mit dabei
ist auch Jakub Józef Orli?"ski, der Newcomer unter den
Countertenören, mit Vivaldis Vedrò con mio diletto - einem der
schönsten Juwelen der barocken Oper.

VÖ: 25. Mai 2018 - CD 5054197007088


Die Ära Simon Rattle auf 7 DVDs

Im Jahr 2002 trat Sir Simon Rattle das Amt als Chefdirigent der
Berliner Philharmoniker an. Der in Liverpool gebürtige Künstler hat
das anglo-amerikanische Repertoire um Werke von Britten, Elgar,
Bernstein und Gershwin bereichert (in dieser DVD Sammlung beinhaltet
mit der Amerikanischen Nacht). Darüber hinaus hat er mit den
Osterfestspielen in Salzburg und seit 2013 in Baden-Baden die
Musiktheater-Tradition der Berliner Philharmoniker weitergeführt
(zwei bemerkenswerte DVDs der Osterfestspiele Baden-Baden sind in
dieser Kollektion mit Tosca und dem Konzert mit Sol Gabetta
enthalten).

Die Livemitschnitte dieser DVD-Sammlung erlauben nicht nur
umfangreiche Einblicke in Sir Simon Rattle?s Repertoire, sie bilden
einen zeitlichen Abriss seiner Karriere mit den Berliner
Philharmonikern.

VÖ: 18. Mai 2018 - 7 DVDs 880242647986


Israel Philharmonic Orchestra - 60th Anniversary
Concert

Das Israel Philharmonic Orchestra ist Kulturbotschafter des Staates
Israel und zählt zu den besten Orchestern der Welt.

Dieses Jubiläumskonzert zum 60. Jahrestag der Gründung beinhaltet
einige der beliebtesten Klassiker von u.a. Bach, Mozart und Brahms,
unter musikalischer Leitung von Daniel Barenboim und Zubin Mehta.

Bei dem Konzert wirkten viele weltberühmte Solisten mit: vom
legendären Geiger Issac Stern über die jüngeren Talente wie Maxim
Vengerov und Gil Shaham.

VÖ: 01. Juni 2018 - DVD 880424127480


Antonio Gades - Spanischer Tanz aus dem Teatro Real

Antonio Gades (* 16.11.1936, † 20.07.2004) modernisierte den
folkloristischen Flamenco und etablierte ihn durch seine
Neuinterpretation als eine Form des Theaterballetts. Er schuf mit
seinen Choreografien Bodas de Sangre, Carmen und Fuenteovejuna Werke
von internationalem Rang, die noch heute zum Repertoire der
renommierten Ballett-Kompanien gehören. Auf den DVDs sind außerdem
die sieben traditionellen Flamencostücke Suite Flamenca enthalten.

Bonus: umfangreiche Werkeinführungen zu Carmen, Bodas de Sangre,
Suite Flamenca, Fuenteovejuna

VÖ: 01. Juni 2018 - DVD 880242648181

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8712: Aus aller Welt - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gipfeltreffen zwischen Trump und Kim droht zu platzen

Das für den 12. Juni geplante Treffen von US-Präsident Donald Trump
und Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un droht zu platzen. Trump
schließt eine Verschiebung des Gipfeltreffens nicht aus. Er sei aber
überzeugt, daß es Kim mit dem Verzicht auf sein Atomwaffenprogramm
ernst meine, sagte der US-Präsident bei einem Treffen mit dem
südkoreanischen Staatschef Moon Jae In in Washington. Pjöngjang hatte
damit gedroht, die geplanten Gespräche mit den USA abzusagen. Als
Gründe wurden US-Militärmanöver in Südkorea und die US-Forderungen
nach einer einseitigen Aufgabe des nordkoreanischen Atomprogramms
genannt.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8712: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gift auf Pausenbrot - Polizei prüft weitere mögliche Fälle

Ein Mitarbeiter einer Firma im nordrhein-westfälischen Schloß
Holte-Stukenbrock soll giftiges Pulver auf das Pausenbrot eines
Kollegen gestreut haben. Im Zuge der Ermittlungen prüft die
Bielefelder Polizei nach eigenen Angaben zwei weitere mögliche
Vergiftungsfälle. Der 56jährige Verdächtige wurde am Mittwoch
vergangener Woche festgenommen und sitzt seit Donnerstag wegen
Mordversuchs in Untersuchungshaft. Er war durch Videoaufzeichnungen
überführt worden. Zum möglichen Motiv gab es am Dienstag weiter keine
Angaben.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8709: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote und Verletzte nach Explosion in Kandahar

In der südafghanischen Stadt Kandahar fielen nach offiziellen Angaben
mindestens 16 Menschen einer Bombenexplosion zum Opfer. 38 Menschen
wurden mit Verletzungen ins Krankenhaus gebracht. Die Detonation
ereignete sich, als Sicherheitskräfte einen Sprengkörper in einem
Kleintransporter entschärfen wollten. Zu dem Anschlag bekannte sich
zunächst niemand.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8711: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kritik am SPD-Führungsduo

In der SPD wächst die Unzufriedenheit über Parteichefin Andrea Nahles
und Vizekanzler Olaf Scholz. In der Fraktion und in einigen
Landesverbänden wird über personelle Alternativen diskutiert. Viele
Genossen nehmen Finanzminister Scholz übel, daß er sich nicht
ausreichend von Wolfgang Schäuble absetzt. Wie sein CDU-Vorgänger
lehnt auch Scholz neue Schulden des Bundes ab. Unterdessen sehen
Umfrageinstitute die Sozialdemokraten bundesweit in der Wählergunst
bei nur noch 16 oder 17 Prozent.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8710: Tragisches und Kurioses - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Über 60 Hitzetote in Karachi

Eine Hitzewelle hat in der pakistanischen Hafenstadt Karachi offenbar
mehr als 60 Menschen das Leben gekostet. Wie die Hilfsorganisation
Edhi Foundation mitteilte, waren die Temperaturen in der mit mehr als
20 Millionen Einwohnern größten Stadt des Landes am Montag auf 44
Grad Celsius gestiegen. Die Hitzewelle fällt zusammen mit dem
Fastenmonat Ramadan, in dem Millionen gläubige Muslime tagsüber weder
essen noch trinken.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7795: Aus Forschung und Technik - 22.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Extrasolarer Asteroid von der Sonne eingefangen

Astronomen haben erstmals einen Asteroiden in unserem Sonnensystem
ausfindig machen können, der offenbar von einem anderen Stern stammt.
Wie Fathi Namouni vom Observatorium der Cote d'Azur in Frankreich und
Helena Morais von der Staatlichen Universität São Paulo in Brasilien
im britischen Fachblatt "Monthy Notices of the Royal Astronomical
Society: Letters" berichten, umrundet der kosmische Brocken mit der
Katalognummer 2015 BZ509 ungefähr auf der Umlaufbahn des Jupiter
unseren Zentralstern, kreist aber in entgegengesetzter Richtung zu
fast allen anderen Himmelsobjekten unseres Systems. Die
Computersimulationen des Forscherteams um Namouni legen zudem nahe,
daß sich der Himmelskörper schon seit der Entstehung des
Sonnensystems auf dieser Bahn bewegt haben muß.

22. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7807: Aus aller Welt - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Trump bestraft Venezuela für Wiederwahl Maduros

In Venezuela hat am Wochenende der bisherige Präsident Nicolás Maduro
die Präsidentschaftswahlen mit zwei Dritteln der Stimmen bei relativ
geringer Wahlbeteiligung gewonnen. Das Oppositionsbündnis MUD hatte
zum Wahlboykott aufgerufen. In Washington unterzeichnete Präsident
Donald Trump nach der Wahl in dem sozialistischen südamerikanischen
Land ein Dekret, welches amerikanischen Unternehmen und Bürgern
verbietet, Besitz oder Anlagegütern nach Venezuela zu verkaufen.
Damit soll dem Land weiter wirtschaftlich geschadet werden. Das
Verbot schließt die venezolanische Zentralbank und die Ölgesellschaft
Petroleos de Venezuela ein. Venezuelas Außenminister Arreaza
bezeichnete die Sanktionen als barbarisch und als eklatanten Verstoß
gegen das Völkerrecht. Neben den USA erkennen Argentinien, Kanada,
Australien, Mexiko und Chile die Wahl Maduros nicht an. Das erklärten
Vertreter dieser Staaten bei einem G20-Außenministertreffen in Buenos
Aires.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7768: Medizin und Gesundheitswesen - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Ein Ei pro Tag senkt Schlaganfallrisiko

Lange stand das Hühnerei in der Kritik. Wegen seines hohen Gehalts
an Cholesterin und anderen Fetten hatte unter anderem die Deutsche
Gesellschaft für Ernährung (DGE) lange Zeit empfohlen, Eier nur in
Maßen zu verzehren. Inzwischen gibt es aber eine Umkehr in diesem
Denken. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, kam eine Studie von
Forschern der Peking University zu dem Ergebnis, daß der Verzehr von
einem Ei pro Tag das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen senken
kann. Im Vergleich zu Menschen, die keine Eier zu sich nehmen, sank
bei einem täglichen Eierverzehr das Risiko für diese Krankheitsgruppe
um 26 Prozent.
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JUSTIZ/7795: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästina klagt Israel wegen Kriegsverbrechen an

Der palästinensische Außenminister Riad al-Maliki hat am Dienstag die
Chefanklägerin des Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag,
Fatou Bensouda, aufgerufen, umgehend ein Verfahren gegen Israel wegen
des illegalen Siedlungsbaus im Westjordanland und in Ostjerusalem, der
Zerstörung palästinensischer Häuser, Unterdrückung und dem
rechtswidrigen Töten unbewaffneter palästinensischer Demonstranten
einzuleiten. Maliki beklagte eine in Israel herrschende Kultur der
Straflosigkeit bei Verbrechen gegen Palästinenser. In der Antwort auf
ihre Klageschrift sehen die Palästinenser einen Test für die
Glaubwürdigkeit der internationalen Justiz. Israel erkennt die
Statuten des Strafgerichtshofs nicht an. Einzelne Israelis wie etwa
verantwortliche Offiziere und Politiker können in Den Haag dennoch
angeklagt werden. Das israelische Außenministerium ließ verlauten,
dem Internationalen Strafgerichtshof fehle die Zuständigkeit für die
israelisch-palästinensische Angelegenheit, da Israel kein Mitglied
des Gerichts sei und die Palästinensische Autonomiebehörde kein Staat
sei. Das 2012 von den Vereinten Nationen als Staat mit
Beobachterstatus anerkannte Palästina ist dem Weltstrafgericht 2015
beigetreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7719: Sprache, Kunst und Medium - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Pfingsten war wieder bundesweiter Mühlentag

Zum 25. Deutschen Mühlentag konnten am Pfingstmontag bundesweit fast
1100 Wind-, Dampf-, Wasser- und andere Mühlen besichtigt werden.

Der Veranstalter, die Gesellschaft für Mühlenkunde und Mühlenerhaltung
e.V./DGM, ist darauf bedacht, die Bedeutsamkeit des in Vergessenheit
geratenen Handwerks der Müller bewußt zu machen. Einerseits geht es um
Denkmalschutz, aber auch darum, die uralte Kulturtechnik des Müllerns
zu erhalten beziehungsweise das Wissen darum.

Die Besucher konnten viele der alten Mühlen in Aktion sehen. Dabei
wurde erklärt, wie das Handwerk, aber auch die wirtschaftliche Seite
früher funktionierte. Da Brot praktisch das Hauptnahrungsmittel war
und in allen Haushalten gebacken wurde, hatte dieser Beruf eine
zentrale Bedeutung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7785: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästinenser setzen israelischen Scharfschützenposten in Brand

Die israelische Armee hat am Dienstagmorgen einen Beobachtungspunkt
im Gazastreifen beschossen, weil zuvor von dort aus mehrere Personen
auf israelisches Gebiet vorgedrungen waren. Die israelische
Tageszeitung Haaretz berichtete, die Palästinenser hätten einen
unbemannten Scharfschützenposten in Brand gesetzt. Unterdessen sind
zwei palästinensische Demonstranten im Alter von 20 und 58 Jahren,
die am Montag letzter Woche von israelischen Scharfschützen verwundet
worden waren, gestorben. Die Zahl der Getöteten stieg damit auf 61.
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POLITIK/7799: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission will europäischen Studentenausweis einführen

Die EU-Kommission wird voraussichtlich bis 2021 einen europäischen
Studentenausweis einführen. Der Bildungskommissar Tibor Navracsics
kündigte in Brüssel an, der Ausweis solle Studierenden den Besuch
europäischer Universitäten erleichtern. Der Verwaltungsaufwand für
die Hochschulen sei geringer, und die Kosten von Auslandssemestern
könnten gesenkt werden. Zum Beispiel könnten auf dem Studentenausweis
in verschlüsselter Form Leistungsnachweise gespeichert sein.
Abschlüsse und Lernzeiten könnten länderübergreifend anerkannt
werden. Der Ausweis könnte auch bei der Buchausleihe und der Mensa
vorgelegt werden oder anderweitig zu Vergünstigungen berechtigen.
Navracsics will bis 2025 einen Europäischen Bildungsraum schaffen.
Seiner Ansicht nach spielen Bildung, Kultur und Jugendpolitik künftig
eine zentrale Rolle beim Aufbau eines belastbaren, wettbewerbsfähigen
und kohärenten Europas. Unter anderem ist in diesem Zusammenhang
angedacht, die frühkindliche Bildung und das Erlernen von
Fremdsprachen zu fördern.
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SONSTIGES/7769: Tragisches und Kurioses - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayerische Polizei sucht an Flughäfen nach Schulschwänzern

Die Bayerische Polizei hat vor Pfingsten in einer konzertierten Aktion
nach Familien gesucht, die schon vor Ferienbeginn mit ihren
schulpflichtigen Kindern die preisgünstigen Angebote nutzen wollten
und deshalb den Unterricht schwänzten.

Wie Spiegel Online berichtete, wurde an allen größeren Flughäfen des
Bundeslandes kontrolliert. Das war eine böse Überraschung für etliche
Familien, die gerade im Begriff waren, in den sonnigen Süden zu
fliegen. Wie die Landespolizei mitteilte, wurden allein in Nürnberg
elf und am Allgäu Airport in Memmingen zehn Familien geschnappt.
Erstaunlicherweise blieb die Polizei in München sozusagen erfolglos.

In zehn Fällen seien die Eltern beim zuständigen Landratsamt angezeigt
worden. Die jeweiligen Schulen hätten für das Fernbleiben vom
Unterricht ihre Einwilligung geben müssen. Nun haben die Eltern mit
einem Bußgeld zu rechnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7796: Arbeit, Soziales und Familie - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Die meisten Männer und Frauen in Deutschland wollen weniger arbeiten

Jeder zweite Mann in Deutschland will mindestens zweieinhalb Stunden
pro Woche weniger arbeiten. Bei Frauen beträgt dieser Anteil gut 40
Prozent. Die Zahlen ermittelte das Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit anhand einer Umfrage.
Der Studie zufolge wollen vor allem Beschäftigte mit höheren
Bildungsabschlüssen weniger arbeiten. Knapp zehn Prozent der Männer
wollen unter anderem mehr arbeiten, weil sie keine Vollzeitstelle
bekommen. Bei den Frauen würden 17 Prozent mehr arbeiten, wenn sie
nicht unter anderen durch Familie und Kinderbetreuung daran gehindert
würden. Die Studie des IAB wurde am Dienstag in Nürnberg vorgestellt.
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UMWELT/7779: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Wieder mehr Mauritiusfalken

In der Roten Liste der Weltnaturschutzunion IUCN sind nicht weniger
als 26.000 Arten aufgeführt, weil sie vom Aussterben bedroht sind.
Eine traurig große Zahl. Doch es gibt einen Hoffnungsschimmer. So
zeigt laut dpa das Beispiel des Mauritiusfalken (Falco punctatus),
daß manchmal auch noch so kleine Populationen durch Wiederaufzucht
und andere Schutzmaßnahmen gerettet werden können. Im Jahr 1974 war
er mit nur vier Tieren weltweit der seltenste Vogel dieses Planeten.
Inzwischen gibt es durch Aufzucht in Gefangenschaft, ergänzender
Fütterung, Schutz vor Feinden und verbesserten Nestplätzen wieder 400
Exemplare. Damit gilt er zwar noch immer als stark gefährdet. Dessen
ungeachtet gelten die Schutzbemühungen nach Angaben der IUCN als das
erfolgreichste Vogel-Wiederaufzuchtsprojekt der Welt.
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WIRTSCHAFT/7784: Märkte und Finanzen - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



EU strebt Freihandel mit Australien und Neuseeland an

Die EU-Wirtschafts- und Handelsminister haben die EU-Kommission
beauftragt, in Verhandlung mit Australien und Neuseeland über
Freihandelsabkommen zu treten. Bundeswirtschaftsminister Altmaier
sieht in der Initiative einem Beitrag für freie und offene Märkte
sowie den Welthandel. Australien und Neuseeland hatten zuvor im
Rahmen der Transpazifischen Partnerschaft TPP geplant, ein
Freihandelsabkommen unter anderem mit den USA zu treffen.
US-Präsident Trump hat sich jedoch TPP vor dessen Ratifizierung
verweigert. Trump hat auch das Freihandelsabkommen TTIP zwischen den
USA und der Europäischen Union blockiert.
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WISSENSCHAFT/7802: Aus Forschung und Technik - 22.05.2018 (SB)




VOM TAGE



China bereitet Mondlandung vor

China treibt mit aller Macht sein ambitioniertes Raumfahrtprogramm
voran. Diesmal geht es zum Mond. So meldete tageschau.de, daß die
chinesische Raumfahrtbehörde in Vorbereitung auf die geplante Landung
auf der Rückseite des Mondes einen Satelliten ins All geschossen hat.
Dieser ist notwendig, um die Kommunikation zwischen dem Mond-Rover
und der Erde abzusichern. Nach Auskunft der Raumfahrtbehörde hat sich
der Satellit "Queqiao" ("Brücke der Elstern") wie vorgesehen nach 25
Minuten von einer Trägerrakete vom Typ "Langer Marsch" getrennt und
seine Sonnensegel und Kommunikationsantennen entfaltet. Jetzt kann
der Mondrover "Chang'e-4", benannt nach der chinesischen Mondgöttin,
im Aitken-Becken in der Region des Mond-Südpols landen und die
erdabgewandte Seite des Mondes erkunden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/177: Observatorium in Zimmerwald - Raumschrott im Fokus (idw)


Universität Bern - 18.05.2018

Raumschrott im Fokus



Das Astronomische Institut der Universität Bern (AIUB) hat sein
Observatorium in Zimmerwald um zwei zusätzliche Kuppelbauten erweitert
sowie eine Kuppel erneuert. Damit stehen nun sechs vollautomatisierte
Teleskope zur Himmelsüberwachung zur Verfügung - insbesondere zur
Detektion und Katalogisierung von Raumschrott. Unter dem Namen «Swiss
Optical Ground Station and Geodynamics Observatory» erhält die
Forschungsstation damit eine noch grössere internationale Bedeutung.




[image: Bild: © Universitarn / Manu Friederich]

Die beiden neuen Kuppelbauten des Observatoriums Zimmerwald mit 5,3
Metern (links) und 4,5 Metern (rechts) Durchmesser.

Bild: © Universitarn / Manu Friederich



Am Nachmittag des 10. Februars 2009 stiess über Sibirien in einer Höhe von
rund 800 Kilometern der aktive Telefoniesatellit Iridium 33 mit dem
ausgedienten Kommunikationssatelliten Kosmos 2251 zusammen. Der Aufprall
erfolgte mit einer Geschwindigkeit von 11 Kilometern pro Sekunde und
erzeugte eine Trümmerwolke aus über 2000 Bruchstücken mit einer Grösse von
mehr als zehn Zentimetern. Innerhalb weniger Monate breiteten sich diese
Trümmer weiträumig aus und drohen seither mit weiteren aktiven Satelliten
zusammenzustossen.

«Dieses Ereignis war ein ultimativer Weckruf für alle Satellitenbetreiber,
aber auch für die Politik», sagt Thomas Schildknecht, Direktor des
Observatoriums Zimmerwald. Die Problematik von sogenanntem Weltraumschrott
(engl. «space debris») - ausgediente künstliche Objekte im Weltraum -
erhielt eine neue Dimension. Mit der Problematik befassen sich Experten
und Weltraumagenturen bereits seit bald 50 Jahren. Forschungen an der
Universität Bern liefern die wissenschaftlichen und empirischen Grundlagen
für Modelle und Massnahmen, um die Anzahl der Objekte zu stabilisieren,
damit auch in Zukunft eine sichere und nachhaltige Nutzung des Weltraums
möglich ist.

Erkenntnisse durch hochkomplexe Messungen

Um die aktuelle Population von Weltraumschrott besser zu verstehen, sind
aufwändige Beobachtungen mit bodengestützten Radaranlagen und optischen
Teleskopen nötig. Mit solchen Messungen können grössere Objekte
regelmässig verfolgt und ihre Bahnen bestimmt werden. Heute sind die
Bahnen von etwa 20?000 Objekten in Höhen von 300 bis 40?000 Kilometern
bekannt. Für Teile kleiner als etwa zehn Zentimeter sind nur statistische
Angaben möglich. Die Messungen weisen auf eine Gesamtzahl von etwa 700?000
Raumschrottobjekten der Grösse von einem Zentimeter bis zehn Zentimetern
hin. «Die Teilchen mögen klein sein, sind aber keineswegs ungefährlich:
Bei einer Kollision mit einem Teilchen von einem Zentimeter Durchmesser
wird beispielsweise die Energie einer explodierenden Handgranate
freigesetzt», sagt Schildknecht.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Astronomischen Instituts der
Universität Bern (AIUB) suchen mit Teleskopen am Observatorium in
Zimmerwald bei Bern, genannt «Swiss Optical Ground Station and Geodynamics
Observatory», sowie mit einem Teleskop der Europäischen Raumagentur ESA im
spanischen Teneriffa nach solchen kleinen Raumschrottteilen, die sich in
hohen Erdumlaufbahnen befinden.

Zusätzlich zu den Bahnregionen der Navigationssatelliten (in etwa 20?000
km Höhe) wird die Region des «geostationären Rings», der sich auf 36?000
Kilometer Höhe befindet, genauer untersucht. In dieser Region scheinen die
Satelliten bezüglich der Erde still zu stehen und können daher immer den
gleichen Ausschnitt der Erdoberfläche (Wettersatelliten) beobachten oder
in die gleiche Region Signale ausstrahlen (Kommunikationssatelliten). Der
geostationäre Raum wird sehr stark genutzt und ist jetzt schon dicht
besetzt, was das Kollisionsrisiko zunehmend erhöht. Der Platz ist daher
beschränkt, was zu Spannungen zwischen Satellitenbetreibern oder sogar
Staaten führen kann.

Verschmutzung des erdnahen Raums nimmt zu

In den letzten 20 Jahren entdeckten die Forschenden am AIUB mit Hilfe
dieser Messungen unzählige Schrottteilchen, darunter eine neue,
unerwartete Population sehr leichter Objekte. Genauere Untersuchungen
dieser Einzelobjekte lassen darauf schliessen, dass es sich um Bruchstücke
von Folien handelt, die zur thermischen Isolation von Satelliten verwendet
werden. Diese Resultate leisten einen wesentlichen Beitrag zu den
Modellen, welche die heutige Raumschrottpopulation beschreiben und die als
Ausgangspunkt zur Berechnung von Zukunftsszenarien dienen. Die Modelle
deuten alle auf eine starke Zunahme der Raumschrottpopulation in den
nächsten Jahrzehnten hin.

Um diese Zunahme zu begrenzen, werden zahlreiche Massnahmen notwendig sein
- wie etwa das Vermeiden von Kollisionen (etwa durch Ausweichmanöver), das
Entfernen der Objekte aus den kritischen Regionen am Ende ihrer Mission
(beispielsweise durch Verglühenlassen in der Erdatmosphäre) und
möglicherweise das aktive Beseitigen alter, ausgedienter Satelliten und
Raketen-Oberstufen mit Hilfe eines «Räumroboters».
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Teil des neuen 2x40cm-Zwillingsteleskops, mit dem der Himmel nach
Weltraumschrott abgesucht werden kann.

Bild: © Universitarn / Manu Friederich



Die neuen Teleskope am Observatorium Zimmerwald

Die beiden kürzlich erstellten Kuppelbauten sowie der Ausbau der
bestehenden Sechs-Meter-Kuppel ermöglichten es, drei neue Teleskope
modernster Generation zur Erforschung und Überwachung der
Weltraumschrottpopulation zu installieren. Eines dieser Instrumente mit
zwei 40cm-Weitfeldteleskopen wird es erlauben, Schrottobjekte im
geostationären Ring permanent zu beobachten, um ihre Bahnen in einem
Katalog zu überwachen. Das neue 80cm-Teleskop erfüllt die Voraussetzungen,
um kleine Bruchstücke zu finden und mittels spektroskopischer Messungen
ihre Beschaffenheit und damit ihren Ursprung zu ermitteln. In einer der
zwei neuen Kuppeln wird in Zusammenarbeit mit der Deutschen Luft- und
Raumfahrtagentur DLR ein Teleskop aufgebaut und getestet. Dieses
Instrument soll im Hebst 2018 nach Australien gebracht werden, um zusammen
mit einem schon bestehenden AIUB-DLR-Teleskop in Südafrika ein weltweites
optisches Netzwerk zu etablieren.


Weitere Informationen unter:

https://tinyurl.com/SternwarteZimmerwald

https://tinyurl.com/TagderoffenenTuerZimmerwald

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 
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ZOOLOGIE/1531: Weiße Gespenster am Straßenrand - die Pfaffenhütchen-Gespinstmotte (idw)


Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 18.05.2018

Weiße Gespenster am Straßenrand - die Pfaffenhütchen-Gespinstmotte



Ein gespenstisch anmutendes Bild in der Landschaft: Eingesponnene und
kahl gefressene Sträucher leuchten weiß und silbern im Sonnenlicht. Die
gespenstischen »Verhüllungsaktionen« a la Christo der Gespinstmotten sind
spektakulär, aber für Mensch und Pflanze wenig bedrohlich.




[image: Bild: © Johann Seidl, LWF]

Raupen der Pfaffenhütchen-Gespinstmotte im Gespinst

Bild: © Johann Seidl, LWF



Wie im letzten Jahr mehren sich auch heuer an der Bayerischen
Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft (LWF) die Nachfragen besorgter
Naturfreunde. Sie betreffen die schaurig-schönen Gespinste an Sträuchern,
wie sie jetzt im Mai häufig auch entlang von Straßen zu sehen sind. Die
Bürger sind nicht selten sensibilisiert durch Meldungen über die
Gesundheitsgefahren des Eichenprozessionsspinners. Aber nicht jedes
Gespinst in Sträuchern und Bäumen ist auf den Eichenprozessionsspinner
zurückzuführen, denn dieser lebt ausschließlich an Eichen. Ein weiterer
Unterschied: Eichenprozessionsspinner bauen kompakte Nester, die
Gespinstmotte dagegen lässt häufig die ganze Pflanze oder zumindest große
Flächen davon unter ihrem Netz verschwinden.

Das Aussehen der von Gespinstmotten eingesponnenen Sträucher ist zwar
gruselig, aber aus gesundheitlicher Sicht für den Menschen vollkommen
harmlos. Die Raupen und Gespinste der Pfaffenhütchen-Gespinstmotte rufen
keine allergischen Hautreaktionen hervor.

Aber was sind nun die Ursachen und Folgen dieser spektakulären
Erscheinungen?

Die häufigsten dieser weithin sichtbaren Raupengespinste werden durch die
Traubenkirschen-Gespinstmotte verursacht. Heuer sind es jedoch meist die
Gespinste der Pfaffenhütchen-Gespinstmotte (Yponomeuta cagnagella). Ab Mai
fressen die Raupen an den Blättern des Pfaffenhütchens (lateinisch
Euonymus europaeus, auch Spindelbaum genannt). Das ist erstaunlich, denn
alle Pflanzenteile enthalten hochwirksame Giftstoffe, an denen selbst
große Weidetiere sterben können. Stark befallene Pfaffenhütchen können
auch komplett kahlgefressen werden. Die Pfaffenhütchen-Sträucher erholen
sich aber im Laufe der Vegetationszeit wieder. Zwei bis drei Wochen nach
dem Kahlfraß treiben sie wieder aus.

Noch bis Mitte Juni werden die Raupen der Gespinstmotte an den
Pfaffenhütchen fressen, bevor sie sich im Juli zu kleinen Schmetterlingen
entpuppen. Es sind kleine helle Falter von einem Zentimeter Spannweite und
auffällig schwarz gepunkteten Flügeln. Danach ist es dann mit den
Gespenstern am Straßenrand wieder vorbei.
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Gespinste der Pfaffenhütchen-Gespinstmotte

Bild: © Kurt Amereller, LWF



Es gibt noch zahlreiche andere Gespinstmottenarten und neben der
Traubenkirsche werden auch Weißdorn, Pappeln oder Weiden mit einem dichten
Gespinst überzogen, manchmal auch Obstbäume. Wenn man im Garten kleine
Gespinste an den Apfelbäumen entdeckt, reicht es meist, den Teil des
Zweiges auszubrechen und zu entsorgen.

Gespinstmotten zeigen auch ein interessantes, menschlich anmutendes,
biologisches Phänomen. Nicht alle Raupen verpuppen sich im Schutz eines
Gespinstes um sich zum fertigen Falter zu entwickeln. Einzelne Raupen
bessern ständig entstandene Schäden am Schutzschleier aus. Sie sterben ab,
ohne sich zu verpuppen - zum Wohle der Artgenossen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1640

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft,

Johann Seidl, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/742: Display Week 2018 - Selbstleuchtende Pixel für eine neue Display-Generation (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP - 18.05.2018

Selbstleuchtende Pixel für eine neue Display-Generation



Manchmal stolpert man im Internet über Videos, die einen staunen lassen.
Da wird ein Smartphone lässig um den Arm gebogen oder ein foliendünnes
Display in alle Richtungen und mit nahezu jedem Durchmesser
zusammengerollt. Aus Anwendersicht sieht das fantastisch aus. Fachlich
stellt sich aber die Frage: Geht sowas schon?

Wissenschaftler vom Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung
IAP zeigen auf der Display Week 2018, was technologisch schon möglich ist
und welches ihre nächsten Projekte sind. Die Display Week ist eine der
weltweit führenden Messen und Kongresse im Bereich Displaytechnologie und
findet vom 22. bis 25. Mai in Los Angeles statt.

Das Fraunhofer IAP auf der Display Week 2018:

Deutscher Pavillon | Stand 730


Wie wird ein Display flexibel?

Eine Voraussetzung dafür, dass ein Display zusammengerollt werden kann,
ist der flexible Untergrund: Volle Flexibilität erreicht man mit einer
Folie. Für gebogene Displays wird flexibles Glasmaterial eingesetzt. Auf
dem Weg der Verwandlung vom biegsamen Trägermaterial zum fertigen Display
müssen die Forscher jedoch noch weitere Schritte gehen. Ein Schritt ist
die Entwicklung einer Leuchtquelle, die ebenfalls dünn und flexibel ist.
Die Integration selbstleuchtender Pixel, die beispielsweise durch
elektrische Anregung Licht aussenden können macht dies möglich. Organische
Leuchtdioden, kurz OLEDs, nutzen solche organischen Lichtemitter.

Eine bewährte Technologie für die Herstellung von Displays auf Basis
organischer Leuchtdioden ist die Aktivmatrix-OLED-Technologie, kurz
AMOLED. Dabei verfügt jeder Pixel über eine eigene Stromversorgung. Eine
Hintergrundbeleuchtung ist daher nicht notwendig. Das Display wird somit
noch dünner und flexibler.

Auch Quantenpunkte (quantum dots, QD) stellen ein geeignetes Material für
selbstleuchtende Displays dar. Quantenpunkt-LEDs, kurz QD-LEDs,
kombinieren die Vorteile organischer Leuchtdioden mit den herausragenden
Leuchteigenschaften der Quantenpunkte. Die Emissionsspektren sind sehr
schmalbandig. Dadurch wirken die Farben äußerst strahlend. Zudem macht die
kostengünstige Herstellung QD-LEDs für den Displaymarkt sehr attraktiv.

Bisherige cadmiumbasierte Quantenpunkte sind allerdings nicht
zukunftsfähig, da der Einsatz von Cadmium ab 2020 gemäß RoHS-Richtlinie in
der Displayherstellung nur noch stark eingeschränkt möglich ist. Dennoch
sehen Marktforscher in der QD-Technologie großes Potenzial für die
Displaybranche. Denn verglichen mit OLEDs haben QD-LEDs nicht nur eine
größere Farbskala, sie sind auch heller.

»Mit jeder Verbesserung von QD-Materialien kommen wir einen Schritt näher
an massentaugliche QD-LED-Displays heran«, sagt Dr. André Geßner, Leiter
der Quantenpunktentwicklung am Fraunhofer IAP. »Was andere als Hürden
sehen, sind für uns spannende Fragen, die wir mit unserer Forschung zu
cadmiumfreien Quantenpunkten lösen möchten.«

Die Fraunhofer-Forscher präsentieren ihre vielversprechenden Ergebnisse
zur Synthese cadmiumfreier Quantenpunkte auf der Display Week 2018. Dem
Team um Dr. André Geßner gelang die Herstellung von einzigartigen
Multischalen-Quantenpunkten auf Basis von Indiumphosphid. Integriert in
QD-LED-Bauteile erreichten diese cadmiumfreien Quantenpunkte eine deutlich
höhere Leuchtdichte als cadmiumbasierte Systeme. Indiumphosphidbasierte
QD-LEDs erreichen auch in anderen Parametern bereits nahezu die
Leistungsfähigkeit herkömmlicher OLEDs.

Drucken der Pixel auf Folie oder Glas

Wie OLEDs oder QD-LEDs auf das flexible Trägermaterial aufgebracht werden,
bestimmt die Biegsamkeit des fertigen Displays mit. Große Schichtdicken
schränken die Flexibilität ein. Inkjet-Druck hat sich bewährt, es geht
aber noch besser. Für RGB-AMOLED-Displays erforscht das Fraunhofer IAP
gemeinsam mit Partnern ein neues Druckverfahren, für das im geplanten
Demonstrator ein Minimum von 300 ppi erzielt werden soll.

Mit dem electrostatic printing (ESJET) erforschen die Wissenschaftler um
Dr. Christine Boeffel ein Druckverfahren, mit welchem wesentlich feinere
und gleichmäßigere Strukturen gedruckt werden können als mit dem Inkjet-
Druckverfahren. Darüber hinaus ermöglicht das Verfahren, bei dem Tinte
durch Anlegen einer elektrischen Spannung verarbeitet wird, eine
wesentlich größere Bandbreite an druckbaren Tinten und sogar Pasten. Durch
das drop-on-demand-System können Tröpfchengrößen von weniger als 20
Mikrometern erreicht werden.

»Die Größe von 20 Mikrometern ist bereits ausreichend, um ein Display mit
200 ppi zu drucken. Das ist nach unserem Kenntnisstand auch die derzeitig
höchste Auflösung beim Inkjet-Druck. Unser Ziel ist es, mit dem ESJET-
Verfahren ein 300ppi RGB-AMOLED-Display zu drucken. Dies wollen wir mit
Pixelgrößen von 10 Mikrometern erreichen«, erklärt Dr. Christine Boeffel.
In ihrem Vortrag stellt sie das Zwischenergebnis des laufenden
Forschungsprojektes Hi-Response vor. Das Projekt wurde aus Mitteln des EU-
Programms H2020-NMP-PILOTS-2014 im Rahmen der Finanzhilfevereinbarung Nr.
646296 finanziert.

Fraunhofer IAP und GOTA im deutschen Pavillon

Seit 2017 ist das Fraunhofer IAP Teil der German OLED Technology Alliance
(GOTA). Gemeinsam mit der VON ARDENNE GmbH aus Dresden, der MBRAUN
Inertgas-Systeme GmbH aus Garching und der Notion Systems GmbH aus
Schwetzingen werden die Expertisen gebündelt, um Anlagen und Prozesse für
Anwendungen der organischen Elektronik zu entwickeln und zu fertigen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1590

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP,

Dr. Sandra Mehlhase, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERICHT/010: Plattentektonik und Vulkane - zur Forschung angebohrt ... (SB)
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PD Dr. Steffen Kutterolf 

Foto: © 2018 by Schattenblick



Wir wissen nicht, ob sich die Forschungsreisenden von Professor Otto
Lidenbrock inspirieren ließen, jenem berühmten Hamburger
Mineralogen und Geologen, der es gewagt hat, in einen Stratovulkan
auf Island hinabzusteigen. Aber als PD Dr. Steffen Kutterolf und die
wissenschaftliche Crew auf der JOIDES RESOLUTION über ihre
Expeditionen zur Tiefseebohrung berichteten, wehte ein Hauch jener
umtriebigen Jules-Verneschen Romanfigur durch den Hörsaal des GEOMAR
in Kiel.

Dort hielt der gebürtige Schwabe und GEOMAR-Forscher Kutterolf am 15.
Mai einen öffentlichen Vortrag über Plattentektonik, die kurze
Geschichte der Tiefseebohrungen, das heutige International Ocean
Discovery Program (IODP) und seine eigene letzte Expedition, IODP
375. Die hatte ihn in neuseeländische Gewässer geführt, aus denen er
erst eine Woche zuvor zurückgekehrt war.

Vor der Nordspitze der Nordinsel Neuseelands dümpelt zur Zeit auch
das 150 Meter lange Forschungsschiff JOIDES RESOLUTION oberhalb des
submarinen Bergrückens Brothers Seamount. Als Höhepunkt der
Veranstaltung berichteten von Bord dieses Schiffes die beiden
GEOMAR-Forschenden Dr. Philipp Brandl und Dr. Karen Strehlow per
Livestream von ihrer Arbeit und beantworteten anschließend Fragen des
interessierten Publikums.

An einer Expedition beteiligt zu sein, auf der erstmals ein aktiver,
untermeerischer Vulkan angebohrt wird, weckt Assoziationen zu jenen
phantastischen Abenteuern, die Lidenbrock bei seiner "Reise zum
Mittelpunkt der Erde" erlebt hat. Man kann allerdings gewiß sein, daß
abgesehen von der mühsamen Laborarbeit ein wesentlicher Teil der
geologischen Tätigkeit darin bestehen dürfte, Daten in den Computer
einzugeben, diese mit anderen Daten zu korrelieren, die Ergebnisse
mit den gängigen Theorien abzugleichen und viele Dinge mehr, bei
denen man vor dem Bildschirm sitzt und nicht inmitten der Kulisse
einer von Urzeitwesen bewohnten phantastischen Höhlenwelt.

"Gesteine aus der Tiefsee. Mit Bohrschiffen die Zeugen von Erdbeben,
Hangrutschungen und Vulkanismus untersuchen", hat Kutterolf seinen
durchaus kurzweiligen Vortrag betitelt. Eine der wichtigen Aufgaben
der Geologinnen und Geologen, die an der Tiefseebohrung beteiligt
sind, besteht in der Identifikation von Ascheablagerungen in den
erbohrten Sedimenten. Da die Asche räumlich und zeitlich meistens
bestimmten Vulkanausbrüchen zugeordnet werden kann, verdichtet sich
das Bild, das sich die Geologie von der Erdgeschichte macht, immer
mehr.

So wie Zeichen durch ihre Deutung entstehen, werden Ascheablagerungen
(sogenannte Tephras) und andere Sedimente erst dann zu jenen
erdgeschichtlichen "Zeugen", wenn jemand eine entsprechende Frage an
sie richtet. Geologinnen und Geologen tun genau das, unter anderem
dafür wurden sie ausgebildet. Sie bohren in den Meeresgrund und
ziehen von dort Bohrkerne herauf. Diese liefern eine Abfolge von
Sedimentschichten, wie sie im Laufe der Zeit abgelagert, anschließend
durch das aufliegende Gewicht entwässert und schließlich verfestigt
wurden.




[image: Höhenprofil des Vulkans von dunkelblau über grün, gelb bis rot - Bild: New Zealand American Submarine Ring of Fire 2007 Exploration, NOAA Vents Program; Institute of Geological & Nuclear Sciences and NOAA-OE]

Brothers Vulkan

Da sich die submarinen Vulkane meist in völliger Lichtlosigkeit befinden,
werden ihre Reliefs durch Farben gekennzeichnet.

Bild: New Zealand American Submarine Ring of Fire 2007 Exploration, NOAA Vents Program; Institute of Geological & Nuclear Sciences and NOAA-OE



Was unten liegt, muß älter sein als das Darüberliegende, lautet eine
geologische Faustregel, von der es freilich viele Ausnahmen gibt.
Denn die Erde befindet sich im permanenten Umbruch. Eine solche
unruhige Bruchzone liegt im Pazifischen Ozean nördlich von
Neuseeland, der Brothers Seamount. Es handelt sich um einen
submarinen Vulkan, der Teil des zirkumpazifischen Feuerrings ist,
jener von schweren Erdbeben und starkem Vulkanismus geprägten
Störungszone am Rande dieses riesigen Ozeans. Hier tauchen die
tektonischen Platten, aus denen sich der Meeresboden zusammensetzt,
zumeist unter die jeweiligen Kontinentalränder ab. Sie "subduzieren"
(von lat. "sub", z. Dt. "unter", und "ducere", z. Dt. "führen"), und
die Gebiete, in denen dies stattfindet, werden "Subduktionszonen"
genannt.

Die Wissenschaft stellt sich vor, daß in diesen Subduktionszonen
Meerwasser mit nach unten gezogen wird und aufgrund des enormen
Drucks seine chemisch-physikalischen Eigenschaften verändert. Es wird
"überkritisch", was bedeutet, daß man nicht mehr unterscheiden kann,
ob es sich im flüssigen oder gasförmigen Aggregatzustand befindet.
Kutterolf berichtete, daß das Meerwasser den Schmelzpunkt senkt und
dort vermehrt Gestein aufgeschmolzen wird. Erdbeben und schwere
Vulkanausbrüche wie vom Mount St. Helens im US-Bundesstaat Washington
1980 und Pinatubo auf den Philippinen 1991 seien typisch für solche
tektonische Störungszonen. Nebenbei bemerkt: Bei letzterem wurden
besonders viele Schwefelpartikel ausgeworfen. Die vulkanischen
Emissionen legten sich dann als dünne Schicht in der Stratosphäre um
die gesamte Erde und sorgten mindestens zwei Jahre lang nachweislich
zu einer globalen Abkühlung von 0,1 Grad Celsius.

Die Geschichte der Tiefseebohrung ist noch jung, sie geht auf die
zweite Hälfte der 1960er Jahre zurück, als sich überhaupt erst die
technische Möglichkeit eröffnete, von einem Forschungsschiff aus, das
relativ ruhig im Wasser liegen und seine einmal eingenommene Position
halten mußte, in den Meeresboden zu bohren. Damals wollte die
Forschungsgemeinde wissen, ob die Theorie der Plattentektonik
zutrifft, nach der die gesamte feste Erdoberfläche, die Erdkruste -
ob von Meeren bedeckt oder nicht - mosaikartig zerbrochen ist und die
einzelnen tektonischen Platten wandern. Dies konnte 1972 mit Hilfe
von Tiefseebohrungen bestätigt werden, wie der Referent berichtete.
Auch habe man erkannt, daß nicht nur der Meeresboden abtaucht,
sondern daß es quasi als Gegenstück auch Spreizungszonen gibt, in
denen Meeresboden neu entsteht. Dieser ist in der Regel nicht älter
als ca. 200 Millionen Jahre, wohingegen die Kontinente bis zu 4,5
Mrd. Jahre alt sind.

Auf der 376. Expedition des IODP, die sich den Brothers Vulkan
ausgesucht hat, wird vorwiegend Grundlagenforschung betrieben. Man
will näheren Aufschluß darüber erhalten, wie submarine Vulkane
entstehen, welche Prozesse stattfinden, wenn Meerwasser mit Magma in
Berührung kommt, wovon die tektonischen Platten möglicherweise noch
angetrieben werden (abgesehen von der Schwerkraftwirkung der
abtauchenden Platte), wie Schwarze Raucher in ihrem Quellgebiet
aufgebaut sind, ob sich die Schwarzen Raucher in Spreizungszonen von
denen in Subduktionszonen unterscheiden, und viele, viele Fragen
mehr.

Warum hierfür Forschungsgelder freigestellt werden, lautet eine
naheliegende, über den Vortrag Kutterolfs hinausführende Frage. Die
Antwort darauf hat sicherlich nicht nur mit der von vielen
wissenschaftlichen Disziplinen bemühten "menschlichen Neugier" zu
tun, sondern auch mit einem anderen Zweig der Geologie, der
angewandten Forschung. So heißt es in einer vom Informationsdienst
Wissenschaft - idw verbreiteten GEOMAR-Pressemitteilung zu dieser
Veranstaltung: "Die bis zu 400 Grad Celsius heiße Lösung, die nahe
der Spitze des Brothers Vulkan wieder aus dem Meeresboden austritt,
ist aufgrund der hohen Metallgehalte oft tiefschwarz gefärbt. Daher
hat diese Art von heißen Quellen in der Tiefsee auch den Spitznamen
'Schwarze Raucher'. (...) Schwarze Raucher bilden einerseits die
Grundlage für sehr spezielle Ökosysteme. Gleichzeitig lagern sich um
sie herum viele Metalle wie Kupfer, Zink, Gold und Silber ab." [1]

Jene Metalle wecken jedoch die Begehrlichkeiten der
Industriegesellschaft, auch und besonders der Bundesrepublik
Deutschland, die kaum über eigene Rohstofflagerstätten verfügt, aber
einen hohen Verwertungsdruck und -umsatz von Rohstoffen hat. So sagte
der Leiter der letztlich dem Wirtschaftsministerium zugeordneten
Deutschen Rohstoffagentur (DERA), Dr. Peter Buchholz, gegenüber dem
Schattenblick: "Sowohl an Land als auch im Meer müssen
Umweltgutachten einer Bergbauaktivität immer vorausgehen. Davon hängt
es unter anderem ab, ob Bergbau dann möglich ist oder nicht. Wenn
alle Parameter wie Umweltverträglichkeit und Sozialverträglichkeit
genauestens untersucht werden und die Rechtssituation eingehalten
wird, ist Bergbau sowohl an Land als auch im marinen Bereich für eine
sichere und nachhaltige Rohstoffversorgung wichtig." [2]

Zusammenfassend und abschließend läßt sich feststellen, daß die
IODP376 nicht zum Ziel hat, Rohstofflagerstätten aufzuspüren, aber
daß selbstverständlich jeder Suche nach abbauwürdigen Rohstoffen
stets solche und ähnliche Grundlagenforschungen vorausgehen. Sollten
die riesigen technischen Schwierigkeiten des Tiefseebergbaus, zu dem
das GEOMAR mit seiner wissenschaftlichen Expertise beiträgt, jemals
überwunden werden, stellt sich noch immer die Frage, welche
Auswirkungen das Ernten von Manganknollen vom Tiefseeboden, der Abbau
von Kobaltkrusten entlang submariner Bergrücken und das Abbrechen,
Zerkleinern und Hinauffördern jener rohstoffreichen
Schwarzen Raucher, wie sie unter anderem von IODP-Expeditionen
erforscht werden, auf das hochempfindliche Tiefseeleben hätte. Das
ist ein Thema, das sicherlich genügend Stoff für einen weiteren jener
spannenden öffentlichen Vorträge in der Reihe "WissenSchaffen" des
GEOMAR böte.




[image: Aus einer bizarren untermeerischen Felslandschaft ragt ein stellenweise goldschimmernder Kamin empor, von dem eine schwarze Rauchsäule aufsteigt - Foto: New Zealand-American Submarine Ring of Fire 2005 Exploration; NOAA Vents Program, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Heißer, metallhaltiger schwarzer Raucher an der nordwestlichen
Caldera des Brothers Vulkans, Neuseeland

Foto: New Zealand-American Submarine Ring of Fire 2005 Exploration;
NOAA Vents Program, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Fußnoten:


[1] https://idw-online.de/de/news?print=1&id=694008

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0051.html
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70 Prozent der Erdoberfläche sind Meeresgrund. Noch vor wenigen Jahren
wußte man davon weniger als vom Mars, zumal 60 Prozent des Ozeanbodens
unter einer kilometerdicken Decke aus Meereswasser verborgen liegen
und nur mit speziellen Tiefseeausrüstungen für Forscher zu erreichen
sind. Das vor 50 Jahren ins Leben gerufene Internationale
Tiefseebohrprogramm (Ocean Drilling Program ODP) sowie sein
Nachfolgeprojekt, das integrierte Tiefseebohrprogramm (International
Ocean Discovery Program, IODP) [1] brachten erstes Licht in diese
Tiefen, allerdings sehr punktuell. Indem sie Tausende von tiefen
Löchern in den Meeresgrund bohren, um daraus Sedimentbohrkerne
hervorzuziehen, entdecken Wissenschaftler Rohstoff- und
Energievorräte, exotische Bakterien in 850 Meter Meeresbodentiefe oder
Zeugnisse des prähistorischen Klimas, die zehnmal weiter in die
Vergangenheit zurückreichen sollen als andere Klimaarchive wie
Eisbohrkerne.




[image: Luftaufnahme zeigt die gewaltige Fläche der Verwüstung - Foto: 2005 by U.S.Navy photo by Photographer's Mate 1st Class John D. Yoder,gemeinfrei]

Aus der Ferne ... 

Foto: 2005 by U.S.Navy photo by Photographer's Mate 1st Class John D.Yoder, gemeinfrei






[image: Ein großes Schiff inmitten der durch den Tsunami zerstörten Straßen von Banda Aceh, Sumatra - Foto: 2005 by U.S. Navy photo by Photographer's Mate 3rd Class Katrina V. Walter, gemeinfrei]

Lassen sich die Folgen solcher Ereignisse durch größeres Wissen über
Erdvorgänge im Meeresboden minimieren? 

Sumatra im Januar 2005 drei Wochen, nachdem ein Tsunami die Küste
zerstörte. 

Foto: 2005 by U.S. Navy photo by Photographer's Mate 3rd Class Katrina
V. Walter, gemeinfrei



Für Priv.-Doz. Dr. Steffen Kutterolf, der sich seit 2001 in Kiel im
Sonderforschungsbereich 574 auf die Bedeutung der Subduktionszonen
spezialisiert hat - Bereiche, an denen eine ozeanische Platte der
Erdhülle unter eine Kontinentalplatte abtaucht -, sind vor allem die
Ablagerungen in den Bohrkernen interessant, die auf vulkanische
Aktivitäten zurückgehen oder aus diesen kritischen Bereichen des
Meeresbodens stammen. Entlang der konvergenten Plattengrenzen treten
die stärksten und zerstörerischsten Erdbeben auf. Verheerende
Tsunamis, denen abertausende Menschen zum Opfer fallen, wie im Jahr
2004 an den Gebieten um den indischen Ozean (offiziell gezählt:
230.000 Todesopfer, 1,7 Millionen Obdachlose) oder 2011 entlang der
Ostküste Japans, bei dem auch das Atomkraftwerk Fukushima zerstört
wurde (offiziell gezählt: 18.500 Todesopfer, 450.000 Obdachlose), sind
nur zwei bekannte Beispiele für die Folgen solcher Erschütterungen,
die ihren Ursprung unter dem Meeresboden haben.

Mit neuen Erkenntnissen über den erdgeschichtlichen Vulkanismus will
Steffen Kutterolf dazu beitragen, ein besseres Verständnis über die
aktuellen Vorgänge im Erdinneren zu erlangen, damit man aus den
Katastrophen der Vergangenheit für die Zukunft lernt. Bis dahin ist
jedoch noch ein langer, kostspieliger Weg, der noch viele tiefe Löcher
im Meeresboden erfordern wird. Derzeit werden Bohrkerne aus der
Hikurangi Subduktionszone (Neuseeland) untersucht, die Aufschlüsse
über Zusammenhänge zwischen Slow Slip Events und ihre Rolle bei
Erdbeben und Hangrutschen liefern sollen. Diese "stillen Erdbeben",
durch die sich ein kleiner Teil der tektonischen Spannung entlädt, die
durch eine "feststeckende Platte" aufgebaut wird, wurden erst vor
wenigen Jahren durch ein Netz von GPS-Instrumenten auf Neuseeland
entdeckt.

Nachdem er selbst vor kurzem erst von der Expedition 375 mit dem
Bohrschiff JOIDES Resolution von Neuseeland zurückgekehrt war, stellte
Dr. Kutterolf am 15. Mai 2018 in einem öffentlichen Vortrag der Reihe
WissenSchaffen im Hörsaal des GEOMAR in Kiel die Arbeit des IODP vor
und gab dabei einen kurzen Einblick in seine eigene Forschung. [2] Im
Anschluß daran war der Vulkanologe bereit, dem Schattenblick einige
Fragen näher zu erläutern.
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Schattenblick (SB): Ein Laie kann sich kaum vorstellen, daß man
Sedimentablagerungen, die man teilweise aus kilometertiefen Schichten
aus dem Meeresgrund herausbohrt, unterscheiden oder bestimmten
Ereignissen zuordnen kann. Proben auf dem Kontinent lassen sich da
schon direkter mit Erosionen von Gebirgsformationen und dergleichen in
Bezug setzen. Bei Asche weiß man vielleicht noch, daß sie aus einer
Vulkaneruption stammen muß. Doch wie löst man das Problem der
Zuordnung von anderen Sedimenten aus den Tiefseeproben?

PD Dr. Steffen Kutterolf (StK): Bei anderen Sedimentablagerungen wird
die Zuordnung tatsächlich schwieriger. Es gibt das normale
Hintergrundsediment, das sich aus plötzlich abgestorbenen Organismen
zusammensetzt und in das Staub eingetragen worden ist, der dann
heruntersinkt. Da kann man nur ganz grob vermuten, woher der Staub
stammt, in dem man von der Probe geochemische Analysen und sogenannte
Herkunftsanalysen macht. Vor Japan findet man beispielsweise Staub,
der aus China stammen muß und weiß dann: Okay, das ist "Chinese
Loess". Daß wäre eine typische Schlußfolgerung, denn in China gibt es
große weite Flächen, von denen Staub durch die Bodenbearbeitung
aufgewirbelt, in die Atmosphäre eingetragen und über die Luft
weitertransportiert wird.
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Staub aus China findet man in Sedimentbohrkernen des Meeresbodens vor
Japan wieder. 
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SB: Sie erwähnten in diesem Zusammenhang auch den chemischen
Fingerabdruck, den Sie von den mikroskopisch kleinen Glasscherben [3]
Ihrer Sedimentproben erstellen, um sie einer bestimmten Eruption
zuzuordnen. Wie muß man sich das vorstellen? Ist das Verfahren mit den
analytischen Charakteristika vergleichbar, mit dem beispielsweise
kritische Rohstoffe daraufhin untersucht werden, ob sie aus
Konfliktzonen stammen?

StK: Im Prinzip werden alle zur Verfügung stehenden Analysetechniken
voll ausgeschöpft, um die genaue, charakteristische Zusammensetzung
der Materialien herauszufinden und anschließend zuzuordnen oder zu
unterscheiden. Das sind in beiden Fällen sehr ähnliche Verfahren.
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Mit chemischem Fingerprinting werden Sedimentproben von Festland- und
Meeresboden-Bohrungen miteinander vergleichbar. 
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SB: Bei der jüngsten IODP-Expedition soll erstmals ein aktiver
Unterwasservulkan angebohrt werden. Welche Kriterien sollen bei der
Auswahl einer solchen Bohrstelle erfüllt sein? Die möglichst geringe
Wassertiefe vor Neuseeland hatten Sie bereits erwähnt.

StK: Die Wassertiefe ist nicht so entscheidend. Viel wichtiger ist,
daß das ganze Gebiet seismisch vorher gut untersucht wurde, ganz
gleich an welcher Stelle man bohrt. Bei seismischen Meßverfahren
werden akustische Signale in den Meeresboden geschickt, die dann die
einzelnen Schichten abbilden, die dort vorkommen. Das spielt für die
Gefährdungsabschätzung eine entscheidende Rolle. Sicherheit sollte
immer an erster Stelle stehen, wenn man irgendwo rein bohrt und nicht
weiß, was einen erwartet. Wenn dort beispielsweise gruselige graue
Zonen zu sehen sind, besteht die Gefahr, daß es sich um Gase handelt
und wenn man mit dem Bohrgestänge Gas erwischt, dann kann es einen
Blowout geben, bei dem einem das Bohrgestänge um die Ohren fliegt.

SB: Soll bei dieser aktuellen Expedition tatsächlich auch heißes Magma
angestochen werden? Die Presseerklärung könnte man dahingehend
interpretieren und als Laie fragt man sich durchaus: Steht das nicht
alles unter Druck, spritzt da nicht die ganze Lava raus?

StK: Unter aktiven und passiven Vulkane verstehen Geologen etwas ganz
anderes als die Normalbevölkerung. Aktiv heißt, daß der Vulkan
innerhalb der letzten tausend Jahre aktiv gewesen ist. Und wenn er
nicht mehr aktiv ist, dann heißt das, daß er über mehrere zehn- bis
hunderttausende von Jahren oder sogar noch länger nichts mehr gemacht
hat.

SB: Gibt es noch andere Risiken? Kann anhand der seismischen Profile
auch die Gefahr ausgeschlossen werden, daß man zufällig doch noch in
eine Lavaschicht reingerät?

StK: Das kann eigentlich schon deshalb nicht geschehen, weil man dafür
bei der Bohrung noch zu weit von der Magmakammer entfernt ist.




[image: Ein submariner Vulkan bricht gerade aus - Foto: by NOAA/National Science Foundation und NSF, via Wikimedia Commons, gemeinfrei]

Für den Geologen noch zu aktiv. 

So stellt sich der Laie einen aktiven Unterwasservulkan vor. 

Foto: by NOAA/National Science Foundation und NSF, via Wikimedia Commons, gemeinfrei



SB: Was ist an dem ehrgeizigsten Ziel des International Ocean
Discovery Program (IODP) dran, den Erdmantel mit einer Tiefenbohrung
zu erreichen? Das müßte doch mit einer Bohrtechnik geschehen, die sehr
hohen Temperaturen und Drücken standhält?

StK: An dem Programm MOMO (Mantle Overturn, Major Orogeny) wird
tatsächlich schon sehr lange geplant. Der Vorstoß ins Erdinnere soll
deshalb am Ozeanboden gemacht werden, weil die kontinentale Kruste,
auf der sich unser Lebensraum befindet, an Land bereits 30 bis 50
Kilometer dick ist und somit bohrtechnisch fast unüberwindbar. Deshalb
hat man nach besseren Stellen gesucht, an der man zumindest keine
Ewigkeiten brauchen würde, um bis zum Mantel zu stoßen. Dafür bietet
sich die Ozeankruste an, weil sie nur eine Schichtdicke von sechs bis
sieben Kilometer hat. Man müßte also nur noch sieben Kilometer
überwinden. Es gibt aber auch Stellen, wo die Erd- bzw. Ozeankruste
besonders dünn ist und so eine Stelle wurde gerade im Indischen Ozean
in die nähere Auswahl gezogen. Dort will man versuchen, mit einer
Bohrung bis zum Erdmantel vorzudringen. Das ist immer noch ein ganz
großes Ziel. Aber es ist sehr schwer zu erreichen. Bereits nach einem
oder zwei Kilometern wird das Weiterbohren sehr schwer.

SB: Was ist in dieser Tiefe das größte Problem, der hohe Druck?

StK: Der hohe Druck ist es nicht. Aber das Bohrloch muß stabil
bleiben. Schichten aus Sandstein sind zum Beispiel ganz schlecht. Wenn
man die durchbohrt, dann rieselt der Sandstein in das Loch und es wird
sehr schwer, das Bohrloch davon wieder zu befreien. Das Bohren findet
mithilfe einer Bohrflüssigkeit statt. Genauer gesagt handelt es sich
um Meerwasser, das herunter gepumpt wird, damit das, was erbohrt wird,
auch wieder nach oben herausgedrückt wird. Sonst würde es alles
verstopfen. Man kann das durchaus mit einer normalen Hausbohrmaschine
vergleichen. Je mehr also nachrieselt, um so mehr muß man spülen und
wenn das aus irgend einem Grund nicht mehr funktioniert, muß man
aufhören.

SB: Würde man in einem solchen Fall eine neue Bohrstelle suchen, in
der nicht so viel Sandstein vorkommt? Was macht man dann?

StK: Nein, da gibt es schon noch einige technische Möglichkeiten, um
vor Ort weiterzumachen. Eine, das Casing, habe ich im Vortrag erwähnt.
Wenn man also auf Intervalle stößt, die mit sehr lockerem Material
gefüllt sind, wie Sande, dann baut man ein Casing ein. Das bedeutet,
man bohrt und hat darüber ein Stahlrohr und dieses Stahlrohr wird dann
in dieses Intervall gesetzt, damit nichts mehr reinrieseln kann. Das
Stahlrohr ist immer gerade groß genug, daß man einen normalen Bohrer
darin wieder hoch und runter bewegen kann.

SB: Lassen sich die Proben aus Meeresbodensediment denn noch mit
Sedimentproben vom Kontinent vergleichen, wenn man verschiedene
Bohrverfahren und Techniken verwenden muß, um den Bohrkern
herauszuholen? Ich habe gehört in noch tieferen Schichten würde man
Schlamm statt Meerwasser zum Spülen verwendet?

StK: Wir vergleichen nur die Tephren, also die Aschenlagen [3], um
dann Korrelationen herzustellen, ob das Material aus der gleichen
vulkanischen Eruption stammt. Die Signatur der Asche wird durch das
Spülen nicht verändert. Deshalb hatte ich auch den Vergleich von
DNA- und Fingerabdruck erwähnt. Denn jede Eruption hat ganz eigene
Charakteristika, die man durchaus mit der DNA-Sequenz beim Menschen
vergleichen kann. Man kann auf diese Weise eine Eruption recht gut von
anderen unterscheiden. Schwieriger wird es vielleicht, wenn sie aus
dem gleichen Vulkan kommen. Aber auch das ist wie bei der DNA, wenn
sie aus der gleichen Familie stammt.

SB: Liegt der neue Forschungsstandort des Bohrschiffs JOIDES
Resolution vor Neuseeland noch innerhalb der ausschließlichen
Wirtschaftszone, also innerhalb der 370 Kilometer oder 200 Seemeilen?

StK: Bei der neuen Expedition 376 kann ich das nicht sagen. Wir waren
bei unserer Expedition allerdings immer innerhalb von neuseeländischen
Gewässern. Die AWZ kann durchaus von Land zu Land unterschiedlich
sein. So waren wir vor einiger Zeit in der Ägäis unterwegs, wo man
wegen der Konflikte zwischen der Türkei und Griechenland nur innerhalb
der sechs- nautische-Meilen-Zone arbeiten kann.
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Die Expedition 375, an der Dr. Steffen Kutterolf teilnahm, war
ausschließlich innerhalb von neuseeländischen Gewässern unterwegs.

Grafik: by IODP / JRSO (JOIDES Resolution Science Operator)



SB: Deutschland ist unter anderem auch in der internationalen
Meeresbodenbehörde (ISA - International Seabed Authority) involviert,
was die Suche nach neuen Rohstoffquellen betrifft. Die Möglichkeit
mineralische Rohstoffe aus den Lagerstätten in der Tiefsee zu fördern,
wird wegen der starken Nachfrage und des Anstiegs der Metallpreise
zunehmend diskutiert. Inwiefern steht Ihre Grundlagenforschung auch in
einem solchen Kontext zur potentiellen Lagerstättenerkundung und
möglichen künftigen Ausbeutung?

StK: Das ist eine schwierige Frage. Was wir auf unseren Expeditionen
bisher gemacht haben, hat überhaupt nichts damit zu tun. Bei uns geht
es vor allem um die bessere Abschätzung von Erdbeben-Gefahren und
ähnlichem. Bei der neuen Expedition, die augenblicklich stattfindet,
wurden drei verschiedene Forschungsschwerpunkte festgelegt. Und bei
einem davon geht es darum, zu ergründen, wie diese Black Smokers, das
heißt die untermeerischen Ressourcen, gebildet werden. Oftmals findet
man in der Nähe dieser schwarzen Raucher unheimlich hohe
Konzentrationen von Metallen. Aber das betrifft nur ein einziges
solches Gebilde. Es gibt noch erhebliche Unsicherheiten, wie sich die
Menge auf die abbauwürdigen Flächen in den Weltozeanen verteilt. Dafür
muß man zunächst verstehen, wie diese Ablagerungen aufgebaut werden.
Das sind die Fragen, die man noch lösen will.

SB: Was erwarten Sie aus Ihrer Sicht von dieser Entwicklung. Lassen
sich Meeresbodenbergbau und der Schutz der marinen Umwelt überhaupt
vereinbaren?

StK: Man muß zunächst fragen, was notwendig ist. Dann wird man das
eine oder das andere entsprechend anpassen und Abstriche machen
müssen. Im Augenblick sind wir meiner Meinung nach noch sehr weit
entfernt von einem Bergbau am Meeresboden. Die ersten Projekte sind
nicht sehr weit gekommen und die umwelttechnischen Fragen sind nach
wie vor noch ein großes, ungelöstes Problem. Firmen, wie Nautilus vor
Papua Neuguinea müssen zunächst einmal ein großes Paket an
Umweltauflagen erfüllen. Das ist heute schon ein bißchen anders als
vor 50 Jahren. Damals hätten Firmen mit dem gleichen technischen Stand
längst in irgendeiner Form mit dem Abbau begonnen. Aber abgesehen von
den ganzen technischen Problemen, die noch zu bewältigen sind,
erschweren heutzutage die Umweltauflagen solche Vorhaben enorm.

SB: Gibt es im Zusammenhang mit den hochtechnologischen Geräten und
Maschinen, mit denen Sie unter Wasser in das Sediment vorstoßen und
direkte Eingriffe am Meeresboden vornehmen, auch eine begleitende
Forschung, mit der die Auswirkungen auf die Umwelt thematisiert
werden? Ich denke da an Fragen wie: Was passiert mit Sedimentfahnen?
Mit welchen Partikeln wird die Bohrlösung oder die Meerwasserspülung
belastet und was verändert sich dadurch für die Fauna und Flora der
Meeresumgebung?

StK: Das ist ganz sicherlich so. An Bord der JOIDES Resolution ist
eine Crew aus Wissenschaftlern, die von Geologen, Lagerstättenkundlern
bis hin zu Biologen und Geochemikern die unterschiedlichsten
Expertenbereiche abdeckt. Die gehen natürlich alle von
unterschiedlichen Seiten an die erbohrten Sedimentkerne ran. Die
Biologen wollen vor allem wissen, wie wirken sich die
Hydrothermalquellen auf das Leben aus. Das ist ein ganz großer Aspekt
des IODP, daß man das tiefe Leben ergründen will und was für dieses
förderlich oder auch nicht förderlich ist.

SB: Ihr eigenes Forschungsinteresse ist vor allem die
Grundlagenforschung, mit dem Schwerpunkt einmal Erdbeben und andere
seismische Gefahren besser voraussagen oder abschätzen können. Spielen
da unbekannte Faktoren wie Mikroorganismen gar keine Rolle?

StK: Kaum! Es gab mal vor längerer Zeit mal die Idee, daß Organismen
Glaspartikel als Substrat benutzen. Das wurde häufiger erwähnt, aber
nicht weiter verfolgt und ist so ziemlich der einzige Berührungspunkt
von Mikrobiologie und unserer Forschung.

SB: Müssen für solche Untersuchungen andere oder zusätzliche Bohrungen
gemacht werden?

StK: Nein, es werden keine weiteren Bohrungen gemacht. Es handelt sich
nur um andere Fragestellungen. Die Mikrobiologen an Bord der JOIDES
Resolution haben an den gleichen Sedimentkernen gearbeitet wie wir.
Aber während ich mich auf meine vulkanischen Aschenlagen stürze,
interessieren sie sich für die Schichten aus chaotischen
Störungsformen, die ich im Vortrag gezeigt habe. Denn sie hatten die
Theorie, daß an diesen Störungszonen möglicherweise Organismen leben
können, weil dort Fluide durchgehen und dann auch Temperatur entsteht.
Wenn sich etwas aneinander vorbei bewegt, entsteht Reibung und somit
auch Wärme.
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SB: Um noch einmal auf die Umweltveränderungen zurückzukommen. Vor
kurzem gab es eine Pressemeldung darüber, daß Forscher im
Marianengraben in 11.000 Meter Tiefe noch Mikroplastik gefunden haben.
Wie tief muß man eigentlich gehen oder vielmehr bohren, um keine
Einflüsse oder Hinterlassenschaften unserer Zivilisation mehr zu
finden?

StK: Das ist von Region zu Region ganz unterschiedlich. Normalerweise
geht man aber bei einem freien Meeresboden von einem halben bis fünf
Zentimeter Ablagerungen pro tausend Jahre aus. Und dann kann man das
ausrechnen. Menschliche Hinterlassenschaften sind vielleicht zwei bis
dreitausend Jahre alt. Also handelt es sich bestenfalls um
10 Zentimeter Zivilisation im Bohrkern. Wir haben auch schon Ablagerungen
gefunden, in denen das Holozän eine recht breite Schicht von 20 bis 30
Zentimeter einnahm, aber das ist dann auch schon die Obergrenze.

SB: Sie sagten, der Meeresboden sei deshalb für Ihre Forschung ideal,
weil die Schichten dort weniger von äußeren Einflüssen gestört sind.
Um welche Störungen handelt es sich dabei?

StK: Vor allem Einträge durch Erosion, Vegetation und ähnliches. Ein
weiteres Thema, worauf ich im Vortrag nicht eingegangen bin, weil das
einfach noch einmal ein neues Kapitel für sich gewesen wäre: wir
bohren zwar, um vollständige Lagen zu erhalten, aber auch um die Größe
von Vulkaneruptionen besser bestimmen zu können. In einem großen
Umkreis des Vulkans lassen sich immer noch Ablagerungsprodukte von der
Eruption finden, die in die Rechnung mit einbezogen werden müssen, wie
viel Volumen er bei einem bestimmten Ereignis ausgestoßen hat. Im
Prinzip ganz simpel gesagt: Nahe am Vulkan hat man zwar dicke
Ablagerungen und je weiter man sich von seiner Ausstoßstelle entfernt,
werden sie immer dünner. Aber mit der Entfernung wächst auch die
Fläche, die von dieser Ablagerungsschicht quasi bedeckt worden ist.
Das ist wie bei einem Stück Kuchen, der zum Rand hin dünner wird. Und
bei der simpelsten Methode zählt man einfach die Schichten der ganz
großen äußeren Flächen, bei denen die Ascheschicht nur ein Zentimeter
beträgt, mit den inneren Flächen zusammen, die schon mal 10 Zentimeter
haben können.

Wenn man natürlich nur an Land forscht, dann fehlt einem auch dieser
Rest. Wir haben mal herausgefunden, daß 50 bis 70 Prozent des gesamten
Volumens einer Vulkaneruption in diesen weit außerhalb liegenden
Flächen verborgen liegt. Bei der letzten großen Eruption hat der
Pinatubo 10 Kubikkilometer Magma ausgestoßen, was sehr viel ist. Wenn
man aber noch die distalen Bereiche dazurechnet, könnte man plötzlich
auf 20 oder 25 Kubikkilometer kommen.

SB: Tragen die Gas- und Lavaaustritte der untermeerischen Vulkane in
nennenswerter Weise auch zur Meeresversauerung bei, die momentan im
Zuge des Klimawandels ein akutes Thema ist? Oder spielen die
fraglichen Mengen auf das Gesamtvolumen der Ozeane verteilt, keine
Rolle?
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Dringt in Bereiche der Erdkruste ein, die nie ein Mensch zuvor gesehen
hat, die JOIDES Resolution. 
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StK: Es gab im Verlauf der Erdzeit immer wieder Anstiege und Abstiege
von Meeresversauerung. Das waren natürliche Prozesse und die Erde hat
das ohne Probleme irgendwie gemanagt und abgepuffert. Mit dem
anthropogenen Eintrag ist es schon deshalb etwas anderes, weil die
Mengen und auch die Raten, in denen diese Stoffe ins Meer eingebracht
werden, ganz andere als bei den langsamen, natürlichen Prozessen sind.
Große Vulkaneruptionen tragen natürlich auch Stoffe in die Meere ein,
aber nur auf eine sehr kurze Zeit begrenzt. Danach dauert es wieder
hunderte von Jahren, bis das nächste entsprechende Ereignis
stattfindet. Das ist eine ganz andere Dimension als beim anthropogenen
Eintrag.

SB: Herr Dr. Kutterolf, recht herzlichen Dank für diesen ausführlichen
Einblick in Ihr Arbeitsgebiet.


Anmerkungen:


[1] Mehr zum IODP erfahren Sie hier: 


http://www.iodp.org/

[2] Siehe auch: 

https://www.geomar.de/index.php?id=4&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=5890&tx_ttnews[backPid]=185

[3] Der Begriff vulkanische Asche bezeichnet in der Vulkanologie
millimeterkleine Teilchen (Pyroklasten), die bei einem explosiven
Ausbruch eines Vulkans entstehen. Die pyroklastischen Sedimente werden
auch Tephra genannt. Darin enthalten feine Lavafetzen, Glasfragmente
oder -scherben, klein zerriebenes vulkanisches Gestein sowie
Einzelkristalle.

Den Bericht zum öffentlichen Vortrag der Reihe WissenSchaffen im
Hörsaal des GEOMAR, am 15. Mai 2018 in Kiel,"Gesteine aus der Tiefsee -
Mit Bohrschiffen die Zeugen von Erdbeben, Hangrutschungen und
Vulkanismus untersuchen" finden Sie im Schattenblick unter INFOPOOL
→ NATURWISSENSCHAFTEN → REPORT :

BERICHT/010: Plattentektonik und Vulkane - zur Forschung angebohrt ... (SB) 

http://www.schattenblick.de/infopool/natur/report/nrbe0010.html
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RAUMFAHRT/989: Ein Maus-Experiment für Astro-Alex (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 21.05.2018

Ein Maus-Experiment für Astro-Alex

Antares-Rakete bringt neue Experimente für horizons-Mission zur ISS



Weltraumforschung mit der Maus: Dieses und weitere Experimente für die
horizons-Mission des deutschen ESA-Astronauten Alexander Gerst sind nun auf
dem Weg zur Internationalen Raumstation ISS. Die Experimente befinden sich
in einem Cygnus-Transporter, der an Bord einer Antares-Rakete am 21. Mai
2018 um 10.44 Uhr mitteleuropäischer Sommerzeit (4.44 Uhr Ortszeit) von
Wallops Island, Virginia (USA) zur ISS gestartet ist, wo er am 24. Mai
andocken wird. Gerst soll am 6. Juni 2018 mit einer Sojus-Rakete vom
Startplatz Baikonur zur horizons-Mission auf der ISS starten und bis zum
13. Dezember auf der Raumstation stationiert sein. "Alexander Gerst hat bei
dieser Mission eine ganz besondere Aufgabe", erklärt Volker Schmid,
horizons-Missionsmanager im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt
(DLR). "Er wird als erster Deutscher und zweiter Europäer von Anfang
Oktober bis Mitte Dezember als Kommandant für die Raumstation und ihre
Besatzung verantwortlich sein."

Mit der Maus ins Weltall

Eine Experiment-Idee einzureichen für die Forschungen an Bord der
Internationalen Raumstation - dazu hatte Alexander Gerst gemeinsam mit dem
DLR die Maus-Zuschauer aufgerufen. Von den vielen spannenden Vorschlägen,
die von den Kindern eingereicht wurden, soll nun folgende Experimentfrage
beantwortet werden: Kann man auf der ISS eine mit Luft angetriebene 
Mini-Rakete fliegen lassen? Um zu klären, ob das Experiment auch im Weltraum
durchgeführt werden kann, wurde es vorab beim DLR getestet. Als Materialien
sollen nur Dinge verwendet werden, die ohnehin auf der ISS vorhanden sind.

Als "Rakete" wird daher eine der Plastikspritzen verwendet, welche die
Astronauten für Experimente verwenden. Diese wird mit einer zerkleinerten
Brausetablette und Wasser gefüllt, so dass sich Sprudel bildet und sich ein
Gasdruck aufbaut. Ist dieser Druck hoch genug, kann die Rakete starten.
Damit dieses Mini-Geschoss kontrolliert durch den Raum fliegt, wird an der
Spritze ein Kunststoff-Röhrchen befestigt, durch das eine Schnur geführt
wird. Entlang der aufgespannten Schnur kann die Rakete dann sicher durch
die Raumstation gleiten. Als zusätzliches Mini-Experiment will Alexander
Gerst testen, ob man sich mit Schwimmbewegungen in der Schwerelosigkeit
vorwärtsbewegen kann.

Ein Planetensimulator auf der ISS

Das Exerpiment MagVector/MFX untersucht die Wechselwirkungen des
Erdmagnetfeldes mit einem variablen elektrischen Leiter. Die Anlage wurde
im Rahmen der Blue-Dot-Mission im Jahr 2014 im COLUMBUS-Labor installiert
und hat seither über 2000 Betriebsstunden erfolgreich absolviert. Nun
werden mit dem Experiment MFX-2 zwei neuen Sensorboxen mit jeweils 16
Sensoren eingebaut. In diese Boxen werden anschließend elf neue
Materialproben eingesetzt werden, wie etwa Meteoritenstücke, die von
verschiedenen Fundorten in Europa stammen. So wird MagVector zum ersten
Planetensimulator auf der ISS. Mit ihm können die Wissenschaftler
modellhaft Himmelskörper und deren Effekte beim Durchfliegen des
Sonnenmagnetfelds simulieren. Die Proben werden vom DLR-Institut für
Planetenforschung in Berlin-Adlershof wissenschaftlich betreut.

Hilfe für den weltweiten Funkverkehr: das Experiment MacronISSta


Das Experiment MarconISSta von Wissenschaftlern am Institut für Luft- und
Raumfahrt der TU Berlin analysiert die Auslastung von Funkfrequenzen
weltweit. Diese Frequenzen werden benötigt, um Satelliten zu steuern oder
deren Daten herunterzuladen. Die Auslastung einiger Frequenzbänder ist
bereits heute so hoch, dass der Funkverkehr zunehmend gestört wird. Für die
Messungen nutzt das Experiment die ARISS-Antenne auf der Raumstation, die
dort im Oktober 2007 installiert wurde. Die Daten werden in regelmäßigen
Abständen an die Bodenstation der TU Berlin gesendet, wo dann erstmalig
eine detaillierte Analyse der Funkfrequenzbänder schnell und aktuell
erfolgen kann. So können die Wissenschaftler nicht nur ermitteln, welche
Frequenzen tatsächlich belegt sind, sondern auch mögliche Störquellen
erkennen. Dadurch können sowohl die Wahrscheinlichkeit von Funkstörungen
besser vorhergesagt als auch ungenutzte Frequenzbänder besser eingebunden
werden. In der Raumfahrt wird es dann zukünftig möglich sein,
Satellitenmissionen besser zu koordinieren, während auf der Erde der
Funkverkehr - etwa in Luft- und Seefahrt - verbessert werden kann.

Drahtlose Kommunikation auf Raumfahrtmissionen



Wie kann die drahtlose Kommunikation auf Weltraummissionen verbessert
werden? Diese Frage wollen Wissenschaftler mit dem Technologie-Experiment
Wireless Compose (Wireless Communication and Positioning Experiment)
beantworten. Das Netzwerk besteht aus fünf fest installierten Sensoren,
einer Basisstation, sowie zwei mobilen Sensoren für die
Bewegungsverfolgung. Ab Anfang Juni soll das System im Columbus-Modul der
ISS getestet werden. Während der Testphase wird auf der Erde ein
Referenzsystem im DLR EDEN-ISS Gewächshaus, einem Experimentallabor in der
Antarktis, betrieben werden. Entwickelt und gebaut wurde die Anlage vom 
DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen.

EML: Verbesserte Materialien und Bauteile für die Industrie


Mit an Bord ist außerdem ein wichtiges technisches Upgrade für den
Elektromagnetischen Levitator EML. Dieser wurde von Alexander Gerst während
seiner Blue Dot-Mission im Oktober 2014 erfolgreich im Columbus-Modul
installiert und in Betrieb genommen. Mit EML werden metallische Proben in
der Schwebe gehalten (elektromagnetisch levitiert), so dass sie nicht in
Kontakt mit anderen Materialen kommen, und auf ihre Eigenschaften
untersucht. Man vermeidet so Verunreinigungen der Schmelze, die im
irdischen Labor beim Kontakt mit einem Behälter entstehen würden. Diese
einzigartigen Bedingungen ermöglichen hochgenaue Untersuchungen zum
flüssigen Zustand und der Erstarrung von Metallen.

Mit dem jetzt zur ISS geschickten Upgrade, das Austauschkomponenten für die
Elektronik sowie ein Software-Update beinhaltet, soll die
Hochgeschwindigkeitskamera von EML effizienter genutzt werden und dadurch
zukünftig bis zu fünfmal mehr Experimentdurchläufe in gleicher Zeit
ermöglichen. Somit erhoffen sich die Wissenschaftler noch mehr der offenen
Fragestellungen zu den grundlegenden physikalischen Eigenschaften
metallischer Legierungen klären zu können. Langfristig sollen diese
Erkenntnisse dazu führen, neue Materialien und Bauteile für die Industrie
fertigen zu können, welche leichter und stabiler sind oder gänzlich neue
Eigenschaften aufweisen.


Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-27666/year-all/#/gallery/30575

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21.05.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BEGEGNUNG/2263: Bochum - "Wer kann Peer sein?", Dialogveranstaltung am 24.05.2018


idw - Pressemitteilung: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

"Wer kann Peer sein?": Bochumer Zentrum für Disability Studies (BODYS) lädt zur Dialogveranstaltung



Das "Bochumer Zentrum für Disability Studies" der Evangelischen
Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL) in Bochum lädt zur
Dialogveranstaltung zum Thema "Peerbegriff" ein.

Am Donnerstag, 24. Mai 2018, richtet das "Bochumer Zentrum für
Disability Studies" (BODYS) in der Aula der EvH RWL eine
Dialogveranstaltung zum Thema "Peerbegriff" aus. Von 17 bis 19.30 Uhr
werden die Kompetenzzentren für selbstbestimmtes Leben in NRW
gemeinsam mit Vertreter_innen aus Wissenschaft und Praxis sowie
Studierenden der EvH die Frage diskutieren: Wer ist "Peer" für
Menschen mit Behinderungen?

Die Veranstaltung wird auf DGS (Deutsche Gebärdensprache) sowie von
einem Schriftdolmetscher-Team in geschriebene Sprache auf eine
Leinwand übersetzt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.evh-bochum.de/artikel/dialogveranstaltung-wer-kann-peer-sein.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, MA Julia Gottschick, 20.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2042: Wahlen in Venezuela - eine bittere Farce




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Mai 2018

Omid Nouripour: Wahlen in Venezuela: eine bittere Farce

 
Zu den Präsidentschaftswahlen in Venezuela erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:
 
Die vorgezogenen Wahlen in Venezuela waren eine bittere Farce. Spätestens seit der faktischen Entmachtung des demokratisch gewählten Parlaments durch eine neue verfassungsgebende Versammlung im Jahr 2017 hat die Regierung Nicolas Maduro auch den letzten Anschein von Demokratie hinter sich gelassen. Die Mehrheit der Opposition hat die Wahl boykottiert, weil ihre Kandidatinnen und Kandidaten ins Exil getrieben wurden, im Gefängnis sitzen oder Repression befürchten müssen. Die Bundesregierung sollte das Ergebnis dieser Wahl nicht anerkennen. Die von den USA geforderten Sanktionen gegen den Ölsektor sollte die Bundesregierung allerdings nicht unterstützen: sie würden die Notlage der Menschen nur noch weiter vergrößern.
 
Das Land steckt in einer humanitären Katastrophe. Durch die Hyperinflation sind selbst Grundnahrungsmittel für die meisten Menschen unbezahlbar. Unterernährung und schwere Mängel in der medizinischen Versorgungen treffen einen Großteil der Bevölkerung, besonders Kinder. Diese Krise ist durch jahrelange Misswirtschaft, grassierende Korruption, aber auch durch die Verstrickung von Machteliten in internationale organisierte Kriminalität hausgemacht und wird durch den niedrigen Ölpreis nur noch verschlimmert.
 
Die Auswirkungen der Krise sind bereits jetzt weit über die Grenzen spürbar. Über drei Millionen Venezolanerinnen und Venezolaner haben das Land bereits offiziell verlassen, die Dunkelziffer ist wohl sehr viel höher. Für die Nachbarstaaten ist die Aufnahme und Versorgung eine Mammutaufgabe angesichts der angespannten wirtschaftlichen und politischen Lage.
 
Für die Bearbeitung der Krise in Venezuela reichen strenge Worte nicht mehr aus. Bislang sind nur sieben Prozent der für die vom UNHCR benötigten Gelder für die Venezuela-Hilfe eingegangen. Für die Menschen in Venezuela und für die Stabilität der Region kann und muss Deutschland sich an dieser Stelle stärker politisch und humanitär engagieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1710: Anton Hofreiter zum transatlantischen Verhältnis und dem heutigen EU-Handelsrat


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2018

Anton Hofreiter zum transatlantischen Verhältnis und dem heutigen EU-Handelsrat



Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zum transatlantischen Verhältnis und dem heutigen EU-Handelsrat:

"Im Handelsstreit mit den USA an die Vernunft von Donald Trump zu appellieren, ist naiv. Wirtschaftsminister Altmaier muss in Brüssel dafür kämpfen, dass Europa mit einer Stimme spricht, für einen Welthandel nach fairen Spielregeln. Das ist die Rolle der Wertegemeinschaft EU und so haben wir eine Chance, uns im Stimmengewirr zwischen China und den USA Gehör zu verschaffen.

Leider macht die Bundesregierung gerade genau das Gegenteil und blockiert an entscheidenden Stellen. Der Vorschlag Frankreichs, den Pariser Klimavertrag für alle Handelsabkommen verbindlich zu machen, wird von Wirtschaftsminister Altmaier ausgebremst. Dabei ist dieser Vorschlag essentiell: Nur wenn nicht länger die Ärmeren die Zeche für die Profite von Großkonzernen zahlen - hier und weltweit - kann der globale Handel mehr gesellschaftliche Akzeptanz erfahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3096: Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter zum Tod von Roland Vogt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2018

Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter zum Tod von Roland Vogt



Zum Tod von Roland Vogt erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

"Wir trauern um Roland Vogt. Er war Mitgründer der Grünen und ein leidenschaftlicher Umwelt- und Friedensaktivist. 1983 gehörte er zu den ersten grünen Abgeordneten im Deutschen Bundestag. Wir haben ihm viel zu verdanken. Roland setzte sich Zeit seines Lebens für die Friedens- und Antiatomkraftbewegung ein. Er war ein politischer, streitbarer Mensch, der sich einmischte, wo er konnte. Wir werden ihn vermissen. Unsere Gedanken sind bei seiner Familie und seinen Freunden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3095: Trauer um Mitgründer und ehemaligen Bundestagsabgeordneten Roland Vogt


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 22. Mai 2018

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN trauern um ihren Mitbegründer und ehemaligen Bundestagsabgeordneten Roland Vogt



BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN trauern um ihren Mitbegründer und ehemaligen Bundestagsabgeordneten Roland Vogt. Er starb in der Nacht zum Pfingstsonntag im Alter von 77 Jahren in seiner Heimatstadt Bad Dürkheim.

Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende:

"Die Nachricht vom Tod Roland Vogts erfüllt uns mit Trauer und Anteilnahme. Als Mitbegründer der Grünen und Weggefährte Petra Kellys hat Roland Vogt unser Profil als Umwelt- und Friedenspartei in der Anfangszeit und danach wesentlich mitgeprägt. Roland Vogt hat sich bis zuletzt eingemischt und war im besten Sinne streitbar. Unsere Gedanken sind bei seiner Familie und seinen Freunden."

Michael Kellner, Politischer Bundesgeschäftsführer:

"Roland war ein aufrichtiger Umwelt- und Friedensaktivist, der die Grünen während ihres Entstehens und in all den Jahren danach wesentlich mitgeprägt hat. Leidenschaftlich setzte er sich seit den 1970er Jahren vor allem für die Friedens- und Antiatomkraftbewegung ein, wurde 1983 einer unserer ersten Bundestagsabgeordneten. Nach der friedlichen Revolution ging er nach Brandenburg und arbeitete dort zunächst in der Landesregierung als Konversionsbeauftragter und kämpfte leidenschaftlich für die Umwandlung ehemaliger Militärgelände, damit sie zivil genutzt werden können. Als Landesvorsitzender hat er sich beharrlich für Brandenburg eingesetzt. Einer seiner bleibenden Erfolge ist sicherlich die Freie Heide, durch eine breite Bürgerbewegung konnte ein riesiger Luft/Bodenschießplatz verhindert werden. Wir haben ihm viel zu verdanken und werden ihn vermissen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 22. Mai 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234

E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1751: Tag der Biologischen Vielfalt - Artenreichtum endlich schützen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Mai 2018

Tag der Biologischen Vielfalt - Artenreichtum endlich schützen

 
Zum Tag der Biologischen Vielfalt (Di., den 22.05.) erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische Geschäftsführerin und Naturschutzpolitische Sprecherin:
                                             
"Beim Artensterben steht es fünf nach 12. Es gibt kein Defizit der Erkenntnis - die Bundesregierung erkennt das Vogel-, Insekten- und Artensterben an, aber sie tut trotzdem nichts dagegen. Das müssen sie die Umweltminister der letzten Jahre, aber auch die Bundeskanzlerin persönlich vorwerfen lassen. Bereits 2007 hatte sich die Bundesregierung verpflichtet das Artensterben zu stoppen.
 
Die blumigen Worte und laschen Ankündigungen der Ministerinnen Schulze und Klöcker helfen unserer Tier- und Pflanzenwelt nicht weiter. Sich als Bienenschützer mit ein wenig Kosmetik hier und da zu inszenieren, ohne die wirklichen Treiber des Artensterbens zu stoppen, das lasse ich der der Bundesregierung nicht durchgehen.
 
Für eine bienen- und artenfreundliche Landwirtschaft braucht es ein Pestizidreduktionsprogramm, den Glyphosatausstieg in dieser Wahlperiode, das sofortige Ende der direkten Bienengifte,einen Wildnisfonds und mehr Gelf für den Naturschutz. Bei der europäischen Agrarpolitik muss gelten, öffentliches Geld nur noch für gesellschaftliche Leistungen. Wenn Frau Merkel ihre Bienenrede im Bundestag ernst meint, muss sie sich in diese Verhandlungen selbst einbringen. Dort werden die Weichen sonst für viele Jahre in Richtung weiteres Artensterben gestellt.
 
39 Wildbienen-Arten sind bereits ausgestorben, es gibt dramatische Verluste bis zu 80% bei Allerwelts-Vogelarten wie Kiebitz und Rebhuhn und einen Rückgang der Menge an Insekten um stellenweise 75% in den letzten 30 Jahren, Wiesen und Weiden sind im Verschwinden begriffen, die Wissenschaft sieht beim Artensterben einer der planetaren Grenzen bereits überschritten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2799: Anton Hofreiter zum Fleischkonsum und zu Gen-Soja-Importen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2018

Anton Hofreiter zum Fleischkonsum und zu Gen-Soja-Importen



Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zu den Äußerungen des Entwicklungsministers Müller zu übermäßigen Fleischkonsum und zu Gen-Soja-Importen:

"Minister Müller sollte sich als Regierungsmitglied für bessere Regeln auf dem Spielfeld einsetzen, statt nur von der Tribüne zu kommentieren. Er macht sich einen schlanken Fuß und versucht die Verantwortung von der Regierung zum Verbraucher abzuschieben. Natürlich kann jeder Einzelne beim Thema Fleischkonsum selbst etwas tun. Aber die negativen Auswüchse der industriellen Landwirtschaft kann der Verbraucher nicht alleine lösen. Den größeren Hebel hat die Politik, deswegen braucht es einen politischen Kurswechsel. Wenn Deutschland sich in der EU endlich dafür einsetzen würde, dass weniger Gen-Soja importiert wird, für den Regenwälder gerodet und Menschen von ihrem Land vertrieben wurden, wäre das ein erster Schritt. Außerdem ist Schwarz-Rot das Versprechen aus dem letzten Koalitionsvertrag schuldig geblieben, den Einsatz genetisch-modifizierten Tierfutters auf Fleischverpackungen kenntlich zu machen. Ich frage Herrn Müller, wann er gedenkt, das am Kabinettstisch durchzusetzen, statt nur vom Spielfeldrand kluge Ratschläge zu erteilen?"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1734: "Die vermeintlichen Wahlen in Venezuela waren eine Farce"


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. Mai 2018

"Die vermeintlichen Wahlen in Venezuela waren eine Farce"



Zum Ergebnis der Präsidentschaftswahlen in Venezuela erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Die vermeintlichen Wahlen in Venezuela waren eine Farce, schon im
Vorfeld hatte Machthaber Maduro die wichtigsten Vertreter der
Opposition verhaften lassen. Diese Abstimmung hat nichts mit dem
Willen des immer größerer Not leidender Volkes zu tun. Es ist eine
Katastrophe, zu sehen, dass der ölreichste Staat der Welt nicht in
der Lage ist, seine Bevölkerung mit den aller grundlegendsten Gütern
zu versorgen.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ruft das Maduro-Regime auf, umgehend
seinen diktatorischen Kurs aufzugeben und den Weg für echte, freie
und faire Wahlen freizumachen. Zudem fordern wir unmittelbaren
humanitären Zugang, um der notleidenden Bevölkerung, vor allem aber
den vielen unterernährten Kindern helfen zu können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1898: Frauenquote hat Erwartungen erfüllt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2018

Frauenquote hat Erwartungen erfüllt

Zielmarke bei 30 größten deutschen börsennotierten Unternehmen
erreicht



Die Personalberatung Russell Reynolds Associates, die seit acht
Jahren die Zusammensetzung der Aufsichtsräte der DAX-30-Unternehmen
analysiert, hat am gestrigen Donnerstag die aktuellen Zahlen
präsentiert. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön:

"Die Frauenquote ist ein Erfolg. Lag Ende 2011 der Frauenanteil bei
den Aktionärsvertretern in DAX-30-Aufsichtsräten nur bei rund 10
Prozent, Ende 2014 kurz vor Inkrafttreten der gesetzlichen Regelungen
bei ca. 21 Prozent, ist seit gestern die Zielmarke von 30 Prozent bei
den 30 größten deutschen börsennotierten Unternehmen erreicht. Sie
liegt bei 31,6 Prozent. Ebenso erfreulich ist, dass der Frauenanteil
in den Aufsichtsräten bei keinem DAX-30-Unternehmen unter 20 Prozent
liegt.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Führungspositionen in
der Wirtschaft hat einen großen Schritt vorwärts gemacht. Frauen in
TOP-Positionen sind inzwischen eine Selbstverständlichkeit. Wir
begrüßen, dass die Unternehmen die Potentiale gemischter Gremien
endlich erkannt haben.

Verbesserungsbedarf gibt es weiterhin beim Frauenanteil in den
Vorständen. Er stagniert bei 10 Prozent und liegt unter den von den
Unternehmen selbst gestickten Zielen. Hier werden wir die Entwicklung
genau verfolgen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1885: Entspannungspolitik statt Truppenverlegungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2018

Entspannungspolitik statt Truppenverlegungen



"Mit den gerade wieder einmal stattfindenden US-Truppenverlegungen Richtung Osten treibt Europa ohne Not weiter in eine Eskalationsspirale mit Russland. Deutschland ist dabei ein weiteres Mal Erfüllungsgehilfe der US-Eskalationspolitik und stellt bereitwillig Infrastruktur und Unterstützung der Bundeswehr zur Verfügung", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss, angesichts der aktuellen US-Truppentransporte durch Deutschland. Neu weiter:

"Im Rahmen der US-Truppenverlegung 'Atlantic Resolve III' werden bis Mitte Juni rund 3.500 Soldaten sowie 1.700 Fahrzeuge und Panzer samt Material nach Polen gebracht. Der Transport erfolgt über die Schiene und Konvois auf der Straße. Die Bundeswehr unterstützt die Verlegung. Parallel dazu werden im Rahmen der Militärübung 'Saber Strike 18' im gleichen Zeitraum rund 7.000 Soldaten sowie 2.000 Militärfahrzeuge nach Litauen verlegt. An der auf Übungsplätzen in Estland, Litauen und Lettland stattfindenden Übung nehmen insgesamt rund 20.000 Soldaten aus 19 Ländern teil. Wer bei solchen Dimensionen noch an Entspannungspolitik glaubt, verkennt die Lage eklatant. Nach offizieller Lesart gelten Übung und Truppenverlegung dem Schutz der östlichen NATO-Mitglieder. In Wirklichkeit betreiben NATO und dabei Vordergründung die USA jedoch ein immer schärferes Säbelrasseln gegenüber Russland, welches die rein verbale Schiene schon längst verlassen hat und nun Taten sprechen lässt.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, dieser Eskalation entgegenzuwirken und die Nutzung deutschen Territoriums als NATO-Drehscheibe für Truppenverlegungen zu verweigern. Deutschland muss sich vielmehr an die Spitze einer längst überfälligen Entspannungspolitik mit Russland setzen und derartige Drohgebärden und Provokationen gegenüber der russischen Seite zukünftig unterlassen. Des Weiteren unterstützt DIE LINKE ausdrücklich die brandenburgische Landesregierung in ihrer ablehnenden Haltung zur US-Truppenverlegung durch Brandenburg."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 22. Mai 2018
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SICHERHEIT/1884: Waffenlobby effektiv entwaffnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2018

Waffenlobby effektiv entwaffnen



"Das Ermittlungsverfahren gegen Mitarbeiter des Rüstungskonzerns Heckler & Koch wegen des Verdachts der Bestechung von politischen Verantwortlichen muss politische Konsequenzen haben. Die mächtige Waffenlobby wird am effektivsten entwaffnet durch ein gesetzliches Verbot von Rüstungsexporten in Kriegs- und Krisenländer. Sollten sich die Vorwürfe gegen CDU-Fraktionschef Volker Kauder erhärten, muss er sein Mandat niederlegen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"CDU und FDP müssen lückenlos aufklären, inwiefern die Geldspenden von Heckler & Koch die Entscheidung von Bundestagsabgeordneten zur Ausfuhr von mehreren tausend Sturm-Gewehren nach Mexiko im Konzerninteresse beeinflusst oder beschleunigt hatte. Die Bestechungsaffäre unterstreicht, wie notwendig ein grundsätzliches Verbot von Unternehmensspenden an Parteien ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/7179: Heute im Bundestag Nr. 328 - 22.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 328

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 22. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Ergänzende Antwort zu Zugverspätungen

2. Breitband in Mecklenburg-Vorpommern

3. Breitbandausbau in Rheinland-Pfalz

4. Linke fragt nach Nord-Tangente Passau



1. Ergänzende Antwort zu Zugverspätungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat eine "ergänzende Antwort"
(19/1978) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
aus der 17. Wahlperiode (17/3336) vorgelegt. Die erneute Beantwortung
der Kleinen Anfrage erfolgt aufgrund des Urteils des
Bundesverfassungsgerichtes vom 7. November 2017, wonach die
Bundesregierung seinerzeit die Auskünfte zu Unrecht verweigert hat.

In der Antwort listet die Regierung unter Bezugnahme auf Auskünfte der
Deutschen Bahn AG (DB AG) die Verspätungsminuten von Zügen in den
Jahren 2005 bis 2009 auf. Laut der Vorlage wurden im angefragten
Zeitraum für alle Züge pro Jahr zwischen 121 Millionen (2009) und 168
Millionen (2006) Verspätungsminuten erfasst.

 * 

2. Breitband in Mecklenburg-Vorpommern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Mecklenburg-Vorpommern bisher
durch das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den
Breitbandausbau schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s
erhalten haben, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/2070) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem
erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus Mecklenburg-Vorpommern einen
Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen haben.
Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war und
welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

3. Breitbandausbau in Rheinland-Pfalz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Rheinland-Pfalz bisher durch
das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den
Breitbandausbau schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s
erhalten haben, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/2071) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem
erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus Rheinland-Pfalz einen
Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen haben.
Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war und
welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

4. Linke fragt nach Nord-Tangente Passau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Nutzen-Kosten-Verhältnis beim Verkehrsprojekt
Nord-Tangente Passau thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/2076). Nach Aussage der Abgeordneten lehnen die
betroffenen Gemeinden, insbesondere die Stadt Passau, das geplante
Projekt, das in den "Vordringlicher Bedarf" des
Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP 2030) aufgenommen worden sei, ab.
Besonders umstritten sind der Vorlage nach das prognostizierte
Verkehrsaufkommen, die veranschlagten Kosten und das daraus
resultierende Nutzen-Kosten-Verhältnis. Nachfragen beim Bayerischen
Staatsministerium des Innern und für Integration sowie für Wohnen, Bau
und Verkehr und eine Klage über das Informationsfreiheitsgesetz gegen
das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hätten
keine konkreten Zahlen erbracht, schreibt die Linksfraktion.

Die Bürgerinitiative Nord-Tangente vermute, dass pauschalisierte
Vorhersagen zur 30-prozentigen Steigerung des Verkehrsaufkommens als
Grundlage genommen, regionale Gutachten mit einer deutlich niedrigen
Prognose des Verkehrsaufkommens aber nicht beachtet worden seien. Des
Weiteren ist die Berechnungsgrundlage der prognostizierten Kosten aus
Sicht der Abgeordneten unklar.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, welche konkreten Zahlen zur
Verkehrsentwicklung als Grundlage für die Nutzen-Kosten-Analyse
verwendet worden sind und auf Grund welcher Berechnung der
Wirtschaftsentwicklung der Region das Transportverkehrsaufkommen
prognostiziert wurde. Wissen will die Linksfraktion auch, wie von der
Bundesregierung bewertet wird, "dass die vom Verkehrsprojekt
Nord-Tangente Passau direkt betroffenen Gemeinden das Projekt
ablehnen".

 * 
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BUNDESTAG/7178: Heute im Bundestag Nr. 327 - 22.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 327

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 22. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. AfD will EU-Arbeitsbehörde verhindern

2. Umsatzsteuer wird oft pauschaliert

3. Publizitätspflicht für Unternehmen

4. Grüne fragen nach Kongo-Becken



1. AfD will EU-Arbeitsbehörde verhindern

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion will, dass der Bundestag die
Bundesregierung auffordert, den Verordnungsentwurf der EU-Kommission
über die Einrichtung einer europäischen Arbeitsbehörde (ELA)
abzulehnen. Die Pläne verwürden gegen die Grundsätze der Subsidiarität
und Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 des Vertrages über die
Europäische Union (EUV) und gemäß Artikel 6 des Protokolls Nr. 2 zum
Vertrag von Lissabon verstoßen, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/2127).

EU-Sozialkommissarin Marianne Thyssen hatte den Entwurf im März
vorgelegt. Danach soll die Europäische Arbeitsbehörde mit 150
Mitarbeitern nicht nur grenzüberschreitende Kontrollen der nationalen
Behörden koordinieren, sondern auch die Einhaltung der EU-Garantien
für Job-Inhaber überwachen. Um das zu ermöglichen, will die Kommission
die Mitgliedstaaten zur Einführung einer europäischen
Sozialversicherungsnummer anhalten.

 * 

2. Umsatzsteuer wird oft pauschaliert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Von den 2016 existierenden rund 270.00
landwirtschaftlichen Betrieben machen rund 181.000 von der Möglichkeit
der Umsatzsteuerpauschalierung Gebrauch. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/2062) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
(19/1793) mitteilt, hat sie die Regelung aufgrund einer Kritik des
Bundesrechnungshofes und vor dem Hintergrund eines möglichen
Vertragsverletzungsverfahrens der EU-Kommission überprüft "und
erachtet sie nach wie vor als rechtskonform". Eine Änderung der
umsatzsteuerlichen Sonderbehandlung land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe sei nicht geplant.

 * 

3. Publizitätspflicht für Unternehmen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) In Deutschland gibt es nach einer groben Schätzung
etwa 1,3 Millionen offenlegungspflichtige Unternehmen. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/2094) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion der FDP (19/1817) hervor. Vor dem Hintergrund der Erweiterung
der Pflicht der Unternehmen zur Veröffentlichung des Jahresabschlusses
durch das Gesetz über elektronische Handels- und
Genossenschaftsregister (EHUG) und der damit verbundenen Problematik
wollten die Abgeordneten wissen, wie viele Unternehmen sowie Vereine,
Stiftungen und andere Rechtsformen zur Publikation ihrer Daten
verpflichtet sind. Des weiteren fragten sie, gegen wie viele
Unternehmen im Zusammenhang mit einer nicht erfolgten Veröffentlichung
Ordnungsgelder verhängt wurden.

Das Bundesjustizministerium schreibt in der Antwort namens der
Bundesregierung, die genaue Anzahl der publikationspflichtigen
Unternehmen sei nicht bekannt. Die Schätzung stamme vom Bundesanzeiger
Verlag als Betreiber des Bundesanzeigers. Seit Inkrafttreten des EHUG
seien jährlich deutlich mehr als 100.000 Ordnungsgeldverfahren
eingeleitet worden. 2017 seien es 157.000 gewesen. Dazu seien 3.500
Bußgeldverfahren gekommen. Die Einnahmen durch Ordnungs-
beziehungsweise Bußgelder, die erhoben wurden, weil Unternehmen ihrer
Publizitätspflicht nicht nachkamen, hätten sich 2017 auf circa 82,2
Millionen Euro beziehungsweise circa 146.000 Euro belaufen. Den
ebenfalls erfragten Personalaufwand zur Durchsetzung der
Publizitätspflicht beziffert das Ministerium mit 17,48 Millionen Euro
jährlich.

Mit der Verabschiedung des EHUG wurde die Pflicht zur Veröffentlichung
des Jahresabschlussberichts auf circa ein Drittel der eingetragenen
Unternehmen in Deutschland erweitert, heißt es in der Kleinen Anfrage.
Eine Vielzahl der verpflichteten Unternehmen solle ihrer Pflicht, dem
Bundesanzeiger die Daten bereitzustellen, nicht nachgekommen sein.

 * 

4. Grüne fragen nach Kongo-Becken

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Deutschlands Finanzierung von Schutzgebieten im
Kongo-Becken ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/2114) der Fraktion
Die Linke. Nach Ansicht der Fragesteller hat die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/540) auf eine frühere Anfrage (19/331) der Fraktion
etliche neue Fragen aufgeworfen. Unter anderem bleibe unklar, wie die
Bundesregierung in von ihr finanzierten Projekten die Einhaltung ihrer
eigenen Ansprüche bezüglich Menschenrechte und Partizipation überprüfe
und sicherstelle. Ungeklärt sei außerdem, welche effektiven
Beschwerdemechanismen es für lokale Bewohner bei Übergriffen und
Menschenrechtsverletzungen gebe.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 327 - 22. Mai 2018 - 10.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1005: Bildungsausschuss tagt öffentlich (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 62/2018

Bildungsausschuss tagt öffentlich

Ausschuss will Einführung von Bildungssoftware vom Rechnungshof
überprüfen lassen



Stuttgart - Die digitale Bildungsplattform "ella", gedacht zur
besseren Unterstützung der Schulen im Bereich Fortbildung,
Video-Tutorials oder Schulungen, wird bis auf Weiteres nicht an den
Start gehen. Vier Tage vor dem vorgesehenen Startschuss am 28. Februar
2018 habe der beauftragte IT-Dienstleister des Landes, BitBW,
technische Probleme gemeldet. "Ich musste die Reißleine ziehen", sagte
Kultusministerin Susanne Eisenmann (CDU) in der Sitzung des
Ausschusses für Kultus, Jugend und Sport, am 17. Mai 2018. Sie erwarte
noch in dieser Woche ein externes Gutachten zur Untersuchung der
technischen Umsetzbarkeit wie auch der Steuerungsprozesse. Eisenmann
sagte dem Ausschuss die Übermittlung des Gutachtens zu. Die
Regierungsfraktionen Grüne und CDU stimmten indes gegen einen von der
AfD unterstützten Antrag von FDP/DVP und SPD, den Rechnungshof um eine
Begutachtung der Einführung von "ella" zu bitten. Einstimmig bei einer
Enthaltung votierte der Ausschuss jedoch dafür, den Rechnungshof die
Implementierung der Schulverwaltungssoftware "ASV-BW" prüfen zu
lassen, mit der u.a. Unterrichtsausfall festgestellt werden soll. Ein
entsprechender Beschlussantrag müsste dazu dem Landtagsplenum
vorgelegt und abgestimmt werden. "In elf Jahren wurden mehr als 24
Millionen Euro in 'ASV-BW' gesteckt und nur 13 Prozent der Schulen im
Land nutzen diese Software - das wirft aus Sicht des
Bildungsausschusses zu Recht einige Fragen auf", so die
Ausschussvorsitzende Brigitte Lösch (Grüne).

FDP/DVP und SPD hatten eine öffentliche Behandlung des Themas im
ansonsten nicht öffentlich tagenden Ausschuss beantragt. Sie
kritisierten, dass das Kultusministerium im Verbund mit dem für BitBW
zuständigen Innenministerium auf Basis eines "Letters of Intent", also
einer Art Absichtserklärung, die Entwicklung von "ella" beauftragt
habe und bis heute kein rechtsgültiger Vertrag vorliege.

Ministerin Eisenmann verteidigte gegenüber den Oppositionsfraktionen
das Vorgehen: Eine Beauftragung der BitBW bei Digitalentwicklungen sei
gesetzlich vorgeschrieben. Eine Firma der Privatwirtschaft könne nur
grundsätzlich und gut begründet beauftragt werden, so Eisenmann. "Drei
Tage vor dem Startschuss eine Vollbremsung - das hat uns kalt
erwischt", so Eisenmann im Ausschuss. Die Entscheidung, das Projekt zu
stoppen, begründete sie mit der Verantwortung für Schüler und Lehrer:
"Es handelt sich um hochsensible Bereiche mit potenziell 1,5 Millionen
Nutzern. Da muss es auch funktionieren." Der Ministerialdirektor des
Innenministeriums, Stefan Krebs, führte aus, er habe eine längere
Frist bis zur Einführung von "ella" grundsätzlich erwartet: Bei der
Entwicklung einer neuen Software müsse man "gemeinsam schlauer
werden". Zweifel gegenüber BitBW und dem hauseigenen Subauftragnehmer
KIVBF (Kommunale Informationsverarbeitung Baden-Franken) seien nicht
angebracht gewesen. Man sei gespannt, was das Gutachten sage, so die
Ministerin.

Der CDU-Abgeordnete Raimund Haser betonte: "Die Ministerin hat richtig
und rechtzeitig gehandelt." Es liege gutes Regierungshandeln vor. Das
weniger gute Verwaltungshandeln müsse hingegen korrigiert werden. Die
Grünen-Abgeordnete Sandra Boser sagte, von Interesse sei für ihre
Fraktion der Blick nach vorn, nicht nur zurück. Eisenmann befürwortete
eine Begutachtung des unbefriedigend abgelaufenen
Implementierungsprozesses für ASF-BW, das seit 2007 gleichzeitig mit
Bayern entwickelt wurde. Während in Bayern, wo eine Nutzungspflicht
besteht, aber bereits mehr als 6.000 Schulen die Verwaltungssoftware
verwenden, sind es in Baden-Württemberg auf freiwilliger Basis nur
649. Wieder stellten sich für die Ausschussmitglieder einige Fragen
nach dem Warum. "Eine klare Bewertung durch den Rechnungshof macht für
mich Sinn, da würde ich mich nicht wehren", sagte die Ministerin im
Ausschuss. Alle fünf Fraktionen mit einer Enthaltung stimmten am Ende
für die Einschaltung des Rechnungshofes.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 62/2018 - 18.5.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1004: 2,74 Prozent der Arbeitnehmer beim Land sind sachgrundlos befristet beschäftigt (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 61/2018

2,74 Prozent der Arbeitnehmer beim Land sind sachgrundlos befristet
beschäftigt

Finanzausschuss fordert weitere Verringerung bei sachgrundlosen
Befristungen



Stuttgart. Der Finanzausschuss fordert die Landesregierung auf, die im
grün-schwarzen Koalitionsvertrag gesetzten Ziele zu sachgrundlos
befristeten Arbeitsverhältnissen weiter zu verfolgen und die
sachgrundlos befristeten Beschäftigungsverhältnisse weiter
kontinuierlich zu reduzieren. Einen entsprechenden Beschluss fasste
das Gremium in seiner Sitzung am Donnerstag, 17. Mai 2018, mit den
Stimmen von Grünen, CDU, AfD und FDP/DVP. Die SPD-Fraktion hat sich
enthalten, weil ihr weitergehender Antrag auf gänzliche Abschaffung
nicht mehr zur Abstimmung kam, nachdem der Antrag der
Regierungsfraktionen angenommen wurde. Das teilte der Vorsitzende des
Gremiums, der SPD-Abgeordnete Rainer Stickelberger, mit.

Der Ausschuss hat sich auf Antrag der SPD-Fraktion mit dem Thema
befasst. Ende 2016 waren dem Vorsitzenden zufolge insgesamt 78.186
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei den Landesministerien und ihren
nachgeordneten Behörden beschäftigt, davon hatten 2.300 Beschäftigte
einen sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrag (2,94 Prozent). Im Jahr
2017 betrug die Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 78.325
Personen, von denen 2.144 Personen sachgrundlos beschäftigt waren
(2,74 Prozent). "Der Anteil der sachgrundlos befristeten Verträge
unter allen Neueinstellungen im Zeitraum von 12. Mai 2016 bis 31.
Dezember 2017 betrug 7,48 Prozent", so Stickelberger.

Das Finanzministerium habe erklärt, die Entwicklung zeige, dass der
Anteil der bestehenden sachgrundlos befristeten Verträge verringert
und in unbefristete Arbeitsverhältnisse übergeleitet werden konnte. Es
sei das klare Ziel, die sachgrundlosen Befristungen weiter zu
verringern. In der Landesverwaltung werde bei
Stellenbesetzungsverfahren darauf geachtet, unbefristete Einstellungen
bzw. befristete Einstellungen mit Sachgrund stets einem sachgrundlos
befristeten Arbeitsvertrag vorzuziehen.

Dennoch sei es in vielen Fällen nicht möglich, auf sachgrundlos
befristete Arbeitsverhältnisse zu verzichten. Die
Stelleneinsparverpflichtungen der vergangenen Jahre hätten in
Kombination mit einer Zunahme von Aufgaben jedoch dazu geführt, dass
die bestehende Stellensituation für eine Bewältigung der Aufgaben
nicht immer ausreichend sei.

So habe etwa im schulischen Bereich vermehrt auf sachgrundlose
Befristungen zurückgegriffen werden müssen, da der Bedarf an
Lehrkräften zur Sprachförderung von geflüchteten Kindern und
Jugendlichen sehr stark angestiegen sei. Auch in Vertretungsfällen wie
Krankheit, Elternzeit oder temporären Teilzeitbeschäftigungen würden
sachgrundlose Befristungen genutzt. Ein weiterer wesentlicher Grund
sei, dass häufig zusätzliche und umfangreiche Aufgaben oder Projekte
umgesetzt werden müssten, für die das vorhandene Personal nicht
ausreiche oder man zusätzliche Mitarbeiter nur für einen begrenzten
Zeitraum benötige. Außerdem seien für manche Aufgaben keine
Personalstellen, sondern nur Sachmittel vorhanden.

Zu der in dem SPD-Antrag angesprochenen Forderung, auf sachgrundlose
Befristungen zu verzichten, habe das Finanzministerium geantwortet:
Wenn die Zahl gegen null verringert werden solle, müsse in den
Haushaltsplänen die Anzahl der Personalstellen bei den Ministerien und
den Landesbehörden erhöht werden, fasste Stickelberger die Debatte
zusammen.

 * 
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BAYERN/4909: Hoegner-Preis 2018 für den Sozialverband VdK Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. Mai 2018

Hoegner-Preis 2018 für den Sozialverband VdK Bayern

SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher: "Auszeichnung für Einsatz für sozial benachteiligte Menschen"



Der Wilhelm-Hoegner-Preis der SPD-Landtagsfraktion geht in diesem Jahr an den Sozialverband VdK Bayern. Mit der höchsten Auszeichnung der Landtags-SPD soll der vorbildliche Einsatz des Verbands für sozial benachteiligte Menschen gewürdigt werden, wie SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher mitteilt: "Der VdK ist der starke Anwalt in Bayern für sozial benachteiligte Menschen. Wo es um Menschlichkeit, Solidarität und soziale Gerechtigkeit geht, nimmt der VdK eine kämpferische Vorreiter-Rolle ein. Dafür wollen wir mit der höchsten Auszeichnung, die die SPD-Fraktion zu vergeben hat, Danke sagen."

Bayerns langjährige VdK-Präsidentin Ulrike Mascher wird den Hoegner-Preis entgegennehmen. Zu der Festveranstaltung am 29. Juli 2018 im Bayerischen Landtag sind auch ehrenamtliche Helfer des VdK und bürgerschaftlich Engagierte in sozialen Belangen eingeladen. Knapp sieben Jahrzehnte nach seiner Gründung ist der VdK Bayern mit mehr als 670.000 Mitgliedern der in Deutschland mit Abstand mitgliederstärkste VdK-Landesverband - und der größte Sozialverband des Freistaats. Bundesweit zählt der VdK über 1,8 Millionen Mitglieder, die er vor allem in sozialrechtlichen Fragen berät.

Das soziale Engagement des VdK komme den sozialen Grundrechtsbestimmungen der Bayerischen Verfassung in vorbildlicher Weise nach, wenn es beispielsweise um die Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen (Art. 3), den Schutz von Menschen mit Behinderungen (Art. 118a) oder die soziale Förderung der Familie (Art. 125) gehe, betont Rinderspacher. "Trotz unseres Wohlstands ist Bayern zum Teil noch weit von seinem Verfassungsanspruch sozialer Gerechtigkeit entfernt", mahnt Rinderspacher, "das ist uns Auftrag und Verpflichtung, Fragen gesellschaftlicher Solidarität noch stärker in den landespolitischen Fokus zu rücken."

Der Wilhelm-Hoegner-Preis ist benannt nach dem früheren bayerischen Ministerpräsidenten Wilhelm Hoegner. Er war von 1945 bis 1946 und von 1954 bis 1957 Bayerischer Ministerpräsident. Der Sozialdemokrat gilt zudem als Vater der heutigen bayerischen Verfassung. Seit 1987 wird der Preis an Persönlichkeiten verliehen, die sich in besonderer Weise um den Erhalt und die Sicherung der Freiheits- und Bürgerrechte verdient gemacht haben.

Zu den bisherigen Preisträgern zählen Max Mannheimer, Dr. Hans-Jochen Vogel, Dr. Hildegard Hamm-Brücher, Martin Schulz, Dieter Hildebrandt, Günter Verheugen, Andrea Nahles, die Biermösl Blosn, Dr. Hubert Weinzierl, Heinrich Albertz, Carl Amery, Regine Hildebrandt und Prof. Dr. Heribert Prantl. Als Institutionen wurden in der Vergangenheit der Deutsche Gewerkschaftsbund in Bayern, die "Weiße Rose Stiftung", das "Bayerische Bündnis für Toleranz", der Verein "Gegen Vergessen - für Demokratie" sowie mehrere Obdachlosenzeitungen ausgezeichnet.

 * 
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HAMBURG/4373: Sattes Steuerplus - Hamburg braucht dringend mehr Investitionen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 22. Mai 2018

Sattes Steuerplus: Hamburg braucht dringend mehr Investitionen!



198 Millionen Euro mehr als in der bereits überaus positiv ausgefallenen November-Steuerschätzung präsentiert (damals schon 933 Millionen über Plan) hat Hamburg dieses Jahr zur Verfügung - dieses satte Plus hat Finanzsenator Dressel heute vorgestellt. Der Senat will die zusätzlichen Steuermehreinnahmen in die Reserven buchen. Dagegen plädiert die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft dafür, das Steuerplus für deutlich mehr Investitionen besonders in die soziale und kulturelle Infrastruktur der Stadt zu nutzen - eine Forderung, die auch von diversen Ökonomen unterstützt wird.

"In Hamburg brennt es an vielen Ecken lichterloh, das haben wir auch gerade bei unserer Veranstaltungsreihe 'Mut gegen Armut' wieder und wieder erfahren. Deshalb muss der Senat die zusätzlichen Einnahmen investieren, investieren, investieren!", erklärt dazu Norbert Hackbusch, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Mehr günstige Wohnungen bauen und Sozialwohnungen schützen, um Verschuldung und Zwangsräumungen zu vermeiden, den öffentlichen Arbeitsmarkt kräftig fördern, um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, den eben beschlossenen Landesmindestlohn auf 13 Euro anheben und ausfinanzieren und die Grundsicherung erhöhen, um Altersarmut zu verhindern, Resozialisierungsmaßnahmen verstärken - da wäre das Steuerplus für Hamburgs Zukunft gut angelegt."

Den vorgestellten Personalausbau um 57 Stellen in der Steuerverwaltung begrüßt DIE LINKE ausdrücklich. "Damit wird jedoch lediglich der Personalstand von 2015 wieder erreicht wird", so Hackbusch. "Seit Jahren fordern wir eine umfängliche Personalstärkung in den Steuerbehörden. Wir hoffen, dass zumindest diese Stellen auch schnell besetzt werden."

"Der neue Bürgermeister und sein neuer Finanzsenator tun sich immer schwerer, die teils dramatischen Zuständen in der sozialen und baulichen Infrastruktur schönzureden", ergänzt die Fraktionsvorsitzende Sabine Boeddinghaus. "Wir schauen der Realität ins Gesicht, wir machen Vorschläge, wir lassen Betroffene zu Wort kommen. Die nächste große Gelegenheit dazu ist unsere Fachtagung im Rathaus zu politischen Perspektiven für ein sozialeres Hamburg, mit dem wir am 23. Mai die Veranstaltungsreihe 'Mut gegen Armut' abschließen. Ansätze für eine sozialere Stadt gibt es genug, das Geld ist auch da - Herr Dressel, Herr Tschentscher, nutzen Sie diese Chance, zum Wohle der Menschen in unserer Stadt!"

 * 
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HAMBURG/4372: Senat lagert seine Verantwortung für pflegebedürftige Menschen aus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 22. Mai 2018

Senat lagert seine Verantwortung für pflegebedürftige Menschen aus



Seit Jahren gibt es schwere Mängel bei der regelmäßigen Kontrolle der Pflegeeinrichtungen. Die zuständige Wohn-Pflege-Aufsicht ist personell so schlecht ausgestattet, dass die gesetzlich vorgeschrieben jährlichen Regelprüfungen kaum noch stattfanden. Nun will der Senat den Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) beauftragen, "bestimmte Fragestellungen" zu prüfen.

"Der Senat kommt seit Jahren seinem Schutzauftrag für die pflegebedürftigen Menschen nicht ausreichend nach", erklärt dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Doch statt Verantwortung zu übernehmen und die Wohn-Pflege-Aufsicht so aufzustocken, dass sie die vorgeschriebenen Regelprüfungen durchführen kann, schiebt er die Verantwortung ab auf den MDK."

Die als Begründung genannte Vermeidung von Doppelprüfungen und der Bürokratieabbau seien vorgeschoben, so Celik: "Hoheitliche Aufgaben und Sanktionsmöglichkeiten besitzt nur die Wohn-Pflege-Aufsicht, sie müsste bei festgestellten Mängeln eine Nachprüfung vornehmen. Zudem ist vollkommen unklar, welchen konkreten Prüfauftrag der MDK erhält und wie hoch die Kosten für die Stadt ausfallen. Wir befürchten eine Schmalspur-Routine-Prüfung. Gerade die pflegebedürftigen Menschen, die keine Angehörigen haben, die Missstände melden könnten, haben so weiter wenig Aussicht auf besseren Schutz."

 * 
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Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 22. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4371: Guter Ganztag - SPD und Grüne setzen ihre Versprechen nicht voll um (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. Mai 2018

"Guter Ganztag": SPD und Grüne setzen ihre Versprechen nicht voll um



"Maßnahmen zur Verbesserung des Ganztages an Hamburger Schulen" hat die Bürgerschaft vor knapp zwei Jahren beschlossen (Drs. 21/4866), um einen Volksentscheid über die berechtigten Forderungen der Initiative "Guter Ganztag" abzuwenden. Doch selbst zwei Jahre danach behandelt der Senat die verschiedenen Ganztagsschulen weiterhin sehr unterschiedlich, wie eine Große Anfrage (Drs. 21/12676) der Fraktion DIE LINKE zeigt. Während die Grundschulen mit dem Konzept GBS (Ganztägige Bildung und Betreuung an Schulen) pro Jahr 14.289,28 Euro für die Kooperation mit freien Trägern bekommen, erhalten GTS-Schulen (Ganztag nach Rahmenkonzept) für denselben Zweck nur 12.500 Euro. "Das ist fachlich nicht zu begründen und muss schnell angeglichen werden", erklärt Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion.

Zudem arbeiten nach wie vor 76,9 Prozent der Beschäftigten unter 25 Wochenstunden. "Kein Wunder, dass es hier so viele Arbeitsplatzwechsel gibt. Da muss etwas passieren, um zu besseren Bedingungen und damit attraktiveren Arbeitsplätzen im schulischen Ganztag zu kommen", so Boeddinghaus. Der Senat gibt sich dazu (Frage 45) allerdings ahnungslos und hat immer noch nichts zur Veränderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes im Bundesrat unternommen, kritisiert Boeddinghaus: "Es ist nicht glaubwürdig, wenn der Senat behauptet, dass er keine Ahnung von entsprechenden Gutachten in anderen Bundesländern hat. Aber falls es wirklich so wäre, wäre es erst recht erschreckend. Denn vor zwei Jahren hatte er der Volksinitiative Änderungen versprochen (vgl. Drs. 21/4866, Punkt 26). Seine aktuelle Antwort kommt daher einem Wortbruch gleich. Ob der Senat nun ahnungslos oder untätig ist, beides ist unverantwortlich und fahrlässig. Kinder brauchen Bezugspersonen, die nicht dauernd wechseln, weil sie von ihrer Arbeit nicht leben können."

Ein weiteres Ergebnis der Anfrage: Fast 10.100 Kinder in Hamburg verzichten auf ein Mittagessen aus Mitteln des Bildungs- und Teilhabepakets, obwohl sie einen Anspruch darauf haben. "Das ist bedenklich", kritisiert Boeddinghaus. "Der Senat muss uns im Ausschuss erklären, warum so viele Berechtigte auf ihre Ansprüche verzichten - ist das System vielleicht immer noch zu bürokratisch?"

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2332: Weidetierprämie gefordert (Li)


Landtag intern 4/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

AUS DEM PLENUM

Weidetierprämie gefordert



25.4.2018 - Die Fraktion der Grünen fordert die Einführung einer
Weidetierprämie. In ihrem Antrag "Schafhaltung in NRW erhalten
- Weidetierprämie umsetzen!" (17/2391) betont die Fraktion, dass seit
der europäischen Agrarreform Prämien für die landwirtschaftlichen
Nutzflächen, jedoch nicht für die Tierhaltung gezahlt würden. Da
Schäferinnen und Schäfer oftmals die Flächen anderer Landwirte
nutzten, gingen sie bei der Prämie leer aus und es bleibe noch nicht
einmal ein Einkommen in Höhe des Mindestlohns. Schafhalterinnen und
Schafhalter hätten eine Petition zur Einführung einer Weidetierprämie
gestartet, die bereits von 120.000 Menschen unterstützt werde. In
22 anderen europäischen Staaten würden jährlich bereits mehr als
500 Millionen Euro Weidetierprämie gezahlt. Die Schafhaltung sei
wichtig für den Erhalt der Kulturlandschaft und von Deichanlagen, sie
sei artgerecht und nehme eine wichtige ökologische Funktion wahr. Die
Fraktion fordert die Landesregierung auf, sich auf Bundesebene für die
Einführung einer Weidetierprämie einzusetzen und dafür Sorge zu
tragen, dass durch Beweidung genutzte Flächen als landwirtschaftliche
Flächen anerkannt werden. Der Antrag wurde an den Ausschuss für
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz überwiesen.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4819: Nationalparktore des Nationalparks Hunsrück-Hochwald (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.05.2018

Nationalparktore des Nationalparks Hunsrück-Hochwald

Christine Schneider / Dr. Adolf Weiland: Improvisationen und
Ankündigungen statt konkreter Ergebnisse



Drei Jahre nach der Errichtung des Nationalparks Hunsrück/Hochwald
gibt es noch immer keine fest eingerichteten Nationalparktore. Das
ergibt sich aus der Antwort der Landesregierung auf eine Kleine
Anfrage der stellvertretenden Vorsitzenden der CDU-Landtagsfraktion,
Christine Schneider und Dr. Adolf Weiland. Nationalparktore sind nach
dem Bundesnaturschutzgesetz notwendig, um Naturschutz und touristische
Nutzung bei Nationalparks mit einer Lenkung der Besucherströme in
Einklang zu bringen.

Christine Schneider: "Das Land Rheinland-Pfalz will zwei
Nationalparktore einrichten. Der vorgesehene Standort Wildenburg bei
Kempfeld befindet sich laut Landesregierung 'in der Konzeptionsphase'.
Für den Standort Hunsrückhaus gibt es eine vorläufige
Nutzungsvereinbarung und ein Konzept für eine Dauerausstellung, aber
noch keine verbindlichen Festlegungen für den dauerhaften Betrieb.
Auch einen Überblick über die Kosten für die Errichtung der beiden
Tore und deren laufenden Betrieb hat die Landesregierung bis heute
nicht. Drei Jahre nach Errichtung des Nationalparks hat sie noch immer
nicht mehr als Improvisationen und Ankündigungen zu bieten."

Die touristische Nutzung des Nationalparks als Highlight für die
Entwicklung des Fremdenverkehrs sei ein entscheidendes Versprechen der
Landesregierung für die Akzeptanz des Nationalparks in der Region
Hunsrück gewesen, so Schneider. Wie das bisher gelungen ist, kann die
Landesregierung nicht sagen. Das solle ein angekündigtes
"sozioökonomisches Monitoring" ergeben.

Dr. Adolf Weiland: "Die Landesregierung steht bei der Region Hunsrück
im Wort. Sie muss jetzt Fakten vorlegen und konkrete Termine nennen,
wann es voll funktionsfähige Nationalparktore mit geregeltem Betrieb
gibt. Prestigeprojekte ohne klare Vorstellungen über Kosten und
Wirtschaftlichkeit sind eine schlechte Tradition der Landesregierung.
Das darf sich beim Nationalpark nicht fortsetzten."

Christine Schneider und Dr. Adolf Weiland: "Wir fordern die
Landesregierung auf, belastbare Zahlen vorzulegen, zu welchen Kosten
zwei Nationalparktore mit welchem Nutzen zu errichten und zu betreiben
sind."

 * 
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INNEN/3020: Andrea Nahles zum Tod von Manfred Schaub


SPD-Pressemitteilung vom 21. Mai 2018

Andrea Nahles zum Tod von Manfred Schaub



Zum Tod von Manfred Schaub erklärt die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles:

Wir trauern um unseren langjährigen Kollegen aus dem SPD-Bundesvorstand Manfred Schaub, der gestern unerwartet verstorben ist. Unsere Gedanken und unser Mitgefühl sind bei seiner Ehefrau und seiner Familie.

Die SPD verliert einen Menschen, der die Grundwerte der Sozialdemokratie in seine Arbeit als beliebter Bürgermeister der Stadt Baunatal, als stellvertretender Landesvorsitzender der SPD und als Landtagsabgeordneter unmittelbar übersetzt hat. Sein politisches Engagement ging weit über Stadt und Land hinaus. Als sportpolitischer Sprecher des SPD-Bundesvorstands verband er persönliche und politische Leidenschaft. Als Bezirksvorsitzender war er zuständig für die Bundestagswahlkämpfe in seinem Bezirk Hessen-Nord; die guten Ergebnisse sind nicht zuletzt auf seinen Einsatz zurückzuführen.

Manfred Schaub wurde am 13. Oktober 1957 geboren. Nach dem Abitur und der Ausbildung bei der Stadt Baunatal war er in seiner Heimatstadt als Amtsleiter und Pressesprecher tätig. 1991 wurde er Persönlicher Referent beim hessischen Innenminister Dr. Herbert Günther. 1995 wurde er direkt in den Hessischen Landtag gewählt und war zehn Jahre lang Mitglied des Parlaments. Von 1999 bis 2003 war er Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion und organisierte nach der Wahl von Roland Koch zum Ministerpräsidenten maßgeblich die Oppositionsarbeit. Seit 2001 war er Vorsitzender des SPD-Bezirks Hessen-Nord und stellvertretender SPD-Landesvorsitzender. 2005 wurde er zum ersten Mal zum Bürgermeister seiner Heimatstadt gewählt, in den Jahren 2011 und 2017 wurde er wiedergewählt, zuletzt mit fast 92 Prozent Zustimmung. Manfred Schaub war seit 2003 sportpolitischer Sprecher der Bundes-SPD und gehörte seit 2007 viele Jahre dem SPD-Bundesvorstand an.

Teamgeist, Fairplay und gelebte Solidarität waren Markenzeichen dieses besonderen Menschen. Als bürgernaher und bodenständiger Politiker wusste er, was die Menschen bewegte und was sie umtrieb. Sein Handeln zielte immer darauf, den Hoffnungen und Bedürfnissen seiner Mitmenschen gerecht zu werden.

Wir werden Manfred Schaub sehr vermissen.

 * 
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LATEINAMERIKA/1778: Kolumbien und Kuba - ELN und kolumbianische Regierung in Havanna (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien / Kuba

ELN und kolumbianische Regierung in Havanna



(Buenos Aires, 14. Mai 2018, ecupres/poonal) - Kuba scheint der ideale
Ort zu sein, um den seit 2017 staffindenden Dialog zwischen der
Rebellenarmee ELN (Ejército de Liberación Nacional) und der
kolumbianischen Regierung wieder aufzunehmen. Nachdem Ecuador sich als
neutraler Ort für die Friedensgespräche zurückgezogen hatte,
entschieden sich beide Parteien für Havanna, um in die fünfte
Gesprächsrunde zu gehen.

Havanna hat bereits Erfahrung sammeln können: Über vier Jahre fanden
hier die Friedensgespräche zwischen der kolumbianischen Regierung und
der ehemaligen Guerilla FARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias de
Colombia) statt, die 2016 mit einem historischen Abkommen beendet
wurden. Die einst schlagkräftige Guerilla FARC hat die Waffen
abgegeben und sich in eine politische Partei verwandelt. Der
kolumbianische Präsident Juan Manuel Santos sagte im vergangenen Jahr
bei der UNO, dass er hoffe mit der ELN einen ähnlichen Vertrag
abschließen zu können, wie mit der FARC "um den Konflikt endgültig
beizulegen".


Waffenstillstand und Friedensabkommen

So ist das Ziel der fünften Gesprächsrunde zwischen Regierung und ELN
auch hier ein Friedensabkommen, das den bewaffneten Konflikt nach
einem halben Jahrhundert beenden soll. Die ELN ist die letzte
anerkannte Rebellengruppe in Kolumbien, mit etwa 1500 Kämpfer*innen.
Im Mittelpunkt der Gespräche steht ein erneuter Waffenstillstand
beider Parteien und die Möglichkeit der gesellschaftlichen Beteiligung
bei den Verhandlungen.

"Ein entschiedener und nachweisbarer bilateraler Waffenstillstand ist
die Bedingung, um bei dem anderen grundlegenden Diskussionspunkt
voranzuschreiten: der Beteiligung der Bevölkerung im Friedensprozess",
versichert der kolumbianische Politiker und Botschafter bei der
Europäischen Union Rodrigo Rivera.

Zwischen Oktober 2017 und Januar 2018 wurde der Waffenstillstand 101
Tage von beiden Seiten eingehalten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/eln-und-kolumbianische-regierung-in-havanna/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2209: Niedersachsen - "Digitalisierungsprofessuren", Landtag spricht sich für Förderung aus (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 18.05.2018

"Digitalisierungsprofessuren" - Landtag spricht sich für Förderung aus

Thümler: "Eine Entscheidung für die Zukunft"



Niedersachsens Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler,
begrüßt die Unterstützung des Niedersächsischen Landtags für die Schaffung
von "Digitalisierungsprofessuren". "An den niedersächsischen Hochschulen
wird der Führungskräftenachwuchs für die digitale Welt ausgebildet.
Zugleich sind sie die Orte, an denen durch Forschung, Innovation und
Diskurs die zentralen Fragen der Gestaltung und des Umgangs mit dem
digitalen Wandel bearbeitet werden", betont Thümler. "Die Entscheidung für
die Förderung der neuen ?Digitalisierungsprofessuren? ist eine
Entscheidung für die Zukunft. Niedersachsen muss die Chancen, die sich aus
der Digitalisierung ergeben, proaktiv nutzen - dafür hat der Landtag jetzt
die Weichen gestellt." Ein entsprechender Antrag der Landtagsfraktionen
von CDU und SPD ist im Rahmen des aktuellen Mai-Plenums verabschiedet
worden.

Die Schaffung neuer "Digitalisierungsprofessuren" bildet die Grundlage für
den Ausbau bedarfsgerechter Studienangebote in Themenfeldern wie Data
Science, Künstliche Intelligenz oder IT-Sicherheit. Im Vordergrund steht
dabei der große Fachkräftebedarf.

"Ob es um autonomes Fahren geht, smarte Energiemanagementsysteme oder
Telemedizin - zahlreiche Wirtschaftszweige sind auf Digital-Expertinnen
und -Experten angewiesen", sagt Thümler. "Mit der Einrichtung
unbefristeter ?Digitalisierungsprofessuren? werden nachhaltig die
notwendigen zusätzlichen Kapazitäten geschaffen, um das Studienangebot den
Herausforderungen der Digitalisierung anzupassen und ausreichend
digital-kompetenten Fachkräftenachwuchs ausbilden zu können."

Die erste Ausschreibung, kündigt der Minister an, werde sein Haus
schnellstmöglich auf den Weg bringen. Die Hochschulen sollen sich mit
innovativen Konzepten um eine Unterstützung für den Ausbau in der
Informatik und den informationswissenschaftlichen Fächern bewerben können.
Mittel für den Aufwuchs von Professuren sollen ab dem Haushaltsjahr 2019
bereitgestellt werden. Thümler: "Die Konkurrenz in den anderen Ländern
schläft nicht. Wenn wir hervorragende Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in diesem Bereich nach Niedersachsen holen wollen, dürfen
wir nicht länger warten."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur,

Petra Wundenberg, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1268: Pro Asyl fordert ein Abschiebungsmoratorium für Afghanistan (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Schon wieder ein Abschiebeflieger nach Kabul

PRO ASYL fordert ein Abschiebungsmoratorium für Afghanistan



Die bundesweite AG für Flüchtlinge PRO ASYL protestiert energisch und mit
Nachdruck gegen die Realitätsverweigerung in Deutschland und den für heute
angesetzten Abschiebeflug nach Afghanistan. »Es ist unerträglich, dass die
Innenminister einiger Bundesländer mit stoischer Gleichgültigkeit monatlich
einen Abschiebeflieger ansetzen. PRO ASYL fordert ein
Abschiebungsmoratorium für Afghanistan« sagt Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL. Die Innenminister von Bund und Ländern müssen
sich bei ihrer Anfang Juni stattfindenden Frühjahrstagung mit der Situation
auseinandersetzen: Ein Lagebericht des Auswärtigen Amtes ist seit Monaten
überfällig, ablehnende BAMF-Entscheidungen basieren auf veralteten
Herkunftsländerinformationen, mit der Fiktion, es gäbe sichere Gebiete, die
als sogenannte »inländische Fluchtalternative« deklariert und als
Begründung für Ablehnungen herangezogen werden. »Bei der Diskussion um die
Qualität der BAMF-Entscheidungen redet kaum jemand von den zahllosen
ablehnenden Fehlentscheidungen des BAMF, gerade bei afghanischen
Flüchtlingen«, kritisiert Burkhardt. Dabei geben Verwaltungsgerichte bei
Klagen gegen Asylbescheide afghanischen Flüchtlingen besonders häufig
Recht: In 61% der Fälle werden Ablehnungen von Gerichten korrigiert.

Die Sicherheitssituation in Afghanistan - besonders in Kabul - hat sich in
den letzten Wochen nochmals dramatisch verschlechtert. Das Auswärtige Amt
hat nach wie vor keine Fakten benannt, die eine Abschiebung rechtfertigen
könnten. Im Gegenteil: International anerkannte Erkenntnisquellen sprechen
von einer sich immer weiter verschärfenden Situation und beschreiben
ausführlich die Umstände, anhand derer eine Abschiebung abzulehnen ist.

Anschlagsserien und kein Ende in Sicht

Um die Sicherheitssituation und -entwicklung zu verdeutlichen, genügt es
schon, auf öffentliche Berichterstattung seit der letzten Sammelabschiebung
am 25.04.2018 zu schauen: »Mehr als 20 Tote bei Taliban-Angriffen«
(tagesschau.de vom 26.04.2018), »Elf Kinder sterben bei Angriff auf 
Nato-Konvoi« (Zeit.de vom 30.04.2018), »25 Tote bei Doppelanschlag in Kabul«,
(tagesschau.de vom 30.04.2018), »Koordinierte Attacken - Zahlreiche Tote
bei Anschlägen in Kabul« (Spiegel.de vom 10.05.2018). Besonders häufig wird
dabei auch immer wieder Kabul Anschlagsziel und damit die Stadt, die vielen
Rückkehrern als Schutzalternative zugemutet wird.

Diese Presseberichte sowie international anerkannte Erkenntnisquellen
werden von deutscher Seite nicht berücksichtigt. Afghanistan ist ein
Bürgerkriegsland, dessen Sicherheitslage sich stetig verschlechtert, so
beschreibt es UNHCR. Folgt man dem Global Peace Index 2017, ist Afghanistan
das zweitunsicherste Land der Erde, nur Syrien wird als noch gefährlicher
eingeschätzt. Auch das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen
(European Asylum Support Office, EASO) hat Erkenntnisse aus verschiedensten
Quellen zusammengestellt und bestätigt im Dezember 2017: »Die Zahl der
Sicherheitsvorfälle hat sich im Zeitraum 2008 - 2017 mehr als verfünffacht«
(zur deutschen zusammenfassenden Übersetzung vgl. PRO ASYL [1]). 2017
starben dennoch fast 3.500 Zivilisten bei Auseinandersetzungen und
Anschlägen, weitere 7.000 wurden verletzt. Vor allem die Hauptstadt Kabul,
mit 290 protokollierten Sicherheitsvorfällen von September 2016 bis Mai
2017, wird dabei zu einem Hauptziel für Anschläge.

Gerichtlich stehen grundlegende Entscheidungen noch bevor (vgl. VG
Wiesbaden, 7 K 1757/16.WI.A; VG Leipzig 1 K 825/16.A) - dem liegt zugrunde,
dass immer noch kein aktueller Lagebericht zu Afghanistan durch das
Auswärtige Amt existiert. Dieser sollte eigentlich schon spätestens im
Herbst 2017 vorgelegt worden sein. Das Bundesinnenministerium und das
Auswärtige Amt betonen stattdessen wiederholt, dass die jetzige Darstellung
der Sicherheitslage in Afghanistan nicht vollständig sein könne, es gebe
kaum Möglichkeiten zur Gewinnung eigener Erkenntnisse vor Ort. Letztlich
ist die deutsche Botschaft in Kabul nicht arbeitsfähig, was dem schweren
Anschlag in Kabul am 31.5.2017 zuzuschreiben ist.

Es ist völlig widersprüchlich, wenn von 2005-2016 aufgrund eines
Beschlusses der Innenministerkonferenz fast niemand nach Afghanistan
abgeschoben wurde, dann aber - bei sich verschlechternder Sicherheitslage
und ohne nachweisbare Gegenquellen - seit Dezember 2016 Abschiebungen
durchgeführt werden. Die Bundesländer stehen jetzt in ihrer
menschenrechtlichen Pflicht, sich erneut für ein Abschiebungsmoratorium
einzusetzen.


Anmerkung:

[1] https://www.proasyl.de/news/detaillierter-bericht-zeigt-wie-unsicher-afghanistan-ist/

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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RAUB/1137: Stadtverwandlung - Vorwandslage Bahnhofsumbau ... (SB)




Stuttgart 21 läßt grüßen. Die Deutsche Bahn und die Stadt Hamburg
wollen den Kopfbahnhof Altona verlegen. Dabei folgen sie dem sattsam
bekannten Muster: Die Bevölkerung wird ignoriert, Planungen sind
geheim und die Fahrgäste haben das Nachsehen. Wenngleich es dem seit
Jahren verfolgten und nun forciert vorangetriebenen Vorhaben
offenkundig an Irrtümern, fiktiven Prognosen und unzulänglicher
Ausführung nicht mangelt, läßt sich seine Problematik doch nicht
hinreichend mit Fehlern erklären, die eine bessere Herangehensweise
vermieden hätte. Wie bei allen derartigen Großprojekten prallen
unvereinbare Widersprüche aufeinander: Die Deutsche Bahn will
profitabler wirtschaften, was nur auf Kosten ihrer Beschäftigten und
der Reisenden möglich ist. Die Stadt Hamburg will den Standort für
Investoren und Unternehmen veredeln, wodurch gewachsene Quartiere,
bezahlbarer Wohnraum und die ärmeren Bevölkerungsteile auf der Strecke
bleiben. Die am Projekt beteiligten Geldgeber und Firmen wollen daran
verdienen, was zur Voraussetzung hat, daß ihnen Steuergelder zufließen
und attraktive Flächen günstig überlassen werden.

Die Versprechen der Deutschen Bahn, der neue Hamburger Bahnhof mache
die Züge pünktlicher, das Umsteigen leichter, entlaste den
Hauptbahnhof und schaffe auch noch Platz für neue Wohnungen, kann
demzufolge nur ein Täuschungsmanöver sein. Wo sollte der in Aussicht
gestellte Gewinn für alle herrühren, wenn nicht aus Verlusten, deren
Leidtragende wohlweislich verschwiegen werden? Daß sich der Konzern
hartnäckig weigert, die Berechnungen zu veröffentlichen, auf denen
seine Darstellung basiert, hat einen triftigen Grund. Nicht nur
Arroganz und eine kurzsichtige Geschäftspolitik sind hier am Werk,
vielmehr kann um der Durchsetzung des Projektes willen schlichtweg
nicht offengelegt werden, worum es dabei tatsächlich geht.

Aus Stuttgart 21 zu lernen, obgleich man es in Hamburg-Altona
wiederholen will, kann aus Betreibersicht allenfalls darauf
hinauslaufen, dem Widerstand wirksamer als damals den Wind aus den
Segeln zu nehmen. Massenproteste in der Hamburger Innenstadt und
brutale Polizeieinsätze gegen Demonstrierende wie im September 2010 in
Stuttgart sind zwar in der Hansestadt seit G20 in denkbar größtem
Maßstab erprobt, könnten aber die geplante Bahnhofsverlegung doch noch
zum Kulminationspunkt einer rasch wachsenden Gegenbewegung machen. Die
Zeit drängt für beide Seiten: Liefe alles nach Plan, kämen im Sommer
2018 die ersten Bagger, wäre 2023 alles fertig und auf den durch den
Abriß des alten Kopfbahnhofs freiwerdenden Flächen stünden 1900 neue
Wohnungen bereit. Man muß nicht den unsäglichen Berliner Großflughafen
bemühen, um die Einhaltung des Zeitplans auch in Altona in Zweifel zu
ziehen. Was die Kosten betrifft, gingen frühere Schätzungen von rund
360 Millionen Euro für die Bahnhofsverlegung aus - ein Witz, über den
spätestens seit der Elbphilharmonie auch in Hamburg niemand mehr
lachen kann. Inzwischen werden die geplanten Kosten des Vorhabens erst
gar nicht mehr kommuniziert, wohl um keine schlafenden Hunde zu
wecken.

Wo heute der kleine S-Bahnhof Hamburg-Diebsteich steht, soll ein
moderner Bahnhof mit sechs Fernbahn- und zwei S-Bahn-Gleisen errichtet
werden. "Dieser Bahnhof ist sinnlos, ineffizient und eine riesige
Verschwendung von Steuergeldern", kritisiert Michael Jung, Sprecher
der Bürgerinitiative Prellbock. Die Initiative geht ebenso wie die
Linkspartei und der ökologische Verkehrsclub Deutschland (VCD) davon
aus, daß während der Bauphase im gesamten Hamburger Westen ein
Verkehrschaos herrscht. Vor allem aber würde der angrenzende Stadtteil
Bahrenfeld sein Gesicht verändern, denn der neue Bahnhof verstärke die
Gentrifizierung und treibe die Mieten nach oben. Zwar werde die Bahn
fortan Betriebskosten sparen, doch für viele Fahrgäste sei der neue
Standort schlechter erreichbar. Vor dem Hamburgischen
Oberverwaltungsgericht liegen drei Klagen vor, zudem läuft ein
Eilverfahren, das den Vollzug des Planfeststellungsbeschlusses stoppen
soll.

Umstritten ist auch die geplante Mantelbebauung mit zwei Hochhäusern,
welche die Eingangshalle der Bahn einrahmen sollen. Die Ausschreibung
hatte im Januar 2017 begonnen, Ende September bekam ein
Gemeinschaftsunternehmen der Haspa PEB und des Immobilieninvestors
Procom den Zuschlag. Projektgegner monieren, daß dieses Jointventure
namens Proha Altona GmbH & Co. KG erst im Sommer 2017 gegründet worden
war. Kann ein Unternehmen, das zu Beginn der Ausschreibung noch gar
nicht existierte, den Zuschlag bekommen? Dagegen hat ein Hamburger
Bürger Klage bei der EU-Kommission eingereicht. Diese Beschwerde wird
nun geprüft, was bis zu einem Jahr dauern kann. Die Stadt und die
Investoren sehen sich jedoch auf der sicheren Seite. Das sei gängige
Praxis und entspreche den rechtlichen Vorgaben. [1]

Wie die Bahn argumentiert, spare der Durchgangsbahnhof Zeit und im
Fernverkehr entstünden kürzere Reisewege. Außerdem hätten Fahrgäste
mehr Möglichkeiten umzusteigen. Der Spiegel hat die Unterlagen zu dem
Großprojekt ausgewertet und eine Verkehrsanalyse durchführen lassen.
Er kommt zu dem Schluß, daß die Begründung für das größte Bahnprojekt
in Norddeutschland kritischen Nachfragen nicht standhält. Wichtige
Planungsunterlagen seien nicht veröffentlicht worden, die Bahn habe
den Nutzen für die Fahrgäste nicht nachgewiesen, Einwände von Bürgern
seien abgewiegelt worden. Deshalb hat Der Spiegel Motion Intelligence,
ein auf Geoanalyse und Standortplanung spezialisiertes Unternehmen aus
Potsdam, mit einer Analyse beauftragt. Die Experten legten ein
ernüchterndem Ergebnis vor. Demnach verschlechtert sich für rund
231.000 Hamburger durch den Bahnhofsumzug der Anschluß an den
Fernverkehr, das sind rund 13 Prozent der Stadtbevölkerung. Auf der
anderen Seite können nur rund 169.000 Hamburger von der neuen Lage
profitieren. Für die restlichen 1,440 Millionen Hamburger ändert sich
nichts. Auch für viele Jobs bedeutet der Bahnhofsumzug eine
Verschlechterung. Rund 139.000 Menschen am Arbeitsplatz sind nach dem
Umzug schlechter angebunden als vorher, für rund 43.000 wird es
besser.

Die Verschlechterung rührt daher, daß der alte Kopfbahnhof ein großer
Verkehrsknoten ist. Hier halten nicht nur Fern- und Regionalzüge, die
Fahrgäste haben auch direkten Anschluß an sechs S-Bahnen und 17
Buslinien. Der Bus- und S-Bahnhof soll aber nach dem Umzug am alten
Standort bleiben. Am neuen Bahnhof gibt es hingegen nur zwei
S-Bahn-Linien und eine einzige Busverbindung. Sicher ist bisher nur,
daß zwei weitere S-Bahn-Linien dazukommen, die jedoch dieselben
Streckenabschnitte bedienen wie die schon existierenden. Die Stadt hat
angekündigt, den Bahnhof mit weiteren Buslinien anzubinden, eine
konkrete Planung dazu ist bisher aber nicht bekannt. Für eine künftige
weitere Anbindung mit der S-Bahn könnte der Bahnhof sogar bei seiner
Eröffnung schon zu klein sein. Weder die Deutsche Bahn noch die
Verkehrsbehörde der Stadt Hamburg haben sich Anfragen des Spiegels zu
möglichen Nachteilen für Fahrgäste geäußert. [2]

Der Hamburger Senat schmiedet längst darüber hinausweisende Pläne
und hofft, langfristig eine Verbindung zum nordöstlich gelegenen
Stadtteil Eimsbüttel schlagen zu können. Zu diesem Zweck sollen die
dazwischen gelegenen Industriegebiete, zu denen auch Areale rund um
den Diebsteich gehören, in der Zukunft anders genutzt werden. Für die
Menschen in den angrenzenden Quartieren brächte das große Veränderungen
ihrer gewohnten Lebensverhältnisse bis hin zu einer möglichen
Verdrängung mit sich. Wenn die Bürgerinitiative Prellbock Altona statt
einer Verlegung die Modernisierung des jetzigen Altonaer Fern- und
Regionalbahnhofs fordert, stemmt sie sich damit gegen das konkrete
Projekt der Bahn, zugleich aber auch gegen eine anhaltende Verwandlung
der Stadt Hamburg in eine unwirtliche Sphäre für all jene Menschen,
denen die materiellen Mittel für horrende Mieten, teure Konsumtempel
und von kostenlosen Begegnungsplätzen gesäuberte Flaniermeilen fehlen.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/wirtschaft/hamburger-gegen-neuen-bahnhof-als-ersatz-fuer-altona-15600513.html

[2] www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/hamburg-neuer-bahnhof-altona-bringt-viele-nachteile-a-1175156.html

22. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1136: Sterbehilfe - Flucht oder Vertreibung ... (SB)




Einst mit dem Argument beworben, unerträgliche Schmerzen bei weitgehend
immobilen PatientInnen, die nicht einmal aus eigenen Stücken Suizid begehen
könnten, zu beenden, ist aktive Sterbehilfe längst zum ärztlichen Mittel
ultimativer Wahl geworden. So wurden bereits 60 Prozent der ÄrztInnen in den
Niederlanden mindestens einmal von PatientInnen mit dem Wunsch konfrontiert,
beim vorzeitigen Sterben zu assistieren. Von den Benelux-Staaten bis nach
Nordamerika dokumentieren wissenschaftliche Auswertungen vollzogener Akte der
Sterbehilfe, daß der Verlust persönlicher Autonomie oder die Angst, anderen zur
Last zu fallen, weit häufiger als entscheidendes Argument für den Entschluß
dienen, sich von MedizinerInnen töten zu lassen, als der Zustand, unerträgliche
Schmerzen aushalten zu müssen. Letzteres ist beim heutige Stand der
Palliativmedizin weitgehend beherrschbar, und der Weg in den Freitod steht immer
offen. Niemand muß dafür um Erlaubnis fragen, zudem wurde die Hilfe beim Suizid
durch Vertraute oder Verwandte in der Bundesrepublik entkriminalisiert.

Wer sterben will, weil die Toilette ohne fremde Hilfe unerreichbar geworden ist
oder die Notdurft im Bett vollzogen werden muß, weil die tägliche Ernährung
nicht mehr eigenständig geleistet werden kann und viele andere Verrichtungen der
Hilfe von FreundInnen oder PflegerInnen bedürfen, erlebt nichts anderes als das,
was für viele körperlich wie geistig behinderte Menschen selbstverständlicher
Alltag ist. Daß ein solches Leben nicht wirklich lohnenswert sei und der Tod
auch als Gnade betrachtet werden könne, geht unverhohlen aus dem Subtext um die
finale Lebensphase kreisender gesellschaftlicher Diskurse hervor. Erst dann in
diese Lage geratene oder seit jeher behinderte Menschen werden mehr oder
weniger subtil sozial stigmatisiert, das geschieht auch in einer Praxis aktiver
Sterbehilfe, die auf den Primat individueller Autonomie orientiert ist.

"Mein Tod gehört mir", lautete das Credo des seit Jahrzehnten im Rollstuhl
sitzenden ehemaligen MDR-Intendanten Udo Reiter. Der für aktive Sterbehilfe
werbende Journalist wollte nicht als versorgungsbedürftiger Pflegefall vor sich
hindämmern und nahm sich im Oktober 2014 das Leben. Die Kritik an einer
Vorstellung von persönlicher Unabhängigkeit, in deren Genuß zu gelangen weit
mehr eine soziale und klassengesellschaftliche Frage ist, als daß sie mit der,
wie Reiter zeigte, ohnehin nicht eingeschränkten Möglichkeit des Freitodes steht
und fällt, ging in dem Beifall, den er als Streiter für vermeintlich
selbstbestimmtes Sterben erhielt, fast ungehört unter. Was eine solche Haltung
für die Pflege leistenden Menschen bedeutet, liegt auf der Hand. Sich nicht
helfen lassen zu wollen, weil man es für unwürdig oder peinlich hält, aber von
einem Wohlstand in den Metropolen zu profitieren, der auf dem Rücken zahlloser
Menschen und Lebewesen erwirtschaftet wurde, verrät den die Vorteile eigener
Besitzstände sorgsam schützenden Tunnelblick.

Vielen Menschen - und Behinderten allzumal - gehört nicht einmal das Leben, weil
sie es als Ware Arbeitskraft verkaufen müssen oder weil sie als EmpfängerInnen
von Sozialtransfers erst recht Störfaktoren der neoliberalen Arbeitsgesellschaft
sind. Das gilt auch für Menschen mit geistiger Behinderung und psychiatrischen
Diagnosen, die, wenn sie nicht ohnehin zu jenen 60.000 PatientInnen gehören, die
in der Bundesrepublik in geschlossenen Einrichtungen gefangengehalten werden,
jeden Tag Ausgrenzung und Diffamierung erleben. Auch diese können sich in den
Niederlanden, wo etwa jeder 25. Todesfall mit aktiver Sterbehilfe herbeigeführt
wird, von ÄrztInnen vom Leben in den Tod befördern lassen. Eine aktuelle Studie
[1] beleuchtet die Problematik, sich als Mediziner, der um Sterbehilfe ersucht
wird, ein den gesetzlichen Regeln gemäßes Bild vom Zustand eines Menschen zu
machen, der aufgrund psychischer Probleme oder eines nicht mehr vorhandenen
Lebenswillens durch die Hand des Arztes getötet werden will. So förderte die
Studie die Tendenz zu Tage, bei geistig Behinderten die Schwelle, nach der ein
um Sterbehilfe bittender Mensch als genügend kompetent eingestuft wird, um das
ganze Ausmaß eines solchen Schrittes zu ermessen, niedriger anzusetzen als im
Fall körperlich erkrankter Menschen. Diskutiert wird eine aus dem eigenen, in
letzter Konsequenz behindertenfeindlichen Wertesystem resultierende
Eigenbeteiligung der ÄrztInnen am Zustandekommen der Entscheidung.

Während die Fälle, in denen psychische Probleme zum Sterbewunsch und seiner
Erfüllung führen, in den Niederlanden jedes Jahr weiter zunehmen, und auch an
Demenz erkrankte PatientInnen in wachsender Zahl per Vorausverfügung auf diese
Weise sterben, werden die Kosten der letzten Lebensphase immer offener in
Relation zu der privatwirtschaftlich organisierten Ressourcenverfügbarkeit
gestellt [2]. Hier nicht von Mangel zu sprechen gebietet die ungeklärte Frage,
inwiefern ein alle Menschen gleichermaßen zugute kommendes Gesundheitswesen mit
weit weniger Ressourcen- und Arbeitsaufwand geschaffen werden könnte, wenn es
nicht den herrschenden Verwertungsbedingungen unterworfen wäre.

Der Frage, ob sich das Leben noch "lohnt", liegt denn auch eine
Kosten-Nutzen-Rechnung zugrunde, in der sich die Wertbestimmungen der
kapitalistischen Marktgesellschaft adäquat abbilden. Wenn alles und jedes dem
Fetisch der Warenform verfällt, dann kann eine staatlich administrierte und
ärztlich vollzogene Praxis der Sterbehilfe schnell zu einem System der
Rationalisierung mutieren, in dem Kostenfaktoren etwa mit dem Argument
selbstverschuldeter Miseren und einer Bezichtigungslogik, die von allen
krankmachenden Umständen gesellschaftlicher Produktion absieht, auch in Gestalt
vorzeitigen Ablebens beseitigt werden. 

Widerstand gegen die fundamentale Verkehrung des ärztlichen Ethos, nicht nur das
Leben der PatientInnen zu schützen und zu verlängern, sondern ihnen nach Lage
einer angeblich nicht mehr vorhandenen Lebensqualität, die möglicherweise von
Menschen definiert wird, die sich gar nicht in die Situation der Betroffenen
hineinversetzen können oder wollen, mit der finalen Medikation des Todes
beizustehen, ist mithin integraler Bestandteil notwendiger Gesellschaftskritik. 
Die demgegenüber in Anspruch genommene Liberalität, Freitod nicht nur selber
begehen zu können, sondern sich zu diesem Zweck mit Erlaubnis des Staates in die
Hände des Arztes zu begeben, könnte das Tor zu einem sozial selektiven Ableben
öffnen, zu dem sich Menschen schon jetzt genötigt fühlen, wenn sie sich
gegenüber der sie versorgenden Umwelt in ein Schuldverhältnis manövriert haben. 
Die Freiheit des Lohnempfängers, fremdbestimmte Arbeit verrichten zu dürfen, um
sich sein Dasein als Konsument all jener Waren zu verdienen, die das Rad seiner
Unterwerfung unter das Kapitalverhältnis in Gang halten, könnte auch darin
bestehen, dieses Schuldverhältnis aufzukündigen und für ein anderes, tatsächlich
autonomes Leben zu kämpfen.


Fußnoten:

[1] Euthanasia and assisted suicide for people with an intellectual disability and/or autism spectrum disorder: an examination of nine relevant euthanasia cases in the Netherlands (2012-2016)
 
https://bmcmedethics.biomedcentral.com/articles/10.1186/s12910-018-0257-6

[2] RAUB/1135: Alter - volle Gesundheitsversorgung obsolet ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1135.html

22. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





REPRESSION/1599: Erdogan - die vorletzte Schlacht ... (SB)




Recep Tayyip Erdogan träumt von einer Zukunft, wie er sie in seiner
"Vision 2023" ausgemalt hat. Zum 100. Jahrestag der Republikgründung
soll die Türkei eine der zehn größten Volkswirtschaften der Welt und
ein bedeutender geopolitischer Spieler sein - mit ihm als Präsidenten
an der Spitze, versteht sich. Wenngleich die Wirtschaftsdaten des
Landes derzeit eher auf einen kurz bevorstehenden Absturz
katastrophalen Ausmaßes hindeuten, setzt Erdogan gerade deswegen alles
auf eine Karte, um seinen Machterhalt auf lange Sicht zu zementieren.
Seine Mission wäre gescheitert, wenn er bei den vorgezogenen
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen am 24. Juni aus dem Amt gejagt
würde. Das durch Repression und Manipulation erzwungene Ergebnis des
Referendums vom 16. April 2017 wäre Makulatur, das Präsidialsystem
fände nicht statt.

Setzt sich Erdogan abermals durch, wird sein Traum mehr denn je zum
Alptraum der türkischen Gesellschaft. Dann könnte er zugleich als
Staats- und Regierungschef amtieren und weitgehend per Dekret
regieren. Der Posten des Ministerpräsidenten würde abgeschafft, das
Parlament entmachtet. Erdogans Einfluß auf die Justiz würde weiter
zunehmen, so daß ein Ende der formalen Gewaltenteilung abzusehen wäre.
Die Amtszeiten des Präsidenten wären zwar weiterhin auf zwei begrenzt,
die Zählung würde jedoch mit der Wahl im Juni neu beginnen. Dank einer
Hintertür in den Verfassungsänderungen könnte er im schlimmsten Fall
bis zum Jahr 2032 im Amt bleiben, sofern er die jeweiligen Wahlen
gewinnt.

Um das Präsidialregime endgültig zu etablieren und nicht auf den
letzten Metern seiner Einführung zu straucheln, läßt Erdogan nichts
unversucht, die Wählerschaft zu seinen Gunsten zuzurichten, wie er das
schon seit Jahren praktiziert. Von Wahlen im rechtsstaatlichen Sinne
kann ohnehin keine Rede sein, da die HDP seit Juni 2015 massiven
Repressionen ausgesetzt ist. Fast 10.000 Parteimitglieder, rund
hundert Bürgermeister und neun Parlamentarier sitzen im Gefängnis,
darunter seit Herbst 2016 auch die Vorsitzenden Selahattin Demirtas
und Figen Yüksekdag. Die Wahlen finden unter dem Ausnahmezustand
statt, der wichtige Grundrechte wie die Versammlungsfreiheit
einschränkt und polizeiliche Übergriffe legitimiert. Zudem sind die
Medien weitgehend gleichgeschaltet, massive Behinderungen der
Opposition zu erwarten. Überdies öffnet das im März verabschiedete
neue Wahlgesetz die Tür zur Manipulation. So dürfen Beobachter der AKP
in den Wahllokalen die Urnen an sich nehmen, ungestempelte Wahlzettel,
die beim Verfassungsreferendum 2017 mutmaßlich zur Fälschung genutzt
wurden, sind nun offiziell zugelassen.

Das neue Wahlgesetz ermöglicht Parteienbündnisse, deren Stimmen
gemeinsam gewichtet werden. Dies verhindert, daß die ultrarechte MHP
an der Zehn-Prozent-Hürde scheitert und der AKP als Bündnisparter
verlorengeht. Allerdings macht sich auch die in der Vergangenheit
zersplitterte Opposition diese Möglichkeit zunutze und hat ihrerseits
zumindest in Teilen ein Wahlbündnis geschlossen. Entscheidend wird
jedoch die Präsidentschaftswahl sein, da Erdogan im Falle seiner
Wiederwahl die erweiterten Machtbefugnisse nutzen und an einem
Parlament vorbeiregieren könnte, in dem AKP und MHP die Mehrheit
verloren haben. Um die Oberhand zu behalten, hat er seinen früheren
Weggefährten und heutigen Kritiker Abdullah Gül weggebissen, der als
aussichtsreicher Gegenkandidat gehandelt wurde. Erdogan schickte
seinen Generalstabschef Hulusi Akar heimlich nach Istanbul, wo er Gül
drei Stunden lang bearbeitet haben soll. Danach verzichtete dieser auf
eine Kandidatur, wofür er offiziell eine fehlende breite Unterstützung
in Oppositionskreisen als Begründung anführte. Überdies setzt die
Regierung auf Stimmenkauf und bedenkt die etwa zwölf Millionen Rentner
im Land eine Woche vor der Juni-Wahl mit einem Geldgeschenk von
umgerechnet rund 200 Euro, später soll eine zweite Tranche
folgen.

Um nichts dem Zufall zu überlassen, mobilisiert Erdogan nun auch die
Auslandstürken. Da er beim umstrittenen Verfassungsreferendum trotz
massiver Verfolgung der Opposition nur eine knappe Zustimmung
herbeimanipulieren konnte, steht der von ihm geplante Umbau des
Staates zu einem Regime mit diktatorischen Zügen noch auf der Kippe.
Beim Referendum waren etwa drei Millionen Auslandstürken als
stimmberechtigt registriert, immerhin rund fünf Prozent aller
türkischen Wahlberechtigten. Die größte Gruppe unter ihnen bildeten
die 1,4 Millionen wahlberechtigten Türken aus Deutschland. Im Juni
könnten die Auslandstürken, die tendenziell pro Erdogan stimmen, den
Ausschlag geben, ob sich der Präsident durchsetzt oder scheitert.

Vor dem Verfassungsreferendum im vergangenen Jahr sorgten
Wahlkampfauftritte türkischer Politiker in Europa und insbesondere in
Deutschland für heftige Kontroversen. Die Bundesregierung konnte nicht
umhin, die desolate Menschenrechtslage in der Türkei zu kritisieren,
und wünschte nicht, daß die dafür verantwortlichen Politiker
hierzulande für sich werben. Erdogan warf Kanzlerin Merkel daraufhin
"Nazi-Methoden" vor, weil diese die freie Meinungsäußerung
unterdrücke. Ihm deswegen vorzuwerfen, er spreche mit gespaltener
Zunge, hieße indessen, Eulen nach Athen tragen. Im Sommer 2017
verfügte das Auswärtige Amt praktisch ein generelles Verbot von
Wahlkampfauftritten ausländischer Politiker. In einer Notiz an die
Botschaften in Deutschland hieß es, daß Auftritte jeder Art der
Genehmigung bedürfen und mindestens zehn Tage zuvor angemeldet werden
müssen. Die Genehmigung werde grundsätzlich nicht erteilt, wenn der
Auftritt in einem Zeitraum von weniger als drei Monaten vor dem Termin
von Wahlen oder Abstimmungen liegt.

Nach Auftrittsverboten in Deutschland, den Niederlanden und Österreich
waren Wahlkampfveranstaltungen türkischer AKP-Politiker in diesen
Ländern nicht mehr möglich. Deshalb absolvierte Erdogan nun seinen
wohl einzigen Auftritt in Europa in Sarajevo. Offizieller Anlaß seines
Besuchs in der Hauptstadt Bosnien-Herzegowinas war ein bilaterales
Treffen, doch erregte seine Rede in der Sporthalle Juan Antonio
Samaranch die größte Aufmerksamkeit. Dort fand die Generalversammlung
der Union Europäisch-Türkischer Demokraten (UETD), einer
Lobbyorganisation mit engen Verbindungen zur türkischen
Regierungspartei AKP, statt, die erstmals nicht in Deutschland
einberufen wurde. Sie hatte den Auftritt Erdogans organisiert und
eigenen Angaben zufolge mehr als 10.000 Auslandstürken aus ganz
Europa, darunter rund 5000 aus Deutschland und 3000 aus Österreich, in
Sarajevo versammelt. Medienberichten zufolge waren Tausende von der
UETD mit Bussen herangeschafft worden, um dem türkischen Präsidenten
eine gewaltige Kulisse zu garantieren.

Dessen Wahlkampfauftritt war auch in Bosnien-Herzegowina nicht
unumstritten, zumal das Land ein potentieller EU-Beitrittskandidat
ist. Dem könnte eine zu große Nähe zur Türkei eher abträglich sein.
Erdogans Auftritt mitorganisiert hatte Bakir Izetbegovic, der
Vertreter der Muslime im dreiköpfigen bosnischen Staatspräsidium, dem
auch ein Kroate und ein Serbe angehören. Das kroatische Mitglied des
Gremiums, Dragan Covic, sagte, er habe von Erdogans Auftritt aus den
Medien erfahren. Der Besuch füge seinem Land erheblichen Schaden zu.
Seines Erachtens spielten Izetbegovic und Erdogan einander die Bälle
zu. Izetbegovic hole den unter konservativen Muslimen populären
Erdogan ins Land, um seinen eigenen Wahlkampf für die Parlamentswahlen
im September zu unterstützen. Als Geschenk brachte der türkische
Präsident die Zusage mit, daß sein Land den Bau der schon lange
geplante Autobahn zwischen Sarajevo und Belgrad finanzieren wird.

Auf einer riesigen Bühne schritt Erdogan über den roten Teppich zum
Mikrofon und heizte die Menschenmenge immer wieder mit der zentralen
Botschaft seiner Tirade auf, es gelte, sich gegen fremde Mächte
zusammenzuschließen. Er sprach von einem "zweiten Befreiungskrieg" und
von "Fallen", die der Nation gestellt würden, um die verschiedenen
Bevölkerungsgruppen des Landes gegeneinander aufzubringen. "Einige
Leute versuchen, die Türkei zu bremsen", wetterte er und verwies dabei
auch auf Kräfte im Europäischen Parlament. Immer wieder fielen Sätze
wie: "Einige Leute versuchen uns zu spalten." Oder: "Es ist Zeit, sich
zu vereinen. Wir müssen eins werden." [1]

Er warb aber auch mit konkreten Projekten für sich und verwies auf 41
Botschaften der Türkei im Ausland und 54 Flughäfen. Er berichtete von
neuen Brücken und Tunneln in Istanbul, wie überhaupt Großprojekte, die
er in paternalistischem Gestus seinem Land schenkt, zentrale Elemente
seines autokratischen Führungsstils sind. Wenn er viele seiner
Landsleute glauben macht, ihre Lebensverhältnisse hätten sich in
seiner Regierungszeit und Präsidentschaft erheblich verbessert, ist
dieser Mythos nicht zuletzt mit pompös gefeierten Megaprojekten
erkauft. So wird derzeit nördlich von Istanbul der größte Flughafen
der Welt unter einem mörderischen Termindruck gebaut, der schon
zahlreiche Arbeiter das Leben gekostet hat.

"Seid ihr bereit, der ganzen Welt die Stärke der europäischen Türken
zu demonstrieren?", schwor Erdogan die Auslandstürken darauf ein, als
sein langer Arm zu fungieren. "Gebt von Deutschland, Belgien,
Österreich, den Niederlanden aus eine Antwort, die überall in Europa
gehört werden kann." [2] Er rief seine Anhänger im Ausland dazu auf,
dort ihren Einfluß auszuweiten: "Nehmt unbedingt die
Staatsangehörigkeit der Länder an, in denen ihr lebt", sagte er. "Ich
bitte euch, dass ihr eine aktive Rolle in den politischen Parteien in
den Ländern übernehmt, in denen ihr lebt. Ihr solltet ein Teil dieser
Parlamente sein, nicht diejenigen, die ihr Land verraten." Unter
Verräter subsumiert er bekanntlich alle türkischstämmigen Kritiker wie
etwa den Grünen-Politiker Cem Özdemir, den er in der Vergangenheit
heftig angegriffen hatte. [3]

"Seid ihr bereit, den Terrororganisationen und ihren lokalen und
ausländischen Handlangern eine osmanische Ohrfeige zu verpassen?", kam
Erdogan unter dem Jubel seiner Anhänger zum Kern seiner Rede. "Seid
ihr bereit, mich mit einer Rekordzahl an Stimmen in der
Präsidentenwahl zu unterstützen?" Bei den Wahlen am 24. Juni gehe es
um eine Entscheidung "für das nächste Jahrhundert unseres Landes". In
Erdogans Vision existiert keine legitime Opposition, da er seine
Gegner allesamt zu Terroristen und deren Handlangern erklärt. Das von
ihm angestrebte Präsidialregime ist keine Konservierung des Status
quo, was schlimm genug wäre. Vielmehr droht eine Ära noch schärferer
Repression und forcierter Kriegsführung.


Fußnoten:

[1] www.n-tv.de/politik/Seid-ihr-bereit-fuer-die-osmanische-Ohrfeige--article20443573.html

[2] www.abendblatt.de/politik/article214340943/Erdogan-fordert-von-Auslandstuerken-Rekordzahl-an-Stimmen.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_83804076/-seid-ihr-bereit-eine-osmanische-ohrfeige-zu-geben-.html
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/764: Tag der Schande (Uri Avnery)


Tag der Schande

von Uri Avnery, 19. Mai 2018



AM BLUTIGEN MONTAG dieser Woche, als die Anzahl der getöteten und
verwundeten Palästinenser von einer Stunde zur anderen stieg, habe ich
mich gefragt: Was hätte ich getan, wenn ich ein 15-jähriger Junge im
Gazastreifen gewesen wäre?

Ohne zu zögern, gab ich mir die Antwort: Ich hätte mich nahe an den
Grenzzaun gestellt und demonstriert und damit jeden Augenblick Leib
und Leben riskiert.

Wie kommt es, dass ich mir da so sicher bin?

Ganz einfach: Genau das habe ich getan, als ich 15 war.

Ich war Mitglied der Nationalen Militär-Organisation (der "Irgun"),
einer bewaffneten Untergrundgruppe, die von den Briten als
"terroristisch" eingestuft wurde.

Damals war Palästina von den Briten besetzt (das wurde "Mandat"
genannt). Im Mai 1939 erließen die Briten ein Gesetz, das die Rechte
von Juden, Land zu erwerben, einschränkte. Ich bekam Befehl, zu einer
bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort in der Nähe des Strandes von
Tel Aviv zu sein, um an einer Demonstration teilzunehmen. Ich musste
das Trompetensignal abwarten.

Die Trompete erschallte und wir begannen den Marsch die Allenby-Straße
runter, die damals Tel Avivs Hauptverkehrsstraße war. Nahe der Großen
Synagoge erstieg jemand die Treppe und hielt eine leidenschaftliche
Rede. Dann marschierten wir weiter bis zum Ende der Straße, wo die
Büros der britischen Verwaltung lagen. Dort sangen wir die
Nationalhymne HaTikwa, während einige erwachsene Mitglieder die Büros
in Brand setzten.

Plötzlich kamen einige Lastwagen voller britischer Soldaten und
hielten an. Eine Salve ertönte. Die Briten schossen über unsere Köpfe
hinweg und wir rannten.

Wenn ich jetzt, 79 Jahre danach, daran denke, geht mir durch den Kopf,
dass die Jungen von Gaza größere Helden sind, als wir damals waren.
Sie sind nicht weggelaufen. Sie hielten stundenlang stand, während die
Anzahl der Toten auf 61 und die Anzahl der durch scharfe Munition
Verwundeten auf etwa 1500 anstieg. Dazu kamen noch die 1000, die vom
Tränengas beeinträchtigt waren.



AN DIESEM Tag teilten die meisten Fernsehsender in Israel und in
anderen Ländern ihren Bildschirm in zwei Teile. Auf der rechten Seite
sah man die Ereignisse in Gaza. Auf der linken die Eröffnungsfeier der
US-Botschaft in Jerusalem.

Im 136. Jahr des zionistisch-palästinensischen Krieges entspricht der
geteilte Bildschirm der Realität: die Feier in Jerusalem und das
Blutbad in Gaza. Das geschieht nicht auf zwei verschiedenen Planeten
und nicht auf zwei verschiedenen Kontinenten, sondern kaum ein Stunde
Autofahrt voneinander entfernt.

Die Feier in Jerusalem begann als unsinnige Veranstaltung. Ein paar
Männer in Anzügen und voll aufgeblasener Selbstgefälligkeit, die etwas
feiern - was eigentlich? Den symbolischen Umzug eines Büros von einer
Stadt in eine andere.

Jerusalem ist der wichtigste Zankapfel. Alle wissen, dass es keinen
Frieden geben wird, nicht jetzt und niemals, wenn für die Stadt kein
Kompromiss gefunden wird. Für alle Palästinenser, alle Araber, alle
Muslime in der Welt ist es undenkbar, Jerusalem aufzugeben. Nach
muslimischer Tradition ist von dort der Prophet Muhammad in den Himmel
aufgefahren, nachdem er sein Ross an den Felsen gebunden hatte, der
jetzt der Mittelpunkt des heiligen Ortes ist. Nach Mekka und Medina
ist Jerusalem die drittheiligste Stadt des Islam.

Für die Juden ist Jerusalem natürlich der Ort, an dem vor etwa 2000
Jahren der Tempel stand, den der grausame König Herodes hatte bauen
lassen. Ein Übrigbleibsel der äußeren Mauer steht noch dort und wird
als "Westmauer" verehrt. Früher wurde die Mauer "Klagemauer" genannt.
Sie ist für Juden der heiligste Ort.

Staatsmänner haben die Quadratur des Kreises versucht, um eine Lösung
zu finden. Das Komitee der Vereinten Nationen, das 1947 die Teilung
Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen Staat anordnete -
eine Lösung die von der jüdischen Führung begeistert gutgeheißen wurde
-, schlug vor, Jerusalem von beiden Staaten zu trennen und es als
getrennte Einheit innerhalb dessen zu konstituieren, was einmal eine
Art Konföderation werden sollte.

Der Krieg von 1948 führte dazu, dass die Stadt geteilt wurde: Der
östliche Teil wurde von der arabischen Seite (Königreich Jordanien)
besetzt und die westliche Seite wurde zur Hauptstadt Israels. (Meine
bescheidene Rolle war es, in der Schlacht um die Landstraße zu
kämpfen.)

Niemand war mit der Teilung der Stadt zufrieden. Deshalb rieten meine
Freunde und ich zu einer dritten Lösung. Diese wurde inzwischen zum
Weltkonsens: die Stadt bleibt auf Gemeindeebene vereint und wird
politisch geteilt: der westliche Teil wird zur Hauptstadt Israels und
der östliche zur Hauptstadt des Staates Palästina. Der Führer der dort
wohnenden Palästinenser Faisal al-Husseini befürwortete diese Lösung
öffentlich. Er war ein Spross der vornehmsten Jerusalemer Familie und
der Sohn eines Nationalhelden, der nicht weit von meiner Stellung
entfernt in derselben Schlacht fiel, an der auch ich teilnahm. Jasser
Arafat gab mir seine stillschweigende Zustimmung.

Wenn Präsident Donald Trump Westjerusalem zur Hauptstadt Israels
erklärt und seine Botschaft dorthin verlegt hätte, hätte sich wohl
niemand aufgeregt. Indem Trump den Wortteil "West" wegließ, entzündete
er ein Feuer. Vielleicht wusste er nicht, was er tat, oder
wahrscheinlich war es ihm schnurzegal.

Für mich bedeutet der Umzug der US-Botschaft gar nichts. Er ist eine
symbolische Handlung, die die Wirklichkeit nicht verändert. Falls und
wenn der Frieden kommt, wird sich niemand um irgendeine dämliche
Handlung eines dann schon halbvergessenen US-Präsidenten kümmern.
Inschallah.



DA WAREN sie also, dieser Haufen unbedeutender Wichtigtuer: Israelis,
Amerikaner und die dazwischen. Sie feierten ihr kleines Fest, während
in Gaza Ströme von Blut flossen. Menschen wurden dutzendweise getötet
und Tausende wurden verwundet.

Die Zeremonie begann als zynische Versammlung, wurde schon bald
grotesk und endete unheilvoll. Nero spielte Geige, während Rom
brannte.

Nachdem die letzte Umarmung stattgefunden hatte und das letzte
Kompliment (besonders der eleganten Iwanka) gemacht worden war, blieb
Gaza, was es war: ein riesiges Konzentrationslager mit einigen
überfüllten Krankenhäusern und dem Mangel an Medizin, Nahrungsmitteln,
Trinkwasser und Elektrizität.

Eine lächerliche weltweite Propaganda-Kampagne wurde entfesselt, die
der weltweiten Verurteilung entgegenwirken sollte. Ein Beispiel: die
Geschichte, dass die terroristische Hamas die Bewohner Gazas zum
Demonstrieren gezwungen hätte - als ob irgendjemand dazu gezwungen
werden könnte, sein Leben bei einer Demonstration aufs Spiel zu
setzen.

Oder: die Geschichte, dass Hamas jedem Demonstranten 50 Dollar gezählt
hätte. Würden Sie Ihr Leben für 50 Dollar aufs Spiel setzen? Würde das
irgendjemand tun?

Oder: Die Soldaten hatten keine Wahl, sie mussten sie töten, weil sie
den Grenzzaun stürmten. Tatsächlich tat das niemand - die riesige
Ansammlung israelischer Armee-Brigaden hätte das, falls es sich
angebahnt hätte, leicht, auch ohne zu schießen, verhindern können.
Tatsächlich gibt es kein einziges Foto, das zeigen würde, dass die
Menge versucht hätte, den Zaun zu stürmen.

Fast vergessen war eine kleine Nachricht aus den vorangegangenen
Tagen: Hamas hatte diskret eine Hudna für zehn Jahre angeboten. Eine
Hudna ist ein heiliger Waffenstillstand, der nie gebrochen werden
darf. Die Kreuzfahrer, unsere fernen Vorgänger, schlossen während
ihres 200 Jahre dauernden Aufenthalts im Land viele Hudnas mit ihren
arabischen Feinden.

Die israelischen Führer wiesen das Angebot unmittelbar zurück.



WARUM WURDE also den Soldaten befohlen zu töten? Es ist dieselbe
Logik, die in der gesamten Geschichte zahllose Besatzungsmächte
angetrieben hat: die "Eingeborenen" so sehr in Schrecken versetzen,
dass sie aufgeben. Leider ergab sich daraus fast immer genau das
Gegenteil: Die Unterdrückten wurden härter und entschlossener. Genau
das geschieht jetzt.

Der blutige Montag wird später vielleicht einmal als der Tag
angesehen, an dem die Palästinenser ihren Nationalstolz und ihren
Willen, sich zu erheben und für ihre Unabhängigkeit zu kämpfen,
zurückerobert haben.

Seltsamerweise wurden am folgenden Tag - dem Haupttag des geplanten
Protests, dem Naqba-Tag - nur zwei Demonstranten getötet. Israelische
Diplomaten im Ausland hatten wahrscheinlich angesichts der weltweiten
Empörung SOS-Botschaften nach Hause geschickt. Offenbar hatte die
israelische Armee ihre Befehle geändert. Es wurden nur nicht-tödliche
Mittel eingesetzt und die genügten.



MEIN GEWISSEN erlaubt mir nicht, diesen Artikel ohne Selbstkritik
abzuschließen.

Ich hätte erwartet, dass, noch während das Schießen andauerte, alle
bekannten Schriftsteller Israels gemeinsam eine heftige Verurteilung
veröffentlicht hätten. Das ist nicht geschehen.

Das Verhalten der politischen "Opposition" ist verachtungswürdig. Kein
Wort kam von der Arbeitspartei. Kein Wort von Ja'ir Lapid. Die neue
Führerin der Merez-Partei Esther Sandberg hat wenigstens die Feier in
Jerusalem boykottiert. Die Arbeitspartei und Lapid taten nicht einmal
das.

Ich hätte erwartet, dass die Dutzende unserer tapferen
Friedensorganisationen sich zu einer dramatischen Verurteilung vereint
hätten, einer Verurteilung, die die Welt wachgerüttelt hätte. Auch das
ist nicht geschehen. Vielleicht waren sie starr vor Schreck.

Am folgenden Tag demonstrierten die ausgezeichneten Jungen und Mädchen
der Friedensgruppen gegenüber dem Büro des Likud in Tel Aviv. Etwa 500
nahmen an der Demonstration teil. Weit, weit weniger als die
Hunderttausende, die vor einigen Jahren gegen den Preis von Quark
demonstriert hatten.

Kurz gesagt: Wir haben unsere Pflicht nicht getan. Ich klage mich
selbst ebenso an wie alle anderen.

Wir müssen uns sofort auf die nächste Gräueltat vorbereiten. Wir
müssen uns jetzt organisieren!



ABER WAS allem die Krone aufsetzte, war die riesige Maschinerie, die
zur Gehirnwäsche angekurbelt wurde. Seit Jahren habe ich nichts
Derartiges erlebt.

Fast alle sogenannten "Militärkorrespondenten" verhielten sich wie
Armee-Propagandisten. Tag für Tag unterstützen sie die Armee damit,
dass sie wie diese Lügen und Verzerrungen verbreiteten. Der
Öffentlichkeit blieb nichts anderes übrig, als das alles Wort für Wort
zu glauben. Niemand sagte ihr etwas anderes.

Dasselbe trifft auf fast alle anderen Kommunikationsmittel,
Moderatoren, Ansager und Korrespondenten zu. Sie wurden zu
bereitwilligen Lügnern im Dienste der Regierung. Vielen von ihnen
wurde das wahrscheinlich von ihren Chefs befohlen. Das ist wirklich
kein ruhmreiches Kapitel.

Nach dem blutigen Tag, als sich die Armee der Verurteilung durch die
Welt ausgesetzt sah und das Schießen einstellen musste ("nur" zwei
unbewaffnete Demonstranten wurden getötet), waren sich alle
israelischen Medien darin einig, die Sache zum großen Sieg Israels zu
erklären.

Israel musste die Grenzübertritte öffnen und Nahrungsmittel und
Medizin nach Gaza schicken. Ägypten musste seinen Gaza-Grenzübertritt
öffnen, um viele Hunderte Verwundeter zu Operationen und anderen
Behandlungen aufzunehmen.

Der Tag der Schande ist vorüber. Bis zum nächsten Mal.




Copyright 2018 by Uri Avnery

Aus dem Englischen von Ingrid von Heiseler

Erstveröffentlichtung: Lebenshaus Schwäbische Alb

http://www.lebenshaus-alb.de/magazin/011531.html
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NAHOST/1597: USA - fast eine Kriegserklärung ... (SB)


USA - fast eine Kriegserklärung ...



Spätestens seit der gegenüber dem Iran extrem aggressiven ersten
öffentlichen Rede Mike Pompeos als US-Außenminister am 21. Mai stehen
die Zeichen im Persischen Golf auf Krieg. Der ehemalige CIA-Chef hat
die "härtesten Sanktionen" aller Zeiten gegen die Islamische Republik
angekündigt und eine Reihe unerfüllbarer Forderungen an die Adresse
des "Regimes" in Teheran gestellt. Auch wenn sie den Namen nicht trug,
ist die Rede Pompeos an der rechtskonservativen Heritage Foundation in
Washington nicht anders als eine Kriegserklärung zu deuten. Die
Regierung Donald Trumps fordert von den Iranern die vollständige
Unterordnung unter die Interessen der USA in der Region. Solange sie
nicht einlenken, wird der Iran massivem diplomatischen, militärischen
und wirtschaftlichen Druck mit dem Ziel ausgesetzt, das Land zu
destabilisieren und die Führung in Teheran zu irgendeinem Akt zu
provozieren, den Washington als Vorwand für einen militärischen
Angriff nutzen kann.

"Back to the future? Bolton, Trump and Iranian regime change" - so
lautete der aufschlußreiche Artikel, den der US-Historiker Gareth
Porter bereits am 19. Mai auf der Website der Zeitung Middle East Eye
über den Konfrontationskurs veröffentlicht hat, den Washington
gegenüber Teheran mit dem Anfang Mai erfolgten Ausstieg Trumps aus dem
2015 von den USA, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und
Rußland mit dem Iran vereinbarten Atomabkommen eingeschlagen hat. Wie
kein zweiter hat Porter in den letzten Jahren mit regelmäßigen
Aufsätzen bei Truthdig und Consortium News in allen abstrusen
Einzelheiten die laufende Propagandakampagne amerikanischer
Neokonservativer und israelischer Hardliner zum Thema der angeblich
vom Iran ausgehenden Atombombengefahr entlarvt. Als Haupttreiber des
erneuten Anlaufs Washingtons und Tel Avivs in Richtung eines
"Regimewechsels" sieht Porter Trumps neuen nationalen
Sicherheitsberater John Bolton.

Einige historische Tatsachen sprechen für die Treffsicherheit der
Porterschen Pointe "Zurück in die Zukunft". Aktuell wird auf höchster
Ebene innerhalb der EU diskutiert, wie man europäische Unternehmen wie
Siemens, Total und Aviva, die geschäftlich im Iran tätig sind, vor
Sekundärsanktionen der USA schützen kann. Erwogen wird ein eigenes
EU-Gesetz ähnlich dem, das Brüssel zur Abwehr der 1996 vom US-Kongreß
wegen Nuklearforschung und Unterstützung des "internationalen
Terrorismus" gegen den Iran und Libyen verhängten Sanktionen erlassen
hat. Schon damals galt Bolton wegen seiner Tätigkeit als Berater des
republikanischen Rechtsaußen Senator Jesse Helms aus North Carolina
als führender Initiator dieser Sanktionen. Im selben Jahr verfaßte
Bolton zusammen mit Richard Perle und anderen zionistischen Ideologen
in den USA jenes berühmte Strategiepapier "A Clean Break", das dem
damaligen israelischen Oppositionsführer Benjamin Netanjahu Tipps gab,
wie er nach der Wahl zum Premierminister das "strategisches Umfeld"
seines Landes mittels Destabilisierung der Nachbarstaaten bis hin zum
Regierungssturz neu gestalten könnte.

Nach den Flugzeuganschlägen vom 11. September 2001 haben die USA unter
dem Vorwand des "globalen Antiterrorkrieges" mit der Umsetzung von "A
Clean Break" begonnen. Zu diesem Zeitpunkt arbeitete Bolton als
Staatssekretär im State Department, zuständig für die Bekämpfung des
"internationalen Terrorismus" sowie der Proliferation von
Massenvernichtungswaffen. Wegen angeblicher Nähe zum
Al-Kaida-"Netzwerk" wurde 2003 das "Regime" Saddam Husseins gewaltsam
gestürzt. Nach der raschen Eroberung des Iraks und Einnahme von Bagdad
galt der Iran als nächstes Angriffsziel. Nur wegen des Aufstands
schiitischer und sunnitischer Gruppen gegen die angloamerikanischen
Besatzer konnte das ehrgeizige Vorhaben nicht umgesetzt werden.
Dennoch bestand die ganzen acht Jahre der Regentschaft der
Republikaner George W. Bush und Dick Cheney im Weißen Haus akute
Kriegsgefahr am Persischen Golf. 2011, noch während der
Präsidentschaft des Demokraten Barack Obama, ist es den Neocons doch
noch gelungen, den Sturz Muammar Gaddhafis in Libyen herbeizuführen
und einen blutigen Aufstand dschihadistischer Kräfte gegen das
"Regime" Baschar Al Assads in Syrien loszutreten, der bekanntlich bis
heute anhält.

Laut Gareth Porter hat Bolton vor kurzem im Nationalen Sicherheitsrat
ein dreiseitiges Papier in Umlauf gebracht, das von der ihm
nahestehenden Denkfabrik Security Studies Group (SSG) stammt und in
dem verschiedene Wege, den Iran zu destabilisieren, offen erörtert
werden. Hierzu zählen neben wirtschaftlichen Druckmitteln die
verstärkte Unterstützung verschiedener gewaltbereiter separatistischer
Gruppen im Iran wie der Dschundullah im östlichen Belutschistan,
arabischer Nationalisten in Khuzestan am Persischen Golf und
kurdischer Freischärler in der nordwestlichen Grenzregion zum Irak und
zur Türkei. Namentlich werden in dem SSG-Dokument auch die iranischen
Volksmudschaheddin (MEK) genannt, die von Israel seit Jahren
protegiert und verwendet werden, wenn es darum geht, Attentate auf
iranische Atomphysiker zu verüben oder Enthüllungen über den jüngsten
Stand der Nuklearforschung in der Islamischen Republik in die Welt zu
setzen. Wie zahlreiche andere zionistische Politiker in den USA gilt
Bolton seit Jahren als Freund der MEK und hat Gelder von ihnen für
Redeauftritte genommen, als die Gruppe noch offiziell auf der
US-Terrorliste stand. Auf einer Konferenz der MEK im vergangenen Jahr
in Paris hat Bolton unter tobendem Applaus den Machtwechsel in Teheran
für 2019 angekündigt.

In den letzten Wochen hat die israelische Luftwaffe mehrmals
iranischer Ziele in Syrien angegriffen. In seiner bombastischen Rede
an der Heritage-Stiftung hat Mike Pompeo von Teheran den vollständigen
Abzug aller iranischer Militärberater aus Syrien, den Verzicht auf
jede Einflußnahme auf die Politik im Irak, die Einstellung jeder Hilfe
für die schiitischen Huthis im Jemen sowie ein Ende der Unterstützung
für die Hisb Allah im Libanon und der Hamas im Gazastreifen verlangt.
Dazu wird es nicht kommen. Das hat Irans Präsident Hasan Rohani in
seiner Erwiderung auf Pompeos Erklärung klargestellt. Folglich sind
die Felder innerhalb und außerhalb des Irans, auf denen sich ein
militärischer Konflikt mit den USA entzünden könnte, zahlreich. Ein
weiteres kommt hinzu. Wie die Zeitung The Hill, die auf das
Politgeschehen rund um den Kapitolhügel in Washington spezialisiert
ist, am 21. Mai berichtete, will das Pentagon den angeblich
"unheilvollen Einfluß" des Irans im Nahen Osten unter anderen durch
die verstärkte Durchführung von Operationen zur Aufrechterhaltung der
"Navigationsfreiheit" im Persischen Golf "eindämmen". Da sind
Zusammenstöße mit iranischen Marineinheiten in der Straße von Hormus,
wo wegen der extremen Enge eine Fahrrinne die Hoheitsgewässer der
Islamischen Republik kreuzt, vorprogrammiert.

22. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/054: Erneute Öffentlichkeitsfahndung zum G20-Gipfel gestartet (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 21.05.2018

Erneute Öffentlichkeitsfahndung zum G20-Gipfel gestartet

Rote Hilfe e.V. verurteilt die pauschale Vorverurteilung von
Aktivist*innen 



Knapp zehn Monate nach dem G20-Gipfel in Hamburg haben Polizei und
Staatsanwaltschaft in der vergangenen Woche mit einer erneuten
Öffentlichkeitsfahndung nach Tatverdächtigen begonnen. Dazu wurden Fotos
von 101 Verdächtigen im Internet veröffentlicht. Die Fahndung wurde zudem
auf 15 europäische Länder ausgeweitet.

Die Fahndung per veröffentlichten Fotos ist hoch umstritten. Sie ruft die
Bevölkerung gezielt zur Denunziation auf und stigmatisiert die Betroffenen
zu Straftäter*innen, ohne dass dafür ein legitimer Beweis vorgelegt wird.
Denn bevor die jeweils Verdächtigten ein Gerichtsverfahren erhalten, in dem
ihre Schuld oder Unschuld fest gestellt wird, kursieren bereits Fotografien
in der Presse und im Internet, auf denen sie als Straftäter*innen
diffamiert werden.

Die Hamburger Staatsanwaltschaft teilte nun mit, dass es im Zusammenhang
mit dem G20 bisher keine Person gegeben habe, die zu Unrecht in die
Öffentlichkeitsfahndung gelangt sei. Diese Aussage verdeutlicht, dass alle
Betroffenen bereits im Vorfeld als schuldig betrachtet werden.

"Diese pauschalen Vorverurteilung sind entlarvend", erklärt Heiko Lange,
Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. "Die Unschuldsvermutung,
die für jede*n so genannte*n Straftäter*in vor dem Prozess und der darauf
folgenden Rechtsprechung gelten sollte, wird hier bereits im Vorfeld
aufgehoben. Die Staatsanwaltschaft Hamburg wirft damit sämtliche
rechtsstaatlichen Prinzipien ein für alle Mal über Bord. Wie in einem
solchen Rahmen anschließend selbst theoretisch noch 'faire Prozesse'
möglich sein sollen, erschließt sich mir absolut nicht. Von unabhängigen
Entscheidungen der Justiz kann nicht ausgegangen werden."

Bereits im Vorfeld des G20-Gipfels im Juli des vergangenen Jahres war eine
besonders harte Vorgehensweise gegen Aktivist*innen angedroht worden, um
diese einzuschüchtern. Die dennoch sehr erfolgreichen und vielfältigen
Proteste wurden von massiver Repression und Polizeigewalt begleitet.
Während bereits mehrere Aktivisten zu besonders harten Strafen verurteilt
wurden, führte keines der bisher geführten 140 Verfahren gegen
Polizist*innen zu einer Anklage.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21.05.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06572: Tals kleiner Fehltritt (SB)


1956 bei der Studenten-Weltmeisterschaft saß am dritten Brett ein
unscheinbar wirkender junger Mann, von dem noch niemand ahnte, daß er
in den kommenden Jahrzehnten bis zu seinem Tode die Schachwelt ganz
gehörig auf den Kopf stellen würde. Es war sein internationales Debüt
als Mitglied der sowjetischen Studentenmannschaft. Seine Leistung war
schon damals hervorragend. Von fünf möglichen Punkten erreichte er
vier. Sein Name: Michael Tal. Nicht von ungefähr nannte man ihn den
Zauberer aus Riga. Anekdoten über ihn und seine Glanzpartien gibt es
zuhauf. An dieser Stelle soll eine pikante Geschichte erzählt werden.
Es ist Brauch in Rußland, Turniere dem Gedenken eines berühmten
Schachmeisters zu weihen. Nicht selten wird die Verehrung jedoch in
hohem Maße übertrieben, so daß schließlich Halbgötter und nicht
sonderlich bemerkenswerte Meister aufs Podest gehoben werden. Für
Michael Tal, der durchaus die Leistungen der alten Meister anerkannte,
nicht jedoch den Rummel um ihre Person liebte, waren Gedenkturniere
daher immer schon ein Grauen gewesen. Als er 1967 ein großes Turnier
in Moskau gewann, ließ er seinem Unmut freien Lauf: "Wir spielen
lauter Memoriale. Mal zum Gedenken des großen Tschigorin, mal des noch
größeren Aljechin. Soeben beenden wir ein Turnier - ich weiß nicht zu
wessen Gedenken." Peinlich berührt senkten seine Großmeisterkollegen
die Köpfe. Denn Tal wußte nicht, daß dies Turnier der "großen
sozialistischen Oktoberrevolution" geweiht war. Ein Nachspiel hatte
dieser Fehltritt für ihn freilich nicht. Das heutige Rätsel der Sphinx
ist - Tradition muß sein - Michael Tal gewidmet, auch wenn er sich nun
aus Zorn gerade im Grabe herumdreht. Sein schwedischer Kontrahent aus
der Studenten-Weltmeisterschaft hatte die Königsindische Verteidigung
jenseits von gut und böse behandelt. In der Partie setzte Morgen nun
mit 1...Dd8-d6 fort und gab nach 2.Le4xh7+ Kg8-h8 3.Lh7-e4 a5-a4 4.g4-
g5 auf. Die schwarze Stellung hatte keine Perspektiven. Nun, Wanderer,
wie hätte Tal seinen Vorteil verwerten können, wenn der Schwede 1...h7-
h6 gespielt hätte?
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Tal - Morgen

Studenten-WM 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Solche Geschenke wie 1.Se5-g4?! darf man Michael Adams nicht machen,
wenn man die Partie heil überstehen will. Für den Bulgaren Kiril
Georgiew kam die Reue jedoch zu spät, denn nach 1...Sa4xc3! 2.b2xc3 -
2.Sg4xf6+ Sd5xf6 geht sofort verloren - 2...Lf6xc3+ 3.Lc1-b2 Tc8-c4!
4.De4-f3 Lc3xb2+ 5.Ka1xb2 Tc4-c2+! 6.Kb2xc2 Da6xa2+ 7.Kc2-d3 Da2-c4+
gab Weiß auf, ohne sich nach 8.Kd3-d2 Sd5-b4+ 9.Kd2-e3 Sb4-c2# oder
9.Kd2-e1 Sb4-c2# mattsetzen zu lassen.



Erstveröffentlichung am 25. Mai 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FRAGEN/030: "Dazu habe ich jetzt keine Lust" - Das Phänomen der Anstrengungsverweigerung im Fernstudium (idw)


APOLLON Hochschule der Gesundheitswirtschaft GmbH - 18.05.2018

"Dazu habe ich jetzt keine Lust"

- Das Phänomen der Anstrengungsverweigerung im Fernstudium

Die meisten starten hochmotiviert ins Fernstudium - aber nach einer Phase
erster Euphorie können sich durchaus hartnäckige Vermeidungstendenzen
entwickeln, die unter Umständen sogar den Studienerfolg beeinträchtigen.



Wer in ein Fernstudium startet, hat sich das in der Regel gut überlegt,
"brennt" für sein Studienfach und ist maximal motiviert. Dennoch wird der
eine oder andere Studierende nach einer Weile von einem "Durchhänger"
erwischt - zunächst einmal völlig normal und nicht weiter dramatisch. Wenn
man sich jedoch in einer länger andauernden Negativspirale wiederfindet,
die Leistungen nachlassen und die Selbstzweifel kommen, entwickelt sich
die Sache zum Problem. Wir haben uns mit Professor Dr. Marc Schipper,
Psychologe, Neurowissenschaftler, Mediator und im Dekanat Prävention und
Gesundheitsförderung der APOLLON Hochschule unter anderem für die Leitung
verschiedener Module des Bachelor-Studiengangs "Angewandte Psychologie"
(B. Sc.) zuständig, über das Phänomen der Anstrengungsvermeidung im
Fernstudium unterhalten.

Den Ursachen auf der Spur

"Zunächst einmal ist es wichtig festzuhalten, dass Vermeidungstendenzen
keine diagnostische Einheit darstellen. Es handelt sich dabei vielmehr um
einen ganzen Symptomkomplex mit verschiedenen, individuell variierenden
Bedingungsfaktoren," erklärt Marc Schipper die Hintergründe des Phänomens.
Zu den typischen Ursachen der Anstrengungsvermeidung in Bezug auf das
Fernstudium zählen laut Schipper beispielsweise:


	Ein Ungleichgewicht in der "Work-life Balance" beziehungsweise Koordinationsprobleme mit den Lebenswelten außerhalb des Studiums

	Vielen fällt der Wiedereinstieg ins "Lernen" nach Jahren der Berufstätigkeit oder Familiengründung schwer

	Angst vor Bewertung durch andere

	Mangelndes Durchhaltevermögen, allgemeine Unsicherheit und ein geringes Selbstvertrauen

	Misserfolge

	Bevorzugung anderer Tätigkeiten

	Isoliertes Lernen: Es ist für manche Menschen schwierig, denn allein fällt vieles schwerer - während sich "geteiltes Anstrengen wie halbes Anstrengen" anfühlen kann. Im Fernstudium gibt es zunächst jedoch keine direkten Kommunikationspartner, mit denen ein Austausch über Studienorganisation und -inhalte stattfinden könnte.




Wie entwickeln sich Vermeidungstendenzen? Gibt es Menschen, die
besonders dazu neigen?

"Im Fernstudium ist oft zu beobachten, dass die Studierenden anfangs sehr
motiviert erscheinen - selbst wenn sie ein bisschen Angst vor der neuen
Herausforderung haben," erläutert Marc Schipper. "Zu Motivationsdefiziten
und Vermeidungstendenzen kommt es dann oft erst, wenn sie über einen
längeren Zeitraum keinen Kontakt zu anderen Studierenden oder Tutoren
hatten. Es fehlt dann ein soziales System, in dem man sich mit seinen -
studienspezifischen - Problemen weniger allein fühlt. Ein Fernstudium hat
auf der einen Seite den großen Vorteil freier Gestaltung und
Ortsunabhängigkeit, kann im Gegenzug aber nicht so viel direkte
Interaktion bieten wie ein Präsenzstudium, bei dem täglich ein direkter
Austausch mit Kommilitonen möglich ist."

Ob es bestimmte Persönlichkeitseigenschaften unter Fernstudierenden gibt,
die Vermeidungstendenzen forcieren, sei nur schwer einzuschätzen, so Marc
Schipper. Menschen wiesen sehr verschiedene Bewältigungsstrategien auf,
des Weiteren variiere die Fähigkeit, Emotionen zu regulieren sehr. "Ein
introvertierter Mensch, der eher für sich arbeitet, ist unter Umständen
weniger anfällig für durch Isolation verursachte Vermeidungstendenzen als
ein extrovertierter Mensch, der beim Lernen gerne kommuniziert.

Andererseits kann der extrovertierte Mensch sich diese Kommunikation auch
im Fernstudium einholen: etwa durch WhatsApp-Gruppen, Mailkontakte,
selbständige lokale Gruppenbildung oder APOLLON Stammtischbesuche. Ein
zurückhaltender Mensch könnte wiederum Probleme haben, solche Kontakte
überhaupt zu suchen," schildert Schipper die verschiedenen Möglichkeiten.

Ähnliches gelte auch für andere Faktoren: So gehen einige Menschen trotz
der Mehrfachbelastung Familie, Beruf und weiteren Tätigkeiten ohne größere
Vermeidungs- oder Motivationsprobleme durch das Studium, andere wiederum
werden dadurch sehr gestresst. Das bedeutet auch: "Es gibt deshalb auch
kein Patentrezept zur Lösung von Vermeidungsproblemen, denn sämtliche
Lösungsansätze sind personen- und kontextabhängig. Grundsätzlich ist es
jedoch wichtig, das Problem anzusprechen und es nicht zu verdrängen oder
unter Verschluss zu halten. Leider passiert das oft, da Menschen solche
Tendenzen oft als persönliche Schwäche betrachten - dabei sollte man sich
klar machen: Vermeidungstendenzen sind etwas relativ normales und wenn sie
früh genug angegangen werden, oft gut in den Griff zu bekommen," ermutigt
Marc Schipper Betroffene zur Offenheit.

Wie äußert sich die Thematik üblicherweise und ab wann wird sie zum
Problem?

"Im Fernstudium zeigt sich zunächst reduzierte Motivation, einhergehend
mit schlechten Leistungen und einem lustlosen 'vor sich hin studieren'",
beschreibt Marc Schipper die Anfänge des Phänomens. "Später folgen Zweifel
an den im Studium geforderten Fähigkeiten und eventuell auch generelle
Selbstzweifel sowie ein nachlassendes Selbstwirksamkeitsgefühl." Was also
tun, wenn es zu einer konkreten Belastung wird, die sich auch auf andere
Lebensbereiche ausdehnt oder einen negativen Einfluss auf das Wohlbefinden
hat? Wenn beispielsweise der Wunsch, das Studium zu absolvieren nach wie
vor groß ist, aber es trotzdem nicht klappen will? Marc Schipper hat uns
einige praktische Tipps verraten:


	Misserfolge führen zur Beeinträchtigung des Selbstwirksamkeitsgefühls - Erfolge bauen es wieder auf. Ein wohlwollendes, aufbauendes, wertschätzendes und weiterhelfendes Verhalten von Tutoren und Professoren, die hier die Motivatorrolle übernehmen, kann sehr hilfreich sein. So kann zudem die Angst vor Bewertungen verringert werden. Aber auch die Studierenden selbst können viel tun, um sich selbst zu motivieren, mehr dazu gibt es beispielsweise hier [1].




	Motivation ist gerade im Fernstudium wichtig, da sie eine maßgebliche Energiequelle darstellt. Um kleinere Motivationslöcher zu überwinden, gibt es zahlreiche praktische Tipps, wie zum Beispiel hier [2].




	Angst hindert uns am Lernen - deshalb ist es wichtig, Ängste abzubauen. Dabei helfen einerseits motivierende sowie verständnisvolle Lehrkräfte und Mentoren, andererseits ist dafür auch die regelmäßige Kommunikation mit anderen Studierenden wichtig.




	Machen Sie Ihr Fernstudium so interaktiv wie möglich: Suchen Sie Kontakt zu Kommilitonen, besuchen Sie die APOLLON Stammtische und finden Sie Kommilitonen in Ihrer Nähe. Bilden Sie Lerngruppen und sprechen Sie mit Ihren Kommilitonen über Probleme, die Sie unter Umständen mit dem Fernstudium haben.




	Wer in einer Sinnkrise in Bezug auf das Studium steckt, sollte reflektieren, warum er das Studium in Angriff genommen hat und wie motiviert er sich zu Beginn des Studiums fühlte. Danach sollte man die aktuelle Gefühlslage mit dem damaligen Zustand vergleichen und hinterfragen, was zu den Veränderungen geführt hat. Wer diese Fragen für sich einigermaßen konkret beantwortet hat, kommt dem Ziel die Vermeidung zu verringern schon ein ganzes Stück näher. Außerdem hat man so eine gute gedankliche Grundlage, um das Gespräch mit einer selbst gewählten Vertrauensperson an der Hochschule zu führen - beispielsweise mit dem APOLLON Studienservice [3].




Anmerkungen und Verweise:

[1] https://www.apollon-hochschule.de/studienservice/ihr-studienservice/tipps-zum-fernstudium/motivation-durch-kommunikation-gute-vorsaetze-fassen-und-durchhalten/?L=0

[2] https://www.apollon-hochschule.de/studienservice/ihr-studienservice/tipps-zum-fernstudium/5-tipps-gegen-das-motivationstief/?L=0

[3] https://www.apollon-hochschule.de/studienservice/ihr-studienservice/.


Weitere Informationen unter:

https://www.apollon-hochschule.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1709

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

APOLLON Hochschule der Gesundheitswirtschaft GmbH, Tine Klier, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2270: Halbschwergewicht - jetzt oder nie ... (SB)




Callum Johnson fordert IBF-Weltmeister Artur Beterbijew heraus

Callum Johnson hat sich bereiterklärt, gegen Artur Beterbijew
anzutreten, der den Titel des Verbands IBF im Halbschwergewicht in
Kürze verteidigen muß. Dies mutet insofern erstaunlich an, als
Kandidaten in aller Regel vom jeweiligen Weltmeister oder dessen
Promoter unter mehreren Optionen ausgewählt werden und das Lager des
Champions nicht händeringend einen willigen Gegner suchen muß. Der in
17 Kämpfen ungeschlagene Johnson steht derzeit nur an Nummer acht der
IBF-Rangliste, doch hatte keiner der vor ihm plazierten Akteure
Interesse erkennen lassen, sich mit dem Weltmeister zu messen. Das hat
einen handfesten Grund. Der Russe hat zwar erst zwölf Profikämpfe
bestritten, aber alle vorzeitig gewonnen, und gilt neben dem
WBA-Champion Dmitri Biwol derzeit als gefährlichster Boxer seiner
Gewichtsklasse.

Da niemand Lust hatte, das dreizehnte Opfer Beterbijews zu werden,
springt Callum Johnson in die Bresche, der seine zwiespältige Lage mit
folgenden Worten kurz und bündig auf den Punkt brachte: "Ich weiß
nicht, wie ich das machen soll. Ich weiß nur, warum ich es mache." Der
Titelkampf ist für ihn ein großer Sprung nach vorn, da die
namhaftesten Gegner in seiner acht Jahre währenden Profikarriere Frank
Buglioni und Wilbeforce Shihepo waren. Johnson neigt dazu, seine
Gegner frühzeitig anzugehen und niederzuschlagen, doch genau das wäre
Gift im Falle Beterbijews, der diese Kampfesweise allen anderen
vorzieht und daraus Kapital schlägt. Er liebt die Halbdistanz und den
Infight, zumal er in dieser Enge beidhändig mit enormer Wucht schlagen
und Wirkung erzielen kann. Sollte es der Herausforderer wagen, sich
mit dem Russen auf den Schlagabtausch einzulassen, drohte ihm ein
frühes Ende nach wenigen Runden. Andererseits ist ungewiß, ob er seine
gewohnte Kampfesweise umstellen und dann immer noch effektiv zu Werke
gehen kann.

Unter diesen denkbar ungünstigen Umständen stellt sich zwangsläufig
die Frage, warum sich Johnson überhaupt auf den Kampf eingelassen hat.
Da er bereits 32 Jahre alt, aber in den Ranglisten nicht allzu günstig
positioniert ist, kann er diese Gelegenheit schlichtweg nicht
ungenutzt vorüberziehen lassen. Bei den Verbänden WBA und WBC taucht
er überhaupt nicht unter den Top 15 auf, die für einen Titelkampf in
Frage kommen. Die WBO führt ihn nur an Nummer 13, so daß er dort kaum
an den Weltmeister Sergej Kowaljow herankäme. Der läge ihm zwar
vermutlich wesentlich besser als Beterbijew, doch steht zu vermuten,
daß ihn Kowaljows Promoterin Kathy Duva von Main Events ohnehin nicht
an den Champion heranließe, weil dies als zu riskant eingeschätzt
würde.

Schlüge Johnson das Angebot aus, mit Artur Beterbijew in den Ring zu
steigen, würde es möglicherweise Jahre dauern, bis er noch einmal
einen Titelkampf bekommt. Dennoch ist es ihm hoch anzurechnen, daß er
sich dem Russen stellt. Selbst prominente Anwärter wie Anthony Yarde
und Marcus Browne haben es vorgezogen, die Kurve zu kratzen und lieber
Sergej Kowaljow samt dessen WBO-Gürtel anzusteuern, weil sie sich dort
bessere Erfolgschancen ausrechnen. So wie sich die Situation im
Halbschwergewicht entwickelt, könnte Artur Beterbijew bald selber auf
Sergej Kowaljow treffen. [1]

Im Frühjahr 2017 wurde bekannt, daß sich Beterbijew von seinem
Promoter Yvon Michel trennen will. Offenbar war der gebürtige
Tschetschene angesichts seiner stagnierenden Karriere unzufrieden mit
dessen Möglichkeiten, ihm die maßgeblichen Auftritte in einer
angemessenen Frist zu verschaffen. Beterbijew war in seiner langen
Amateurlaufbahn für die russische Mannschaft international erfolgreich
und hat unter anderem an den Olympischen Spielen 2008 in Beijing und
2012 in London teilgenommen. Seit seinem Wechsel ins Profilager im
Jahr 2013 stand er bei Yvon Michel unter Vertrag. Er konnte 2015 nur
zwei Kämpfe austragen und wurde dann aufgrund einer Schulterverletzung
ein Jahr außer Gefecht gesetzt.

Der lange anhaltende Vertragsstreit mit seinem Promoter GYM dürfte nun
binnen weniger Wochen beendet sein. Eine dreitägige Anhörung vor
Gericht hat gerade stattgefunden, und so rechnet Beterbijew damit, in
einigen Tagen zu erfahren, ob er weiterhin an GYM gebunden ist oder
seiner Wege gehen kann. Wie er in den sozialen Medien berichtet, sei
er mit dem Verlauf der Anhörung zufrieden und guten Mutes, was die
richterliche Entscheidung betrifft. Er danke seinem Anwaltsteam für
dessen Engagement wie auch allen Freunden und Fans, die ihn
unterstützt haben.

Yvon Michel hat eigenen Angaben zufolge vor, Beterbijew beim Sender
HBO unterzubringen und zu diesem Zweck bereits mit HBO-Chef Peter
Nelson gesprochen. Denkbar wären dann spektakuläre Duelle mit den
Weltmeistern Dmitri Biwol (WBA) und Sergej Kowaljow (WBO). Dazu wird
es jedoch zumindest auf diesem Weg nicht kommen, sofern Beterbijew per
Gerichtsbeschluß aus dem Vertragsverhältnis freikommt. Laut
Medienberichten in Montreal würde er sich in diesem Fall
voraussichtlich dem Promoter Bob Arum (Top Rank) anschließen, so daß
seine Auftritte künftig bei ESPN zu sehen wären. Auf jeden Fall wäre
es günstig für die Karriere des Russen, künftig häufiger Kämpfe zu
bestreiten als in den letzten beiden Jahren. Aufgrund von Verletzungen
und wohl auch der Kontroverse mit Yvon Michel stieg er 2016 nur
zweimal und 2017 sogar nur ein einziges Mal in den Ring.

Dabei setzte er sich im Kampf um den vakanten IBF-Titel im November in
Fresno, Kalifornien, in der zwölften Runde gegen Enrico Kölling durch.
Der Russe behielt wie erwartet gegen den Außenseiter die Oberhand,
wurde aber seinem Ruf nicht gerecht, zu den gefährlichsten Akteuren in
dieser Gewichtsklasse zu gehören. Kölling vermied es weitgehend, sich
der gefürchteten Schlagwirkung des Gegners auszusetzen, und
beschränkte sich meist auf die Defensive. Beterbijew versäumte es
jedoch über weite Strecken, ihm entschieden nachzusetzen, und schien
erst nach einem Treffer in der zwölften Runde aufzuwachen. Nun griff
er endlich mit aller Macht an und schickte den Kontrahenten zweimal
auf die Bretter, der daraufhin aus dem Kampf genommen wurde.

Auch Callum Johnson hat in den letzten Jahren nur wenige Auftritte
gegeben. 2016 waren es noch drei Kämpfe, in denen er einen sehr guten
Eindruck hinterließ. Doch 2017 sah man ihn überhaupt nicht im Ring,
und 2018 machte er gleich in der ersten Runde mit Frank Buglioni
kurzen Prozeß. Johnson wäre zu wünschen, daß er künftig von
Verletzungen verschont bleibt und regelmäßig kämpfen kann, um seiner
Karriere wieder Schwung zu verleihen. Ein Sieg über Beterbijew wäre
natürlich ein regelrechter Durchbruch, mit dem er sich einen Namen
machen und die Tür zu Duellen mit anderen Weltmeistern weit aufstoßen
könnte. Für Biwol und Kowaljow wäre er hochinteressant, wenn es ihm
gelänge, den IBF-Titel in seinen Besitz zu bringen. Doch das ist, wie
gesagt, ein Kunststück, das zu den anspruchsvollsten im aktuellen
Halbschwergewicht gehört.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/callum-johnson-says-hell-fight-artur-beterbiev/#more-263447

22. Mai 2018
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/088: Witten - "Kein Ort. Nirgends", Erzählung von Christa Wolf, Uraufführung 24. Mai


"Kein Ort. Nirgends" in der Uni Witten/Herdecke

Die Erzählung von Christa Wolf wird am 24. Mai aufgeführt



Die Regisseurin Blanche Kommerell hat mit Studierenden die Erzählung
"Kein Ort. Nirgends" von Christa Wolf in eine szenischen Fassung
gebracht. Sie wird nach der Premiere im April in Berlin in der
Mendelssohn-Remise am 24. Mai 2018 um 20 Uhr auch im Audimax der
Universität Witten/Herdecke zu sehen sein. Die Erzählerin spricht
Blanche Kommerell, Andrea Kreisel ist die innere, Lydia Roknic die
direkte Stimme der Karoline von Günderrode, Jonas Tschu liest Heinrich
von Kleist. Außerdem spielen Franca Damsch (Klavier) und Leonie
Steinbeis (Harfe) die musikalischen Partien. Der Eintritt ist frei,
Spenden sind willkommen.

Gespielt und erzählt wird eine fiktive Begegnung im Jahr 1804, im
Salon eines Landhauses in Winkel im Rheingau. Der Dichter Heinrich von
Kleist trifft auf die erst lange nach ihrem Selbstmord 1806 als
Dichterin anerkannte Karoline von Günderrode. Eine Teegesellschaft
vereint außerdem den Dichter Clemens Brentano, seine Schwestern
Bettine und Gunda, den Juristen Carl von Savigny, später preußischer
Justizminister, und andere Gäste. Während zwischen ihnen mehr oder
weniger tiefsinnige Gespräche stattfinden, stehen Günderrode und
Kleist als Fremde im Raum. Gerade dadurch aber erkennen sie ihre
Seelenverwandtschaft. Ein Spaziergang mit der ganzen Gesellschaft
erlaubt ihnen, sich einander zu nähern und eine Zeit lang ungestört
miteinander zu sprechen. Christa Wolf sagte zu ihrem Stück später:
"'Kein Ort. Nirgends' hab ich 1977 geschrieben. Das war in einer Zeit,
da ich mich selbst veranlasst sah, die Voraussetzungen von Scheitern
zu untersuchen, den Zusammenhang von gesellschaftlicher Verzweiflung
und Scheitern in der Literatur." Und diese Aktualität war für die
Regisseurin auch der Grund, das Stück neu entstehen zu lassen: "Die
romantische Begegnung zweier Menschen, die aber nicht zusammen kommen
und die an der sie umgebenden Gesellschaft scheitern, das war für
Kleist um 1800, für Wolf in den siebziger Jahren und für mich auch
heute noch hoch aktuell. Darum wollte ich die Erzählung neu entstehen
lassen."

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

*

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Alfred-Herrhausen-Straße 50

D - 58448 Witten

Internet: http://www.uni-wh.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





EXKURSION/218: Braunschweig - Nachtwanderung durch das Naturschutzgebiet Riddagshausen am 26.5.


Nachtwanderung durch das Naturschutzgebiet Riddagshausen



Braunschweig. Eine Nachtwanderung durch das Naturschutzgebiet
Riddagshausen, unter dem Titel "Wilde Nacht II" startet am Samstag,
26. Mai, um 20.30 Uhr, am Haus Entenfang, Nehrkornweg 2 und dauert
etwa drei Stunden. Die Biologin Alexandra Bös erläutert Wissenswertes
über das Verhalten und die Lebensweise der nachtaktiven Tiere, die man
in Riddagshausen beobachten kann. Nach Möglichkeit sollen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eigene Ferngläser und Taschenlampen
mitbringen

Diese zweite Nachtwanderung in diesem Jahr führt durch die Dämmerung
in Riddagshausen in die Dunkelheit. In der Dämmerung sind noch einige
Vögel an den Teichen zu hören und zu beobachten. Mit etwas Glück
zeigen sich auch andere Wildtiere.

Der Weg führt an den Schapenbruchteich, wo die größten Fledermäuse im
letzten Tageslicht ihre Bahnen ziehen. Dabei verrät ein
Fledermausdetektor genau, welche Fledermausarten gerade fliegen. In
der Stille der Dunkelheit sind die Geräusche und Stimmen der Tiere zu
hören, und man kann beispielsweise hören, wo sich ein Laubfrosch
versteckt. Man hört man vieles, was tagsüber verborgen bleibt.

Mit der kostenlosen Führung wird die Möglichkeit gegeben, die
Schönheit und Vielfalt im Naturschutzgebiet unter fachlicher Anleitung
aus direkter Nähe zu betrachten. Die Nachtwanderung ist sehr spannend
und auch für Familien mit Kindern gut geeignet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





LÄRM/133: Schutz vor Fluglärm per Gesetz verbessern (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 17.05.2018

Schutz vor Fluglärm per Gesetz verbessern



Das Öko-Institut und das Büro GeräuscheRechner haben im Auftrag des
Umweltbundesamtes das Fluglärmschutzgesetz analysiert. Sie stellen
fest, dass vor allem die derzeit geltenden gesetzlichen Grenzwerte
gesenkt werden müssen, nach denen die Lärmschutzzonen eingerichtet
werden

Der Bundestag entscheidet in dieser Legislaturperiode, ob die
gesetzlichen Anforderungen des Fluglärmschutzgesetzes ausreichen, um
die menschliche Gesundheit vor Fluglärm zu schützen. Nun liegt der
Fluglärmbericht der Bundesregierung vor, der aktuell in der Länder-
und Verbändebeteiligung diskutiert wird. Als Vorarbeit haben das 
Öko-Institut und das Büro GeräuscheRechner im Auftrag des
Umweltbundesamtes das Fluglärmschutzgesetz analysiert. Sie stellen
fest, dass vor allem die derzeit geltenden gesetzlichen Grenzwerte
gesenkt werden müssen, nach denen die Lärmschutzzonen eingerichtet
werden. Dies gewährleistet zwar mehr passiven Schallschutz, ist jedoch
zugleich nur ein Schritt, um die Bevölkerung vor den Belastungen des
Fluglärms zu schützen. Dafür muss insbesondere der aktive Schallschutz
gestärkt und rechtlich verpflichtend verankert werden.

Aktiver Schallschutz: Belästigung durch Fluglärm stärker vermeiden

Die Bevölkerung rund um einen Flughafen fühlt sich durch Fluglärm
belästigt oder beeinträchtigt. Bislang mussten die Flughafenbetreiber
vor allem in bauliche Maßnahmen zum Schallschutz investieren. Damit
wird zwar ein höherer Schutz innerhalb eines Wohnhauses erreicht, an
der Fluglärmsituation insgesamt ändert dies aber nichts. Öko-Institut
und GeräuscheRechner stellen deshalb in ihrem Gutachten fest, dass
Maßnahmen des aktiven Schallschutzes künftig im Gesetz größere
Berücksichtigung finden müssen.

Aktiver Schallschutz will dabei den Lärm direkt an der Quelle mindern -
also den Lärm, der von den Flugzeugen und vom Fliegen selbst ausgeht.
Dazu gehört beispielsweise der Einsatz moderner, geräuscharmer
Flugzeuge. Flugrouten bzw. deren Verlauf können angepasst werden, um
Siedlungsgebiete gezielt zu umfliegen, Landebahnen aus größerer Höhe
angeflogen und Lärmpausen im Umfeld von Flughäfen geschaffen werden.

"Es müssen verpflichtende Regelungen dafür geschaffen werden, dass
Fluglärm möglichst weitgehend vermieden wird", fasst Silvia Schütte
vom Öko-Institut zusammen. "Dazu gehört zum Beispiel, Fluggerät wie
Triebwerke nach aktuellem Stand zu modernisieren oder auszutauschen."
Lärm an der Quelle zu vermeiden, sollte dabei gegenüber anderen
Maßnahmen die höhere Priorität genießen.

Grenzwerte senken, Gesundheit schützen

Schlafstörungen, Herzinsuffizienz, depressive Erkrankungen oder
Lernschwierigkeiten bei Kindern - die möglichen Folgen von Fluglärm
sind nachweislich teilweise schwerwiegender als bei Verabschiedung des
bisherigen Fluglärmschutzgesetzes angenommen. Die Expertinnen und
Experten empfehlen daher, die bislang im Fluglärmschutzgesetz
festgelegten Grenzwerte um mindestens 5 bis 10 Dezibel (dB(A))
abzusenken.

"Die Lärmwirkungsforschung zeigt, dass die bisher im Gesetz
vorgesehenen Werte keinen ausreichenden Schutz vor den negativen
Auswirkungen von Fluglärm bieten", fügt Dr. Bettina Brohmann, Expertin
für Lärmwirkungsforschung am Öko-Institut hinzu. "Neben erheblichen
Belästigungswirkungen ist das Risiko mentaler Erkrankungen im
Zusammenhang mit Fluglärm zu beobachten."

Umfassende Evaluation des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm

Die Bundesregierung hatte bereits 2007 das Fluglärmschutzgesetz
überarbeitet. Nach einer im Gesetz selbst festgelegten 10-Jahres-Frist
soll nun überprüft werden, ob das Gesetz dem aktuellen Stand der
Luftfahrttechnik und den aktuellen Erkenntnissen der
Lärmwirkungsforschung angepasst werden muss. Das Gutachten des 
Öko-Instituts und des Büros GeräuscheRechner wertet umfassend die
existierenden gesetzlichen Regelungen, die technischen Möglichkeiten
zum Schutz vor Fluglärm sowie die gesundheitlichen Auswirkungen von
Fluglärm aus. Die Empfehlungen können nun für die Überarbeitung der
gesetzlichen Regelungen herangezogen werden.



"Weiterentwicklung der rechtlichen Regelungen zum Schutz vor Fluglärm -
Gutachten zur Evaluation des Fluglärmschutzgesetzes" von Öko-Institut
und GeräuscheRechner 

https://www.oeko.de/publikationen/p-details/weiterentwicklung-der-rechtlichen-regelungen-zum-schutz-vor-fluglaerm-1/

Vorgängergutachten "Evaluation der 2. Fluglärmschutzverordnung" von
Öko-Institut, GeräuscheRechner und Rechtsanwalt Tobias Lieber

https://www.oeko.de/publikationen/p-details/evaluation-der-2-fluglaermschutzverordnung-2015/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695880

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, Romy Klupsch, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





INITIATIVE/297: Österreich - Noch ist CETA nicht beschlossen! Giftzähne sind nicht gezogen! (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. Mai 2018

GLOBAL 2000 ruft Nationalrat auf, Kanada-EU-Handelspakt nicht
zuzustimmen - Online-Protest an Parteivorsitzende der
Parlamentsparteien



Wie erwartet beschloss der österreichische Ministerrat heute, CETA dem
österreichischen Nationalrat zur Ratifizierung vorzulegen. Der
Handelspakt trat am 21. September 2017 nur vorläufig in Kraft, da er
in vielen EU-Mitgliedsstaaten (darunter auch Österreich) noch
ratifiziert werden muss - jetzt soll er noch rasch vor dem Sommer
durch Nationalrat und Bundesrat endgültig beschlossen - oder abgelehnt
werden.

"Während die Erläuterungen zur Ratifizierung ungewöhnlich schnell
vorbereitet wurden, bleiben die fundamentale[n] Probleme des Abkommens
weiter ungelöst, anders als dies einige Regierungsmitglieder
behaupten. Die österreichische Bundesregierung geht dabei sogar so
weit, ein rechtliches Risiko zu übernehmen, wenn sie die anstehende
EuGH-Meinung zur Vereinbarkeit von CETA mit den EU Verträgen nicht
abwartet", warnt Leonore Gewessler, Geschäftsführerin von GLOBAL 2000,
"Wir rufen die ÖsterreicherInnen auf, sich an unserem Online-Protest
zu beteiligen und sich so an die Parteivorsitzenden der
Nationalratsparteien zu wenden. Das Parlament hat es jetzt in der Hand
wegen der vielen Fallstricke in CETA die Notbremse zu ziehen."

Giftzahn Investitionsgericht: Sonderklagerechte für Konzerne
hebeln nationale Gerichte aus

Das geplante Investitionsgerichtssystem ICS soll es internationalen
Konzernen ermöglichen, Staaten zu verklagen, ohne sich an ein
nationales Gericht zu wenden. Geklagt werden kann bei
'ungerechtfertigt hohen' Maßnahmen, die Staaten beispielsweise für den
Schutz der Umwelt oder der Gesundheit umsetzen wollen. Entgeht den
Konzernen dadurch ein erwarteter Gewinn, sollen sie sich an dieses
internationale Sondergerichtssystem wenden können, deren
Zusammensetzung und Verhandlungsmodus noch nicht einmal abschließend
geregelt ist.

'Regulierungszusammenarbeit' - Einfluss der Industrie auf Gesetze
wird noch leichter

Regulierungszusammenarbeit im CETA-Zusammenhang bedeutet, dass die EU
und Kanada in Zukunft versuchen wollen, Gesetze, Richtlinien,
Verordnungen - also regulatorische Maßnahmen und Eingriffe des Staates
- aufeinander abzustimmen, um Handelsbarrieren abzubauen. "Das ist in
vielen Bereichen problematisch, da zahlreiche Regelungen sehr
unterschiedlich sind: In der EU gibt es etwa strengere Regelungen für
Chemikalien oder Gentechnik", so Gewessler, "Durch CETA könnten
Gesetze bereits vor Inkrafttreten durch den Einfluss der Industrie
verzögert oder aufgeweicht werden."

Gentechnik wird Tür und Tor geöffnet

Der Biotechnologie (und somit auch der Gentechnik) ist im CETA-Vertrag
ein eigenes, kurzes, aber aussagekräftiges Kapitel gewidmet, das klar
macht: Es soll alles getan werden, damit auch für die Gentechnik keine
'unnötigen' Handelsbarrieren mehr bestehen. Im Rahmen der Zulassung
sollen strenge Regulierungen gelockert, handelshemmende Maßnahmen
vermieden und generell enger zusammengearbeitet werden. Als besondere
Barriere wird etwa die Nulltoleranz für die in der EU nicht
zugelassenen GVOs angesehen.

"Wir rufen die ParlamentarierInnen aller Parteien im Nationalrat auf,
die Ratifizierung unter diesen Umständen zu verweigern", so Gewessler,
"Es gibt jetzt nur einen richtigen Weg: Das Abkommen stoppen und
EU-Handelspolitik auf einen neuen Weg bringen, sodass sie im Dienste
der Menschen, der Umwelt und des Klimaschutzes steht."

Der GLOBAL 2000 Online-Protest:

www.global2000.at/ceta-verhindern

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien
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E-Mail: office@global2000.at
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FRAGEN/017: Tschernobyl und Fukushima - Die Subjektivität des Objektivs (Gorleben Rundschau)


Gorleben Rundschau - III-IV/2018, 40. Jahrgang, Ausgabe 1065

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Die Subjektivität des Objektivs

Ein polnischer Fotograf dokumentiert den Umgang mit den Katastrophen
in Tschernobyl und Fukushima

Interview von Andreas Conradt



Tschernobyl, Fukushima Dörfer und Kleinstädte sind das Revier, in
denen Akadiusz Podniesinski seine Motive entdeckt. Und menschenleeres
Land. Verstrahltes Land. Der polnische Fotograf hat schon mehrfach
beide Orte der größten Unfälle der Menschheitsgeschichte besucht:
Tschernobyl und Fukushima. hat mit ihm gesprochen.

Wann und wie lange haben Sie die Unglücksreaktoren in Tschernobyl
und Fukushima besucht?

Akadiusz Podniesinski: Tschernobyl habe ich zum ersten Mal vor
zehn Jahren besucht, nachdem ich endlich die erforderliche Genehmigung
für die Sperrzone erhalten hatte. Und ich wusste vom ersten Moment,
dass dies nicht mein letzter Trip dorthin sein würde. Mich hat nicht
nur die Geschichte dieses Fleckens interessiert, sondern auch der
Fortgang der Arbeiten, mit denen die Folgen des Unglücks behoben
werden sollen. Und natürlich das Leben der alten, kranken Leute, die -
aller Verbote zum Trotz - in die Sperrzone zurückgekommen sind und
dort unter zum Teil schwierigsten Bedingungen leben. Seitdem habe ich
Tschernobyl mehrmals im Jahr besucht - und hatte natürlich keine
Ahnung, dass sich, während ich noch in der Ukraine fotografierte, in
Japan ein ähnliches Desaster ereignen würde. Als es dann geschah,
zwang es mich geradezu, an beiden Orten parallel zu arbeiten. Seitdem
habe ich Fukushima ein paar Dutzend Male besucht. Häufig mit
Direktflügen aus der Ukraine nach Japan.

Die zwei Super-GAUs in Tschernobyl und Fukushima sind die
beherrschenden Themen Ihres Lebens. Gab es den Schlüsselmoment, der
Ihr Interesse geweckt hat?

AP: Mein Interesse am Phänomen Tschernobyl begann in meinen
Jundtagen, in der Zeit, als die radioaktive Wolke Polen überquerte.
Ich erinnere mich an die große Unruhe im Land und an den Geschmack von
Ludols Jodlösung. Erst später begriff ich, dass wir das Zeug nehmen
mussten, um eine Anreicherung von radioaktivem Jod in unseren Körpern
zu verhindern. Ich glaube, die Unruhe und das Jod haben mein Interesse
an Tschernobyl geweckt, und mein erster Besuch dort hat es erst recht
vergrößert.

Gibt es einen Schwerpunkt in Ihrer Arbeit?

AP: Weil die Führung der UdSSR sofort nach dem Unglück eine
Nachrichtensperre verhängt und Falschmeldungen in Umlauf gebracht hat,
sind Ausmaß und Folgen der Katastrophe unter Wissenschaftlern bis
heute umstritten. Auch viele Wissenschaftler und Offizielle, die sich
aktuell zu Tschernobyl äußern, sind noch nie dort gewesen. Hinzu
kommt, dass fast alle wissenschaftlichen Arbeiten von Organisationen
finanziert und in Auftrag gegeben wurden, die der Kernkraft nahe
stehen. So ist es bis heute schwierig, zu korrekten Einschätzungen zu
kommen. Diese Unschärfe scheint mir so ungeheuerlich zu sein, dass
ich, statt einen Schwerpunkt zu setzen, meine Kraft dafür aufwende,
den jeweils aktuellen Zustand der Sperrzone und seiner Einwohner als
Ganzes zu dokumentieren und der internationalen Gemeinschaft die
tragischen Resultate eines Atomunfalls nahezubringen.

Welche Unterschiede gibt es im Umgang mit den AKW-Havarien in Japan
und in der Ukraine?

AP: Es wäre einfacher, über die Parallelen zu sprechen, denn
davon gibt es überraschend viele. Anders als uns Politiker, Lobbyisten
und Wissenschaftler glauben machen wollen, ähneln sich beide GAUs
frappierend. Selbst wenn wir in Betracht ziehen, dass beide Unfälle
durch unterschiedliche Faktoren ausgelöst wurden - obwohl beide auf
menschliches Versagen zurückzuführen sind -, bleiben die Folgen doch
praktisch identisch: die radioaktive Verseuchung tausender Hektar
Land, verlassene Städte und Dörfer, die Evakuierung und das
persönliche Leid hunderttausender Einwohner. Und neuerdings erst Fälle
von Schilddrüsenkrebs.

Die Parallelen zwischen Tschernobyl und Fukushima sind
 frappierend



Unterschiede gibt es aber in der Art, wie die Regierungen und
Verwaltungen der beiden Länder mit den Havarien umgehen: Japan hat nie
in Erwägung gezogen, die Region Fukushima aufzugeben, wie es die
Sowjetunion mit Tschernobyl getan hat. Ohne auf die Kosten zu achten,
werden die betroffenen Gebiete in Japan dekontaminiert und
anschließend an die Einwohner zurückgegeben. Eine völlig andere Frage
ist natürlich, ob ehemalige Bewohner überhaupt zurück wollen. Sie
haben nach wie vor Angst vor der Strahlung und dem nahen Kraftwerk und
müssen mit einer allenfalls provisorisch wieder aufgebauten
Infrastruktur zurechtkommen. Die Statistiken sind auch nicht gerade
ermunternd: Rund zehn Prozent der ehemaligen Bevölkerung ist schon
zurückgekommen, ein paar weitere sind noch unentschlossen, aber mehr
als die Hälfte zieht eine Rückkehr nicht einmal in Erwägung. Dabei ist
völlig offen, wohin die Entwicklung geht: Das Alter der Leute, deren
Gewöhnung an eine neue Umgebung und der schlechter werdende Zustand
ihrer Häuser in der Region Fukushima machen es zunehmend schwieriger,
sie vom Rückzug zu überzeugen.

Sie hatten die Möglichkeit, mit Opfern beider GAUs zu sprechen. Wie
ist deren Situation heute?

AP: Der Unfall in der Ukraine ist lange her, und selbst für
einen GAU gilt das alte Wort: "Zeit heilt alle Wunden". Die Menschen
haben sich mit der Situation ausgesöhnt; sie haben das Unglück
vergessen oder sind gestorben. Ganz anders die Japaner: Ihre Kultur
gebietet ihnen, die Schuld bei sich selbst zu suchen. Viele berichten,
sie hätten kein Recht, sich zu beschweren, weil sie auch nicht gegen
den Bau des Kraftwerks protestiert haben. Und natürlich ist vielen
bewusst, dass der Bau des AKW der Region wirtschaftlichen Aufschwung
beschert hat: Viele Einwohner haben dort oder in einem Zulieferbetrieb
gearbeitet. Die japanische Mentalität und das Bewusstsein um die
positiven Seiten des Kraftwerks erklären das Schweigen selbst der am
schlimmsten Betroffenen.

Auch die weltweiten Medien haben das Interesse an den beiden
Katastrophen verloren und berichten nur noch zu den Jahrestagen. Darum
ist es wichtig, die Öffentlichkeit immer wieder an die Tragödien zu
erinnern - und an das Leid der hunderttausend Menschen.

Aus unterschiedlichen Gründen im Geiste vereint: Ukrainer und
 Japaner leben mit dem GAU



Vielen ist unbekannt, dass es auch in Weißrussland eine Sperrzone
als Folge des Reaktorunglücks in Tschernobyl gibt. Wie ist die
Situation der Menschen dort?

AP: Das stimmt. Bis zu 70 Prozent des radioaktiven
Niederschlags gingen im Nachbarland der Ukraine nieder. Trotzdem läuft
in Weißrussland manches besser als in der Ukraine, weil das Land nicht
auch noch unter einer wirtschaftlichen oder politischen Krise zu
leiden hat und nicht im Krieg liegt mit pro-russischen Separatisten.
Als ich das letzte Mal in Weißrussland war, konnte ich eine große und
bestens ausgestattete Klinik für Opfer aus den kontaminierten Regionen
besuchen. Ukrainer wären neidisch!

Sie haben viele Fotos, Reportagen und Video-Dokumentationen über
die beiden Unfälle angefertigt. Wo wurde das Material verwendet?

AP: Neben meinen eigenen Büchern, Filmen und Ausstellungen,
wurden meine Arbeiten schon in zahlreichen Publikationen,
Fernsehreportagen und Dokumentarfilmen verwendet. Auch
Umweltorganisationen nutzen mein Material. Nur dank dieser Einnahmen
kann ich die Entwicklungen in Tschernobyl und Fukushima weiter
verfolgen und immer wieder an beide Orte reisen. Viele meiner
Foto-Essays finden sich auch auf meiner Website.


Wieviel "Reporter" steckt in Ihnen - und wieviel "Anti-Atom-Aktivist"?


AP: Zuallererst bin ich Fotograf! Ich nutze Bilder, um eine
Geschichte zu erzählen, die emotionaler ist als Statistiken und
trockene Zahlen über die Anzahl radioaktiver Isotope, Opfer und
Krankheiten. Ich bin nicht Teil irgendeiner Atom-Organisation - weder
pro noch contra - und ich versuche, möglichst neutral zu berichten.
Aber die Bilder sprechen natürlich für sich: Sie zeigen die
Auswirkungen menschlicher Fehler oder Gedankenlosigkeit im Umfeld der
Atomkraft. Betrachter sollten selbst entscheiden, ob es einen
verantwortlichen Umgang mit der Kernenergie geben kann oder nicht. Ich
überlasse es ihnen, sich fürs Pro oder Contra zu entscheiden.

Sie haben gerade ein neues Buch veröffentlicht. Was erwartet
Leser/-innen in "HALF-LIFE: From Chernobyl to Fukushima"?

AP: Während meiner ersten Reisen nach Tschernobyl habe ich nie
daran gedacht, dass ein ähnlicher Unfall noch einmal geschehen könnte.
Bis dahin war ich nur mit dem Dokumentieren der Auswirkungen in der
Ukraine beschäftigt und habe den Aussagen der Politiker und
Wissenschaftler vertraut, dass eine Wiederholung unmöglich ist. Als
Fukushima explodierte, wurde mir bewusst, dass ein solcher GAU immer
und überall passieren kann. Das gab mir den Impuls für das jetzt
erschienene Buch, das die Auswirkungen an beiden Orten zeigt, vor
allem aber die verblüffenden Parallelen. Das Buch enthält über 100
große Fotos und erzählt die Geschichte der Unfälle, der Orte und der
Evakuierten.

Das Buch enthält auch zwei Essays vom ehemaligen Sowjet-Präsidenten
Mikhail Gorbatschow und dem früheren japanischen Premierminister Naoto
Kan. Worum geht es den beiden?

AP: Beide Politiker waren zur Zeit der Atomunfälle die
Staatspräsidenten ihres jeweiligen Landes und hatten deshalb den
umfassendsten Überblick über die jeweilige Lage. Sie beeinflussten die
Bewältigung der Katastrophen maßgeblich und in ganz frühem Stadium.
Naoto Kan beschreibt zum Beispiel Pläne, 50 Millionen Menschen in
einem Radius von 250 Kilometer um Fukushima zu evakuieren - inklusive
der Metropole Tokio. Die Auslöschung Japans als Staat wäre die Folge
gewesen. Nur ein paar glückliche Umstände und das aufopferungsvolle
Handeln einiger Weniger konnte dieses Szenario verhindern. Die
wichtigste Aussage beider Essays ist aber die totale Kehrtwende beider
Politiker von Befürwortern der Atomkraft hin zu den schärfsten
Gegnern. Beide haben eine völlig neue Haltung zur Nukleartechnik
eingenommen, konträr zur der bis zum jeweiligen Unglück vertretenen.
Es gab wohl niemanden sonst, der so dicht an den Geschehnissen war und
so umfassendes Wissen über die Situationen hatte, wie diese beiden
Herren. Es gibt keinen berufeneren Mund, die Welt von der
Notwendigkeit des Atomausstiegs zu überzeugen.

Ihr Heimatland Polen möchte in die Atomkraft einsteigen,
Deutschland hat den Weg des Atomausstiegs begonnen. Welcher Weg ist
realistisch? 

AP: Das Unglück in Fukushima hat viele Regierungen und Völker
bewogen, die Nutzung der Atomkraft zu überdenken und mehr Arbeit in
die Entwicklung alternativer Energien zu investieren. Der technische
Fortschritt und die höheren Stückzahlen sowie die geringeren Kosten
für Produktion und Speicherung von grüner Energie setzen die Atomkraft
auch kostenmäßig massiv unter Druck. Dieser Prozess ist noch relativ
jung und trotzdem schon so weit voran geschritten, dass es nur noch
eine Frage der Zeit ist, bis die Kernkraft keine Zukunft mehr hat. Die
kritische Masse ist bereits überschritten.


Das Buch HALF LIVE: From Chernobyl to Fukushima hat
Akadiusz Podniesinski im Eigenverlag herausgegeben.

Es beinhaltet über einhundert Schwarz-Weiß- und Farbfotos auf mehr als
200 Seiten. Texte und Bildunterschriften sind in polnisch, englisch
und japanisch verfasst.

Als Gastautoren haben der ehemalige Sowjet-Präsident Mikhail
Gorbatschow und Japans früherer Premierminister Naoto Kan Beiträge
geliefert.

Das Buch kann für 40 Euro auf Podniesinskis Website bestellt werden:


www.podniesinski.pl

 * 
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LANDWIRTSCHAFT/127: Kakao optimal beschatten (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 18.05.2018

Kakao optimal beschatten



Schokolade wird immer beliebter. Deshalb steigt auch die Nachfrage
nach Kakao. Damit die Produktion Schritt halten kann, muss der Anbau
nachhaltiger werden. Ein Forschungsteam der ETH Zürich hat untersucht,
was Schattenbäume dazu beitragen können.




[image: Foto: © Wilma Blaser / ETH Zürich]

Optimale Beschattung für besseren Kakaoertrag: Ein Schattenbaum taucht
eine Kakaoplantage in Dämmerlicht.

Foto: © Wilma Blaser / ETH Zürich



Weltweit wird immer mehr Schokolade gegessen. Doch Kakaobauern, meist
Kleinbauern, haben Probleme mit alternden Pflanzungen, abnehmender
Bodenfruchtbarkeit, zunehmendem Befall mit Pflanzenkrankheiten und
Schädlingen sowie den Auswirkungen des Klimawandels. Kakao könnte
daher in absehbarer Zeit knapp werden.

Stabile Erträge durch nachhaltige Anbausysteme

Dem möchten Forschende der Gruppe Nachhaltige Agrarökosysteme an der
ETH Zürich entgegenwirken. «Unser Ziel ist, nachhaltige Anbausysteme
zu entwickeln, die die landwirtschaftliche Produktion langfristig
erhalten, im Idealfall sogar steigern und zudem möglichst hohe
Ökosystemdienstleistungen erbringen», erklärt Johan Six, Professor für
Agrarökologie und Leiter der Gruppe. Zu den Ökosystemdienstleistungen
gehören unter anderem die Erhaltung der Artenvielfalt bei Tieren und
Pflanzen und der Einbau von Kohlenstoff aus der Luft in Böden und
Biomasse, was den Klimawandel mildern soll.

Im Kakaoanbau gelten Agrarforstsysteme als vielversprechend: Schon
früher wurde Kakao unter Schattenbäumen kultiviert. In den letzten
Jahrzehnten setzte allerdings ein Trend zu Monokulturen ein. Heute
versucht man, Kakaobäume wieder unter einem Kronendach grösserer Bäume
anzubauen, weil den Schattenbäumen nachgesagt wird, dass sie die
Pflanzen vor zu viel Sonne schützen, die Temperatur und Feuchtigkeit
regulieren, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen dienen und
Schadorganismen in Schach halten. Sie erhalten zudem die
Bodenfruchtbarkeit und binden Kohlenstoff aus der Atmosphäre.

Doch Schattenbäume können auch mit den Kakaopflanzen konkurrenzieren
und dadurch den Ertrag beeinträchtigen. Ob die positiven oder
negativen Effekte von Schattenbäumen überwiegen, untersuchte die
Forschung für Kakao bisher nur punktuell. Es fehlen Studien, die alle
Effekte gegeneinander abwägen, um konkrete Empfehlungen für den
optimalen Beschattungsgrad zu entwickeln.

Halten Schattenbäume, was sie versprechen?

«Uns hat interessiert, ob die Schattenbäume tatsächlich bewirken, was
man sich von ihnen verspricht und wie wir Kakao-Agrarforstsysteme
optimieren können», erklärt Wilma Blaser, Postdoktorandin in Six?
Gruppe. In einer Feldstudie untersuchte sie deshalb beschattete und
unbeschattete Kakao-Pflanzungen im westafrikanischen Ghana. Dieses
Land ist der zweitgrösste Kakaoproduzent weltweit. Die
Wissenschaftlerin erhob und mass mit Unterstützung einheimischer
Forscher die Auswirkungen von Schattenbäumen in den Kakaopflanzungen
auf Kleinbauernbetrieben.

Das Resultat: Bei einem Beschattungsgrad von rund 30 Prozent wirken
sich die Schattenbäume in den Plantagen im Vergleich mit Flächen ohne
Bäume überwiegend positiv aus: Schädlinge und Pflanzenkrankheiten
werden optimal in Schach gehalten. Die Bodenfeuchtigkeit erreicht ihr
Maximum. Der temperatursenkende Effekt, die Zahl der Tier- und
Pflanzenarten in der Pflanzung sowie die Kohlenstoff-Fixierung steigen
mit zunehmendem Schatten stetig an. Und der Kakao-Ertrag wird bis zu
einem Beschattungsgrad von rund 30 Prozent nur wenig beeinträchtigt.

Mehr Schatten schmälert jedoch den Ertrag, weil zusätzliche Bäume mit
den Kakaobäumen stärker um Licht, Wasser oder Nährstoffe konkurrieren.
«Wieviel Beschattung optimal ist, ist also eine Kosten-Nutzen-Abwägung»,
erklärt Blaser. Ein Versprechen können die Schattenbäume
nicht halten: Der Nährstoffgehalt im Boden nimmt offenbar mit
zunehmenden Baumbestand nicht automatisch zu.

Ökologischer heisst langfristig stabiler

Insgesamt wirken sich Schattenbäume im Kakao-Anbau mehrheitlich
positiv auf die Ökosystemdienstleistungen aus. Die Forschenden betonen
allerdings, dass auch das beste Agrarökosystem beispielsweise
bezüglich Kohlenstoff-Fixierung oder Biodiversität nicht an
ursprünglich gewachsene Ökosysteme herankomme. «Landwirtschaft ist nie
natürlich», erklärt Six. Die Idee der Agrarökologie sei lediglich,
mehr Ökologie in die Landwirtschaft hineinzubringen.

«Mehr Ökologie macht den Anbau aber nachhaltiger und stabiler.» Denn
kommen in einem System beispielsweise mehr verschiedene Pflanzenarten
vor, kann das dazu beitragen, dass sich Pflanzenkrankheiten weniger
stark ausbreiten können. Ein System mit mehr Schattenbäumen hat einen
temperatursenkenden Effekt und könnte damit zu grösserer
Ertragsstabilität unter extremen Wetterbedingungen beitragen. «Beides
kann indirekt zu besserem und vor allem langfristigerem Ertrag
führen», ergänzt Blaser.

Weiteres Optimierungspotential

«Aufgrund unserer Forschung zu Schattenbäumen können wir konkrete
Empfehlungen für den optimalen Beschattungsgrad für den Kakao-Anbau
abgeben», freut sich Wilma Blaser. Es habe sich sogar gezeigt, dass
mehr Schatten möglich ist, als bisher angenommen, ohne dass die Ernte
wesentlich beeinträchtigt werde. Um allerdings die Kakao-Erträge in
Agrarforstsystemen zu steigern, brauche es zusätzliche Massnahmen bei
der Bewirtschaftung. Sie konkretisiert: «Möglicherweise lassen sich
durch gezieltes Düngen, Schädlingsbekämpfung zum richtigen Zeitpunkt,
regelmässiges Herausschneiden kranker Pflanzenteile oder Jäten die
Kakao-Erträge auch unter den Baumkronen erhöhen.»

Auch bei den Schattenbäumen besteht noch Optimierungspotential. Die
Wissenschaftlerin möchte sich als Nächstes auf die Eigenschaften der
schattenwerfenden Bäume konzentrieren. In den Plantagen hat Blaser 38
Arten gefunden, darunter Orangen-, Mango- und Avocadobäume. Die
verschiedenen Baumarten unterscheiden sich in der Form der Baumkronen
und des Wurzelwerks. Einige von ihnen könnten beispielsweise besser
Nährstoffe ins System einbringen als andere. Die Forscherin möchte
daher der Frage nachgehen, welche Bäume sich in Kakao-Plantagen am
besten als Schattenspender eignen.

Referenz

Blaser WJ, Oppong J, Hart SP, Landolt J, Yeboah E, Six J.
Climate-smart sustainable agriculture in low-to-intermediate shade
agroforests. Nature Sustainability, volume 1, pages 234-239 (2018).
doi: 10.1038/s41893-018-0062-8



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/05/schattenbaeume-optimieren-kakaoanbau.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695972

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MEER/296: Ins Herz der Blaualgenblüte - IOW-Segelexpedition "BloomSail" (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 18.05.2018

Ins Herz der Blaualgenblüte 

IOW-Segelexpedition "BloomSail" geht an den Start



Am 19. Mai 2018 startet Jens Müller vom Leibniz-Institut für
Ostseeforschung Warnemünde (IOW) seine viermonatige Segelexpedition
BloomSail. Ziel ist die präzise Beschreibung von
Cyanobakterien-Massenentwicklungen in der zentralen Ostsee mittels
CO2-Messungen und anderer Parameter, die bei Entstehung und weiterem
Verlauf dieser sogenannten Blaualgenblüten eine maßgebliche Rolle
spielen. Der Einsatz einer 8-Meter-Yacht erlaubt dabei erstmals
während einer ganzen Blaualgen-Hauptsaison die zeitlich und räumlich
hochaufgelöste Beobachtung akuter Blütenereignisse, die nicht nur -
wie sonst üblich - im Oberflächenwasser, sondern auch in tieferen
Wasserschichten untersucht werden sollen.




[image: Abb.: © esa / IOW]

Die Blaualgenblüten in der Ostsee sind so massiv, dass sie als
blaugrüne Schlieren per Satellit sogar aus dem All zu erkennen sind
(z.B. Juli 2008). Besonders bei Gotland sind sie häufig und intensiv.

Abb.: © esa / IOW



Bei ruhigem Sommerwetter zeigt sich alljährlich ein Phänomen in der
zentralen Ostsee, das zwei der größten Umweltprobleme des Binnenmeeres
-die Überdüngung und die Sauerstoffnot am Grund der tiefen
Ostseebecken -miteinander verbindet: Es bilden sich die sogenannten
Blaualgenblüten. Das sind Massenentwicklungen von im Wasser
schwebenden Cyanobakterien, die wie pflanzliche Algen Photosynthese
betreiben und darüber hinaus ohne im Wasser gelöste
Stickstoff-Pflanzennährsalze auskommen. Denn sie können den in der
Luft vorhandenen Stickstoff in reaktive Verbindungen umwandeln und für
ihr Wachstum nutzen. Daher produzieren sie in einer Zeit, in der
andere Algen die für das Wachstum essenziellen Stickstoffverbindungen
im Wasser aufgebraucht haben, dicke Algenteppiche, die sogar aus dem
All per Satellit deutlich sichtbar sind. Ermöglicht wird die
massenhafte Vermehrung auch durch Phosphor, der durch die Überdüngung
der Ostsee im Überschuss vorhanden ist. Nach ihrem Absterben sinken
die Blaualgen auf den Meeresboden, wo andere Bakterien sie zersetzen
und dabei den verfügbaren Sauerstoff verbrauchen. Damit tragen die
jährlichen Blaualgenblüten maßgeblich zur Entstehung der sogenannten
Todeszonen am Ostseegrund bei.

Trotz ihres regelmäßigen Auftretens und ihrer großen Bedeutung für das
Ökosystem Ostsee gibt es erstaunlich viele Wissenslücken in Bezug auf
Blaualgenblüten. Welche Faktoren-Kombination genau - etwa in Bezug auf
Witterung, Nährstoffverhältnisse, Salzgehalt und Wassertemperatur -
begünstigt initial die Entstehung der hochsommerlichen Blüten in der
zentralen Ostsee? Wie ist die Entwicklungsdynamik von Biomasseaufbau
und Biomassezersetzung innerhalb einer Blaualgenblüte? Wie verteilen
sich Blaualgenblüten nicht nur an der Oberfläche sondern auch in den
tieferen Wasserschichten? Zwar ist man seit einigen Jahrzehnten in der
Lage, die Flächenverteilung im Oberflächenwasser über Satellitendaten
und automatisierte Messungen an Bord von Fährschiffen zu erfassen.
Systematische Versuche, die genannten Wissenslücken mit Vorort-
Messungen zu schließen, scheiterten aber bislang daran, dass der
genaue Zeitpunkt des Blütenbeginns nicht vorhersagbar und es
organisatorisch wie finanziell unmöglich ist, Forschungsschiffe für
unbestimmte Zeit auf der Suche nach Blaualgenblüten in der zentralen
Ostsee kreuzen zu lassen.

Hier setzt die "BloomSail"-Expedition von Jens Müller an. Ausgehend
von seinem Basishafen Herrvik auf Gotland wird der IOW-Meereschemiker
in der Blaualgen-Hauptsaison von Anfang Juni bis Ende August mit dem
Segelboot Tina V auf täglichen Törns zur Messstation BY15 im
Gotlandtief ein Messprogramm in verschiedenen Wassertiefen
durchführen, um das, was an der Wasseroberfläche per Satellit und dem
automatisierten Fähren-Messprogramm erfasst wird, durch Messungen im
tieferen Wasser zu ergänzen. So soll die gesamte Dynamik der pulsartig
innerhalb weniger Tage einsetzenden und sich oft rasant
weiterentwickelnden Blaualgenblüte erfasst und beschrieben werden.
"Dabei kommen mir die Vorteile eines Segelbootes zu Gute: Ich kann
flexibel genau dann vor Ort sein, wenn die Blaualgen so richtig
loslegen. Große Forschungsschiffe, die 1-2 Jahre im Voraus verplant
werden, können das einfach nicht", erläutert Müller, der bei seinen
Arbeiten von jeweils zwei im 2-Wochen-Takt wechselnden
Crew-Mitgliedern unterstützt wird. "Es wird Geduld und auch etwas
Glück brauchen, in so einem relativ großen Zeitfenster erfolgreich auf
'Blütenjagd' zu gehen, aber ich kann mir kaum einen besseren
Sommerarbeitsplatz vorstellen", fügt der begeisterte Segler
augenzwinkernd hinzu.

Herzstück des BloomSail-Expeditionsprogramms sind wiederholte
Messungen des CO2-Partialdruckes zur Erfassung der Blaualgenbiomasse.
Denn wenn Blaualgen wachsen, also Photosynthese betreiben und Biomasse
aufbauen, nehmen sie CO2 aus dem Wasser auf. Umgekehrt führt die
Zersetzung von Biomasse zur Freisetzung von CO2. Verfolgt man die
Schwankungen des CO2-Gehaltes im Meerwasser, kann man präzise
Rückschlüsse auf die jeweilige Biomasseentwicklung ziehen. Zusätzlich
werden aus einzelnen Wasserproben Algen filtriert, um eine direkte
Bestimmung des organischen Materials und seiner Zusammensetzung zu
ermöglichen. Um besser zu verstehen, welche Bedingungen die
Entwicklung der Blaualgenblüten kontrollieren, werden auch die
Temperatur, der Salzgehalt und die Nährstoffkonzentrationen
analysiert. "Mitte September, wenn wir zurück im Heimathafen
Warnemünde sind, kann die ausführliche Proben- und Datenauswertung
beginnen. Wir werden dann viel genauer wissen, wie eine Blaualgenblüte
tatsächlich 'tickt'. Wenn wir ihre zeitliche und räumliche Dynamik
auch in tieferen Wasserschichten besser verstehen, kann dies ein
wichtiger und ganz grundlegender Puzzlestein für die
unterschiedlichsten Modellierungen und Ökosystemanalysen in der Ostsee
sein", so Jens Müller abschließend.

Finanziert wird die BloomSail-Expedition vom IOW und im Rahmen des
EU-Projektes BONUS Integral (kurz für "Integriertes Kohlenstoff- und
Spurengas-Monitoring für die Ostsee"; weitere Infos
unter: www.io-warnemuende.de/integral-home.html). Jens Müller erhält
darüber hinaus ein "Early Career"-Stipendium von National Geographic
für sein BloomSail-Projekt.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news696042
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MEER/295: Algenfahrstuhl in die Tiefsee (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 17.05.2018

Algenfahrstuhl in die Tiefsee

AWI-Forscher entdecken neues Phänomen unter dem arktischen Meereis



Winzige Gipsnadeln können Algen so schwer machen, dass diese im
Eiltempo absinken und auf diesem Weg große Mengen an Kohlenstoff in
die Tiefsee transportieren. Dieses Phänomen haben Experten des
Alfred-Wegener-Instituts erstmals in der Arktis beobachtet. Durch
diesen massiven Algen-Abtransport könnten künftig dem
Oberflächenwasser auch große Mengen an Nährstoffen verloren gehen.
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Gipskristalle unter dem Mikroskop

Foto: © Alfred-Wegener-Institut/J. Wollenburg



Wenn Meeresalgen absterben, dann schweben sie normalerweise im
Zeitlupentempo in die Tiefe. Während einer Expedition mit dem
Forschungseisbrecher Polarstern in die Arktis im Frühjahr 2015 haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Alfred-Wegener-Instituts,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) aber ein
Phänomen entdeckt, das diesen Transport deutlich beschleunigt: Winzige
Gipsnadeln, die sich während des Ausfrierens von Salz in den
Porenräumen des arktischen Meereises bilden, ziehen die Algen wie
schwerer Ballast binnen weniger Stunden in die Tiefe. Wie in einem
Fahrstuhl wird der Kohlenstoff abtransportiert. "Dieser Mechanismus
war bislang völlig unbekannt", sagt die Meeres-Biogeologin Dr. Jutta
Wollenburg, die die Ablagerungen von mit Gipsnadeln beschwerten Algen
am Meeresboden während der Expedition namens TRANSSIZ entdeckte. Nun
hat sie zusammen mit einem internationalen Team von Forschern einen
Artikel darüber in der Fachzeitschrift Scientific Reports
veröffentlicht. "Der schnelle Export von Algen könnte für die
Stoffflüsse und Produktivität der Arktis mehrere Folgen haben, deren
Ausmaß wir noch gar nicht abschätzen können."

Algen nehmen während der Photosynthese wie die Landpflanzen auch
Kohlendioxid auf, um daraus energiereiche Zuckerverbindungen
aufzubauen. Damit entziehen Algen der Atmosphäre Kohlendioxid. Sterben
die Algen, sinken sie ab. Doch nur ein Teil gelangt tatsächlich bis
zum Meeresboden. Denn die weitaus meiste Algenmasse wird im
oberflächennahen Bereich des Meeres gleich wiederverwertet: Bakterien
zersetzen die Algen und geben damit die in ihnen enthaltenen
Nährstoffe und auch das Kohlendioxid wieder frei. Daher erreicht nur
ein Bruchteil der Algenmasse die Tiefsee. Die Gipsnadeln aber scheinen
die Algenklumpen so schnell hinabzuziehen, dass für den Abbau keine
Zeit mehr bleibt. Damit gelangt mehr Algenmasse in die Tiefe. Ziehen
die Gipsnadeln die Algen hinab, ehe die Bakterien sie verarbeiten
können, gehen jedoch möglicherweise Nährstoffe wie Nitrat aus den
oberen Wasserschichten verloren. Das kann das Nahrungsnetz im Meer
verändern. Denn die Nährstoffe sind Mangelware für das Wachstum von
Algen, von denen sich Kleinkrebse ernähren, die ihrerseits Nahrung für
Fische sind. "Andererseits gelangt durch den Gipstransport mehr
Nahrung in die Tiefsee, die normalerweise eher arm an Nahrung ist",
sagt Jutta Wollenburg. "Wir konnten schon zuvor beobachten, dass
veränderter Nahrungseintrag die arktischen Lebensgemeinschaften in der
Tiefe beeinflusst."

Das neu beobachtete Phänomen wirft also noch viele Fragen auf. Jutta
Wollenburg war darauf aufmerksam geworden, als sie von Bord des
Forschungsschiffs Polarstern einen sogenannten Multicorer (MUC) zu
Wasser ließ. Mit diesem Gerät werden Sedimentproben vom Meeresboden
genommen. Zudem ist der Apparat mit einer Videokamera ausgestattet.
"Während der Fahrt in die Tiefe sahen wir permanent dicke
Algenflocken, die schnell herabfielen, und auch am Meeresboden lagen
jede Menge dieser Klümpchen herum." Was Jutta Wollenburg stutzig
machte: Eine solche Dichte von Algenklumpen unter der geschlossenen
Eisdecke in allen Wassertiefen bis zum Meeresboden war zuvor noch nie
von Wissenschaftlern beschrieben worden. Mit dem Multicorer holte sie
Algenklumpen an Bord. Unter dem Mikroskop sah sie, dass sich zwischen
den Algen unzählige zentimeterlange Kristallnadeln befanden. Zurück in
Bremerhaven untersuchten Kollegen das Material und stellten fest, dass
es sich eindeutig um Gips handelte. Gips besteht aus Kalzium und
Sulfat - Minerale, die sich bei Gefrierprozessen in den Porenräumen
des Meereises ansammeln.

"Inzwischen wissen wir, dass sich die Nadeln bei tiefen Temperaturen
im Meereis bilden", sagt der AWI-Meereisphysiker Dr. Christian
Katlein. "Beginnt das Eis im Frühjahr langsam zu schmelzen, werden die
Gipsnadeln in großen Mengen freigesetzt." Im konkreten Fall geschah
das genau zu dem Zeitpunkt, als sich unter dem brüchigen Eis mit dem
ersten Licht des Frühlings die Schaumalge Phaeocystis stark vermehrte
und eine sogenannte Frühjahrsblüte bildete. Phaeocystis hat eine
schleimige Oberfläche, sodass Algen und Gipsnadeln aneinander haften.
Die Klümpchen wurden schließlich so schwer, dass sie in die Tiefe
rauschten.

Für Jutta Wollenburg ist das beachtlich, denn mit dem Klimawandel
schmilzt das inzwischen hauptsächlich nur noch einjährige Meereis
immer früher ab. Damit dürften künftig häufiger Gipsnadeln zu Zeiten
der Planktonblüte frei werden. Zudem wird das Meereis immer brüchiger
und damit lichtdurchlässiger. Dadurch kommt es unter dem Eis zunehmend
zu ausgedehnten Algenblüten. Besonders Phaeocystis kann schon mit
relativ wenig Licht hervorragend gedeihen. "Künftig könnten also beide
Phänomene häufiger zusammenkommen - die Algenblüten und das Freisetzen
von Gipsnadeln", sagt die AWI-Meereisökologin Dr. Ilka Peeken.
"Dadurch könnten große Mengen an Algenmasse absinken." Das könnte
Konsequenzen für das Leben in den arktischen Gewässern haben: "Es
könnte sein, dass dadurch auf Dauer in diesen Regionen die
Nährstoffkonzentration in den oberen Wasserschichten abnimmt, was
langfristig auch Auswirkungen auf die Zahl der Fische und letztlich
auf die Fischerei haben könnte", sagt Jutta Wollenburg.

Eine weitere Frage ist, ob das Phänomen des schnelleren Transports von
Algenbiomasse nicht sogar mehr Kohlenstoff in die Tiefe verbringt, das
dort für mehrere hundert Jahre gespeichert bleibt. Experten bezeichnen
diesen Mechanismus auch als "biologische Kohlenstoffpumpe". "Es ist
gut möglich, dass so auch in der Antarktis mehr Kohlenstoff in die
Tiefe gelangt, als bisher angenommen wird", sagt Jutta Wollenburg.
Deshalb möchte sie zusammen mit ihren Kollegen das Ausmaß dieses
Prozesses in den Polargebieten jetzt genauer untersuchen.



Originalpublikation:

J. E. Wollenburg, C. Katlein, G. Nehrke, E.-M. Nöthig, J. Matthiessen,
D. A. Wolf-Gladrow, A. Nikolopoulos, F. Gázquez-Sanchez, L. Rossmann,
P. Assmy, M. Babin, F. Bruyant, M. Beaulieu, C. Dybwad und I. Peeken:
Ballasting by cryogenic gypsum enhances carbon export in a Phaeocystis
under-ice bloom. Scientific Reports (2018), DOI:
10.1038/s41598-018-26016-0
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 20. Mai 2018

Raffaele Cirone: Bienen & Klima und welchen Einfluss sie 
auf unser Leben haben
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Italienische Honigbiene (Apis mellifara ligustica)
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Heute, am 20. Mai 2018, findet zu ersten Mal der Weltbienentag
statt. Er wurde auf Betreiben Sloweniens durch die Vereinten Nationen
im Dezember 2017 ausgerufen, um auf das Bienensterben aufmerksam zu
machen. Nach Angaben des Weltrats für Biologische Vielfalt sorgen
Bienen und andere Insekten mit ihrer Bestäubung jedes Jahr weltweit
für Nahrungsmittel im Wert von bis zu rund 500 Milliarden Euro. Ihr
Beitrag zu einem funktionierenden Ökosystem ist jedoch
unbezahlbar.

Anlässlich des ersten Weltbienentages publizieren wir die
Videobotschaft von Raffaele Cirone, Präsident des italienischen
Imkerverbandes und italienischer Vertreter bei APIMONDIA,
internationale Vereinigung der Imkerverbände, die beim Europäischen
Humanistischen Forum 2018 [1] in Madrid im Arbeitsbereich "soziale
Ökologie" ausgestrahlt wurde:

Hallo zusammen, wir befinden uns in der Gegend der Castelli Romani im
Süden Roms. Ich habe meine Bienen hier und züchte sie zusammen mit
meinem Freund und Mitarbeiter Marco Brunelli, der das genauso
leidenschaftlich tut wie ich. Wir hatten als Kinder das große Glück,
diese Leidenschaft von der älteren Generation zu erben, von den
Menschen, die damals die Bienen aufzogen und sie beschützten, um
während der Wintersaison ein so nahrhaftes, so gesundes und so
geheimnisvolles Lebensmittel zu erhalten: den Honig.

Hier im Bereich der Castelli Romani haben wir einen Lebensraum mit
besonderem Klima. In diesem Bienenstock des italienischen
Imkerverbandes erhalten und züchten wir die sogenannte Italienische
Biene, Apis mellifera ligustica, die 1806 vom Naturforscher
Massimiliano Spinola entdeckt wurde. Warum erzähle ich das? Weil es
ein Schatz ist, der weltweit einzigartig ist, da diese wichtige
Unterart auf allen Kontinenten und auf dem ganzen Planeten verbreitet
ist.

Die Honigbiene ist überall auf der Welt in jedem Klima und unter
verschiedenen Bedingung präsent, weil der Mensch sie dorthin
transportieren kann, wo es Siedlungen gibt, dort, wo es Blüten gibt,
dort, wo es Nektar und Pollen gibt, die die Rohstoffe des Bienenstocks
darstellen. Der Nektar, der aus den Blüten kommt, sichert die
Kalorienzufuhr des Bienenstocks und der Pollen hingegen versorgt die
Kolonie mit pflanzlichem Eiweiß. An diesen beiden Rohstoffen, dieser
beiden natürlichen Vorkommen, besteht ein enormer Bedarf, auch für uns
Menschen, und im Bezug auf den Klimawandel wird hier die Partie, das
Spiel des Lebens gespielt, zuerst von den Bienen und dann von uns
allen, von uns Imkern und von der Menschheit.

Deshalb ist es heutzutage extrem wichtig, mit Bienenstöcken nicht nur
zu produzieren, sondern auch zu konservieren, zu erhalten, denn wir
brauchen diese biologische Ressource, dieses grundlegende Element der
biologischen Vielfalt. Wenn man darüber nachdenkt, hat die Biene nicht
die nur die Aufgabe, Honig zu produzieren, den der Mensch dann essen
und als Heilmittel nutzen kann, sondern hauptsächlich die
lebenswichtige Funktion, Blüten von Pflanzen zu bestäuben, die dann
unsere Nahrung liefern. Wenn es keine Bienen, und im Besonderen die
Honigbienen gäbe, hätten wir nicht genug zu essen.

Warum sagen wir Euch das? Weil wir diesen Aspekt unterstreichen
wollen, weil heutzutage nützliche Insekten und Bestäuber überall auf
der Welt vom Aussterben bedroht sind. Der Druck durch den Einsatz von
Chemie in der Landwirtschaft, der Klimawandel und auch unsere
Lebensweise reduzieren alle die spontane Bestäubung durch diese
Populationen drastisch, und deshalb wird die Erhaltung der Honigbiene
im Kontext des Artensterbens zu einer Strategie von grundlegender
Bedeutung und mit langfristiger Perspektive. Und deshalb muss auch
unsere Hauptaufgabe als Imker heute überprüft und neu überdacht
werden.

Wir sind diejenigen, die die Honigbiene, insbesondere die italienische
Honigbiene, schützen und erhalten müssen, damit sie für künftige
Generationen lebendig, vital und effizient bleibt. Das ist unsere
Aufgabe. Und im Zusammenhang mit dem Klimawandel sollten wir alle, Ihr
alle, aktiv werden, wenn Euch die Idee gefällt, uns Imkern bei diesem
Engagement zu helfen.

Welche Maßnahmen sind also zu ergreifen? Das Wichtigste ist, dafür
Sorge zu tragen, dass in Zeiten des Klimawandels wieder mehr Blüten
zur Verfügung stehen, denn das große Problem ist, dass die
meteorologischen Veränderungen das Überleben der Bienen immer
schwieriger machen. Es wird schwieriger, Nektar zu finden. Es wird
komplizierter, Pollen zu finden.

Was können wir, was müssen wir also tun? Gemeinsam müssen wir dafür
sorgen, dass Honigbienen auch heute unter dem Einfluss des
Klimawandels immer und überall Blumen, Nektar und Pollen finden: ein
Blumentopf auf dem Balkon, eine kleine Ecke im Garten, ein Stück Land,
das in Eurem Dorf oder in der Stadt, in der Ihr lebt, unbebaut
geblieben ist.

Jeder dieser Räume kann ein Ort sein, an dem Honigbienen Unterschlupf
finden, eine nützliche Nahrungsquelle haben. So werden sie durch
Bestäubung einen wertvollen Dienst für die biologische Vielfalt in
Städten, ländlichen Gebieten und Naturschutzgebieten leisten, aber vor
allem werden sie trotz der Klimaveränderungen, die wir erleben,
Nahrung zum Überleben finden. Es reicht, eine kleine Liste von Blumen
und Pflanzen zusammenzustellen, die in der Umgebung, in der Ihr Euch
befindet, natürlich vorkommen, und sie anzupflanzen.

Eine weitere Möglichkeit wäre, einen Imker zu "adoptieren", also ihm
Land für seine Bienen zur Verfügung zustellen. Sucht einen Imker in
Eurer Nähe und teilt seine Probleme, seine Sorgen, aber auch seine
wertvollen Ressourcen, die so letztendlich der ganzen Gemeinschaft des
Planeten Erde zur Verfügung gestellt werden.

Vor einigen Tagen haben wir den Welttag der Erde gefeiert, bald werden
wir den Welttag der Bienen feiern. Dieser wichtigen Dinge sollte nicht
nur einmal im Jahr gedacht werden, wir sollten sie jeden Tag feiern
und uns an das erinnern, was schon die Indianer von Amerika sagten:
"Wenn wir keinen Baum mehr haben, der Früchte trägt, wenn wir keinen
Fluss mehr haben, aus dem wir trinken können, dann werden wir
erkennen, dass man Geld weder essen noch trinken kann."

Lasst uns darüber nachdenken und gemeinsam sicherstellen, dass unsere
Zukunft eine Zukunft sein wird, die reich an Honigbienen ist, und wenn
möglich reich an Apis mellifera ligustica, denn sie ist die Bienenart,
die sich am besten an den Klimawandel anpassen kann.



Weitere Infos zur Italienischen Honigbiene (Apis mellifara ligustica):

http://www.bienenzuchtverein-sulzbach-rosenberg.de/1782171.html

https://www.kvarnhult.de/italienische-bienen-apis-mellifera-ligustica-und-vsh-ligustica/


Anmerkung:

[1] https://www.humanistforum.org/de/
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Forschungsverbund Berlin e.V. - 17.05.2018

Da ist noch Luft nach oben - der offene Luftraum als unterschätztes
Habitat



Zahlreiche Fledermausarten jagen und ziehen in großer Höhe. Bisher
hatten jedoch weder Forscher noch Umweltschützer "auf dem Schirm",
dass der (nach oben) offene Luftraum auch Lebensraum für viele
Tierarten ist. In ihrer aktuellen Studie tragen Wissenschaftler um
Christian Voigt vom Leibniz-IZW Berlin den Wissensstand über die
Gefahren in luftiger Höhe zusammen und zeigen mögliche Schutzmaßnahmen
auf.
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Fledermäuse fliegen von einer Höhle in Thailand auf

Foto: © Christian Voigt, IZW



Bei ihren nächtlichen Jagdausflügen steigen Fledermäuse erstaunlich
hoch auf. Jenseits der Baumwipfel nutzen sie einen breiten Bereich der
unteren Troposphäre: Hierzulande gibt es GPS-Aufnahmen von
Fledermäusen aus 500 Metern, in Thailand aus bis zu 800 Meter Höhe
über dem Boden. Ein Blick in die Literatur zeigt jedoch, dass da
buchstäblich noch viel Luft nach oben ist. Denn den Rekord hält die
Mexikanische Bulldoggfledermaus Tadarida brasiliensis mit über 3.000
Metern über dem Boden! Selbst der hierzulande ansässige Große
Abendsegler Nyctalus noctula schwingt sich manchmal über 1.000 Meter
in die Höhe. Der offene Luftraum ist demnach ein wichtiger und
unterschätzter Lebensraum von Fledermäusen, der beim Artenschutz
bislang nahezu vollständig vernachlässigt wurde. Konzepte für
Luftschutzgebiete im Sinne des Habitatschutzes gibt es in Europa
bisher keine. Und das, obwohl 21 der 53 auf dem Kontinent beheimateten
Fledermausarten im offenen Luftraum nach Insekten jagen.

"Bei einem Habitat, also einem für Tiere geeigneten Lebensraum, denken
wir meist an Landschaften, wie Wiesen, Wälder oder Gewässer. Also an
erdnahe Flächen", sagt Christian Voigt. "Den unteren Bereich der
Troposphäre nahmen wir bisher als für Tiere relevantes Habitat gar
nicht wahr." Dabei ist hier einiges los: Neben Zugvögeln migrieren
viele Insektenarten in großen Höhen. "Insekten nutzen die Winde in
diesen Bereichen, um Strecken zurückzulegen, die sie aus eigener Kraft
nicht bewältigen könnten." Kein Wunder also, dass auch Fledermäuse
dort zu finden sind, denn da fliegt ihr Futter - und zwar massenweise.

Die Insektendichte ist regional unterschiedlich. Zudem hat sich ihre
Zahl insgesamt durch Luftverschmutzung und gestiegenen Pestizideinsatz
in der Landwirtschaft verringert. Die Forscher rechnen damit, dass
sich der Luftraum dementsprechend weiter fragmentiert - in
"futterreiche" und "futterarme" Zonen. Je nach Art legen große
Federmausschwärme in Südostasien deshalb bei ihren Beutezügen schon
mal 40 bis 50 Kilometer pro Nacht zurück. Radaruntersuchungen in
Nordamerika zeigten, dass sie dabei dreidimensional über breite
Landstriche ausschwärmen. "Manche Fledermauskolonien bestehen aus
einer, zwei oder gar zehn Millionen Individuen. Sie können also nicht
alle lokal ihre Beute finden und nutzen daher große Höhen, wo sie auch
Schadinsekten der Landwirtschaft verzehren", erklärt Christian Voigt.

Bei der Jagd im offenen Luftraum sind die Tiere diversen Gefahren
ausgesetzt. Zu den direkten gehört die tödliche Kollision mit
anthropogenen Strukturen wie hohen Gebäuden, Windkraftanlagen,
Drohnen, Helikoptern und Flugzeugen. Angesichts des steigenden
Luftverkehrs und der stärkeren Nutzung alternativer Energiequellen
eine wachsende Gefahr.

Zu den indirekten Gefahren zählen neben der abnehmenden Insektendichte
die Lichtverschmutzung sowie die Luftverschmutzung durch Feinstaub,
Chemikalien und Autoabgase. "Fledermäuse sind Athleten mit Flügeln.
Bei zwei Arten konnten wir beobachten, dass sie während der Jagd in
kurzer Zeit mehrere Hundert Höhenmeter wiederholt auf- und absteigen.
Das ist eine enorme Kraftanstrengung, bei der die Tiere potenziell
sehr empfindlich für Schadstoffe in der Luft sind", betont Voigt.

Anders als bei klar abgesteckten terrestrischen und aquatischen
Habitaten ist der Schutz des offenen Luftraumes nicht einfach. "Es ist
im Grunde das gleiche Dilemma wie mit den Ozeanen. Der Luftraum ist
Allgemeingut, wodurch die Verantwortlichkeiten zunächst unklar und
Kontrollen schwer umsetzbar sind", sagt Christian Voigt. Der Schutz
von Fledermäusen ist für die Menschheit neben ihrer prinzipiellen
Schutzwürdigkeit auch von unmittelbarem wirtschaftlichem Interesse, da
die einzigen flugfähigen Säugetiere weltweit zahlreiche Schadinsekten
in Schach halten.

Überlegungen, was zum Habitatschutz des Luftraumes zu tun ist, gibt es
einige. "Es gibt bereits nachhaltige Schutzkonzepte. Um zum Beispiel
die Schlagopferzahlen an Windkraftanlagen zu reduzieren, gibt es
zumindest in Deutschland entsprechende Genehmigungs-Auflagen, die die
Betreiber beachten müssen. Wie gut diese bundesweit angewandt werden,
ist bislang unbekannt.", sagt Voigt. Die Migrationskorridore und
Rastgebiete von Fledermäusen und Zugvögel müssen zudem von
Windkraftanlagen freigehalten werden. Hocheffizient und
vergleichsweise simpel sind Strategien, um das für Fledermäuse
irritierende Streulicht im Himmel, den Skyglow, zu reduzieren:
Beleuchtung bitte nach unten und nicht gen Himmel richten! Weitere
Forschungen zur Rolle der Troposphäre als essenzieller Lebensraum sind
nun notwendig, um noch besser verstehen zu können, wie die Tiere, die
darin leben, am besten geschützt werden können.
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Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
17.05.2018

Totes Holz für mehr Leben im See



Baggerseen gehören zu den häufigsten Gewässertypen in Deutschland.
Viele dieser Seen bieten bislang wenig Lebensraum für Tiere. Das soll
sich ändern: Im Projekt BAGGERSEE des Leibniz-Instituts für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), des Anglerverbands
Niedersachsen e.V. (AVN) und der Technischen Universität Berlin werden
ausgewählte Baggerseen ökologisch aufgewertet. Tonnen von totem Holz
können beispielsweise dazu beitragen, dass diverse Tierarten Schutz
und Nahrung finden. Das Projekt wurde nun als offizielles Projekt der
UN-Dekade Biologische Vielfalt ausgezeichnet.

Im Schnitt versenkte das Projektteam 100 Bündel Totholz an den Ufern
eines Baggersees. Jedes Bündel maß etwa drei Meter und hatte ein
Gewicht von rund 300 Kilogramm - und trotzdem mussten sie mit Kies
gefüllten Jutesäcken beschwert werden, um im See zu versinken. Unter
der Anleitung des AVN-Biologen und ehemaligen Doktoranden des IGB Dr.
Thomas Klefoth haben die 160 ehrenamtlichen Helfer der involvierten
Angelvereine in etwa 1.300 Stunden bereits acht Baggerseen im Rahmen
dieser Aktion ökologisch aufgewertet. Die Säcke werden sich innerhalb
von zwei Jahren vollständig zersetzen, das Holz jedoch soll in den
Gewässern dazu beitragen, dass wirbellose Tiere wie Libellenlarven und
Krebse, Jungfische und andere Artengruppen Schutz und Nahrung finden
und dadurch gefördert werden. "Das Projekt zielt auf die Vereinbarkeit
von Schutz und anglerischer Nutzung der Seen. Wir wollen untersuchen,
ob von solchen einfachen strukturverbessernden Maßnahmen sowohl der
erholungssuchende Mensch als auch der Artenschutz profitieren kann",
erklärt Klefoth.

In vier der acht Seen wurden außerdem große Flachwasserzonen
ausgehoben und dabei insgesamt 12.000 Kubikmeter Erde bewegt. An
vielen Baggerseen verläuft die Uferzone sehr steil, so dass dort kaum
Wasserpflanzen wachsen, die Fischen, Amphibien oder Libellen Schutz
und Möglichkeiten zur Eiablage bieten. Einfache bauliche Maßnahmen
können steile Ufer in flachauslaufende Zonen verwandeln.

Damit die WissenschaftlerInnen vom IGB das bestmögliche Verfahren zur
Aufwertung von Baggerseen ermitteln können, werden die Effekte der
verschiedenen Maßnahmen mit dem traditionellen Fischbesatz verglichen.
Gewässer mit Zuchtfischen zu besetzen ist nämlich eine übliche
Hegemaßnahme, um die Wildfischbestände zu unterstützen. So wurde unter
Federführung des Projektkoordinators Prof. Dr. Robert Arlinghaus vom
IGB in vier weiteren Seen Fischbesatz durchgeführt. "Ich bin sehr
stolz auf unser Feldteam, das bei zum Teil eisigen Temperaturen
unermüdlich Fische markiert und in die Seen eingesetzt hat." Die
Markierung mit kleinen Transpondern ist wichtig: So kann das
Projektteam bei den nun folgenden Probenahmen feststellen, ob es sich
um besetzte oder die ursprünglichen Fische handelt und ob sich das
Vorkommen der Fische zwischen den Vergleichsgewässern und denen mit
Totholzeintrag unterscheidet.

Das Projekt Baggersee wurde am 12. Mai von Hauke Jagau, Präsident der
Region Hannover, offiziell als Projekt der UN-Dekade Biologische
Vielfalt im Rahmen eines Gewässeraktionstages in Hannover
ausgezeichnet.



BAGGERSEE wird gemeinsam vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und dem Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(BMUB) im Bundesprogramm Biologische Vielfalt gefördert. Es trägt zur
Forschung für Nachhaltige Entwicklungen (FONA) bei; 

www.fona.de (Förderkennzeichen 01LC1320A).

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB):

Die Arbeiten des IGB verbinden Grundlagen- mit Vorsorgeforschung als
Basis für die nachhaltige Bewirtschaftung der Gewässer. Das IGB
untersucht dabei die Struktur und Funktion von aquatischen Ökosystemen
unter naturnahen Bedingungen und unter der Wirkung multipler
Stressoren. Forschungsschwerpunkte sind unter anderem die
Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen und Feuchtgebieten bei sich
rasch ändernden Umweltbedingungen, die Entwicklung gekoppelter
ökologischer und sozioökonomischer Modelle, die Renaturierung von
Ökosystemen und die Biodiversität aquatischer Lebensräume. 

www.igb-berlin.de

Anglerverband Niedersachsen e.V.:

Der Anglerverband Niedersachsen e.V. (AVN) ist mit mehr als 92.000
Mitgliedern der größte anerkannte Naturschutzverband und der größte
anerkannte Fischereiverband des Landes. In mehr als 330 Angelvereinen
leisten Angler im AVN jedes Jahr mit weit über 185.000 Stunden im
Ehrenamt und siebenstelligen Finanzmitteln einen unverzichtbaren
Beitrag zum Schutz, zur Förderung und Wiederherstellung naturnaher
Gewässerlebensräume mit ihren oft bedrohten und wenig bekannten
Lebensgemeinschaften. Wichtiger Teil dieses Engagements sind Maßnahmen
zur Ausbildung und Umweltbildung, auch in Kooperation mit anderen
Verbänden und diversen Bildungsträgern. Gleichzeitig dient ihr Einsatz
der Sicherstellung einer respektvoll und nachhaltig betriebenen
Angelfischerei. 

www.av-nds.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.baggersee-forschung.de
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Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Hilft das der Natur?

Demokratie lebt von Kompromissen. Auch im Naturschutz.

von Bernd Pieper



Statt auf gesetzliche Vorgaben setzt der Staat im Natur- und
Umweltschutz immer mehr auf freiwillige Vereinbarungen. Die Politik
will möglichst nicht anecken, Interessengegensätze werden notfalls mit
Geld ausgeglichen.


Geht es um mehr Naturschutz, zieht der Gesetzgeber die
Samthandschuhe an. Es solle immer "vorrangig geprüft werden", heißt es
im Bundesnaturschutzgesetz, "ob der Zweck mit angemessenem Aufwand
auch durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden kann."

Viele aktive Naturschützer sehen diesen Ansatz kritisch, sie wünschen
sich eher klare, mit Sanktionen versehene Vorschriften, also
klassisches Ordnungsrecht. Bei der Ausweisung von Schutzgebieten etwa
geht es darum, dass die Nutzungsbeschränkungen auch konsequent
umgesetzt werden.

Eigentlich eine klare Sache, schließlich sieht die nationale
Gesetzgebung für Naturschutzgebiete einen durch die jeweilige
Schutzgebietsverordnung definierten Schutz für Tiere, Pflanzen und
Lebensräume vor. Doch die Praxis sieht vielerorts anders aus.
Mangelhafte Verordnungen und fehlende personelle Ressourcen
degradieren so manches Schutzgebiet zum bloßen Papiertiger.

Klares Ziel, offener Weg - Das gilt auch für das europäische
Schutzgebietsnetz Natura 2000. Das Ziel gibt die
Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie klar vor, nämlich den "günstigen
Erhaltungszustand" der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse zu bewahren
oder wiederherzustellen.

Wie das geschieht, liegt im Ermessen der EU-Mitgliedsstaaten. Die
Palette reicht vom Ordnungsrecht über die Aufstellung von
Managementplänen oder Förderprogrammen bis hin zum
Vertragsnaturschutz, bei dem die Naturschutzbehörden auf freiwilliger
Grundlage mit Grundstückseigentümern oder Pächtern Vereinbarungen
schließen, um ökologisch wertvolle Flächen naturschutzgerecht zu
bewirtschaften. Solche mit Ausgleichszahlungen verbundenen
Vereinbarungen betreffen zum Beispiel die Anlage von
Ackerrandstreifen, die Umwandlung von Acker in extensives Grünland
oder die Streuobst- und Heckenpflege.

"Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
 soll vorrangig geprüft werden, ob der Zweck mit angemessenem
 Aufwand auch durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden
 kann."

 § 3 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz



Es geht um Milliarden - Auch bei Natura 2000 hapert es
gewaltig: unzureichender Schutz der Gebiete vor Eingriffen, fehlende
Managementpläne und ausbleibende oder ineffektive Managementmaßnahmen,
unzureichende finanzielle Mittel - die Mängelliste ist lang.
Folgerichtig hat die EU-Kommission gegen Deutschland und weitere
EU-Staaten ein Vertragsverletzungsverfahren eröffnet.

Nach aktuellen Berechnungen des Bundesamtes für Naturschutz klafft in
Deutschland eine riesige Finanzierungslücke, sagt NABU-Expertin
Kristina Barnes: "Für die Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien
bräuchten wir in Deutschland jährlich 1,4 Milliarden Euro - zur
Verfügung stehen aber lediglich 540 Millionen Euro." Und je größer der
Finanzmangel, desto weniger lasse sich auf das Prinzip Freiwilligkeit
im Naturschutz setzen. Zur ausreichenden Finanzierung des
Naturschutzes in Europa fordert der NABU daher die Einrichtung eines
eigenständigen EU-Naturschutzfonds in Höhe von mindestens 15
Milliarden Euro pro Jahr.

Sicherheit für beide Seiten - Das Plädoyer für
Vertragsnaturschutz oder sogar freiwillige, ohne finanzielle
Kompensation geschlossene Vereinbarungen zwischen unterschiedlichen
Nutzer- und Interessengruppen gründet in der Regel auf einem
Zauberwort: Akzeptanz. Naturschutz mit und nicht gegen die Menschen,
vor allem die Landnutzerinnen und Landnutzer, soll der Königsweg sein.

Dagegen kann im Prinzip niemand etwas haben, aber funktioniert dieser
auf beiderseitigem gutem Willen basierende Ansatz überhaupt? Die
bislang ausführlichste Untersuchung zu diesem Thema ist bereits rund
15 Jahre alt. Im Rahmen eines Forschungsvorhabens des Bundesamtes für
Naturschutz wurde an der Universität Essen die "Effizienz freiwilliger
Vereinbarungen zwischen Natursport und Naturschutz" untersucht, mit
besonderem Fokus auf Klettern, Kanusport, Segeln, Luftsport und
Skifahren.

Die gemeinsamen Leitlinien für den Naturschutz an
 Kletterfelsen zwischen Deutschem Alpenverein und NABU geben beiden
 Seiten Sicherheit.



Die Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass freiwillige Vereinbarungen
ein Instrument des Interessenausgleichs zwischen Sport und Naturschutz
sein können. Wenn die Einigung auf einzuhaltende Regeln gelungen sei,
profitieren in der Regel der Sport und der Naturschutz gleichermaßen
davon. Die Sportler haben die Sicherheit, dass sie ihren Sport in
naturverträglichem Umfang weiter ausüben können, der Naturschutz
erfährt aktive Unterstützung bei der Umsetzung der vereinbarten
Maßnahmen. Wichtig für den Erfolg freiwilliger Vereinbarungen sind
laut der Studie vor allem gemeinsame Kontrollen sowie der regelmäßige
Austausch über die Erfahrungen mit der Umsetzung.

Skepsis in Schleswig-Holstein - Naturschutz in Deutschland ist
im Wesentlichen Sache der Bundesländer. Welche Erfahrungen macht der
NABU dort mit freiwilligen Vereinbarungen? Wir haben uns umgehört, zum
Beispiel in Schleswig-Holstein. Dort zieht NABU-Landesgeschäftsführer
Ingo Ludwichowski eine eher negative Bilanz: "In Sachen freiwillige
Vereinbarungen sind wir leidgeprüft." Für ihn dienen solche
Instrumente vor allem dazu, notwendige schärfere Regelungen zu
verhindern: "Das finden natürlich fast alle politischen Parteien toll,
weil so Konfrontationen mit Interessengruppen vermieden oder diese auf
die Ebene der Beteiligten verlagert werden."

Auf Anfrage des NABU habe das Landesumweltministerium zugeben müssen,
dass es keine präzisen Informationen über Menge und Inhalt der
freiwilligen Naturschutzvereinbarungen in Schleswig-Holstein habe.
Ludwichowski sieht darin einen Beleg für den geringen Stellenwert des
Umwelt- und Naturschutzes in der Politik: "Es gibt schließlich auch
keine freiwilligen Vereinbarungen über Steuern zwischen dem
Finanzministerium und dem Bund der Steuerzahler oder zwischen dem
Verkehrsministerium und dem ADAC zum Tempolimit."

Schweinswale schauen in die Röhre - Als Beispiel für die
fehlende Wirksamkeit nennt der NABU-Landesgeschäftsführer die
"Freiwillige Vereinbarung zum Schutz von Schweinswalen und Tauchenten"
zwischen dem Landesumweltministerium und den Fischereiverbänden. Die
soll durch erweiterte Schutzgebiete und kürzere Netze unerwünschte
Beifänge bei der Stellnetzfischerei verhindern, ist nach Auffassung
von Ludwichowski aber weitgehend zahnlos: "Notwendig sind
grundsätzlich fischereifreie Gebiete, die einen zeitlich unabhängigen
Schutz gewährleisten und so auch den EU-Vorgaben zur FFH-Richtlinie
genügen. Zudem werden immer wieder tote Schweinswale an die
schleswig-holsteinischen Strände gespült, die nachweislich in Netzen
ertrunken sind, aber nicht von Fischern an die dafür eingerichteten
Vertrauensstellen abgegeben werden."

Obstwiesen brauchen Nutzung - Auch der NABU-Landesvorsitzende
in Nordrhein-Westfalen, Josef Tumbrinck, zeigt sich im Hinblick auf
freiwillige Vereinbarungen skeptisch, gerade wenn es um "harte
Faktoren" geht: "Ein freiwilliger Verzicht auf den Umbruch wertvollen
Grünlands würde nicht funktionieren. Deshalb benötigen wir hier ein
klares Umbruchverbot."

Ein besonderer Fall sei das neu gegründete Netzwerk
Streuobstwiesenschutz.NRW, eine Kooperation von Landwirtschaft,
Naturschützern und dem Land Nordrhein-Westfalen: "Streuobstwiesen sind
ein Lebensraum, der Pflege und eigentlich auch Nutzung braucht. Reines
Unterschutzstellen wird ihn nicht retten." Neu an dieser Vereinbarung
sei die Komponente, dass ein gesetzlicher Schutz greife, wenn
freiwillige Aktivitäten nicht funktionierten: "So etwas gab es bislang
noch nicht." Tumbrinck glaubt an den Willen der Landwirtschaft zur
Kooperation - "aber ob das alles funktionieren wird, ist völlig
offen."

Natur zu Gast auf Industrieflächen - Heinz Kowalski,
NABU-Schatzmeister und stellvertretender Landesvorsitzender des NABU
NRW, erinnert sich an den Beginn der sogenannten "Kamingespräche" vor
30 Jahren bei Bayer: "Wir haben uns hinter verschlossenen Türen mit
der Chemieindustrie oft ganz schön gezofft." Dennoch - oder gerade
deswegen - habe man auch immer wieder gemeinsame Lösungen gefunden,
etwa beim Thema "Natur auf Zeit". So hätten die Naturschützer viele
Unternehmen dazu bewegen können, zeitweilig stillgelegte
Industrieflächen nicht einfach plattzumachen, sondern dort der Natur
ihren Lauf zu lassen.

Das habe wunderbar funktioniert, so Kowalski, aber leider sei der
Gesprächsfaden mit den Jahren immer dünner geworden. "Solche Formen
der Zusammenarbeit hängen in erster Linie von den beteiligten Personen
ab. Die müssen, trotz unterschiedlicher Standpunkte, miteinander
können und die Vereinbarungen ernst nehmen."

Miteinander reden, statt übereinander - Beim NABU
Baden-Württemberg hält man es durchaus für sinnvoll, miteinander zu
reden und - zumindest punktuell - nach gemeinsamen Lösungen zu suchen.
Davon zeugen Dialogforen wie etwa "Landwirtschaft und Naturschutz",
bei denen Naturschützer und Landwirte über Maßnahmen diskutieren, mit
denen der Verlust der biologischen Vielfalt in der Agrarlandschaft
gestoppt werden kann.

Auch die langjährige Zusammenarbeit mit dem Industrieverband Steine
und Erden Baden-Württemberg (ISTE) mit dem gemeinsamen Ziel, die
Rohstoffgewinnung und -nutzung im Land nachhaltiger zu gestalten, ist
ein Positivbeispiel, ebenso wie die gut funktionierende Kooperation
mit ForstBW im Rahmen des Projekts "Moore mit Stern", wo an bislang
zwei Standorten wertvolle Moore wiederhergestellt werden. "Die Erfolge
im Hinterzartener Hochmoor und im Naturschutzgebiet Bodenmöser haben
uns dazu animiert, weitere Projekte zu planen", sagt
NABU-Landesgeschäftsführer Uwe Prietzel.

Schutzgebiete für Alpenbock und Rotbauchunke? Zur Umsetzung
 der EU-Naturschutzrichtlinien bräuchten wir in Deutschland jährlich
 1,4 Milliarden Euro.



Einen praktischen Beleg für die oben angesprochene Wirksamkeit
freiwilliger Vereinbarungen zwischen Sport und Naturschutz liefern die
bereits 2005 zwischen dem Deutschen Alpenverein (DAV) und dem NABU
Baden-Württemberg beschlossenen gemeinsamen Leitlinien für den Natur-
und Vogelschutz an Kletterfelsen. "Dazu gehören auch Einschränkungen
im Kletterbetrieb. Die nehmen wir in Kauf, weil Felsbiotope sehr
empfindliche Lebensräume sind", sagte die stellvertretende
DAV-Landesvorsitzende Michelle Müssig bei einer gemeinsamen
Uhu-Beringungsaktion im Mai vergangenen Jahres.

Halbherziger Tütenrückzug - Manche freiwilligen Vereinbarungen
im Umweltschutz sind ein gut gemeinter erster Schritt und geben
sinnvolle Anstöße, gehen aber nach Ansicht des NABU nicht weit genug.
Ein Beispiel dafür ist die 2016 getroffene freiwillige Vereinbarung
zwischen dem Bundesumweltministerium und dem Verband des Einzelhandels
mit dem Ziel, den Verbrauch von Plastiktüten um rund die Hälfte zu
senken. Danach müssen bis 2018 mindestens 80 Prozent aller Tüten
kostenpflichtig sein.

Hintergrund der Vereinbarung ist eine EU-Richtlinie. Sie sieht vor,
den Verbrauch von Kunststofftüten bis 2019 von in Deutschland heute
mehr als 70 Tüten pro Kopf in einem ersten Schritt auf 90 und in einem
zweiten Schritt bis Ende 2025 auf 40 Tüten pro Einwohner und Jahr zu
reduzieren. Ausgenommen sind dünnwandige Tüten, die dem hygienischen
Transport von frischem Fleisch, Fisch, Käse, Aufschnitt oder Obst
dienen.

Nicht auf Plastik beschränken - Nach Auffassung des NABU bleibt
die Vereinbarung auf halbem Weg stecken. Zu viele wichtige Branchen
werden verschont - darunter einige, deren Plastiktüten häufig in der
Landschaft und Gewässern landen, wie Imbisse, Bäckereien, Kioske oder
Wochenmärkte. Unzureichend ist außerdem, dass sich die Vereinbarung
auf Plastiktüten beschränkt. Stattdessen hätten alle Einwegtüten, also
auch die aus Papier, kostenpflichtig werden sollen. Papiertüten sind
nur selten eine umweltfreundlichere Lösung, da selbst braune Tüten
nicht aus Altpapier hergestellt werden und viel Chemie darin steckt.

Damit künftig alle Branchen die Einwegtütenflut reduzieren, schlägt
der NABU eine einheitliche gesetzliche Lösung vor, die alle Händler in
die Pflicht nimmt und eine Bezahlpflicht für alle Einwegtüten vorsieht
- egal ob aus Plastik oder Papier. Ziel ist, dass Kunden möglichst
eine eigene Tasche oder Tüte mit zum Einkauf nehmen, denn am
umweltfreundlichsten ist die Variante, die am häufigsten wieder
genutzt wird.

 * 


Halbherzig und verlogen?

Beim Vertragsnaturschutz gibt es mancherorts enorme Defizite, wie ein
ehrenamtlicher Naturschützer bemängelt, der seinem Unmut in der
"Naturzeit", dem Mitgliedermagazin der NABU-Kreisverbände Borken,
Coesfeld, Münster, Steinfurt und Warendorf, Luft gemacht hat: "Typisch
für die halbherzige oder verlogene Naturschutzpolitik ist der von
Bauernfunktionären so hochgehaltene Vertragsnaturschutz. (...)
Naturschutz dank privater Profite ist eine dieser typisch neoliberalen
Mogelpackungen. Naturschutz, der sich rechnet, aber nur für den
Eigentümer, nicht für den Steuerzahler. Der zahlt auf lange Sicht das
Mehrfache des Bodenwertes. (...) Naturschutz ist eine hoheitliche,
keine kommerzielle oder kurzfristige finanzpolitische Angelegenheit.
(...) Was wir brauchen, sind rechtlich gesicherte, großräumige,
vernetzte Schutzflächen, die den Namen auch verdienen."







PRO UND CONTRA

Dafür sind freiwillige Vereinbarungen gut:


	Neue Projekte gemeinsam anstoßen

	Akzeptanz schaffen

	Vertrauen aufbauen

	Verständnis für die andere Seite gewinnen

	Gemeinsame Öffentlichkeits- und Projektarbeit

	Neue Allianzen schmieden

	Gegenseitige Kontrolle und Disziplinierung



Das spricht gegen freiwillige Vereinbarungen:


	Wenig langfristige Sicherheit

	Ungewissheit über die jeweilige Verlässlichkeit

	Hoher Abstimmungsaufwand

	Abhängigkeit von motivierten Akteuren

	Gefahr des weiteren Abbaus notwendiger gesetzlicher Regelungen



 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Heft 2/18, Seite 38 - 42

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-1530, Fax: 030/284984-2500

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: naturschutz.heute@nabu.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000

E-Mail: nabu@nabu.de

Internet: www.NABU.de

 

"Naturschutz heute" ist das Mitgliedermagazin

des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) e.V.

und erscheint vierteljährlich. Für Mitglieder

ist der Bezug im Jahresbeitrag enthalten.
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KLIMA/650: Wasserumverteilung - verödet, öder, feucht, feuchter ... (SB)




Der Planet erlebt gegenwärtig grundlegende Veränderungen, die mit dem
Begriff "Klimawandel" nur unzureichend erfaßt werden. Abgesehen von
der globalen Erwärmung und ihren vielfältigen klimatischen Folgen
nimmt die Biodiversität ab, geht fruchtbarer Boden verloren,
versauern die Meere, dringt Salzwasser in lebenswichtige
Süßwasserspeicher ein, und vieles mehr. Nun haben Forscher anhand von
Schwerefeldmessungen, die mit Hilfe des Satelliten-Gespanns GRACE
durchgeführt wurden, festgestellt, daß sich auch die Wasserverteilung
auf der Erde ändert. Trockenere Gebiete werden trockener, feuchte
Gebiete feuchter.

Die Beobachtung deckt sich mit den Erwartungen zum Klimawandel, wie
sie im letzten Bericht des Weltklimarats vorausgesagt werden -
allerdings erst für das Ende dieses Jahrhunderts. Als Ursache dieses
Trends im planetaren hydrologischen Geschehen wird eine Gemengelage
aus menschlichen und natürlichen Faktoren angenommen.

Die Studie umfaßt den Beobachtungszeitraum von 2002, als GRACE
gestartet wurde, bis 2016. Allein in diesen rund eineinhalb
Jahrzehnten wurden deutliche Veränderungen in den untersuchten 34
Regionen gemessen, und zwar weltweit. Ermöglicht haben das die beiden
GRACE-Satelliten, die hintereinander flogen und eine polare
Umlaufbahn eingenommen hatten. Dadurch haben sie regelmäßig jeden
Punkt der Erde überstrichen [1].

Die internationale Forschergruppe, die von der US-Weltraumbehörde
NASA angeführt wird, hat abgesehen von GRACE weitere Datenquellen
hinzugezogen. Dazu gehören unter anderem Landsat-Satellitenbilder,
Daten des Geologischen Dienstes der USA (U.S. Geological Survey), das
Global Precipitation Climatology Project der Universität von Maryland
und diverse Karten zur Bewässerungswirtschaft. Erschienen ist die
Studie am 17. Mai im Wissenschaftsjournal Nature [2].

Nicht mehr Gegenstand der Forschungen war die Frage, welche
sozioökonomischen Folgen einerseits Wassermangel, andererseits
Wasserüberfluß zeitigen. Die Andeutungen, die in der Einleitung der
Studie gemacht werden, sprechen allerdings eine deutliche Sprache.

- Knapp die Hälfte der Menschheit ist zwingend auf Grundwasser als
Trinkwasserquelle angewiesen.

- 38 Prozent der weltweit produzierten Nahrung erfolgen auf Basis
künstlicher Bewässerung.

- Fast zwei Drittel der aquatischen Habitate an Land sind zunehmend
bedroht, wohingegen die Niederschlagsmengen und Zuflüsse für diese
Habitate wachsenden Schwankungen unterworfen sind.

- Fast fünf Milliarden Menschen leben in Gebieten, in denen die
Wasserverfügbarkeit potentiell gefährdet ist.

Mit diesen Angaben im Hintergrund wird klar, daß die Fragen, wie sich
das Wasser verteilt und ob globalmaßstäbliche Veränderungen
auftreten, für einen beträchtlichen Teil der Menschheit von
existentieller Bedeutung sind.

Generell wurde beobachtet, daß die Tropen und die hohen Breiten
feuchter werden, wohingegen die gesamte Fläche dazwischen trockener
wird. Noch weitgehend ungelöst ist die Aufgabe, genau zu bestimmen,
worauf die regionalen Veränderungen im hydrologischen Geschehen
zurückgehen. Beispielsweise werden im US-Bundesstaat Kalifornien
riesige Mengen an Grundwasser heraufgepumpt, um landwirtschaftliche
Flächen zu bewässern. Nur ein Teil des Wassers versickert und
erreicht irgendwann wieder den Grundwasserhorizont. Ein anderer Teil
fließt oberflächlich ab. Vor allem aber verdunstet das Wasser oder es
wird in dem produzierten Obst und Gemüse gebunden. Hier wäre somit
ein menschlicher Einfluß auf den Wasserhaushalt anzunehmen.

Jedoch hat Kalifornien zwischen 2007 und 2015 eine schwere Dürre
erlebt. Der Süden des Bundesstaats verlor in dieser Zeit Jahr für
Jahr vier Gigatonnen Süßwasser. Zum Vergleich: Mit einer Gigatonne
Wasser können 400.000 Olympiabecken gefüllt werden. Durch genauere
Analysen hofft die Forschergruppe herauszufinden, welcher Einfluß
überwiegt, der menschliche oder der natürliche.

In Saudi-Arabien waren die Grundwasserverluste sogar noch höher als
in Kalifornien. Während des Untersuchungszeitraums verlor das Land
jährlich 6,1 Gigatonnen. In diesem Fall war nicht Dürre die Ursache -
Saudi-Arabien liegt sowieso in einer ariden Zone; es erlebt sozusagen
einer Dauerdürre -, sondern die wachsende Bewässerungslandwirtschaft.

Wenn von der Forschergruppe beobachtet wurde, daß die Tropen feuchter
werden, so bedeutet das nicht zwangsläufig, daß dies so bleiben muß.
Es kann auch das genaue Gegenteil eintreten. Beispielsweise schreitet
die Entwaldung des Tropischen Regenwalds im Amazonasbecken weiter
voran. Wissenschaftler wie der Brasilianer Prof. Carlos Nobre
vermuten, daß die schweren Dürren im Amazonasbecken, aber auch weiter
südlich im Großraum Sao Paulo, eine Folge des Kahlschlags sind, da
normalerweise Regenwald seinen eigenen Regen produziert [3]. Es
könnte sein, so Nobre, daß durch die Abholzung eine Grenze
überschritten wurde, ab der dies nicht mehr funktioniert. Zur Zeit
der Dürre vor über zehn Jahren ließ die brasilianische Regierung im
Amazonasbecken Tausende von Notbrunnen bohren, damit die Einwohner
genügend Wasser haben. Und das ausgerechnet in Gebieten, in denen
Wasser die vorwiegende, ja, fast der einzige Verkehrsweg ist.


Fußnoten:

[1] Die Betriebszeit der beiden GRACE-Satelliten ist im vergangenen
Jahr zu Ende gegangen. Das Nachfolgegespann, GRACE Follow On, soll am
heutigen Dienstag, 22. Mai, vom kalifornischen Militärstützpunkt
Vandenberg starten. Über die ursprüngliche GRACE-Mission berichtete
der Experte Dr. Rolf König vom GFZ - GeoForschungsZentrum,
Oberpfaffenhofen, gegenüber dem Schattenblick.

http://schattenblick.de/infopool/natur/report/nrin0021.html

[2] https://www.nature.com/articles/s41586-018-0123-1.pdf

[3] Näheres dazu unter:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubwa0007.html

22. Mai 2018
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TRANSMITTER/286: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 17.05.2018 (Pabel-Moewig)


PERRY RHODAN Infotransmitter 11/2018



Liebe Leserinnen und Leser,

es ist wieder InfoTransmitter-Zeit!

In der wöchentlichen Serie gehen wir mit großen Schritten auf den
Band 3000 zu, der im Februar 2019 erscheinen wird. Auch unsere
Risszeichner bereiten sich darauf vor. Im PERRY RHODAN-Roman 2963,
"Der Münchhausen-Roboter" von Kai Hirdt, präsentiert uns
Flottentechnograph Johannes Fischer einen Tender. Für alle Neuleser
unter uns: Bei einem Flottentender handelt es sich ein besonders
großes Raumschiff, das als mobile Einheit für die Bergung, Reparatur
und Wartung anderer Raumschiffe eingesetzt wird. 

Aber jetzt erst mal zu den Klassikern unserer Serie, die bekanntlich
in Form der Bücher neu veröffentlicht werden. Zum Abschluss eines
großen Handlungsabschnitts geht's noch mal rund - der Silberband 142
"Der Psi-Schlag" ist seit Anfang Mai im Handel und gleich auf dem 16.
Platz der Bestsellerliste gelandet. 

"Gucky empfand ich als plakative Ausrede zum Probleme lösen"! Mit
Band 173, "Lockruf des Kreells", hat sich Ruben Wickenhäuser als
Autor innerhalb der Serie PERRY RHODAN NEO etabliert. In der nächsten
Handlungsstaffel wird sein zweiter Roman folgen. Mit dem in Schweden
lebenden Schriftsteller hat Redakteur Klaus N. Frick ein zweiteiliges
Interview geführt.

Wo wir gerade bei Gucky sind. Der zehnte Band von PERRY RHODAN-Olymp
setzt ihn perfekt in Szene. Mit "Adarem antwortet nicht" zeigt Dennis
Mathiak neue Facetten der Gefängniswelt Shoraz und bringt einen
gewissen Mausbiber auf sehr eigenständige Gedanken ...

Für Sammler und Liebhaber des gedruckten Heftromans gibt es übrigens
nach wie vor die sogenannte Olymp-Edition - dank dieser kann man die
zwölf Einzelromane nicht mehr verpassen. Man erhält zudem die Romane
nachträglich zugeschickt, die bisher erschienen sind.

Zum Schluss noch ein galaktisches Angebot für das lange
Pfingstwochenende! Sechs Kurzromane und ein kostenfreier Prolog: Im
Herbst 2016 schrieben Oliver Fröhlich und Christian Montillon als
Zwei-Mann-Team die spannende Miniserie PERRY RHODAN-Trivid. Die
Geschichte der Trivid-Künstlerin Lian Taupin, die zusammen mit Perry
Rhodan versucht, die Geheimnisse ihrer Herkunft zu ergründen,
faszinierte viele Leser und bekam gute Kritiken. Jetzt gibt es die
Miniserie als Komplett-E-Book-Paket eine Woche lang zum Sonderpreis -
der ideale Lesestoff! Zur E-Book-Preisaktion!

Ad Astra!

Eure Philine-Marie Rühmann

PERRY RHODAN-Redaktion

Wichtige Information! Demnächst bringen wir galaktische Ordnung in
unseren Newsletter-Verteiler, um sicherzustellen, dass wir die neue
Datenschutzverordnung einhalten. Daher würden wir euch bitten,
regelmäßig euren Mail-Ordner zu prüfen, damit ihr nicht aus unserem
Verteiler fliegt. Kommende Woche wird es dazu eine informative E-Mail
geben.



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Postanschrift: Pabel-Moewig Verlag KG 

PERRY RHODAN-Kommunikation

Postfach 23 52, D-76413 Rastatt

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 USt. 

Id.Nr. DE265893557

E-Mail: infotransmitter@perryrhodan.net 

Internet: http://www.perry-rhodan.net

Verantwortlich: Philine-Marie Rühmann (v.i.S.d.P)

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





BEGEGNUNG/1859: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 27. Mai 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang von der Rasenallee zum Erlenloch -
Harleshausen lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den
Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 27. Mai, 14 Uhr. Treffpunkt ist
an der KVG-Haltestelle Rasenallee, Buslinie 10.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FESTE/2508: Bonn - Museumsmeilenfest 2018 vom 31. Mai bis 3. Juni


Museumsmeilenfest 2018: Parkfest, Riesenrutsche und Kreatives aus
dem 3D-Drucker



Von Fronleichnam, 31. Mai, bis Sonntag, 3. Juni 2018, bieten die fünf
Häuser der Bonner Museumsmeile wieder ein abwechslungsreiches Programm
beim diesjährigen Museumsmeilenfest an. Zusammen mit der
Wirtschaftsförderin der Stadt Bonn, Victoria Appelbe, präsentierten
die Museen jetzt ihre Angebote.

BONN - "Die Stadt Bonn gehört zu den klassischen Städtereisezielen in
Deutschland und ist auch dank der Museumsmeile für Kulturreisende
immer wieder ein Muss", stellt Victoria Appelbe, Leiterin des Amtes
für Wirtschaftsförderung, Liegenschaften und Tourismus, fest.
"Kulturelle Aktivitäten stehen bei einer Urlaubsreise in Bonn im
Vergleich zu anderen städtischen Regionen in NRW überdurchschnittlich
oft im Vordergrund: die Museumsmeile führt diese Hitliste der
besuchten kulturellen Sehenswürdigkeiten an. Das Museumsmeilenfest
bündelt jetzt wieder auf beeindruckende Art und Weise die Vielfalt und
Attraktivität der fünf Häuser und bietet sowohl für Touristen und
Besucher aber vor allem auch für die Bonner Bürger und Bürgerinnen ein
absolut erlebenswertes und sehenswertes Programm an", ist Appelbe
überzeugt.

Bionik und Parkfest im Museum Koenig

Wer ist das Arbeitstier in einem Löwenrudel? Wie organisieren Ameisen
und Termiten ihre zahlreichen Aufgaben? Und können wir Menschen von
der "Arbeitswelt" der Tiere lernen? Das Museum Koenig greift das
diesjährige Motto des Wissenschaftsjahres "Arbeitswelten der Zukunft"
auf und bietet Führungen zu den Themen Bionik und Arbeitsteilung in
der Tierwelt an.

Einen Blick auf die mögliche Zukunft der Erde zeigt die
Sonderausstellung "Planet 3.0 - Klima. Leben. Zukunft". Die
Besucherinnen und Besucher können sich mit dem Büro eines
Polarforschers vertraut machen oder die geologischen Zeitalter des
blauen Planeten durchstreifen.

Die Fotoausstellung "Lebendige Landschaften" des Naturfototreffs
Eschmar zeigt traumhafte Momentaufnahmen der sich wandelnden Gesichter
der Erde.

Am Samstag und Sonntag, 2. und 3. Juni 2018, lädt das Museum Koenig
zum Parkfest mit Live-Musik, Theater, Zaubershow, Kinderschminken,
Spielen und zahlreichen Mitmachaktionen ein. Rund ums Grüne:
Fußballquiz, Gärtnern und Kindertheater im Haus der Geschichte Einer
der ältesten Bäume in Bärstadt soll gefällt werden. Kann das mit
rechten Dingen zugehen? Im Kindertheaterstück "Löwenzahn & Quercus" am
Donnerstag, den 31. Mai, erfahren kleine und große Besucherinnen und
Besucher, wie die Geschichte ausgeht. Dazu steht der
Löwenzahn-Bauwagen im Museumsgarten, dort gibt es einiges rund um
Tiere und Pflanzen zu entdecken - mit vielen Aktionen zum Mitmachen.
Welcher deutsche Verein ist Rekord-Finalist, ohne einmal den DFB-Pokal
gewonnen zu haben? Im Fußballquiz mit dem Autor und Filmemacher Ben
Redelings kann man am 3. Juni viele interessante Dinge rund um den
Fußball erfahren. Kickern, bis die Handgelenke schmerzen, steht an
sechs Kickern im Foyer auf dem Programm.

Das Theater Taktil, inklusive Angebote sowie familiengerechte
Begleitungen durch die Ausstellungen sind weitere attraktive Angebote
für Kinder und Erwachsene gibt es außerdem während des Festes.
Mit den Themen "Fußball" und "Umweltschutz" greift das Haus der
Geschichte zwei Aspekte im Programm zum Museumsmeilenfest 2018 auf,
die sich auch in der aktuellen Wechselausstellung "Deutsche Mythen
seit 1945" wiederfinden.

Musikalischer Resonanzraum im Kunstmuseum Bonn

Am diesjährigen Museumsmeilenfest im Kunstmuseum Bonn wird es
musikalisch: Der Künstler Horst Gläsker zeigt im Foyer seine große
Klanginstallation und lädt zum gemeinsamen Komponieren ein. Workshops
und Führungen finden in diesem Jahr gleich zu drei spannenden - und
komplett unterschiedlichen - Ausstellungen statt: In der Ausstellung
für Kinder und Jugendliche der Künstlerinnen Christine und Irene
Hohenbüchler "Räume im Raum" können Besucherinnen und Besucher selber
zu Architekten werden, bei dem Bonner Kunstpreis-Gewinner Matthias
Wollgast blickt man hinter die Kulissen eines Film-Sets, und die
großen Gemälde Hans Hartungs zeigen, wie experimentierfreudig die
Malerei der 1970er Jahre war.

Am Sonntag, 3. Juni, begeistert wieder der Publikumsliebling - das
Zirkustheater StandArt - mit humorvollen Stunts und Mitmach-Programm.

Für die vierte Kunstnacht am Museumsplatz, die das Kunstmuseum
gemeinsam mit der Bundeskunsthalle am Samstagabend ausrichtet, lädt
das Museum Musiker aus der Region ein und zeigt bei einem Film-
Screening Werke aus der Videosammlung. Der Eintritt zu allen
Veranstaltungen, die tagsüber angeboten werden, sowie den
Ausstellungen, ist kostenfrei.

Kunstnacht und die Bonner Rutschbahn an der Bundeskunsthalle

Die Ausstellung "The Playground Project - Outdoor" öffnet pünktlich
zum Museumsmeilenfest in der Bundeskunsthalle. Alle sind eingeladen,
den Kunst-Spielplatz mit Spielangeboten zeitgenössischer Künstlerinnen
und Künstler wie Jeppe Hein und Ina Weber auf dem Dach und dem
Vorplatz zu erkunden und zu erspielen. Carsten Höller hat speziell für
die Bundeskunsthalle die Bonner Rutschbahn entwickelt, die vom Dach
auf den Vorplatz führt. Die 40 Meter lange Halfpipe-Skulptur von
Michel Majerus lässt den Museumsplatz über den Sommer zum Skater-Mekka
werden.

Zudem bietet die Bundeskunsthalle viele weitere Spielwelten,
Live-Musik und Kurzführungen für die ganze Familie an. Kinder und
Jugendliche können die Nasca-Ausstellung mit einer Archäologie-Rallye
erkunden. Und am Samstag: Kunstnacht am Museumsplatz mit
Speedführungen, DJ und Drinks bis in die Nacht. Der Eintritt kostet
zehn Euro.

Die Teilnahme an allen anderen Veranstaltungen ist kostenfrei, am
Samstag und Sonntag zusätzlich freier Eintritt in alle Ausstellungen.
Bis einschließlich 18 Jahre ist der Eintritt immer kostenfrei.
Bunte Bausteine und flotte Flitzer im Deutschen Museum Bonn
Staunen und spielen, konstruieren und programmieren, erforschen und
entdecken: So vielseitig wie die bunten Bausteine der Ausstellung
"Stein auf Stein - Bausteinwelten aus LEGO-Bausteinen aus der Sammlung
Lange", ist auch das Programm des Deutschen Museums Bonn zum
Museumsmeilenfest 2018.

Zum Finale der Sonderausstellung geht es an der Ahrstraße buchstäblich
rund. Auf einer spektakulären Rennbahn können die Besucher
selbstgebaute Flitzer gegeneinander antreten lassen. Eigene Bausteine
herstellen? Das geht in der Experimentier-Küche mit einem 3D-Drucker.
Und dass man mit LEGO noch viel mehr tun kann als nur spielen und
bauen, zeigen zahlreiche weitere Mitmachstationen und Vorträge, zum
Beispiel über Robotik, Elektrotechnik und Mechanik.

Um flotte Flitzer geht es nicht nur auf der LEGO-Rennbahn, sondern
auch bei einem Forschungsprojekt an Velomobilen, das die Hochschule
Bonn/Rhein-Sieg vorstellt. Und Besucher, die ihr eigenes Fahrrad
mitbringen, können es sich vom ADFC zur Diebstahlprävention codieren
lassen.

Gemeinsam mit dem Tiefbauamt der Stadt Bonn wird zudem die Deutsche
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) am
Freitag, 1. Juni 2018, 10 bis 17 Uhr, im Deutschen Museum zu Gast
sein. Neben dem Lehrfilm "Umwelt trifft Technik. Ausbildung zur
Fachkraft für Rohr-, Kanal- und Industrieservice" ist auch der
DWA-Ausbildungskasten sowie der Technikwagen der Abteilung
Stadtentwässerung zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 17. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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MARKT/4119: Wertheim - Französischer Markt von 24. bis 27. Mai 2018


Französisches Flair auf dem Mainplatz

Beliebter Markt von 24. bis 27. Mai wieder in Wertheim



Wertheim. Der Französische Markt kommt erneut nach Wertheim auf den
Mainplatz. Die original französischen Markthändler bieten vom
Donnerstag bis Sonntag, 24. bis 27. Mai, kulinarische Köstlichkeiten
aus dem Land der Gourmets an. Die Markthändler reisen jede Woche
erneut direkt aus Frankreich an. Sie präsentieren das ganze Jahr über
französische Märkte in Deutschland. Mit ihrem Charme und ihren
Produkten verbreiten sie französisches Flair und wecken bei vielen so
manche Urlaubserinnerung.

Im Angebot haben die Händler unter anderem duftende Flammkuchen frisch
aus dem Ofen, eine große Vielfalt an Käse- und Wurst-Spezialitäten,
wie luftgetrockneter Schinken und Eselsalami, Champagner, Crémant und
Wein, Pasteten, Terrinen und Brot, provencalische Seifen, Oliven,
Croissants sowie provencalischen Nougat. Die Händler reichen ihren
Kunden vor dem Kauf auch gerne von (fast) allem eine Kostprobe.

Der Französische Markt hat von Donnerstag bis Samstag jeweils von 10
bis 19 Uhr geöffnet, am Sonntag von 11 bis 18 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7205: Lippstadt - Busführung durch die Stadt am 27. Mai 2018


Mit 300 PS durch die Stadt

Busführung in Lippstadts Ortsteile



Lippstadt. Am Sonntag, dem 27. Mai, bietet Lippstadt Marketing wieder
eine öffentliche Busführung "Mit 300 PS durch die Stadt" an. Unter der
Leitung der Stadtführer Jürgen Leimeier oder Ulrich Bökenkamp erkunden
die Teilnehmer Sehenswürdigkeiten und Kleinode außerhalb der Altstadt,
erhalten Informationen zur Stadtentwicklung in der Peripherie und in
den Ortsteilen.

Treffpunkt für die rund zweieinhalbstündige Tour ist um 15 Uhr an der
Bushaltestelle Stadttheater. Der modernste Niederflurbus kann
abgesenkt werden und ermöglicht so einen nahezu stufenlosen Ein- und
Ausstieg. Daher können auch Mitfahrer, die sich einer Gehhilfe, eines
Rollators oder eines Rollstuhls bedienen, problemlos einsteigen.
Rollstühle können begrenzter Anzahl mitgenommen werden. Darum bitten
wir, diese anzumelden.

Weitere Busführungen finden statt an folgenden Sonntagen: 24. Juni,
22. Juli, 19. August und 23. September.

Die Kosten belaufen sich auf 12,50 Euro pro Teilnehmer. Für alle
Termine können ab sofort Karten in der Stadtinformation im Rathaus,
Tel. (0 29 41) 5 85 15 erworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 18. Mai 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TOUR/7204: Mönchengladbach - Natur, Genuss und Geschichte(n) - Stadt-Touren im Juni


Natur, Genuss und Geschichte(n) - Stadt-Touren im Juni



Im Sommermonat Juni zeigt sich die Stadt von ihren schönsten Seiten.
Der Frühsommer bietet beste Gelegenheit, Mönchengladbach auf
unterschiedlichsten Wegen zu erkunden. Ob zu Fuß beim
Mönchs-Spaziergang, im komfortablen Reisebus zu den touristischen
Highlights der Stadt oder ganz gemächlich mit Ross und Planwagen, ob
"Rund ums Münster", durch den Wickrather Schlosspark oder den Bunten
und Botanischen Garten , ob als Kulinarische Tour oder als historische
Zeitreise ins Mittelalter - das vielfältige Angebot der 
Stadt-Touren, das die MGMG im Sommermonat Juni präsentiert, bietet für 
jeden Geschmack das Richtige.

Feinschmecker dürfen sich auf die Kulinarische Tour freuen, die am
Freitag, dem 8. Juni unter dem Motto "Genuss pur" Stadt-Highlights und
leckere Köstlichkeiten verbindet. Start ist um 18 Uhr am Parkplatz
Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Für diese Tour ist eine
Anmeldung bis 28. Mai erforderlich.

Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim Nachtwächter-Rundgang am
Mittwoch, dem 13. Juni auf eine Reise in längst vergangene Zeiten.
Historische Plätze und Gebäude gehören ebenso zu dieser spannenden
Führung wie vielfältige "Döhnkes und Vertäll" aus der Stadtgeschichte.
Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr, Treffpunkt ist der
Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Einen barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten
bietet die MGMG am Samstag, dem 23. Juni an. Der informative
Spaziergang durch den Park des Schlosses Wickrath, eine der
bedeutendsten Barockanlagen nördlich der Alpen, lässt die Macht und
Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder lebendig werden, denn im
architektonischen Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen
geblieben zu sein. Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15
Uhr, Treffpunkt: Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild
"Parkführungen".

Vom 10. bis 12. August 2018 lädt das traditionelle Ritterfest Schloss
Rheydt wieder ein zur faszinierenden Zeitreise in der einzigartigen
mittelalterlichen Schloss-Atmosphäre. Einen ersten Vorgeschmack zu dem
bei Jung und Alt beliebten Spektakel bietet die Mittelalter-Tour "Von
Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am Samstag, dem 30. Juni
(Treffpunkt 17 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Stadt-Touren"). Ein
Stadtführer im historischen Gewand entführt die Besucher in die Welt
des Mittelalters und schildert einen Alltag, der von Gläubigkeit und
Naturverbundenheit geprägt war.

Über weitere Stadt-Touren im Juni informiert die MGMG unter Tel. 
02161-25 52411.

Preise:

Kulinarische Tour: 35 Euro (Anmeldeschluss: 28. Mai)

Wickrather Schlossgeschichten: 7 Euro Erwachsene, 3 Euro Kinder bis 14
Jahre

Nachtwächter-Rundgang und Mittelalter-Tour: 8 Euro Erwachsene, 4 Euro
Kinder bis 14 Jahre

Alle Preise zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-82 09 80,
www.haupts-reisen.de, Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße 23-27, Tel.:
02161-27 41 61" Mo-Fr 9.30 -18.30 Uhr, Sa 10-14 Uhr sowie online unter
www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 17. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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STANDPUNKT/026: Abschlusserklärung des 5. Europäischen Humanistischen Forums 2018 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Abschlusserklärung des 5. Europäischen Humanistischen Forums
2018

Vom Europäischen Humanistischen Forum [1], 19. Mai 2018



Madrid, 19.05.2018. Liebe Freunde, wir haben uns hier in Madrid am
11., 12. und 13. Mai getroffen, zu einem Zeitpunkt, an dem wir uns
viele Sorgen machen, sowohl über die soziale Situation in der Welt, in
der die Gewalt weiter wächst und in der das Leben jeden Tag
schwieriger wird, als auch über das emotionale Gleichgewicht und das
Innenleben der Menschen in unserer Gesellschaft. Sinnentleerung und
fehlendes Vertrauen, dass es möglich ist, die Dinge zu ändern, führen
zu Verzweiflung, Intoleranz, Nihilismus, emotionaler und psychischer
Gewalt und manchmal auch zu Selbstmord.

Trotz dieser schlimmen Situation haben wir bei diesem Forum erleben
dürfen, wie gleichzeitig eine andere Realität entsteht, die im
"offiziellen" Diskurs nicht auftaucht. Wir konnten Beispiele dieser
Universellen Menschlichen Nation sehen, die nicht nur in einer fernen
Zukunft liegt, sondern die schon heute entsteht und wächst. Ihre
Existenz durften wir in diesen drei Tagen erfahren und erleben.

In 21 Arbeitsbereichen, an denen über 600 Menschen aus 40 Ländern
teilnahmen, haben wir uns über eine breite Palette von Themen
ausgetauscht, die kaum zusammengefasst werden können. In den nächsten
sowie auch in einem Buch verarbeiten, das sobald wie möglich
erscheinen soll.

Im Verlauf dieses Forums haben wir kontinuierlich nach dem gesucht,
was uns in unserer Vielfalt verbindet: die Erkenntnis, dass wir all
diese Probleme zwar nicht alleine lösen können, wohl aber durch
absichtliche Bemühungen jedes Einzelnen und gebündelt in einer
konvergenten Richtung all jener überall auf der Welt, die sich als
Humanisten oder ihnen nahestehend fühlen.

Aber was ist es nun genau, dass uns in diesen so intensiven Tagen
verbunden hat? Und wie werden sich die Erfahrungen dieses Forums in
die Zukunft übersetzen?

Die Essenz dessen, "Was uns verbindet" ist die Erkenntnis, dass das
menschliches Leben der höchste aller Werte ist, der über Geld, Staat,
Religion, sozialen Modellen oder wirtschaftlichen Systemen steht. Es
ist die Förderung von Gedanken- und Meinungsfreiheit, von gleichen
Rechten und Möglichkeiten für alle. Es ist die Anerkennung und
Förderung der Vielfalt von Lebensweisen und Kulturen. Und es ist die
Ablehnung von Diskriminierung jeglicher Art und der aufrichtige
Widerstand gegen alle Formen der Gewalt, sei sie physischer,
ökonomischer, rassistischer, religiöser, sexueller, psychologischer
oder moralischer Art.

Die Welt, in der wir heute leben, befindet sich an einem Scheideweg,
der neue Antworten und ein neues Bewusstsein braucht. Heute ist es
notwendig, nach guten Kenntnissen und Wissen zu suchen. Je mehr diese
Suche voranschreitet, desto weniger wird der Schmerz und das Leid, das
wir als menschliche Wesen empfinden. Gute Kenntnisse führen uns zu
Gerechtigkeit und Versöhnung. Und es führt uns auch zur Anerkennung
dessen, was in jedem von uns tief verborgen schlummert: der heilige,
unantastbare und unverletzliche Funke unseres menschlichen
Bewusstseins.

Wir sind verbunden durch die Nichtdiskriminierung von anderen aufgrund
ihrer Religion oder Konfessionslosigkeit. Wir sind verbunden durch die
gemeinsame Freiheit, unsere eigene Spiritualität und unseren eigenen
Glauben an die Unsterblichkeit und an das, was heilig ist, zu leben
und zu erklären, oder es eben nicht zu tun. Und wir sind verbunden
durch den erneuten Ruf nach der jahrtausendealten goldenen Regel, die
die Menschheit in den besten Momenten ihrer Geschichte begleitet hat,
und die da lautet: "Behandle andere so, wie du selber behandelt werden
möchtest". Schlussendlich sind wir verbunden durch den gemeinsamen
Wunsch nach einer neuen Kultur der Versöhnung und der Gewaltfreiheit.

Liebe Freunde, die Arbeit zu diesem Forum hört nicht mit der heutigen
Abschlussveranstaltung auf, dies ist lediglich ein Moment der
Synthese. All die verschiedene Initiativen, Projekte und Vorschläge,
die wir in diesen Tagen gehört haben, werden sich weiter in die
Richtung entwickeln, die durch dieses Forum aufgezeigt wurde, und uns
zu einem weiteren Moment der Synthese in einer nicht allzu fernen
Zukunft führen.

So können wir nun auch mit großer Freude verkünden, dass dieses Forum
in zwei Jahren erneut stattfinden wird.

Dafür schlagen wir Rom, Italien, am 12., 13. und 14. Juni 2020 vor.

Friede, Kraft und Freude für alle!

Madrid, 13. Mai 2018


Anmerkung:

[1] https://www.humanistforum.org/de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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